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Das feine, kostbare Aroma 
wird durch die Goldfolien- 
Packung geschützt. 


BENSON ud HEDGES 
Weltberühmt durch ihren Tabak 
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IN DIESEM HEFT 
Haushalt 1970 Seiten 31, 32 


Bonns Christdemokraten geben sich progressiv. In Gesetzes- 
anträgen verlangen sie einige Milliarden Mark mehr für Kriegs- 
opfer, öffentlichen Dienst und Kinderreiche als die SPD, obwohl 
die zusätzlichen Ausgaben wederhaushaltspolitisch möglich noch 
konjunkturell vertretbar sind (Seite 31). Unterdes sind die Ko- 
alitionspartner in der Regierung mit ihrem Vorhaben, einen 
konjunkturgerechten Etat vorzulegen, gescheitert (Seite 32). 


Glückloser Arendt Seite 34 


er Als „Schattenminister“ wollteWalterArendt 
En nach eigenen Worten in Bonn für alle Bun- 
desbürger, „die im Schatten stehen“, Gu- 
tes tun. Doch der ehemalige Ruhr-Kumpel 
und Gewerkschaftsführer erregte als Bun- 
desarbeitsminister durch voreilige Ent- 
schlüsse und Milliarden-Forderungen 
selbst bei seinen SPD-Genossen Unwillen. 
Nachdem sein Plan für ein Rentner-Weih- 
nachtsgeld gescheitert war, übte Arendt 
Selbstkritik: „Ichbinjanochso unerfahren.“ 


Arendt 


Professoren gegen Pressemonopole Seite 37 


Eine Entflechtungvon Zeitungskonzernen durch „Unwirksamkeits- 
erklärung von Verträgen“ oder „Teilung des Unternehmens“ soll 
nach einem Gesetzentwurf 20 deutscher Professoren die Presse- 
freiheit sichern. Es ist das radikalste aller einschlägigen Pa- 
piere, die bislang präsentiert wurden. Im Bundestag freilich 
ist nicht einmal geklärt, welcher Ausschuß zuständig sein soll. 


Zerfällt Südvietnam? 


Nach 100 Jahren Fremdherrschaft rüsten 
die Vietnamesen — Nationalisten, Kommu- 
nisten, Buddhisten, Katholiken und zahllose 
andere Gruppen — zum Kampf aller gegen 
alle für den Tag, da Amerika seine Truppen 
abgezogen haben wird. Während Washing- 
ton versucht, den Krieg zu „vietnamisieren“ 
und Saigon zu einem Arrangement mit den 
Kommunisten zu bewegen, lehnt Südviet- 
nams Staatschef Nguyen Van Thieu jeden 
Dialog mit der anderen Seite ab. Thieu in 
einem SPIEGEL-Gespräch: „Einen solchen 
Selbstmord werde ich niemals akzeptieren.“ Thieu 


Seite 55 


ie 


Generalplan für New York Seite 73 


Amerikas Metropole New York krankt an der eigenen Größe — 
überrannt von Menschen-Massen, erstickt von Abgasen, erschüt- 
tert von Rassen- und Klassenkämpfen. Jetzt haben dreihundert 
Experten nach dreijähriger 
Arbeit einen Plan für die 
Sanierung der Acht-Mil- 
lionen-Stadt vorgelegt. 
Aber um nur die Slums zu 
beseitigen und den Ver- 
kehrwiederflottzumachen, 
müßten in den nächsten 
zehn Jahren 200 Milliarden 
Mark aufgewendet wer- 
den — doppelt soviel wie 
für Amerikas Raumfahrt. 


New York im Smog 
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Die Chancen des Oberleutnants Günter Lang-Lendorff (25 Jahre) 
5 oder warum ein Raketen-Offizier Entschlüsse 
von großer Reichweite in die Tat umsetzen muß 


Entschlüsse von großer Reich- Vertrauen zu seinem Team und 
und Tragweite. Über -zig Kilometer technisches Spezialwissen 
fliegen die schlanken Projektile, die kennzeichnen diesen Offizier. 


ihm anvertraut sind. Und wenn Seine Aufgaben: Seine Abschuß- 
sie fliegen, dann fliegen sie - keiner rampe ist fahrbar auf einen Spezial- 
kann sie zurückholen. Verant- LKW montiert. Mit äußerster 


RORSDESAN Präzision muß sie in ihrer Stellung 
eingerichtet werden; die ein- 
gespeisten Computer-Daten sind 
mehrfach zu überprüfen. Danach 
muß jeder Handgriff sitzen. Aus der 
Fernaufklärung ergeben sich die 
Ziele, diezuerrechnen und zu 
erreichen sind. Das funktioniert nur 
mit einem eingespielten Team 
technischer Spezialisten - und er 
steht an der Spitze. 

Senden Sie diesen vo wr « 
Couponein, beginnen Sie SIE 
Ihre Karriere bei uns. Es® 


Kommen Sie zu uns. | Bitte informieren Sie mich über die Laufbahn der Offiziere T] Unteroffiziere D 

Sie sind zwischen 17 und in Heer D Luftwaffe D Marine D Sanitätsdienst DU 
4 Wehrtechnik (Beamtenlaufbahn i 

25 Jahre alt, Sie wollen ( »D Bundeswehr allgemein E) 


er (Gewünschtes bitte ankreuzen) Werbeträger: OB 91 E 469/24/55/0875 
Offizier werden, o 
Es informieren Sie jederzeit: ne I 
der Wehrdienstberater in Geburtsdatum: Beruf: 


Ihrem Kreiswehrersatzamt | 
oder der nächstgelegene | Ort: ( ) Straße: 


Truppenteil, 
Oder fordern Sie direkt 
ausführliche Unterlagen an. 


Schulbildung: Abitur D Oberstufe D_ Mittlere Reife D_ Fachschule I 


Hauptschule D Bitte in Blockschrift ausfüllen, auf Postkarte kleben und senden 
an Bundeswehramt, 5300 Bonn 7, Postfach 7120. 


SPIEGEL-VERLAG/HAUSMITTEILUNG 


Datum: 29. Dezember 1969 Betr.: TV-Vorschau 


Ein Jahr lang ging es, wenn auch nicht immer gut. Im 
Dezember 1968 hatte der SPIEGEL mit einem Experiment 
begonnen, das den deutschen Fernsehprogrammen mit 
ihren täglich fünfundzwanzig Millionen Zuschauern 
einen angemessenen Platz in der öffentlichen Kritik 
sichern sollte: Die wichtigsten Sendungen im Ersten 
und Zweiten Programm der jeweils folgenden Woche wur- 
den im voraus kritisch besprochen. Es ging darum, den 
Zuschauern nicht im nachhinein bekanntzumachen, was 
ein Fernsehkritiker des SPIEGEL von einer Sendung 
denkt, die sie ohnehin schon gesehen hatten, sondern 
vorweg auszuwählen und zu avisieren, was für wen warum 
interessant sein könnte. Und es ging nicht nur darum. 
Öffentlichkeit, jene letzte und weiteste Zuflucht des 
Rechts, so war's gedacht, „muss die Fernsehleute 
schützen, vor der Statistik und vor Parteistrategen" 
- vor einer hausinternen Statistik, die den Wert von 
Produktionen nur an ihrer Beliebtheit misst, und vor 
Gruppeninteressen, die in den Melonenköpfen der Bei- 
ratsgremien zum Nachteil der Fernsehjournalisten 
kluckern und Blasen treiben könnten. Im SPIEGEL wurde 
vornehmlich auf jene Sendungen hingewiesen, die hohe 
Indexzahlen vielleicht verdient, aber nicht zu erwar- 
ten hatten: auf informative Dokumentationen oder expe- 
rimentelle Filme, auf Beiträge, die in Programmzeit- 
schriften zu kurz kommen. Den Redakteuren solcher Sen- 
dungen war es recht, mochte die SPIEGEL-Kritikmanchmal 
auch sehr deutlich sein. Ein Jahr lang ginges, trotz 
einiger Verstimmungen, trotz nicht eingehaltener Ter- 
mine und des Widerstands empfindlicher Intendanten, 
trotzmancher Programmdirektoren, mancher Hauptabtei- 
lungsleiter (vor allem des ZDF) gerade noch. Zwar ge- 
hören sie alle zu Anstalten des öffentlichen Rechts, 
aber nicht alle fühlen sich so öffentlich, dass sie den 
SPIEGEL zur Vorausschau ins Studio lassen mochten. 


Nun hat der Fernsehrat des Zweiten Deutschen Fern- 
sehens beschlossen, die Vorausbetrachtung seiner Pro- 
duktion zu verbieten — ausser in einzelnen vom Inten- 
danten ausdrücklich genehmigten Fällen; offenbar sol- 
chen, von denen sich die Mainzer eine angenehme Publi- 
city erhoffen. (Eine Übermittlung, geschweige auch nur 
Bestätigung dieses Ratschlusses war von der Presse- 
stelle des ZDF nicht zu haben, und Intendant Holzamer 
war nicht zu erreichen, wahrscheinlich weilt er ge- 
rade.) 

Eine Motivation des Beschlusses ist leicht zu ersinnen: 
SPIEGEL-Lesern konnte nach der Lektüre mitunter die 
Lust vergehen, die eine oder andere Sendung überhaupt 
anzusehen. Wohl ! Nun wird ihnen ihre Lust zukünftig 
erst beim Zusehen schwinden. Denn für Felix Schmidt, 
den für das TV-Vorschau-Experiment verantwortlichen 
Redakteur, gab es keine Frage, wie eine Was-tun- 
Diskussion ausgehen musste: Die TV-Vorschau des 
SPIEGEL wird vom nächsten Heft an eingestellt. Nur 
noch.die Sendungen der ARD, des Ersten Programms also, 
in Betracht zu ziehen, würde bedeuten, die deutsche 
Kulturlandschaft nur noch durch Werner Höfer, nicht 
aber von den Mainzelmännchen, nur noch durch die Lotto- 
zahlen und nicht mehr durch Wim Thoelke repräsentiert 
zu sehen - die halbe Wahrheit. " 


Dennoch: Auf keinen Fall wird der SPIEGEL das Fernsehen 
aus den Augen verlieren, auchnicht das Zweite. 


DER SPIEGEL, Nr. 53/1969 


{yemioA 'jeL) 1 
oL" ynıag 
egeus J 
{yeznensod) 


MOUYOM 


'eWWEN 


(000 00€ ca ge) odepusmypyy uon Bunyemsen O 

(00002 wa ge) ueyeypsoßulunsjuarey von Buniynjyaing O 
(000 01 wa ge) omoysyeypsuleweg we ewyeue]l O 
ehugblyajzueuld !e1p eIP O 
WALSAS-HALNAWNOO-ONSUHLONIMS. }EUSIPLERIOg O 
:(uezneiyue sepusyaunz enıq) 

ısqn weßeuejun aypııyrnysne Jeyep u IS LEWIS 
"UEISJUNOJU} SOJLEFSON pun yoypugssaun you SyogWm 4O] 
"epIeM JU8JENEq 

"na Peuds 


—OBLL ING Anu an) vawwesnz eßupßuyejzueulg E Bselp O 
08'827 NA 314WHOSFONINYILNSUVM Bueßiya] © 
08'627 WA YINHOFLN3SHNB Ana aıq BusBiye] O 

08°62d NA NOILVSINVOHO-NITINYUJ BueBaye] O 
:Bun1959]7] uegejdiwoy Anz Sjjajseq yo 
(gniyossjelenn wnz eo Joa sjjemel JdRAsg 
ueßunjegsegjsusipussigg alle An} JsuysBunßipuny ®IQ) 

(suledsı3 9/u0L) 08'722 WA Ayer ı an) 'zeneion IÖsep O 

(sturedsı !/ug) OFBLLWO "UoW 9 Any "Biyezsneion IÖsep O 

08°02 na yonyeuou NILSAS-HILNIWOO-ANZULDNIMS O 

:{uezneyue ayıq) 

BunJ8}817 ueyaıNueyoom jewiomz/uspusjne} ANZ 81]0359q UO] 

we z ogensyudjopnenps 868290 XejaL ‘EGEFBZ/LLBO OL 


eg, veyounw 0008 NOA4NOD 


:ue UBPUSSge ajnay YOON 
WE u u uU m 73 m 7 m 733 


-HILNdWOI-ANSHLONIMS Jap yu Jyemsneusppjy JUep - - - UEYOOM 
woßluom u Jusjpier Mae 00005“ :(arsiobeg) aoyewäauogy "AN 


HITS LI 


suegsjjauyos Yo} jjwep 'Ieq 161] 


5 5 5 257 57 0 u 0 2 2 0 2»>0% 
HE EEE ME HMMM ME HE MEN HEMEE DEE TEE 


uszueul4 Jop om 42p ul donsyusqy '9 SIoyewuÄauoyy "IN 


elsseualu! 
uspuny Jsıyı Bjoj1g We Elul] J97548 U} Jeyep puIs 
pun Sunßiiejequumeg Jep sıseg jne ueyleqse 
es "Hymobysınp uejsieueuspjays Jsßıbuey 
-geun WEB] WELIE LoA PiIM eolNleg Jeseld 
-Bungypiyosunjodeg epuejnejno) olp jne 'mzq 
usuoyysodsjneyusA pun -uy uon Bunjeng eßnez 
-yosı op jne wNBIPE) ypıs Jyeızeq Bunyemsn 
sig "uepiem Jeylemıen UeYsIjeIZEdsuUssI0g Leuaı 
-yEJ1B UoA ueßUunIequieIe‘ Jelepuoseg Punußjne 
veuugy 000006 Wa ge sjodepuspiy legaıH 


Sunyemsoa-Jodepuaıpivy 


“egiyezyon. pun 
epınbı yeziepef Isı eßejuy ed 'ualeınyads osıny 
epuaıje} Jne yone sje Bpueßlejs Ine |yomos uuey 
ve 's0] SEM? Joww} }s} Pidey) WESelp Iny 
-essiugeßug Slegueisiieel yosel Yone Pewuluie} 
-UOIeM Jep JjeIq soyisıH Sep Bunzyeyosulg Jo} 
1094 Jeg "]IOS Lapıom Izjeseßul® Ayeınyeds Jgnm 
-8q sep 'ujopuey „eitdeyoyisıy“ "Bos un yoIs sa 
Syjos JeqleiH "000 02 INA Ine yoıs ynejeg eojaeg 
wiesejp uUB Huiyeulo] eIp In) Zyesule}sEepu N Jeq 
"usssejeg LEyElpseßuuewaem Yu yogenyps 
-SnE YOIS EP Aynyypınp uejsıjeizedsussiog Lon 
Bunye7 Jep Jejun oyeypsen aselp sIp Yopunıdeß 
yeypsjleson onau auto Joyep op.ınm 53 'swnynand 
-JeAlJd VEUSIyeJeun sep uejsnuoA nz 30 Hun; 
uopeunoju| ue jeßueyy 'uepsom Jehpegoog YO] 
-5e} Pyewuluwiejuslen epujeswpem Yoseı Jop 
gnw '„ueglajqnzuszus“ pe}uls ueloM LEINE Ine 
sı yodaßejuy 2}saq aıp yo se om 'pulewuoyy 
wınz zjesueßsg wj "ueußlenzue essiujuuey oselp 
yoIs 'yez alp JyoIu usgey 'ueßllejeq PlleW Lep 
-USISILIZSE} WESENP UB YpIs aJp 'ojnejanlid BIO 
"LBOLESNUESIIG AeP Essiuuusy Pypjeußugjwn 
wePIONB (Bueßiye7 Byels) eyeyoseßujunejuaem 


usyryasoßunmeyusienn vor Bunaypnpang 


48P0 000 0, Na YBeaeg Bunßiegegeid "up 
-yoınpısqn Jeysigq uelem eyejinsey uejjeizueuy 
eıg "vewyeujnenpsuy eIm yoıBoW osıeM Jeyple]ß 
LI USLONBIBHOBSSIEg Puls SI 'uajsijeizedsuesigog 
usjjeuolssejo1d uon Bunye7] Jejun sıseg Jejeuoneu 
-ojul jne YKloue aßeyuy aıdq "Bunemiemoden 
ueyeand Jeule Aw SPUOJ-eBBpeH "Bos saujs aß 
-10\ Ip Kies wuojaßeluy Pßlyleneu asolg 


OUUoysyepsweuen 


"up o]yosunm 
-2D Sep @NId NOANOO WEP jne eig uezneny 
jlepogl !og| "ueuUgy uopiem Juynyeßupnp usWd 
jopunsıjeq yoınp alp ‘ueBungsie]-Bolleg ueP 
-u85I0} BIP YDoU UIESET USJEFUN uajyajdwe am 


SIIAIOS-IEPUOS 
Jojjeizueul 


"MEN ULMER 9/,ZL SJabyny “uumeyg 0/1 9LL 

eueA ‘uumey) 0/,£5L sam) ‘UUMEHD 2/0991 
BIPICHUOI “uuMmEH P/,512 Hejewmyayy “uumeg 
%/Sp5 JeusdieH :uajlemiejzedg Leypsinep Lap 
ag esstugeßug BIP pls uErejje}seß Jesseg YOON 
"MSN 0/1) JEPaSII "/nzpı Bupayps 

4 Jameg lzz MN Monep nz 
uoA uulmeßspiuyosyaing YEU® LENpeIg allem 
-plepugIg uaJSOg 0, AlQ "%/.v'95 uumeßsnuys 
-ying A2p Änyeg uelamjeizedg uep Jod "/u65 
uoR UUMEH USUIE AylpEIgIe HNEMPIBPLEIS Jop 
muyasysing Jeq 'uanyy uelpsinep joq ueßunı 
-ySUWI-SIS SIp yDIs ueyajje}soB ypleıßjone sıop 
-UOSäE "0/.6'DF UOA UUMEH UELI EJSjIsOJyelgieH 
uorzje] Jeissun ypeu Syypeiqie ueßunjyaydıua 
-SOS Jeypınmes jeynsoy ayaımyuyasysunp sec 
‚vepjsuypsge puaßeuoniey WILSAS-VILNANOO 
-ONAH.LONIMS SEYSUSJPLUBSIGEI UEPLELJEUOSJB Ypı] 
-}UOUOOM JBWIOMZ SEP LEjUELLOqY OIP LEJUUOYN 
uonyy UoA jney wnz ueßunjyejzdıug vep Ieq yony 
usßunyagduy-uspyy jaq auulmen 


0:24:19 
uon uuMeH Uejenyuezo.d weule Jeq BrSL $ 
Önyeg ueuomsodumwmejuelem-gos Jeıje Lumen 
eypmuyosypinp Jeq ‘(uepıem Jypejjeinien LO 
-UBYO OP LEUUHY USPIENUON 00) JEPO OG ‘01 Au 
ueuons4edo yoıngq 'Peyuoy veuge Anu ne pls 
usysIzsg usgedueuulmeg aid) "/oOhl uum 
-29 02% $ INefog :0/o99, = LUIMED GLP $ JojeH 
Yo LZ = UUIMEH 0098 $ Aejdny !0/,912 = uuImey 
0025 $ 10aus !o/ngEZ = uUMmeH gl, $ Jaypnz 
"9/0008 uumeH 005 $ oeyey :arsıiseiyer 
4sJ95Uun sne) sjejdsjsg "ueßesnzieylon NeydIneueH 
Joypnunesie Hu veßunßemegsield UEgolB Uo}Z}o] 
Sp 'ANSHLONIMS SO Buejoß ppewummejuenem 
wep ;ne yony "uezoid 27 Inu uon Bunipiem 
-gy Wayomluyosypinp deule yiw (Men JgwY 
’sgqea 'MA Yone Jejuniep) uspyep2epuejs usyos 
-nep uS}sBHUM HP SsınyysyopH LaNpIeLe 210] 
“NZ 8IP ONIHLONIMS Nauypelag ssıemsjeldsiog 

"Erbes ueyasjny seupıjypenegq Jomyoez Jap 

u) pun 8sıgg Jep Le SIp 'uejelzie oyayınsey Eu 
Muyosydinplsgn BWWEIKOJF-JBINdWOO Ueyayoım 
Aue sun UOA Jop Yuep UBSOUBOId-HALNINOD 
-ONZULDNIMS eIP umuuoy ue Busuy uoA 
50,33 pun ueßunysjo] 


"uayeuypsoß 
-wuuswelem VEISBNUSIM VEp nz SjeußIsjneyloA- 
pun -Iney-lejndwog yoıyuayogm Jjeyue soMeg 
-ÄNPOWWOY Jod 'PiIM IBOj2B aM ueuorewWioju| 
-UBSIHAH SNENPIE Ine WEP ul exe] ualpıuynsne 
uouje JjEUe uogeßsneßejswes pun -ompWN 
‚9p epepr "sddewonseid »Blgiejemz Hojuebeje 
Sul ueyey® Jejlejsagseiyer "eßeiqy uewenb 
-9g ınz WOOjeB10R ypeyoja Js! JsUolPLOSIAE dag 


“BjPWOIEqUESIHA HPuayals 
-aq usjWeuodwoy OL Sne sep pun ueaogexipuj 
-UBSIAg YOANP IZUEBIO YDoU LEpJem veßunjejsied 
osalq ‘Aeupäg pun ooL ‘yunz 'sued 'Puellep 
'uopuo] 'essnig "wepaejswy ‘oA MEN nz 
“NUR UBSIOANIEM UEIsaNyDIM sep veßunppimyus 
-sIny Jop ueßunyejsieg Sypsıyudeiß YOOU E9lAlaS 
4epuauleyosıe yolNueyoom jewiemz Jesun ey 
"us ulyleyleM "IHVZ-UILNINOI-ONIHLDNIMS 
ep @jllH Aw weßunnem uenmjelgo uelseq 
sıiemol usp nz Bunjejsieqnusßeg sıp umyayom 
-uolpfy UeISYDIeJueoueyp Jap Bunjjsrsueuues 
-NZ SUN YpINUEyogmM sIodepiejenyy seule Ay Jop 
u 192g ALSIINALINOAYA 2ld "uopeiypsoßsne 
uBPIEM Alam ehnsunBun Yzueßss puajynej uapıom 
eIS 'uapınm yemeßsne uonyYy 0006 UOA snpuny 
weue sne op 'eueMm O2L "eO NILSAS-UIL 
-NAWOY-INZYLONIMS Jerypegoog yanmeypom 


"puis ypıgw 
eıpjy Jepal nz estemulH eupiyuuyss Yone gep 
eyleıglea 08 epınm oyedssgzuawmoy aidg "ellp 
-uOY FSRYSA-UUMSH-SIHId Sapuepjarg !Ollyv 
old uumen !soyisiljsnjteA sep Bunzue4ßeg ınz 
Sylaewssordojs Njalzsierdg !ogeßuesjeid ul jeußls 
-MeylaA J8Po -Iney !pusyuasing !ÄUNIENousjeig 
1210| !uelpiy uelleizugnd Jep Bunynsulosgeiyend 
'Spemjsje]L- pun -JSIPEH-SEIYer :UELOELLOJU) 
Spuaßlo} You SPJSUBIPUBSIA LEPLEWIEUDSIE 
yamusıpgm jeWwjemz saJosun Jueuuogqy Jop HEY 
-18 IHVZ-HALNIWODI-ANIHLYNIMS Jep uegeNn 
"usjelzıe nz BuuMmar) EBNSIJZINN JOPo -Joyyım ENMY 
4980P jnuy uaujd Wınp ‘souuyy Ip Ys1 Jegloıb 
osSp “yeZ Sp AegpaB of "yorjuje Jsyopy puls 
IyeZ Jasejp yjw usuoneiedo el "IHVZ-HALNd 
-NOI-INAHLONIMS SP :pAIm ualomeßsne Iyez 
abızuj sus stugaßispug sie gep “Yayagıeıaa 
05 wuBJBO4d-Jajndıuog uayalziduoy weus yoeu 
pun „aysjedsaß uspıom ajjyy Jouje UeLEMjezUg 
uoA SNepuny "Spy Aue |yezuusy-sondwod 
ap osje ‘Bupey-ısynduoy "Bos ul usw Jysısıan 
4sgunse}H "IHVZ-BILNIWNOI-ANZULDNIMS OP 
Bunayrzujg @jp Is} sejsusjpussieg sep Bunyers 
-sßnen Asp Bunisssegion »puspjeyssjus alq 


“USgENUPSIE NZ NEyLOMUEHFQ LEISNBAg Jeuo 
siupupjsiea Wep 'epınm uesejeß sjjoadussiog 
pun weoypAleueuspyejjg3 “ueyueg on „nu se} 
JEyIon JEp susIpussigg Leselp un Yopusmaßıne 
vapınm Aogsesdunppimmug Jeßluyelgreyusienz 
uoA ueßunıyeug old IyoımNusyglen pun Jonemsne 
Yepuemue Weyndınog uoA zjesug Jsjun esijeue 
-UP5J3 LEjejWEWEPUNJ-ouype} J2p Lepoen 
ueWepowW BIP Jep "suelpussiog ayosiedone 
8518 Jop 48} WALSAS-HILNANOD-AN3H.LDONIMS 


e5j0j13 pun usßunysis] @ ssijeueusyyy sıp MaIuonnj 


oABı |yeZ-1eyndwog-ANFHLONIMS SI @ waısis-ıaynd 


-WOIJ-ANSHLONIMS SE}SUsIpuUas19g sep Bunyejseßnen 


@ usgey nz Juisjeßuouuey Jeyny Buyer 
oßlute Jyoıu BueBıya7 usp 'sınepog @ uowwoysg 
-USWIWIBSNZ Jepussne] eBlue uows @ uasen 
-Jo1d jenos pjen Biusmos ıny usw uuey om 
-PueßuN @ usjelzıa £605 WA uon uumeg uaujo 
Sruuoy @ uoneinyads shnyon eıp u yoıquyg jew 
-uo}sie wnz @ URBONSE} 000 05. NA uoA uum 
-BbUI5N UaUJE SsneIon un Woyos uuey @ usw 
-yeuugeayow 0000. ING Ayer Old @ Bunkı 
panp yspewogne unu pls Jopiq uolw Bug 
@ epnaig abısau am Jypew sıny Auf @ ypew 
26 000005 NG "82 uon usbouneA Us psy 
weuj® sne winjpnIg wep upeu ageH @ 9J2150y 
Bueßiye] eJweseß Jep sie "yew qaliyuy jne 
yoI ayuelpien epoyyeyy Jeiy) Bunpusmuy young 


usgialypsyueg auajsisbag 


"HOIZNPEI VEJIEyUON 
-Bowjsnulen IP pun Jyayıs ueoueypuumsHn Sp 
uew oIM "usbleznzjne uepoujayy enau pun aygoıd 
-13 !SOSINy Seselp jez "yolluyomeßun Jysu puis 
uolpoM uehtusMm ul 9/00). SIE Ayaw uoA euulMmeH 
"UEYLELDUUIMSH LEWIOUS Jıl Jsunysuoyeinyads 
"men 
usziem “eyonz 'z UOMBALOYUWIOL 
-Bos ww jepueH uep uew jyaysien JejunieiH 


Syeyssaßulwiejuasemn 


uelpien pe uauoIpjesuel, SBENEun yoınp 
asıog Jep Le ueW em ‘uelyellen LEUBPEIUOS 
"184 Jap Bunyejsieg veyeusixeid Jep U! UIBPUOS 
‘yolssuassin WBJO} uon Bunluner J8Pp u) Jyoıu 
ıege 381) soßueßiyejueIipng sep ApımeBlamypg 
seg "ueuuey vsAjeueuspjej)j ep ULepoyyayy 
ueulapow ap Laule] EIS 'vassıy Seleqllamion 
SIXxeld JEP U} 40J0S WIEPUOS 'uelJoRy,) Lezynuun 
ouwıey dung 13 usyluyoseßnz sießejuejendey 
sap essiuJunpsg ueyosipeid elp ne ısı sns 
-ıny Jg "yeupseßleideduom sep u Buniyunuz 
sslpurjsjjon aus Jorolg Bueßuyajuaıpnıg Joseıgq 


uypsjuasıgg anaN ad 


"YBnezegq usqlelypsyueg LeUsgaß 
MIa1) UOA UBPUESNE] U! puls apoyjoyy 
Jeselp eBjoUg Leypıunejsie eig 'Nomun ınz 
ueßunysizag uSyDILUOSIBd Jep pun assiujjeyuseäA 
vejjeIZUBUN Jop 'opuejswnsuage] sep Bunlapueson 
Bpusjas4ßysınp pun aaıisod aus Epoyoyy-unyueig 
Ip PMlmaq YpınpıoiH "DweIsig-zueulj UEJS]|OA 
-sBunyaIMm Jap weule Jw BunIsIWwWeilBold UByDS 
Jejdeyos Jep Ylulpaı alp asıam eupstuouey 
jne YÖtulesern Bueßuyejueipns eulepow Jesaig 


NOLLVSINVOHO-NITINVHS 


uoddey 91 Igeyun 
Y19Mwesen seg Yupergebaegun ueddewmnsejd 
usansjusseide) y ur 151 Bueßuyejezug Jepor 
Teuuojg0) WI UENSS 0G/ ’eO 'snz or uajlay 
-WISUEIPNIS 9L Igejun pun usssojypsoßge ypis ul 
ısı Bueßlya] Jeper "wlesseqiea nz Yolluasam 
Ssstueyson UEjjslzueuNy aıyı WeWyeuNe}LelpnIg 
uOA UEPUSSNEL UBjEIA SHEIEG LaJjeylen „eyeyos 
-sBuunejerem" pun „Nuypejuesiog eneNn alg“ 
‘‚voresweßig-ungueig" ebupßiyejusogJ vuasun 


uossıqm saljaız 
ueul y9ınp 6[043 


BI0J1J UaIIOIZUBUN) LINZ ObaM 


BRIEFE 


SPIEGEL 70 


Rechtzeitig zu Beginn des neuen Jahr- 
zehnts möchte ich Ihnen ein paar Vor- 
schläge machen, wie man den SPIE- 
GEL der Siebziger Jahre gestalten 
müßte. Als erstes liest man ja doch 
den Hohlspiegel — also Hohlspiegel 
nicht auf die letzte Seite, sondern an 
den Anfang. Dann zwei Personalien- 
Seiten, damit der Leser eingestimmt 
wird. Sport interessiert am Montag 
immer — das müßte also an die dritte 
Stelle. Nun sollte der Kultur-Teil fol- 
gen — mit noch mehr Musik-Geschich- 
ten (am besten hin und wieder Schall- 
platte einlegen). Dann auf jeden Fall 
einen großen Auslands-Teil. Deutsch- 
land ist ja so groß nicht, verglichen 
mit dem Ausland — könnte also viel 
weniger Seiten bekommen und an den 
Schluß des Heftes gelegt werden. Ganz 
am Schluß dann den Titel. Artikel 
über Automobile und Verkehr können 
Sie ganz weglassen. Es gibt ja doch 
keine Parkplätze. Ich bin überzeugt, 
daß Sie mit einer solchen Struktur 
Ihres Blattes die Auflage binnen kur- 
zem verdoppeln könnten. 


Hamburg Hans-GEORG STÜMKE 


WEGHÖREN 
(Nr. 51/1969, Brasilien) 


Die Veröffentlichungen der Defregger- 
Affäre, des Song-My-Massakers und 
der B+C-Waffen-Technik; sie mögen 
Empörung, Abscheu und Ekel hervor- 
rufen! Ihr Bericht über Brasilien, er 
löste Brechreiz aus! ! ! Ich gebe zu, daß 
nicht jedes Nachrichtenblatt diesen 
Aufwand an Recherchen betreiben 
kann, aber warum werden solche Miß- 
stände nicht auch durch andere Kom- 
munikationsmittel aufgegriffen? Für 
die Behandlung dieses Themas spreche 
ich Ihnen meine Hochachtung aus. 
Mir kommt nämlich langsam zu Be- 
wußtsein, daß die übliche Presse nichts 
weiter als „pseudochristliches Gestam- 
mel“ sowie eine rein informative 
„Pflichterfüllung“ enthält. Ich frage 
mich, welche Konsequenzen von den- 
jenigen gezogen werden, die auf Grund 
ihrer politischen und wirtschaftlichen 
Macht dazu in der Lage sind!? Es 
liegt der Verdacht nahe, daß deren 
Motto ist: Diskret weghören! 


Duisburg WOLFGANG DRESSEL 


In Ihrem Bericht über das faschistische 
Regime in Brasilien haben Sie leider 
„nur“ zu schreiben vergessen, daß es 
von den Vereinigten Staaten von 
Amerika massiv gestützt und unter- 
stützt wird.. Warum? Aus steriler 
Kommunistenpanik im Blick auf die 
vorrevolutionäre Situation in ganz 
Lateinamerika, wo die USA bekannt- 
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lich: seit Jahren die Gegen-Revolution 
durch Einsetzung und Schutz faschi- 
stischer Regime vorantreiben. 


Hofheim (Hessen) Resına BoHNnE 


Der Bericht über die Folterungen in 
Brasilien hat mich entsetzt und be- 
troffen gemacht. Doch beim Lesen der 
Zeilen mußte ich an ein Buch denken 
(E. Kern „Algerien in Flammen“), das 
mich damals ebenfalls sehr erschütter- 
te und das Ereignisse beschreibt, die 
sich vor einigen Jahren zutrugen — in 
Algerien. Dort folterten und mordeten, 
quälten und mißhandelten Vertreter 
einer „grande nation“, eines „Volkes 
mit culture“. Sie gingen mit dem glei- 
chen grausamen Einfallsreichtum zu 


Werke... wie schnell wir doch ver- 
gessen! 
Lübeck HeEnnıng ROHDE 


cand. med. 


Ihre Beschreibungen kann ich nur 
bestätigen. Ich bin Mitglied der Grup- 
pe 149 von Amnesty-International, und 


wir betreuen einen Brasilianer. Aus. 


wohl als objektiv anzusehenden Be- 
richten eines brasilianischen Geistli- 
chen wissen wir, daß unser Gewissens- 
gefangener grausam gefoltert worden 
ist und noch gefoltert wird. Der Geist- 
liche hat selbst einen Gefangenen nach 
Folterungen gesehen und berichtet 
von seinem Zustand, daß dem Häft- 
ling beide Arme und Beine gebrochen 
waren, seine Wirbelsäule angebrochen 
war und sein Körper nur noch eine 
aufgedunsene, weiche Masse bildete. 


Hamburg BARBARA SIMONSOHN 


Man darf gespannt sein, was der Bot- 
schafter Brasiliens diesmal wieder 
„zur besseren Information“ der Leser 
beitragen wird. 


Bad Bergzabern DiETErR Ge 


DENKENDE ELTERN 
(Nr. 50/1969, Gesellschaft) 


Interessant, daß seine Untersuchungen 
Herrn Professor Jaide zu der Schluß- 
folgerung brachten, daß nur noch eine 
„radikale Bildungsreform“ die Jugend 
in die gewünschte Linksrichtung 
zwingen könnte. Der geneigte Leser 
kann sich nunmehr des Verdachtes 
nicht erwehren, daß dieses Ziel von 
den Regierungen einiger Bundeslän- 
der von jeher in den Blick gefaßt 
wurde, daß man es aber erst jetzt mit 
der Rückendeckung des Regierungs- 
wechsels in Bonn offen auszusprechen 
wagt. Das wäre allerdings eine Per- 
spektive, die die Bildungsreform nicht 
mehr unter dem Aspekt einer mög- 
lichst guten und individuellen Bildung 
des Kindes sähe, sondern unter dem 


Fee 


Ks r 
Neo-Angin einnehmen 


schmeckt angenehm- 
wirkt sofort 


Warum 
Neo-Angin 
sofort hilft 


Weil wirksame Substanzen 
in Neo-Angin enthalten 
sind, die die meisten Bak- 
terien in Mund, Hals und 
Rachen schnell vernichten. 


Darum nehmen auch Sie 


Neo-Angin, sobald Sie die 
ersten Anzeichen einer 
Halserkältung verspüren. 
Beginnende Heiserkeit und 
Schluckweh verschwinden 
— Ihr Hals bleibt gesund, 
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In Apotheken und Drogerien 


neo. 
angın 


etwas teurer— aber wirkt sofort 


Divapharma Zürich, Baden-Baden, Wien 


WIENERWALD-PR 


Friedrich Jahn 


GASTLICHKEIT PASST NICHT 


IN DIE EDV 


I, unserer Hauptverwaltung Mün- 
chen steht eine moderne IBM-Daten- 
verarbeitungsanlage 360/30. Dieser 
„Computer“ macht komplizierte 
Gaststättenlohnabrechnungen für 
rund 6800 Mitarbeiter, registriert 
den Ein- und Ausgang von Waren 
und übernimmt die Betriebs- wie 
Finanzbuchhaltung; zu dem hat er 
noch eine Menge an statistischem 
Material gespeichert. Wir können ihn 
zum Beispiel fragen, wieviel Hendl 
täglich verkauft oder wieviel Wein 
in einem Monat getrunken wurde. 
Wir bekommen von ihm die Um- 
satzstatistik für sämtliche Artikel 


= 


Gastlichkeit ist für uns ein umfassen- 
der Begriff. Die Gastlichkeit beginnt 
bereits bei der Einrichtung der Lo- 
kale — gemütlicher Stil, abgeschlos- 
sene Sitzgruppen, gedämpftes Licht 
und die angenehme leise Musik. Wir 
verstehen darunter eine schnelle, 
freundliche Bedienung vom frühen 
Vormittag bis in die späte Nacht — 
ohne Ruhetag; und vor allem gehört 
zur Gastlichkeit ein reichliches An- 
gebot schmackhafter Speisen zu ver- 
nünftigen Preisen. Für die Gastlich- 
keit sind unsere Geschäftsführer ver- 
antwortlich. Sie müssen mit Umsicht 
und Geschick ihre Gäste betreuen - 


Friedrich Jahn (rechts), Chef und Alle! 'nhaber der Wienerwald-Unternehmen. 

Er hat mit seinen Betrieben in zwei Kon::enten, acht Ländern und 170 Städten, 

der Gastronomie nene Maßstäbe gesetzt. Auf unserem Bild zusammen mit seinem 

persönlichen Stellvertreter Rolf Schielein (links) und Dr. Albert Schmid, einem 
seiner Rechtsberater, an der betriebseigenen EDV-Anlage. 


und sämtliche Betriebe ausgeworfen. 
Wir wissen, wie hoch der Pro-Kopf- 
Umsatz in unserem Betrieb Mün- 
chen 25 ist oder welche Personal- 
schwankungen unser Betrieb Kiel 2 
hat. Mit einem Wort: Über unser 
Unternehmen gibt uns die EDV ge- 
nau Auskunft. 


Aus all diesen statistischen Unter- 


lagen können wir ersehen, welche 
Produkte im Wienerwald gehen und 
welche nicht. Wir erfahren recht- 
zeitig, was unsere Gäste bevorzugen 
und wir können uns auf ihre Wün- 
sche einstellen — soweit dies eben im 
Rahmen eines Kettenunternehmens 
möglich ist. 

Wenn uns heute die EDV auch für 
viele Aufgaben unentbehrlich gewor- 
den ist, eines kann sie noch nicht: 
Gastlichkeit programmieren. 


aber mehr noch: sie führen selbständig 
ihren Betrieb, stellen Personal ein, 
machen Warendispositionen und 
zeichnen für die Abrechnung verant- 
wortlich. Deshalb brauchen wir Ge- 
schäftsführer mit Führungseigen- 
schaften. 

Wir wünschen uns dynamische, junge 
Leute, denen es Freude macht, Füh- 
rungsaufgaben zu lösen. Wenn Sie 
uns helfen wollen, dann schreiben 
Sie doch bitte an die Wienerwald 
GmbH, 8 München 15, Bayerstr. 37. 
Wir schicken Ihnen gerne weitere 
Informationen. 


Wienerwald 
Gastlichkeit \ 


BRIEFE 


seiner Manipulation zum „linken In- 
tellektuellen“. 

Amelgatzen (Nieders.) R. FArkE 
Demokraten, die gelernt haben, in ge- 
schichtlich fortschrittlichem Zusam- 
menhang zu denken, wundert es nicht, 
wenn in unserer pluralistischen, kon- 
sumträchtigen Gesellschaftsordnung 
Diplom-Psychologe Bönner zu der 
Feststellung gelangt — die Professor 
Jaide aufgrund seiner Erhebung nur 
bestätigen konnte —, Deutschlands 
Jugend sei reif für einen neuen Fa- 
schismus. Zur Genüge sind Interes- 
sengruppen bekannt, die diesen Zu- 
stand nicht nur begrüßen, sondern 
darüber hinaus auch noch mit allen 
erdenklichen Mitteln unterstützen. Ja, 
der Faschismus ist nicht nur die NPD, 
er ist viel allgemeiner, er ist insgesamt 
im Spätkapitalismus vorhanden. 

Dortmund HERMANN KAMPMANN 


Es handelt sich um eine kommende 
Wählergeneration, die einem Angst 
einjagt. Man kann ihnen diese Primi- 
tivität nicht einmal verdenken, denn 
die Art, wie bereits in der Schule einer 
demokratischen, staatsbürgerlichen 
Erziehung aus dem Weg. gegangen 
wird, ist geradezu virtuos, wobei ich 
überzeugt bin, daß der Grund für diese 
Haltung nicht bei den Lehrern zu su- 
chen ist, sondern bei der wie Unkraut 
wuchernden obrigkeitlichen Gesin- 
nung. Und das vergeht ja bekanntlich 
leider nicht! Trotzdem hoffe ich — und 
die Resultate der letzten Wahl berech- 
tigen etwas dazu —, daß sich irgend- 
wann mal ein Unkrautvertilger fin- 
den wird, der es fertigbringt, diese 
bornierten Kreaturen wachzurütteln 
aus ihrem gefährlichen Phlegma. Ich 
stehe übrigens weder links noch rechts, 
ich bin lediglich in der glücklichen 
Lage, denkende Eltern zu haben. 

Zürich A. Hörschı-Wüsrte 


Leider, leider haben Sie recht. Ich bin 
19 Jahre, alt und sehe es in meinen 
Reihen selbst. Für viele ist die einzige 
„wahre“ Zeitung die „Nationalzeitung“, 
für viele sind die Übeltäter im Nah- 
ost-Krieg „die Juden und Amis“ und 
so weiter, wenn ich nach den Quellen 
suche, finde ich nicht selten Menschen, 
die bei der NSDAP „gut gestellt“ wa- 
ren. 


Berlin FRIEDRICH-WILHELM ROTH 
Politisches und demokratisches Ver- 
halten der Jugend sollte nicht nur ein 
Produkt ihrer Ausbildung und Bildung 
sein, sondern des persönlichen Enga- 
gements. Demokratie wird für den 


einzelnen meist ein abstrakter Begriff 
bleiben, solange er nicht selbst betrof- 


fen ist (siehe numerus clausus). Jedoch 
bei 15jährigen von potentiellen Faschi- 
sten zu sprechen, heißt, sehr wenig 


BRIEFE 


Vertrauen zur Jugend zu haben, so 
wenig, wie man in sich selbst setzt. 


Bonn MICHAEL JALETZKE 


Seit langem hat mich nichts so beun- 
ruhigt wie die Ergebnisse von Profes- 
sor Jaides Untersuchungen über die 
reaktionäre deutsche Jugend. „Wie 
Vati“, sicher! Aber was sagt die Schule 
dazu? Bei ihr müßte die Bestürzung 
doch groß und alarmierend sein. Hat 
hier der Unterricht nicht sehr weit- 
gehend versagt? Wie eindringlich ist 
ihm die Geschichte der jüngsten Ver- 
gangenheit behandelt worden? Ein 
Vorschlag: die beste und unsere 
Situation erhellendste Rede dieses 
Jahres, Professor 
Alexander Mitscher- 
lichs Rede beim Emp- 
fang des Friedens- 
preises des deutschen 
Buchhandels „Über 
Feindseligkeit und 
hergestellte Dumm- 
heit“, müßte in allen 
Schulen verbreitet, 
gelesen und disku- 
tiert werden. Daß jeder Lehrer sie 
kennt, hoffe ich. 


Berlin 


Hartung * 


Dr. Huco HARTUNG 


Ich möchte zu der Aussage des Herrn 
Professor Dr. Walter Jaide, unsere 
Jugend sei nach extrem rechts orien- 
tiert, Stellung nehmen. Entweder hat 
Herr Jaide seine Untersuchungen in 
einem sehr kleinen Personenkreis 
durchgeführt, oder der Computer hat 
sich geirrt. Die Mehrheit der Jugend- 
lichen ist, meiner Meinung nach, links 
orientiert. Als Beispiele kann ich die 
unzähligen Demonstrationen auffüh- 
ren, welche kommunistisch denkende 
junge Leute organisiert und durchge- 
führt haben, dann die Jungsozialisten, 
die sich auf ihrem Bundeskongreß 
deutlich nach links abgesetzt haben, 
die Bombenanschläge in Berlin (offen- 
sichtlich auch von jungen Kommuni- 
sten, die die sogenannte kapitalistische 
Gesellschaft zerstören wollen, durch- 
geführt). Es gibt noch viel mehr Bei- 
spiele. Dagegen kann man die Existenz 
einer „faschistischen Jugend“ nicht 
beweisen. 


Langen (Hessen) THoMas KAIseR 


Die Befürchtung, die BRD sei ‚reif für 
einen neuen Faschismus“, scheint mir 
etwas übertrieben. 
Heidelberg 


HARTWIG GABEL 
stud. med. et psych. 


Es trifft zu, daß in dieser Jugend fa- 
schistoide Züge zu erkennen sind. In 
den Untersuchungen von Professor 
Jaide wurde festgestellt, daß 38 Pro- 


* Schriftsteller und Autor von „Wir Wun- 
derkinder“. 
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Wir sind sehr erpicht 
darauf,ihnen das 
Ergebnisdes .-i 
Aluminium- 
| Wettbewerbs 


ie 


der Firma Gebr, Uhl KG 


Erstens wird es langsam Zeit. 


Zweitens zeigt es, daß Deutschland viel- 
leicht nicht mehr das Land der Dichter, 
wohl aber immer noch das Land der 
Denker ist. (Wer hätte das gedacht!) 


In Zahlen: 3600 Denker schickten 
6000 Vorschläge ein. (Darunter manche 
bis zu 40 Seiten stark.) 20% aller Denker 
waren Architekten. (Bravo.) 17% saßen 
unter den Fachhändlern und Verarbeitern. 
(Bravissimo.) Der Rest verteilte sich weit- 
gestreutunterdie „Nicht-Fachleute”. (Dank 
an alle!) 


Große Überraschung: Viele Einsen- 
dungen kamen aus dem Ausland. Aus 
Europa. Aus Übersee. - Wahrhaftig ein 
internationaler Wettbewerb! 


Gebrüder Uhl KG 
bug-Bauelemente 
7981 Vogt 

über Ravensburg 

In Österreich: Uhl »Bug-Alu- Technic« 
Ges. m. b.H., 

6921 Kennelbach (Vorarlberg) 


Aluminiumbauelemente 
Vogt GmbH 


7981 Vogt 
über Ravensburg 


ALUVO 


PFLLLLS DOLL 


bekannt 
zu geben. 


Und da es schon so lange her ist - viele 
haben es deshalb sicher ganz vergessen - 
sagen wir hier noch einmal, warum dieser 
Wettbewerb gestartet wurde: Wer - wie 
wir - schon viel aus Aluminium hergestellt 
hat (Ortgangverkleidungen. Metallfenster- 
bänke. Blumenfenster. Und so weiter.) - 
der möchte auch gerne auf diesem Wege 
weiterwandern. Und Neues aus Aluminium 
herstellen. Neues oder Besseres. Für den 
Bau. Deshalb der Wettbewerb. Und der 
Coupon. 

Hier die Sieger: 

1. Einen BMW 2500 für Herrn Friedhelm 
Wagner, 7051 Hochstetten 

2. DM 5.000. - für Herrn Klaus H. Werner, 
7 Stuttgart N 

3. DM 2.500.- für Herrn Hans-Christof 
Singer, 775 Konstanz: 

Die Sieger Nr. 4 bis 10 haben bereits 
Ihren Tausender erhalten. (Viel Spaß 
beim Ausgeben. Oder beim Sparen.) 


LEUPEN 


Obwohl ich nicht dabei war: 
Glückwunsch den Siegern! 
Schicken Sie mir als Trost 
Informations-Material über 
„bug”- Aluminium-Bauelemente 


OD Wetterschutzschienen/ 
Bodenschwellen 


4 

i 

DO] Fensterbänke N 
DO] Ortgangverkleidungen/ | 
u 
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Brüstungsabdeckungen 


DI) Blenden und Kästen 
für Jalousien 


DI) Biologisches Blumenfenster 
[U] Bauwerbetafel 


DO Alu-Holz-Fenster System 
ALUVO 


Danke. ° 
EEE mE EEE DE BEE BEN 


Warum wohl- in aller Welt- 
sind wir in aller Welt ?! 


er 


Damit Sie jemanden haben, auf den Sie sich verlassen können. 


Strand des Lebens: Arenal. Hong- 
kong. Blauer Golf von Hammamet. 
Kreml. Sonnenküste Ändalusien. Cari- 
bic. Kinderparadies Mamaia. Ameri- 
ka... Sie reisen mit Neckermann. 
Dem deutschen Flugreiseunterneh- 
men. Einem der größten der Welt. Wo- 
hin Sie mit uns auch reisen, immer 
spüren Sie diese Größe. Diese Erfah- 
rung. Diese Macht. Und diese Macht 
steht hinter Ihnen. Sie tritt für Ihre In- 


teressen ein. Damit Ihr Urlaub zu dem 
wird, was er sein muß: ein ganz gro- 
Bes Vergnügen. Überall in der Welt 
gibt es den Mann von Neckermann. 
Sie merken es an den großen Dingen. 
Und an den kleinen. Am Preis. An 
der Hotelleistung. Am Service. An der 
unaufdringlichen Reiseleitung — 
Neckermann-Gäste sind Individuali - 
sten, die auf nichts zu verzichten 
brauchen. 


Es macht Spaß, mit Neckermann zu reisen! 


Ihre Neckermann-Reise können Sie in vielen fortschrittlichen Reisebürosbuchen. 


zent der Befragten es für möglich hal- 
ten, daß „ein Hitler wieder die Macht 
ergreifen“ kann. Diese Aussage zeigt 
noch keine faschistischen Züge. Auch 
ich glaube daran, nur spreche ich damit 
nicht meine Hoffnung, sondern meine 
Befürchtung aus. 
Neumünster (Schl.-Holst.) 

Kıaus HoHMANN 


TANGO 


(Nr. 51/1969, Generale) 


Zu Ihrem Karst-Artikel: Daß die 
Bundeswehr auch dort, wo es militä- 
risch nicht erforderlich, eine Klassen- 
gesellschaft ist, zeigt sich in vielen De- 
tails, zum Beispiel Kasino, Ausgehuni- 
form, Verpflegung, Affenschaukel und 
so weiter. Daß es aber in ihr Generäle 
wie Karst gibt, ist traurig. Daß auch 
Berkhan so eindeutig gegen GG Art. 
301 verstoßen will — hoffnungslos. 
Oder sollten in Zukunft Offiziere im 
perfekten Tangoschritt ihren militäri- 
schen Auftrag erfüllen müssen? 


Essen Horst PıLzwEGEr 


Endlich versucht ein General, diese 
Armee zu retten. Nach 14 Jahren Auf- 
bauzeit ist es leider noch nicht gelun- 
gen, Soldaten zu schaffen. Ist das Ziel 
der Politiker etwa der Verteidigungs- 
beamte und der Handwerker in Uni- 
form? Wir gebärden uns, als hätten 
wir in Deutschland noch nie Soldaten 
gehabt. Es wird daher Zeit, daß wir 
uns der preußisch-deutschen Militär- 
tradition erinnern. Nicht General 
Karst, sondern die truppen- und welt- 
fremden Anhänger des unseligen Gra- 
fen Baudissin sollten den Rock aus- 
ziehen. 


Hannover Hans WERNER PATZKI 


Fähnrich 


Ob Leutnant, Fähnrich oder Junker, 

der Karst macht die Elite munter, 
Soldatentum wird erst zur Lust, 

wenn du allein bezahlen mußt. 

Doch wird die Lust für Dienst gehalten, 
muß Vater Staat als Lustherr walten. 
Justitia hat den Mars bezwungen, 
verkehrt nun frei, ihr Silberjungen! 
Moral: 

Was ’itia dem Mars für Geld nicht gibt, 
habt ihr von ihr umsonst gekriegt. 


Braunschweig EBERHARD HELBICH 
Lt. d. Reserve 


MACHT 
(Nr. 47/1969, Recht) 


Seit dem 17. November 1969 spüre ich 
die publizistische Macht des SPIEGEL, 
allerdings in negativer Form. Meine 
Namensgleichheit mit dem von Ihnen 
erwähnten pornofreundlichen Kölner 
Kaufmann Götz Alt trägt mir nun seit 
fast vier Wochen Spott und Hohn ein, 
im Beruf Mißtrauen und Distanz. 

Da die Namenskombination Götz Alt 
im Rheimtand offensichtlich nur zwei- 
mal vorhanden ist und mich somit 
mindestens 50 Prozent der Verdächti- 
gungen und Anfeindungen treffen, ich 
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mich aber weder mit dem Vertrieb 
pornographischer Literatur befasse, 
noch diese sonderlich frequentiere, 
lege ich Wert auf die Feststellung, daß 
ich mit dem namensgleichen Kauf- 
mann in keinem Zusammenhang stehe. 


Opladen (Nrdrh.-Westf.) Görtz ALr 


STRAUSS-REVANCHE 
(Nr. 48/1969, Lotto) 


Mit Amusement habe ich Ihren Bericht 
über meine „unguten Gefühle“ gele- 
sen. Für den SPIEGEL bin ich ja noch 
recht manierlich davongekommen. Ein 
paar Dinge bedürfen allerdings einer 
Korrektur: 


Unsere „Prunk-Therme“ haben wir 
nicht auf der Basis eines möglichen 
Lottogewinns geplant. Lange bevor die 
Hallenbad-Planung vergeben wurde, 
hatte die Stadt Schongau für das Bau- 
vorhaben schon eine Rücklage von 
weit mehr als 626 000 Mark. Mit einem 
„Lotto-Haupttreffer“ hat bei uns oh- 
nehin niemand gerechnet. Ein mögli- 
cher Gewinn sollte lediglich zur An- 
schaffung von Zusatzeinrichtungen, 
die nicht zur normalen Ausstattung 
eines Hallenbads gehören, verwendet 
werden. 

Kein Mensch hat je in den Jahren 
1959 bis 1967 (als der Stadtrat von sich 
aus das Lottospiel wegen Unrentabili- 
tät liquidierte) die Lottospielerei be- 
anstandet, obwohl 
eine Reihe von Auf- 
sichts-Instanzen in 
dieser Frage umfäng- 
lich befaßt waren. 
Ganz im Gegenteil! 
Der Prüfungsverband 
öffentlicher Kassen 
hat im Jahre 1964 der 
Stadt sogar detail- 
lierte Anweisungen 
gegeben, wie sie Einnahmen und 
Ausgaben beim Lottospiel zu verbu- 
chen habe. 

Franz Josef Strauß hat seine „Gol- 
dene Ehrenmedaille der Stadt Schon- 
gau“ redlich verdient, sonst hätten 
1959 nicht sämtliche Sozialdemokraten 
im Stadtrat für die Verleihung dieser 
Auszeichnung gestimmt. Ein bißchen 
kühn finde ich es allerdings, die Ver- 
leihung der „Goldenen Europafahne“, 
die Schongau 1968 als erste südbayeri- 
sche Stadt vom Europarat in Straßburg 
erhalten hat, als „Strauß-Revanche“ 
für die „Goldene Ehrenmedaille“ aus 
dem Jahre 1959 zu bezeichnen. 
Schongau (Bayern) 


Ranz 


Dr. Orro Ranz 
Bürgermeister 


PRIMA, PRIMA 

(Nr. 50/1969, Titel über: „Was ist unzüchtig?") 
Die Porno-Fans und Gruppen-Sexer in 
der BRD stammen vorwiegend aus 


einer sozialen Schicht, in der die Se- 
xualverdrängung mit ökonomischer 


Neckermann 
präsentiert 
die schönsten 
Ferienziele 
der Welt! 


Mallorca 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 

z.B.von 255,— bis 828, — 

Ibiza/Formentera 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 

2.B. von 366m bis8sß,- 

Spanien 

Costa del Sol/Costa Brava/Benidorm 

2 oder 3 Wochen 

z, B.von VERER 258,— bis 1318,— 

Mamaia/Rumänien 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen” 
308,— bis 659,— 

Sonnenstrand/Bulgarien 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 

2.B.von it 339,— bis 639, — 

Jugoslawien 

Makarska Riviera/istrien/Dalmatien/ 

Montenegro 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 

z.B.von 329,— bis 848,— 


N-U-R Segelclub international 
2 oder 3 Wochen 
398,— bis 808,— 


Tunesien/Djerba 
2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 
z.B.von 468,— bis 1189,— 


Griechenland 

2 oder 3 Wochen 
2.B. von 
Sowjetunion/ 
Kaukasische Riviera 

1,2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 
z.B.von 565,— bis 2129,— 


Italien 

ital. Adria/Riviera della Versilia/ 

Alassio/Diano Marina 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen“ 

2. B. von 248,— bis 758,— 

Ischia 

2 oder 3 Wochen „alles inbegriffen" 

z.B. von FR 379,— bis 1035, — 

FKK auf Korsika 

2 oder 3 Wochen 

z.B.von 

USA 

14 Tage Flug/Vollpension/Rundreise 

‚ab 1995,— 

ACHTUNG: Preissenkung für 
Winterreisende ab 14. 1.70! 

Kanarische Inseln 

Gran Canaria/Teneriffa 


2 oder 3Wochen 
z.B.von 


408,— bis 948,— 


298,— bis 967,— 


368,— bis 1573, — 


Auskunft Beratung Anmeldung 
in ‚allen fortschrittlichen N-U-R Necker- 
mann-Reisebüros, Neckermann-Häusern 
und Reisebüros mit N-U-R-Zeichen oder 
direkt bei der N-U-R-Zentrale, 6Frankfurt8, 
Aircenter am Hauptbahnhof, Postfach 
119091. Auch telefonisch: Frankfurt (06 11) 
2690265 und 26901. Sofort Prospekt anfor- 
dern! Kommt kostenlos! 


— 


UR 


NECKERMANN 


Gutschein 


für den neuen 64seitigen N-U-R-Sommer- 
prospekt 70 „Hinein in den Sommer“ 


Wohnort 


Straße 
Bitte ausschneiden, auf Postkarte kleben 
oder in Umschlag stecken und gleich ab- 
senden an: N-U-R Neckermann undReisen, 
Abt. RP 4051/10, 6 Frankfurt 8, Postfach 
119091. 
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und politischer Abhängigkeit gekop- 
pelt war: aus dem mittleren bis unte- 
ren Mittelstand der kaufmännischen 
und technischen Berufe. Der „Auf- 
stand des Sexualproletariats“ ist psy- 
chologisch als stellvertretend für den 
— unmöglichen — Ausbruch aus an- 
deren sozialen Zwängen zu deuten. 
Wer solchen Zwängen nicht unterliegt, 
durfte die Sex-Welle aus einer Hal- 
tung beurteilen, die Erich Kästner 
unübertrefflich formuliert hat: „Von 
mir aus schlaft Euch selber bei, und 
schlaft mit Drossel, Fink und Star, mit 
Brehms gesamter Vogelschar, mir ist 
es einerlei.“ 

Hamburg ALBERT GIERCKE 


Es wird aber auch höchste Zeit, daß das 
Nacktbaden, von vielen Menschen noch 
als unzüchtig angesehen, jedoch all- 
jährlich von Millionen Urlaubern an 
den Stränden von Nord- und Ostsee, 
Adria und Mittelmeer ausgeübt, all- 
gemein auch in Hallen- und Freibä- 
dern und auf Privatgrundstücken ge- 
stattet wird. 

Offenbach Hans BERTRAM 


Sex-Unterricht, Gruppensex, Porno- 
graphie, Bildungsnotstand, Rausch- 
giftwelle, Hippiewelle, Mord und Tot- 
schlag werden in unserer westlichen 
Freiheit nicht nur geduldet, sondern 
auch gefördert. Alles kein Problem! 
Wenn nur nicht der Sozialismus 
kommt! 

Travemünde Wırı SCHwANITZ 


Der Gefahren für unseren freiheitli- 
chen Westen sind viele. 
Roth (Hessen) HeınrıcHh RunkeL 


Pornographie hat es immer schon ge- 
geben, sie ist keine neuzeitliche Erfin- 
dung, nur ist sie früher nicht in dem 
üblen Maß aufgetreten, wie das jetzt 
geschieht. 

Nürnberg GEORG LÜTZELBERGER 


... Kann ich nur sagen: „Pfui Teufel!“ 
Neukirchen (Hessen) Henry SCHWABE 


.., Prima, prima — Porno aus Däne- 
mark. 


Mannheim ROBERT G. GEURSEN 


Was Sie an Bildern in Ihrem Bericht 
brachten, ist „Porno“ in Reinkultur, 
wenn auch klein, so doch scharf ge- 


druckt und offensichtlich für jeden 
zugänglich. Sollten unsere Moralapo- 
stel das „übersehen“ haben? Oder ha- 
ben sie es etwa gesehen und erlaubt? 
Wie man auch fragt, sie haben ihre 
Überflüssigkeit und die des Paragra- 
phen 184 StGB schlagend unter Beweis 
gestellt. 

Paris JÜRGEN GREFFENIUS 


Was bezwecken Sie mit den schweini- 
schen Zeichnungen und Abbildungen? 


BRIEFE 


Wollen Sie damit mehr Kundschaft bei 
der Jugend werben? Wenn das der 
Fall ist, ist Ihre Zeitung fehl am Plat- 
ze. 


Hamburg Hans BOXHEIMER 


Was preisen Sie uns denn nächstens, 
nach Pot und Porno an? Vielleicht 
Steuererleichterung für Bigamisten? 


Neuß (Nrdrh.-Westf.) Dr. Hasso WERNER 


MITARBEIT 


Den Jahreswechsel möchte ich zum 
Anlaß nehmen, für meine von Ihnen 
veröffentlichten Briefe zu danken. Es 
ist ein Zeichen für mich, daß Sie meine 
„Mitarbeit“ positiv bewerten. In die- 
sem Sinne hoffe ich auf ein gutes 
1970! 


Frankfurt JoACHIM BECKERT 


Die Redaktion des SPIEGEL behält sich 
vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen. 
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Für Teens un 
— Mini und Maxi 


... und Präzision. Das ist das Ergebnis der integrierten Schaltung. Forschung von 
SHARP für die schnelle Zeit. 

Ob aktuelles Ereignis, oder Folklore—unser Kassetten-Mini-Recorder RD-406 ist 
immer zur Hand. 

In derLeistung wie ein °"Großer’‘. Kopfhörer-Anschluß, Regel/Batteriekontrolle, Mikro- 
fon mit Fernbedienungs-Schalter. 

RP-681, unser Stereo-Kombination-Radio-Plattenspieler (UKW/MW). Zu Hause 
(Netzanschluß) oder unterwegs (Batterie), die beiden 2-Watt Lautsprecher bringen 
Ihnen Information und Musik. 

Übrigens: wenn Sie mehr über Tonbandgeräte, Radios, 


Stereo-Anlagen wissen müssen—schreiben Sie uns... eHayakawa Electric Co., Lid. Osaka, Japan 


Information: Hayakawa Electric (Europe) GmbH, 2000 Hamburg 1, Steindamm 
11, Tel. 24 77 55/56/57 


Generalvertreter für Deutschland: Fuhrmeister & Co., 2000 Hamburg 1, Ballindamm 
17, Tel. 32 20 58 
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PANORAMA 


FLUG-GEGNER. Englands Regie- 
rung hintertreibt die Versorgungs- 
flüge der Kirchen nach Biafra. 
Wilsons Sonderbeauftragter für Ni- 
geria, Staatssekretär Foley, ver- 
suchte schon im Sommer die kirch- 
lichen Hilfsorganisationen zur 
Einstellung der Flüge — Foley: „Il- 
legal und unerwünscht“ — zu be- 
wegen. Eine jetzt von der britischen 
Regierung für „Hilfe auf beiden 
Seiten des Krieges“ bereitgestellte 
Spende in Höhe von 860 000 Mark 
darf ausdrücklich nicht für die Fi- 
nanzierung von Hilfsflügen ver- 
wendet werden. Begründung von 
Außenminister Stewart: Die Ma- 
schinen flögen durch den Luftraum 
„eines Landes, zu dem wir normale, 
freundliche Beziehungen unterhal- 
ten“ — Nigeria. - 


GEHEIM-KLAGE,. In einer 68seiti- 
gen Geheimstudie, die der Inspek- 
teur des Heeres, Schnez, im Ver- 
teidigungsministerium und an die 
höchsten Offiziere verteilen ließ, 
sammelte der General die Klagen 
von mehr als 300 Truppen- und 
Stabsoffizieren. 


Schnez kommt zu der Erkenntnis: 


D „Die Kampfkraft des Heeressank 
trotz moderner und, kostspieli- 
ger Rüstung, trotz eines beach- 
tenswerten Budgetanteils vor 
allem im letzten Jahr stark ab. 
Der Zeitpunkt, zu dem wegen 
fehlenden Nachwuchses an Offi- 
zieren und Unteroffizieren der 
äußere Rahmen der Armee nicht 
mehr erhalten werden kann, 
zeichnet sich ab.“ 


D „Es ist eine staatspolitische Auf- 
gabe, einer Entwicklung, wie sie 
vergleichbar das französische 
Heer mit dem Zusammenbruch 
1940 erleben mußte, rechtzeitig 
zu begegnen.“ 


D „Die zu der Beurteilung des ge- 
genwärtigen Zustandes festge- 
stellten Kriterien wie: fehlen- 
der Verteidigungswille im Volk, 
Anzeichen mangelnder Disziplin 
in der Truppe, Mangel an 
Selbstbewußtsein, mangelnde 
Elastizität des Führerkorps, un- 
zureichende Ausbildung der 
Führer aller Grade, Resigna- 
tionstendenzen im Führerkorps, 
unzureichende Integration der 
Bundeswehr in das Volk, bedin- 
gen sich gegenseitig; in ihrer 
Abhängigkeit voneinander bil- 
den sie den ‚Teufelskreis‘, in 
dem eines das andere verstärkt.“ 


Als eine Lösung dieser Probleme 
sieht Schnez die „Aufgabe der poli- 
tischen Führung... der Armee zu 
geben, was sie braucht“. 


DEMAGOGIE. Das SED-Zentral- 
organ „Neues Deutschland“ (ND) 
druckte am letzten Dienstag 148 
Zeilen des SPIEGEL-Berichts über 
die Kriterien völkerrechtlicher An- 
erkennung ab (SPIEGEL 52/1969). 
87. Zeilen sparte das Blatt aus, ohne 
die Auslassungen, wie üblich, durch 
drei Punkte kenntlich zu machen. 
Für verschweigenswert hielt das 
„Neue Deutschland“, daß nach gel- 
tendem Völkerrecht 


> ein nahezu unbegrenzter Spiel- 
raum für Vertragsabschlüsse 


Plötzlicher und tragischer Tod 


Das Jahr 1969 brachte der So- 
wjet-Generalität große Ausfäl- 
le. Vom 1. Januar bis 20. De- 
zember starben 65 Generale, 
darunter der Erste Marschall 
der UdSSR Woroschilow, der 
einzige jüdische Armeegeneral, 
Krejser, der Onkel des hinge- 
richteten Spionage-Obersten 
Oleg Penkowski, Armeegeneral 
W. A. Penkowski, und General- 
oberst Bissjarin, dessen Trans- 
karpatischer Wehrkreis im Vor- 


jahr die CSSR besetzt hatte. 
Die Generals-Sterblichkeit war 


an drei Terminen besonders 
hoch: Kurz nachdem am 22. Ja- 
nuar ein Offizier während des 
Kosmonauten-Empfangs in Mos- 
kau ein Attentat auf eine 
Regierungs-Limousine versucht 
hatte, starben 19 Generale; im 
April und Mai, als die traditio- 
nelle Mai-Parade der Streit- 
kräfte auf dem Roten Platz ab- 
gesagt wurde, starben 22 Gene- 
rale; im November und Dezem- 
ber, während Moskaus ver- 
stärkter West-Aktivität und 
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gleichzeitiger literarischer Re- 
habilitierungsversuche Stalins, 
starben 20 Generale. Im Februar 
und November, während zweier 
dieser Sterbe-Wellen, „verun- 
glückte“ zudem je ein hoher An- 
gehöriger der Sicherheitsorgane 
„auf tragische Weise während 
der Dienst-Ausübung“. Bei 33 
der verstorbenen Generale wur- 
de in den Nachrufen ebenfalls 
„plötzliches“ oder „tragisches“ 
Ableben beklagt. Im Vergleich 
zu früheren Zeiten war 1969 ein 
Katastrophenjahr für die Rote 
Armee: Von 1945 bis 1952 star- 
ben jährlich im Durchschnitt 18,7 
Generale, in der ersten Hälfte 
von 1966 nur zwölf und in der 
ersten Hälfte von 1967 nur 17, 
Aber nicht nur der Tod ging 
durch die Generalität: In diesem 
Jahr wurden auch sieben von 14 
Wehrkreis-Befehlshabern, zwei 
von vier Flottenchefs, drei von 
vier Kommandeuren von Hee- 
resgruppen im Ausland und 
zwölf von 14 Wehrkreis-Polit- 
offizieren ausgewechselt. 


zwischen der DDR und der Bun- 
desrepublik besteht, die nicht 
automatisch zu einer völker- 
rechtlichen Anerkennung der 
DDR führen; 


D eine Anerkennung der DDR 
durch die Bundesrepublik nicht 
unbedingt das Ende des Deut- 
schen Reiches bedeuten würde, 
wenn, so der Kieler Völker- 
rechtslehrer Eberhard Menzel, 
„beide deutsche Staaten daran 
festhalten, es gebe weiterhin 
nur eine deutsche Nation“; 


D die DDR „nicht ein Völker- 
rechtssubjekt wie jeder andere 
Staat ist... Solange ihr nur 19 
Staaten, darunter 13 kommuni- 
stisch regierte Staaten, diese 
Qualität beimessen, ist sie be- 
stenfalls ein partielles Völker- 
rechtssubjekt. Und so lange blei- 
ben ihr politisches Prestige und 
ihre internationale Handlungs- 
fähigkeit beschränkt.“ 


DDR-Bürger sollten auch nicht 
noch einmal lesen, was im Juni 
1969 sogar im „Neuen Deutsch- 
land“ und vom SPIEGEL zitiert 
worden war: „Versuche in Bonn, 
uns zu unterstellen, wir behandel- 
ten Westdeutschland als Ausland, 
sind grobe Demagogie“ In der 
Dienstag-Ausgabe des ND hieß es 
nun: „Die Worte von der ‚Wahrung 
der Einheit der deutschen Nation‘ 
sind... zynische Demagogie.“ 


OHNE GRUND. Sozialdemokrat 
willy Brandt will eine alte Ein- 
richtung im Amtssitz des bundes- 
deutschen Kanzlers abschaffen: Die 
Ehrenwache vor dem Portal des 
Palais Schaumburg, ein Grenz- 
jäger mit Karabiner und altem 
Wehrmachts-Stahlhelm, soll ver- 
schwinden. Den Widerspruch aus 
Beamtenkreisen seines Hauses, es 
handele sich hier um Traditionsgut, 
1äßt der Kanzler nicht gelten. Der 
plötzliche Kälteeinbruch half ihm 
bei seiner Argumentation: „Es ist 
den Soldaten bei dieser Kälte nicht 
zumutbar, ohne ersichtlichen 
Grund zwei Stunden vor der Tür 
stramm zu stehen.“ 


PR-PILGER. Deutschlands Ver- 
triebene wollen ihre Interessen 
beim Vatikan durch einen deutsch- 
amerikanischen Werbefachmann 
vertreten lassen. Der Bund der 
Vertriebenen (BaV) befürchtet 
Nachgiebigkeit von Papst Paul VI. 
gegenüber den Bestrebungen des 
polnischen Kardinals Wyszyhski, die 
ehemaligen deutschen Bistümer im 
heutigen Polen zu vollgültigen pol- 
nischen Kirchenprovinzen zu ma- 
chen. BdV-Präsident Reinhold 
Rehs ließ daher auf Verbands- 
kosten den New Yorker PR-Ma- 
nager Baron Frary Blomberg nach 
Deutschland einfliegen. Der adlige 
Werber soll im Vatikan dem Papst 
die Folgen ausmalen, die eine Polo- 
nisierung der Ost-Diözesen auf die 
deutschen Vertriebenen hätte. 
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der Pipette N u 

NEO-Silvikrin Y/( dö= 
aufgetragen... ( i 
Mehr Disziplin 


Nachdem Ex-FDP-Chet Erich Mende in 
Zeitungsinterviews für seine Partei 
„die Gefahr des Bruchs und der Auflö- 
sung” gesehen und zugleich die Grün- 
dung einer „neuen Organisationsform 
für den alten Liberalismus“ angekün- 
digt hatte, schrieb Mende-Nachfolger 
Walter Scheel seinem Vorgänger zwei 
Tage vor Weihnachten einen Brief. Mit 
dem Stempelaufdruck „Streng vertrau- 
lich” wurde der Inhalt des Schreibens 1 
a nletiöistante ...und ein paar Minuten Ist ganz schön anstrengend. ... damit die Haare nicht 


mitgeteilt. mit den Fingerspitzen Aber was tut man weiter ausfallen. 
. - einmassiert. nicht alles... NEO-Silvikrin wirkt! 
Lieber Erich! BEN, ' 


Das Präsidium hat sich in seiner 
Sitzung am 22. Dezember 1969 mit 
den Interviews befaßt, die Du der 
„Welt am Sonntag“ für die Aus- 
gabe am 7. Dezember und dem 
„Kölner Stadt-Anzeiger“ für die 
Ausgabe am 18. Dezember 1969 ge- 
geben hast. 


Das Präsidium hat mich beauf- 
tragt, Dir die einmütige Mißbilli- 
gung für dieses Verhalten auszu- 
sprechen. Du hast als Mitglied des 
Bundesvorstandes einer großen 
Zahl von Publikationsorganen An- 

laß gegeben, eine breit angelegte r aar 


Pressekampagne gegen die F.D.P. 


zu entfachen oder verstärkt fortzu- | 
na raucht Nahrung! 


Gleichgültig, ob diese oder jene a 

Formulierung Deiner Interviews Haarausfall ist kein Unglück. Hunderttausende, ja Millionen haben 
richtig wiedergegeben worden ist, mit diesem Problem zu tun. Haarausfall ist eine Zivilisationserscheinung. 
mußtest Du als langjähriger Bun- Aus noch ungeklärten Gründen weigert sich der Körper, dem Haarboden 
desvorsitzender der Partei wissen, die notwendigen Nährstoffe zuzuführen. Das hat die Wissenschaft vor 
welche schädlichen Auswirkungen die Aufgabe gestellt, einen Wirkstoff zu finden, der diese Mangeler- 
Deine Interviews für die Partei scheinung behebt. 


haben würden. Das um so mehr, als EL 5 EN ERBEN a 
Du selbst in der Zeit, in der Du Die Lösung ist NEO-Silvikrin, ein Konzentrat von Nähr- und Aufbau- 


den Vorsitz der Partei geführt hast, stoffen, die den Haarwurzeln von außen zugeführt werden. Eine Art 
immer wieder auf die satzungs- „künstliche“ Ernährung — aber sie wirkt! Das Prinzip beruht auf der 
gemäßen Pflichten für alle Mit- einfachen Idee: Was der Körper von innen her nicht produziert, muß 
glieder und immer wieder auf die ihm von außen zugeführt werden. 

Notwendigkeit eines geschlossenen Haar lebt. Und darum braucht es Nahrung! NEO-Silvikrin ist ein 
Eindrucks der Partei nach außen i Konzentrat der biologisch richtig zusammengesetzten Haarnahrung. Über- 
hingewiesen hast. zeugen Sie sich! NEO-Silvikrin erhalten Sie in allen Fachgeschäften. 


Das Präsidium hätte von dem frü- 
heren Bundesvorsitzenden der Par- 


tei mehr Selbstdisziplin erwartet. G 1) Si = h 
Die F.D.P. hat sich mit der Nürn- @ en ie R m 


berger Wahlkampfplattform eine 


Grundlage für ihre politischen Ent- = 
scheidungen gegeben. Diese Platt- - | V 
REF 


form ist von einer überwältigenden 
Mehrheit der Parteitagsdelegierten 


angenommen und hat auch Deine 
Zustimmung gefunden. Die Ent- 
scheidungen, die Partei und Frak- 
tion nicht zuletzt in den Koalitions- 
verhandlungen gefällt haben, wei- 
chen von dieser Plattform nicht ab. 


Ich werde dem Bundesvorstand der 
Partei von diesem meinem Brief, 
den ich im Auftrage des Präsidiums 
schreibe, Kenntnis geben. Wir er- 
warten, daß Du auf der nächsten 
Vorstandssitzung dazu Stellung 
nimmst. 


Mit freundlichen Grüßen 
Dein Walter Scheel 
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Stahl hat unserer Welt 


„ einen Stempel 
h. —_ # aufgedrückt. 


2 Jeder weiß das. 
j Trotzdem, achten Sie einmal 
> darauf, wie vielen Dingen aus 

„„ Stahl wir tatsächlich Tag 
Tür Tag begegnen. 
Sie werden erstaunt sein. 
„ » Klöckner hat mit 
„vielen Qualitäts- 
erzeugnissen einen 
hohen Anteil daran. 


"Wie zum Beispiel mit diesem 

- hydraulischen Grubenstempel, 
der der Sicherheit und 
Rationalität im Bergbau dient. 


K IER-WERKE AG 
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DEUTSCHLAND-POLITIK 


Russisches Roulett 
(siehe Titelbild) 


Die alten Fahrpläne der 
Politik stimmen nicht mehr. 


ist eingestellt. 
Herbert Wehner 


W: unter drei Bonner Kanzlern 
als Verrat an Volk und Staat galt, 
gehört für den vierten zu den Per- 
spektiven für die siebziger Jahre: die 
Aufgabe des illusionären Anspruchs 
auf Wiedervereinigung und die Ver- 
ständigung mit den Kommunisten 
jenseits von Mauer und Stacheldraht. 


Der sozialdemokratische Bundes- 
kanzler Willy Brandt hat sich damit 
abgefunden, daß in spätestens fünf 
Jahren fast alle Staaten der Welt di- 
plomatische Beziehungen zur DDR un- 
terhalten und im Uno-Glaspalast am 
New Yorker East River zwei deutsche 
Botschafter gleichberechtigt neben- 
einandersitzen werden. Er selber prä- 
pariert sich darauf, mit DDR-Mini- 
sterpräsident Willi Stoph zusammen- 
zutreffen. 

Der sozialdemokratische Bundes- 
präsident Gustav Heinemann stellt 
sich darauf ein, auf der Ehrentribüne 
der Olympischen Spiele in München 


FRTTRERONG RANGE ' 
Bi Hg a 


Deutschland- 
Die Strecke 


1972 seinem DDR-Kollegen Walter 
Ulbricht zu begegnen: „Das mag sich 
1972 vielleicht so begeben.“ 

Der sozialdemokratische Fraktions- 
Vorsitzende und ehemalige Gesamt- 
deutsche Minister Herbert Wehner 
schlägt vor, außerordentliche und be- 
vollmächtigte Vertreter zwischen bei- 
den deutschen Staaten auszutauschen. 
Zwar sträuben sich Wehner und seine 
Regierungsgenossen, die von der DDR 
geforderte völkerrechtliche Anerken- 
nung durch die Entsendung von Bot- 
schaftern zu protokollieren, gleichwohl 
wollen sie das Prestige-Bedürfnis Ul- 
brichts gebührend honorieren. 

Hohe Kommissare sollen die diplo- 
matischen Interessen ihrer Regierun- 
gen in den beiden deutschen Haupt- 
städten vertreten. Wehner hintersin- 
nig: „Anerkennung durch Botschaf- 
ter-Austausch ist zu wenig für das be- 
sondere Verhältnis beider Staaten.“ 

Mit dieser Preisgabe bislang sorg- 
sam gepflegter westdeutscher Positio- 
nen hofft ıdie linksliberale Regierung 
Brandt-Scheel „von Deutschland zu 
retten, was noch zu retten ist“ (Weh- 
ner) und zugleich die Situation West- 
Berlins zu stabilisieren. Schon seit 
Beginn seiner Kanzlerschaft versucht 
Brandt den Anschluß an den Ent- 
spannungs-Dialog der beiden Super- 
mächte zu finden und damit ein Ar- 
rangement von Amerikanern und 
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Russen unter Ausschluß der Deut- 
schen zu verhindern. Gleichzeitig soll 
die französische Vormundschaft im 
europäischen Friedensgespräch sanft 
entschlafen. 


Brandts Politik, die sogleich bilate- 
rale Verhandlungen Bonns mit Mos- 
kau und Warschau ermöglichte, brach- 
te Walter Ulbricht in Zugzwang. Am 
Donnerstag vorletzter Woche schickte 
er ein Verhandlungsangebot nach 
Bonn. In der Botschaft, die DDR- 
Staatssekretär Dr. Michael Kohl und 
sein Reise-Genosse Dr. Hans Voß (Lei- 
ter der Abteilung Westdeutschland des 
Ost-Berliner AA) auf goldgeränder- 
tem Papier in Gustav Heinemanns Vor- 
zimmer ablieferten, offerierte Walter 
Ulbricht seinem Westkollegen zweisei- 
tige Verhandlungen über den Ab- 
schluß eines Staatsvertrages mit-Bonn. 


Gegenstand der Verhandlungen 
zwischen den „hohen vertragschlie- 
Benden Seiten“: „die Aufnahme nor- 
maler gleichberechtigter Beziehun- 
gen“. 


Freilich glaubte Ulbricht das ge- 
wohnte Bonner Nein wieder provozie- 
ren zu können. Er präsentierte einen 
Katalog von Maximalforderungen. So 
sollen Bonn und Ost-Berlin 


D wie ausländische Staaten volle di- 
plomatische Beziehungen aufneh- 
men und Botschafter austauschen, 
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Bonner Kurier Spangenberg, mit Öst-Begleiter, beim Eintreffen am DDR-Konirollpunkt: Austausch Hoher Kommissare® 
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ULBRICHTS VERTRAG 


Wortlaut des an Bundespräsident Heinemann übersandten Entwurfs 


Artikel I 

Die hohen vertragschließenden 
Seiten vereinbaren die Aufnahme 
normaler gleichberechtigter Bezie- 
hungen, frei von jeder Diskrimi- 
nierung, zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland auf 
der Grundlage der allgemein aner- 
kannten Prinzipien und Normen 
des Völkerrechts. Ihre gegenseiti- 
gen Beziehungen beruhen insbe- 
sondere auf den Prinzipien der 
souveränen Gleichheit, der territo- 
rialen Integrität und Unantastbar- 
keit der Staatsgrenzen, der Nicht- 
einmischung in die inneren Ange- 
legenheiten und des gegenseitigen 
Vorteils. 


Artikel II 

Die hohen vertragschließenden 
Seiten anerkennen gegenseitig ih- 
ren gegenwärtigen territorialen 
Bestand in den bestehenden Gren- 
zen und deren Unverletzlichkeit. 
Sie anerkennen die im Ergebnis des 
Zweiten Weltkrieges entstandenen 
Grenzen in Europa, insbesondere 
die Grenze zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland sowie 
die Grenze an Oder und Neiße 
zwischen der Deutschen Demokra- 
tischen Republik und der Volksre- 
publik Polen. 


Artikel III 

Die hohen vertragschließenden 
Seiten verpflichten sich, auf die 
Androhung und Anwendung von 
Gewalt in ihren gegenseitigen Be- 
ziehungen zu verzichten und un- 
tereinander alle Streitfragen auf 
friedlickem Wege und mit friedli- 
chen Mitteln zu lösen. 

Beide Seiten verpflichten sich, 
alle den Festlegungen in Artikel I 
entgegenstehenden und den Ver- 
tragspartner diskriminierenden 
Maßnahmen zu unterlassen, ohne 
Verzögerung diesem Vertrag ent- 
gegenstehende Gesetze und andere 
Normativakte aufzuheben sowie die 
Revision entsprechender Gerichts- 
entscheidungen zu veranlassen. Sie 
werden auch in Zukunft jegliche 
Diskriminierung des Vertragspart- 
ners unterlassen. 


Artikel IV 

Die Deutsche Demokratische Re- 
publik und die Bundesrepublik 
Deutschland verzichten darauf, 
Kernwaffen zu erlangen oder in 
irgendeiner Form über diese zu 
verfügen. Sie verpflichten sich, da- 
für einzutreten, daß Verhandlun- 


gen über Abrüstung durchgeführt 
werden. Auf dem Boden der beiden 
deutschen Staaten dürfen weder 
chemische noch biologische Waffen 
hergestellt, stationiert oder gela- 
gert werden. 


Artikel V 

Die Deutsche Demokratische Re- 
publik und die Bundesrepublik 
Deutschland nehmen miteinander 
diplomatische Beziehungen auf. Sie 
lassen sich gegenseitig in den 
Hauptstädten Berlin und Bonn 
durch Botschaften vertreten. Die 
Botschaften genießen alle Immuni- 
täten und Privilegien entsprechend 
der Wiener Konvention über di- 
plomatische Beziehungen vom 18. 
April 1961. 


Artikel VI 


Die Beziehungen auf Teilgebieten 
werden gesondert vertraglich ver- 
einbart. 


Artikel VII 


Die Deutsche Demokratische Re- 
publik und die Bundesrepublik 
Deutschland verpflichten sich, den 
Status Westberlins als selbständi- 
ge politische Einheit zu achten und 
unter Berücksichtigung dieses Sta- 
tus ihre Beziehungen zu Westber- 
lin zu regeln. 


Artikel VIII 

Die Deutsche Demokratische Re- 
publik und die Bundesrepublik 
Deutschland beantragen ohne Ver- 
zögerung in Übereinstimmung mit 
dem Prinzip der Universalität der 
Organisation der Vereinten Natio- 
nen ihre Aufnahme als vollberech- 
tigte Mitglieder in die Organisation 
der Vereinten Nationen. Sie werden 
dafür eintreten, daß andere Staaten 
die Aufnahme der beiden deutschen 
Staaten in die Organisation der 
Vereinten Nationen unterstützen. 


Artikel IX 

Der Vertrag wird für die Dauer 
von zehn Jahren abgeschlossen. Er 
unterliegt der Ratifizierung und 
tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in 
Kraft. 

Dieser Vertrag wird gemäß Arti- 
kel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen dem Sekretariat der Or- 
ganisation der Vereinten Nationen 
zur Registrierung übergeben. 


Für die Deutsche Demokratische 
Republik 


Für die Bundesrepublik 
Deutschland 


DEUTSCHLAND 


> West-Berlin „als selbständige poli- 
tische Einheit“ anerkennen, 


D Gesetze und Gerichts-Entscheidun- 
gen, die von der Einheit Deutsch- 
lands ausgehen, revidieren und 
kassieren. 


Folge: Die Bundesrepublik dürfte 
keine schießenden Volksarmisten 
mehr verfolgen und DDR-Bewohnern 
keinen westdeutschen Paß mehr aus- 
stellen. 


Ulbricht schlug vor, die Regierungs- 
Chefs Brandt und Stoph sowie die 
Außenminister Scheel und Winzer zu 
bevollmächtigen und schon im näch- 
sten Monat mit den Verhandlungen zu 
beginnen. 

Sollte Ulbricht auf eine vorschnelle 
Bonner Ablehnung spekuliert haben, 
so hätte er falsch spekuliert. Brandts 
Berater fanden, vordringlich sei es, 
erst einmal zu verhandeln, gleichgül- 
tig worüber. Kanzleramtsminister 
Horst Ehmke nannte die Offerte 
„einen Fortschritt“, sein Staatssekre- 
tär Egon Bahr sagte, warum: „Wir 


” VERTRAG 


k über die Aufnahme 
gleichberechtigter Beziehungen zwischen 
der Deutschen Demokratischen Republik 

und der Bundesrepublik Deutschland 


„Neues Deutschland” vom 21. Dezember 1969 


Perspektiven für die siebziger Jahre 


haben jetzt mit Ost-Berlin eine Ver- 
handlungslage.“ Regierungssprecher 
Conrad Ahlers verdeutlichte: „Die 
Bundesregierung steht auf dem Stand- 
punkt, daß der innerdeutsche Dialog 
jetzt beginnen kann.“ 

Postwendend begrüßte Bundesprä- 
sident Gustav Heinemann Ulbrichts 
„Bereitschaft zur Aufnahme von Ver- 
handlungen“. 

Zugleich gab Kanzler Brandt seinem 
„Staatssekretärs-Ausschuß für inner- 
deutsche Angelegenheiten“ den Auf- 
trag, ein „Programm der Vernunft“ als 
Bonner Gegenposition zu Ulbrichts 
innerdeutschem Maxi-Look auszuar- 
beiten. Seit Montag letzter Woche 
modellieren Brandts Deutschland- 
Denker die Linie der Vernunft. 


Die Gegenofferte, die Brandt am 14. 
Januar in seinem Bericht zur „Lage 
der Nation“ vor dem Bundestag aus- 
breiten will, konzediert Ulbricht 
„Verhandlungen auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung und Nichtdis- 
kriminierung“. Ferner will der Bun- 
deskanzler den Vorschlag aus seiner 
Regierungs-Erklärung wieder aufgrei- 
fen, auch mit Ost-Berlin ein Gewalt- 
verzichtsabkommen zu schließen; laut 
Ulbricht soll der Gewaltverzicht Teil 
des Anerkennungsvertrages sein. 


Initigtive 
Wolter Ülbrichts 
Hauptthema der 


Überdies erwägen die Brandt-Bera- 
ter einen Generalvertrag, in dem unter 
anderem der Austausch von Bevoli- 
mächtigten zwischen Bonn und Ost- 
Berlin geregelt werden soll. 


Nur zu einem vermag sich Willy 
Brandt immer noch nicht durchzurin- 
gen: die vollzogene oder bevorstehen- 
de faktische Anerkennung der DDR 
auch de jure zu sanktionieren. 


Brandt in seiner Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober: „Eine völker- 
rechtliche Anerkennung der DDR 
durch die Bundesregierung kann nicht 
in Betracht kommen.“ Außenminister 
Walter Scheel: „Die Theorie, daß die 
Einheit der Nation am besten geför- 
dert würde, wenn man sie erst einmal 
völlig beendet, ist nicht die unsere“ 
(siehe SPIEGEL-Gespräch Seite 28). 


Dennoch glaubt Brandt, mit Ulbricht 
ins Geschäft zu kommen. Sein Einge- 
hen auf den DDR-Chef ist nur Teil 
eines großangelegten Versuchs, mit 
Ost-Europa endlich den seit Jahren 
überfälligen langfristigen politischen 
Ausgleich herbeizuführen. 


Die an normalen diplomatischen und 
vor allem wirtschaftlichen Beziehun- 
gen mit Westdeutschland interessier- 
ten Staaten des Warschauer Pakts, 
voran die Sowjet-Union, sollen, so 
hofft Bonn, den zögernden Ulbricht 
zur Solidarisierung mit seinen Verbün- 
deten und damit zugleich zur Koopera- 
tion mit Bonn zwingen. 


Gewinnt Brandt im russischen Rou- 
lett, dann dürfte er sich mit dem 
Verdienst schmücken, Adenauers 
spektakulären Westausgleich um ein 
Versöhnungswerk mit dem Osten er- 
gänzt zu haben — ohne alte Freund- 
schaften aufs Spiel zu setzen. Ein 
Mißlingen indessen bedeutet für Wil- 
ly Brandt und seine Links-Koalition 
ein hohes Risiko. 


Die CDU/CSU rüstet sich, Brandt in 
jedem Falle massiv anzugreifen. Noch 
bevor die Gespräche mit Ulbricht 
überhaupt begonnen haben, leitete 
CDU/CSU-Fraktionschef Rainer Bar- 
zel die Kampagne ein: „Die Bundesre- 
gierung hat den Spielraum der deut- 
schen Politik nicht erweitert, sondern 
eingeengt.“ Franz Josef Straußens 
„Bayernkurier“ hatte das Urteil schon 
vorweggenommen:!: Brandt sei ein 
„Kanzler des Ausverkaufs“. 


Kanzler-Chefberaterr Egon Bahr 
kennt die Schwierigkeiten seines 
Herrn, verkrustete Denkschablonen 


bei CDU und SED abzubauen: „Wir 
haben in den letzten acht Wochen nicht 
die letzten acht Jahre nachholen kön- 
nen, und wir werden in den nächsten 
zwei Monaten nicht die letzten 20 Jah- 
re nachholen.“ 


Um dennoch keine Zeit zu verlieren, 
hatte der neue Bundeskanzler schon in 
seiner Regierungserklärung mit der 
ostpolitischen Reeducation begonnen. 
Brandt avisierte 


> der Sowjet-Union Verhandlungen 
über einen Gewaltverzicht, von 
dem er sich die Liquidierung des 
Moskauer Interventionsanspruchs 
gemäß den Artikeln 53 und 107 der 
Uno-Charta verspricht; 
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DEUTSCHLAND 


Kanzler Brandt, Sowjet-Partner* 
„Wir werden in zwei Monaten... 


> den Polen die De-facto-Anerken- 
nung der Oder-Neiße-Grenze mit 
der Formel: „Die Politik des Ge- 
waltverzichts berücksichtigt die 
territoriale Integrität des jeweili- 
gen Partners“; 


> der CSSR die Annullierung des 
Münchner Abkommens in „Abma- 
chungen, die über die Vergangen- 
heit hinausführen“ — er will im 
Gegensatz zur CDU/CSU das Hit- 
ler-Diktat für seit Beginn ungültig 
erklären, wenn die Prager Regie- 
rung ihrerseits zusichert, daß den 
Sudetendeutschen daraus keine 
Nachteile erwachsen; 


> der DDR die Anerkennung als 
„Staat in Deutschland“, wobei 
Brandt darauf verzichtete, das 


Staatschef Ulbricht, Sowjet-Freund* 
... nicht 20 Jahre nachholen” 


stereotype Verlangen nach Wieder- 
vereinigung noch einmal vorzu- 
bringen. 


Prompt gestand die Sowjet-Union 
dem SPD-Kanzler zu, was sie den 
drei CDU-Kanzlern beharrlich ver- 
weigert hatte: Sie begann über die 
deutsche Botschaft in Moskau Ge- 
spräche über ein Gewaltverzichts- 
abkommen mit der Bundesrepublik. ' 


Am Montag letzter Woche notifi- 
zierte der Leiter der polnischen Han- 
delsmission die Bereitschaft seiner 
Regierung zum Meinungsaustausch 
mit Bonn. 


Staatsführung wie Staatspartei der 
DDR jedoch hüllten sich zunächst in 
Schweigen. Erst sieben Tage nach Wil- 
ly Brandts Verhandlungsangebot an 
Ost-Berlin meldete sich ein hoher 
Funktionär zu Wort: DDR-Außenmi- 
nister Otto Winzer bekundete Abnei- 
gung gegen einen bilateralen Gewalt- 
verzicht und gab statt dessen „einem 
gesamteuropäischen Abkommen“ den 
Vorzug. 

Vierzehn Tage nach der Offerte ver- 
suchte Ost-Berlin sogar, seine Ver- 
bündeten wieder auf die alte harte 
Linie gegen Bonn festzulegen: Keine 
bilateralen Verhandlungen mit der 
Bundesrepublik ohne vorhergegange- 
ne völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR, so formulierte es SED-Presse- 
chef Werner Lamberz. 


Überdies versuchten die DDR-Re- 
genten einen weiteren Beweis für die 
eigene Verhandlungsbereitschaft und 
die unverminderte Bonner Renitenz zu 
liefern: Für die Regelung simpler 
Verkehrsfragen präsentierten sie den 
Entwurf eines Staatsvertrages, der von 
beiden Parlamenten ratifiziert und 
von beiden Staatsoberhäuptern unter- 
zeichnet werden sollte. 


Aber auf dem Moskauer Ost-Gipfel 
Anfang Dezember konnte sich die DDR 
mit ihrer Maximalforderung nicht 
durchsetzen. Als einheitliche Linie ge- 
genüber der neuen Bundesregierung 
vereinbarten die Staaten des War- 
schauer Pakts — und ließen es vom 
SED-Chef mitunterzeichnen: Zweisei- 
tige Gespräche mit Bonn werden ohne 
vorgeleistete DDR-Anerkennung zu- 
gelassen. 

Überdies spendete die rote Gipfel- 
konferenz entgegen den Tönen aus 
Ost-Berlin der neuen Regierung in 
Bonn ein Extra-Lob. Die Unterzeich- 
nung des Sperrvertrages wurde im 
Kommunique& als „ein positives Mo- 
ment“ gewürdigt, die Brandt-Regie- 
rung als Ausdruck von „Tendenzen, 
welche auf eine realistische Politik der 
Zusammenarbeit und Verständigung 
zwischen den Staaten gerichtet sind“. 

Allerdings: Ulbrichts Hauptforde- 
rung nach völkerrechtlicher Anerken- 
nung der DDR hießen die kommuni- 
stischen Parteichefs erneut gut und 
placierten sie weit oben auf der Liste 
der mit Bonn zu verhandelnden Ge- 
genstände. 

Sowjet-Außenminister Gromyko 
legte das Thema Anerkennung schon 

* Brandt mit Sowjet-Botschafter Semjon 


Zarapkin; Ulbricht mit Parteichef Leonid 
Breschnew. 
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Rudolf Augstein 


MACHT EUCH NICHTS VOR! 


s ist wohl nicht zu vermeiden, daß 

Bonns neue Ostpolitik, Fortent- 
wicklung der früheren und qualita- 
tiv anders zugleich, sich wie ihre 
Vorgängerinnen in Widersprüche ver- 
fängt. Sie geht nach Meinung der 
„Staatserhalter“ zu weit, geht zu 
schnell vor, und trifft doch auf die 
früheren Hemmnisse, weil sie, wie 
die „Anerkenner“ zu wissen glauben, 
nicht weit und nicht schnell genug 
geht. Man kann sie sowenig schlüs- 
sig machen wie ihre Vorgängerin- 
nen, weil sie ihre Ziele entweder vor 
sich selbst verheimlicht, und das ist 
der schlechtere Teil dieser Politik, 
oder offen zu diskutieren nicht wa- 
gen will. 

Fast scheint es ein Axiom heuti- 
ger, man möchte nicht sagen moder- 
ner Regierungspraxis, daß die Wäh- 
ler vor Entscheidungen nicht mehr 
gestellt werden dürfen, weil kleine 
Minderheiten in Wahlen den Aus- 
schlag geben. Stehen tatsächlich ver- 
schiedene Richtungen zur Wahl, so 
tun die Bewerber im allgemeinen 
mehr, um die Unterschiede zu ver- 
wischen, als sie heraustreten zu las- 
sen. Daß diese Praxis sich auf Wah- 
len beschränken ließe, ist ein fauler 
Zauber, den die Regierenden sich nur 
zu gern anzünden. Die Logik der Sa- 
che will es, daß sie so regieren, wie 
sie sich-vor Wahlen verhalten. Eine 
abrupte Änderung des Kurses, wie 
überfällig auch immer, gilt da als 
ausgeschlossen. 

Nähme man die Umfrageergebnis- 
se ohne weitere Differenzierung für 
bare Münze, so wäre die Bundes- 
regierung wohlberaten, langsam vor- 
zugehen, und das war in der Vergan- 
genheit mit Nichtstun fast identisch. 
33 Prozent der Befragten, laut 
„Stern“-Umfrage, wollen Oder-Nei- 
Be-Linie und DDR anerkennen, so- 
fern die Unversehrtheit West-Berlins 
und der freie Zugang nach dorthin 
garantiert würden. 33 Prozent, das 
ist weit mehr als früher, aber immer 
noch nicht viel. 46 Prozent geben an, 
sie seien nach wie vor dagegen, und 
21 Prozent sind so ehrlich, nicht zu 
verhehlen, daß sie keine Meinung 
haben*. 

Nähme man diese Zahlen ernst, so 


könnte keine Regierung handeln. 


* Daß man aus Leuten genau das heraus- 
fragen kann, was man in sie hineinruft, 
dafür liefert auch die „Stern“-Umifrage ein 
Beispiel. 50 Prozent der Befragten wollten 
im November 1969 auf allgemeine Ent- 


‚spannung nicht länger warten und die Exi- 


stenz zweier deutscher Staaten anerken- 
nen, da man sie derart gefragt hatte: 
„Angenommen, wir müßten fünfzig Jahre 
bis zur deutschen Wiedervereinigung war- 
ten und hätten bis dahin keine Entspan- 
nung in Europa und ständige Reibereien, 
oder wir würden jetzt nicht länger warten 
und die Existenz zweier deutscher Staaten 
anerkennen,auf die früheren deutschenOst- 
gebiete verzichten und dadurch eine allge- 
meine Entspannung in Europa erreichen — 
was würden Sie vorziehen?“ Immerhin, 
1967, als eben der suggestive Unfug schon 
einmal gefragt wurde, wollten 33 Prozent 
lieber noch fünfzig Jahre warten, heute 
sind es nur noch 24 Prozent. 


Subtilere Befragungen würden aber 
erbringen, daß nur ein verschwin- 
dend geringer Teil jener Wähler, auf 
die SPD und FDP jetzt noch hoffen 
können, die Oder-Neiße-Frage und 
eine etwaige Anerkennung der DDR 
zum Kriterium seiner Wahlentschei- 
dung machen würde. So mag man 
die Bundesregierung dafür tadeln, 
daß sie sich in ein Dickicht von Wi- 
dersprüchen begibt, anstatt mit einem 
Ruck auf die neue Plattform zu 
springen, aber man wird zugeben 
müssen, daß sie so, wie sie ist und 
geworden ist, nicht weiter gehen 
kann, als sie derzeit tut. Die kriti- 
sche Wendemarke kommt erst noch, 
der Rubikon liegt um die Ecke. 


Bonns neue Ostpolitik wäre lo- 
gisch und einsehbar, wenn sie dar- 
auf ausginge, der in puncto DDR und 
Oder-Neiße wohl schon einigerma- 
Ben wurschtigen Wählerschaft in Ra- 
ten beizubringen, was ihr nach An- 
sicht der Strategen auf einen Schlag 
nicht zugemutet werden soll. Be- 
fürchten muß man aber das Gegen- 
teil: Auch die neuen Machthaber, die 
von einer Versteinerung der Unver- 
nunft, anders als ihre Vorgänger, 
keine Vorteile zu erwarten haben, 
mögen sich den Sinn ihres Tuns 
nicht einmal im stillsten Kämmerlein 
eingestehen. Als gute Hegelianer 
hoffen sie, daß die listige Geschichte 
auf höchstdero eigenen Wegen mit 
ihnen Schlitten fährt. 

Mir jedenfalls leuchtet nicht ein, 
wie man ein besseres Verhältnis zu 
Sowjet-Rußland, Polen und der DDR 
begründen will, ohne diesen Staaten, 
oder besser ihren kommunistischen 
Regierungen, das gewünschte Er- 
gebnis solch eines besseren Verhält- 
nisses im Ansatz zuzugestehen: die 
völkerrechtliche, demgemäß vom 
Westen her nicht mehr zu erschüt- 
ternde Anerkennung der im Gefolge 
zweier Weltkriege östlich der Elbe 
gewaltsam geschaffenen Machtver- 
hältnisse. Liegt es nicht im west- 
deutschen Interesse, diese Verhält- 
nisse anzuerkennen, weil man sich 
hierorts immer noch Chancen aus- 
rechnet, sie durch wirtschaftlichen 
oder Rüstungsdruck umzustoßen, so 
kann man auf bessere Beziehungen 
verzichten, sie werden sich doch 
nicht einstellen. 

Hält man aber eine von Westen 
her unter Druck angestoßene Verän- 
derung des Status quo für nicht mög- 
lich — nach 17. Juni, Budapest und 
Prag sollte man dergleichen nicht 
mehr für möglich halten —, so las- 
sen sich bessere Beziehungen auf 
Dauer jedenfalls nicht herstellen, 
ohne daß der Druck ungeregelter, 
auf Ausnutzung eventueller Krisen 
angelegter Verhältnisse zumindest in- 
stitutionell aufgehoben wird. 

Wenn zwei Verhandlungspartner 
etwas diametral Entgegengesetztes 
wollen, können sie eine Weile an den 
Rändern des Kernproblems herum- 


knabbern, aber eben nur eine Weile. 
Was Bonn zur Überwindung des Sta- 
tus quo tun will, betreibt die andere 
Seite zwecks Erhaltung des Status 
quo. Daß beide Seiten sich über die 
langfristigen Auswirkungen ihres 
Tuns irren könnten, ist zwar möglich; 
es könnte also eine völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR auf längere 
Sicht sowohl eine Erstarrung des 
Status quo wie auch eine langsame 
Liquidierung zur Folge haben. 

Nur sollte man sich über die In- 
teressenlage nicht täuschen. Alle 
wichtigen Partner im Osten, mittler- 
weile wieder unter Einschluß der 
CSSR, müssen auf völkerrechtlicher 
Anerkennung der DDR bestehen, 
nicht wegen des Drucks aus Moskau 
und Ost-Berlin, sondern im ureige- 
nen Interesse der herrschenden 
kommunistischen Partner. Die Unter- 
schiede in den Interessen zwischen 
Moskau und Ost-Berlin sind zwar 
real, aber sie betreffen gar nicht das 
Ziel. 

Moskau empfiehlt (oder befiehlt?) 
eine flexiblere Haltung, um der Bon- 
ner Koalition über die Hürde zu 
helfen; Ulbricht aber, der gefährdete 
Frontkommandeur, wägt die Risi- 
ken, die ein mißtrauischer Mensch ja 
auch sehen muß: Zwischen Lipp’ und 
Kelchesrand könnte das erstrebte 
Gut, die Festigung des Staatswesens 
aufgrund internationaler Verträge, 
verschüttet werden. Das wäre bitter 
für die Sowjet-Union, könnte aber 
bei Veränderung der Großwetterlage 
tödlich für die SED ausgehen. Mos- 
kau hinwiederum muß das Geschäft 
zwischen Bonn und Ost-Berlin in der 
Hand behalten, damit der Ostblock 
nicht noch zusätzlichen Spaltungen 
und Spannungen ausgesetzt wird. 


So werden beide, Kossygin und 
Ulbricht, das Spiel mit verteilten 
Rollen spielen; aber es hat nicht 
Kossygin dem Ulbricht die Rolle zu- 
geteilt, sondern die Geographie. Ge- 
gensätze zwischen Moskau und ÖOst- 
Berlin werden nicht gespielt, sondern 
sind da, und trotzdem nicht so be- 
schaffen, daß wir ein Honiglecken zu 
erwarten haben. 

In dem gemeinsamen Ziel, die 
DDR als einen kommunistischen 
Staat zu etablieren, heben die Gegen- 
sätze sich auf. Und doch kann unser 
Bestreben nur dahin gehen, die 
DDR, mit der wir einstweilen 
schlechter sprechen können als mit 
den Russen, selbständiger zu ma- 
chen, sie zu stärken. Ist das schwer 
zu verstehen? Ja. j 

Willy Brandt, der Freund Egon 
Bahrs, kennt all diese Komplikatio- 
nen. Aber Willy Brandt, der Kanzler, 
scheint sie nicht zu sehen; wie Wal- 
ter Scheel, der Außenminister, von 
jenen richtigen Ansichten abrücken 
mußte, die ihm als dem Führer der 
Oppositionspartei noch präsent ge- 
wesen waren. 


Macht euch, ihr Lieben, nichts vor! 


im ersten Gespräch mit dem deutschen 
Botschafter Helmut Allardt über ein 
Gewaltverzichts-Abkommen auf den 
Tisch. 


Ulbricht will haben, was die roten 
Bruderstaaten längst besitzen — die 
Anerkennung durch den Westen. Denn 
nur so glauben die Führer der Ein- 
heitspartei, die Deutschen in der DDR 
endgültig davon überzeugen zu kön- 
nen, daß ihr Staat von Dauer ist. 
Überdies braucht Ulbricht normale 
Beziehungen zu den großen Handels- 
nationen, damit seine Republik — an 
neunter Stelle unter den Industrie- 
staaten — unbehinderten Zugang zum 
Weltmarkt gewinnt. 


Ob es für Bonn noch Möglichkeiten 
gibt, Ulbrichts Maximal-Entwurf in 
den Verhandlungen zu mildern, hängt 
entscheidend davon ab, wie weit Mos- 
kau dem DDR-Chef Rückendeckung 
gewährt. Es gibt Indizien für Interes- 


DEUTSCHLAND 


Bastion der Globalstrategie der 
Hauptmächte der Nato. Diese Tatsache 
muß unbedingt berücksichtigt werden, 
wenn man die Versuche der Regierung 
Brandt/Scheel richtig beurteilen will, 
unbedingt vor einer europäischen 
Sicherheitskonferenz bilaterale Ge- 
waltverzichtsabkommen mit der So- 
wjet-Union und anderen sozialisti- 
schen Ländern zu schließen.“ 


Umgekehrt gaben die Sowjets in 
Bonn zu verstehen, ihnen erscheine es 
nicht angemessen, daß die Bundesre- 
gierung gleichzeitig mit ihnen und der 
DDR-Regierung bilateral verhandle. 


Die DDR hingegen glaubt bei ihrer 
Bonn-Politik auf ein in 20 Jahren ge- 
schärftes Mißtrauen ihrer Freunde 
gegenüber den westdeutschen CDU- 
Führern bauen zu können. 


Bonns rheinischer Erz-Kanzler hatte 
nichts getan, die Spaltung Deutsch- 
lands wirksam zu mildern, aber vieles, 


gungsplänen eine Absage und wollte, 
unterstützt von Moskau, nur noch über 
die Anerkennung des Status quo mit 
sich reden lassen. 


Zu spät und nur halbherzig hatte die 
CDU/CSU ihre eigene klassische 
Deutschland-Politik — Anschluß der 
Sowjetzone an die Bundesrepublik 
durch Westintegration und Wiederbe- 
waffnung — durchbrochen. Um 10 000 
deutsche Kriegsgefangene freizube- 
kommen, beschloß Adenauer die Auf- 
nahme diplomatischer Beziehungen 
mit der Sowjet-Union, jenem Staat, 
der die DDR ins Leben gerufen und 
längst einen DDR-Botschafter in Mos- 
kau akkreditiert hatte. 


Von da an begann die Schizophrenie 
Bonner Politik gegenüber dem Osten. 
Einerseits wurde die Existenz der DDR 
geleugnet — bis hin zu Kiesingers 
„Phänomen“ — und ihre Anerkennung 
durch Drittstaaten mit Strafsanktionen 


DDR-Grenze, DDR-Grenzpfahl: 5] Prozent der Westdeutschen halten die Anerkennung für unvermeidlich 


sen-Abweichungen zwischen Ost-Ber- 
lin und dem Kreml. 

So ließ Ulbricht West-Berlin, seinen 
wirksamsten Hebel im Anerken- 
nungsgerangel mit Bonn, zunächst 
unberührt. Vor seinem ZK erklärte er 
am 12. Dezember: „Außerdem gibt es 
noch das besondere Besatzungsgebiet 
Westberlin, das wir aus bestimmten 
Gründen in diesem Zusammenhang 
nicht näher behandeln wollen.“ Das 
war moskaukonform, denn die Sowjets 
stehen vor gemeinsamen Verhandlun- 
gen mit den drei Westmächten über 
den künftigen Status der Stadt. 


Im Vertragstext jedoch machte der 
SED-Chef wenige Tage später das 
Berlin-Problem zu einem Objekt in- 
nerdeutschen Handels. 


Ulbrichts Außenminister Otto Win- 
zer verblüffte durch ein weiteres Bei- 
spiel ungewohnter Eigenständigkeit. 
In einer ZK-Rede warnte er die so- 
wjetischen Freunde: „Auch unter 
der SPD/FDP-Regierung mit ihrem 
Treuebekenntnis zur Nato bleibt die 
Bundesregierung eine vorgeschobene 
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sie zu vertiefen: Er verschrieb die 
Bundesrepublik der amerikanischen 
„Politik der Stärke“, die den Kommu- 
nismus aus Osteuropa zurückdrängen 
wollte. Er führte den westdeutschen 
Staat in die Nato und verwarf von 
1952 bis 1955 sowjetische Wiederverei- 
nigungs-Angebote, obwohl sie sogar 
noch die Offerte freier gesamtdeut- 
scher Wahlen enthielten, als „Fetzen 
Papier“. 


Die Ost-Berliner schlugen Adenauer 
nach 1955 mehrfach eine Konföderation 
der beiden deutschen Staaten als Weg 
„zur Wiedervereinigung“ vor. Aber die 
CDU-Regierung wischte die Offerten 
höhnisch vom Tisch. Pressesprecher 
Felix von Eckardt: „Das ist genauso, 
als wenn wir ein Pferd und einen Pa- 
pagei in einen Stall sperren und sa- 
gen: Jetzt haben wir alles Menschen- 
mögliche getan, damit die beiden ein 
Kind kriegen.“ 

Nach dem Mauerbau am 13. August 
1961 stieg das Selbstbewußtsein der 
Ost-Berliner Staatsführung: Sie er- 
teilte fortan allen Wiedervereini- 
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belegt. Andererseits bemühten sich die 
Bonner um Beziehungen zu östlichen 
Staaten, die mit der DDR Botschafter 
ausgetauscht hatten, und mußten sich 
zudem Hoheitsakten des vermeintli- 
chen Nichtstaates beugen. 

Als Jugoslawien und Kuba Bot- 
schafter mit Ost-Berlin austauschten, 
betrachtete Bonn das gemäß der 
Hallstein-Doktrin als unfreundlichen 
Akt und brach die Beziehungen ab. Um 
aber später selber diplomatische Bezie- 
hungen zu östlichen DDR-Anerken- 
nern aufnehmen zu können, erfanden 
die Bonner Juristen mit Wilhelmstra- 
ßen-Arroganz jene „Geburtsfehler- 
Theorie“ oder „Halbstein-Doktrin“ 
(Politologie-Professor Richard Löwen- 
thal), wonach in Staaten, die nie die 
freie Auswahl zwischen Bonn und Ost- 
Berlin gehabt hatten, diplomatische 
Vertreter aus beiden Hauptstädten 
amtieren können. 

Schreiben aus Ost-Berlin gingen bis 
zur Gründung der Großen Koalition 
ungeöffnet zurück. Erst auf Drängen 
des sozialdemokratischen Regierungs- 
partners schrieb der CDU-Kanzler 
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Kiesinger 1967 einen Antwort-Brief an 
seinen DDR-Kollegen Willi Stoph, 
scheute sich aber, in der Anschrift den 
korrekten Titel „Vorsitzender des Mi- 
nisterrats der DDR“ zu verwenden. 


Dennoch hatten CDU-Regierungen 
die staatliche Existenz der DDR fak- 
tisch anerkennen müssen. Seit dem 
Sommer 1968 wird auf dem Landweg 
nach Berlin in Bundespässe das Visum 
der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik eingestempelt. Seit dem vergan- 
genen Herbst steht fest, daß bei den 
Olympischen Spielen 1972 auf west- 
deutschem Boden die DDR-Mannschaft 
unter der Hammer-und-Zirkel-Flagge 
und mit der Staatshymne „Auferstan- 
den aus Ruinen“ auftreten wird. 

Ohne Not stationierten ihrerseits die 
Bonner an der „Demarkationslinie“ 
ihren „Bundesgrenzschutz“, dessen 
Vorschriften für den Schüßwaffenge- 


DEUTSCHLAND 


Schröders Konzept blamierte seinen 
Erfinder. Ulbricht ging nicht in die 
Knie, sondern zwang mit Rücken- 
deckung Moskaus die von Bonn um- 
worbenen Freunde in Warschau und 
Prag zum Abschluß von Beistandspak- 
ten. Das „Eiserne Dreieck“ hatte die 
politische Doppelaufgabe, die Ost- 
block-Dissidenten zu disziplinieren 
und gegen die Bundesrepublik zu im- 
munisieren. 


Erst Schröders Nachfolger Willy 
Brandt, Außenminister der Großen 
Koalition, brach mit der Einkrei- 
sungspolitik des Vorgängers. Er nahm 
das politische Gespräch zur roten 
Führungsmacht Sowjet-Union auf. 
Er brachte CDU-Kanzler Kiesinger 
dazu, die DDR nicht länger zu igno- 
rieren, sondern mit einem Brief an 
DDR-Ministerpräsident Stoph den in- 
nerdeutschen Dialog anzustreben. 


Unterhändler Adenauer, Bulganin in Moskau (1955)*: „Pferd und Papagei” 


brauch wörtlich den Bestimmungen an 
internationalen Grenzen entsprechen. 


Den spektakulärsten Ausbruch aus 
der klassischen Ost-Politik Adenauers 
versuchte CDU-Außenminister Ger- 
hard Schröder. Gezielt hofierte er die 
Satelliten des Warschauer Paktes und 
versuchte ihren wachsenden Drang 
nach Unabhängigkeit mit großzügigen 
Kredit-Offerten zu wecken. Ebenso 
gezielt vermied er den direkten Kon- 
takt zu Moskau und zu Ost-Berlin. 

Zweck seines Umfassungs-Manö- 
vers! die Sowjet-Union zu umgehen 
und die DDRiin die Isolation zu treiben 
und damit reif zu machen für Bonner 
Wiedervereinigungswünsche. Deutsch- 
lands rührigster Nachkriegs-Botschaf- 
ter in Moskau, Hans Kroll, der die 
AA-Zentrale davor warnte, Moskau 
übertölpeln zu wollen, wurde von 
Schröder kurzerhand aus dem Verkehr 
gezogen. 


* Mit Karl Arnold, Nikita Chruschtschow, 
Heinrich von Brentano und Wjatscheslaw 
Molotow. 
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Brandts erste Versuche einer um- 
fassenden Ost-Politik wurden von der 
CDU sabotiert. Wochenlang blieben 
Noten-Entwürfe des Außenministers 
an die Adresse Moskaus in der Schub- 
lade des Kanzleramt-Staatssekretärs 
Freiherr zu Guttenberg (CSU) liegen. 


Nach außen machten die Christde- 
mokraten kein Hehl daraus, daß sie 
die neue Friedensordnung nach ihrem 
Geschmack diktieren wollten. So 


> erläuterte Kurt Georg Kiesinger im 
August vergangenen Jahres; „Die 
Sowjet-Union will mindestens .den 
Status quo in Europa erhalten.,. 
Wir müssen den Status quo zu än- 
dern versuchen, denn nur dann 
erreichen wir die Wiedervereini- 
gung unseres Volkes“; 


> erklärte Karl Theodor von und zu 
Guttenberg im Oktober 1968: „Wir 
bleiben bei unserer Gewaltver- 
zichts-Politik. Aber wir setzen hinzu, 
daß diese Politik selbstverständ- 
lich Veränderungen der gegenwär- 


tigen Lage, der Teilung Deutsch- 
lands nämlich, bedeutet“; 


D polemisierte Franz Josef Strauß in 
diesem Monat, daß „nach Moskaus 
Strategie eine europäische Sicher- 
heitskonferenz keinen anderen 
Zweck verfolgen kann, als dem 
sowjetischen Besatzungsstand in 
Europa, ohne Befragung der VÖöl- 
ker, die internationale Weihe zu 
geben“. 


Denn die christdemokratischen 
Wortführer hatten sich seit je mit den. 
Vertriebenen-Funktionären und deren 
Forderungen solidarisiert, eine neue 
Ordnung — so der ehemalige CDU- 
Vertriebenenminister Heinrich Winde- 
len — müsse berücksichtigen, „daß es 
nicht so bleiben kann, wie es ist“. 


Der CSU-Bundestagsabgeordnete 
Dr. Walter Becher, zugleich Sprecher 
der Sudetendeutschen Landsmann- 
schaft, sprach noch drei Wochen vor 
der sowjetischen CSSR-Invasion von 
einer „Reintegration der sudetendeut- 
schen Facharbeiter in eine föderali- 
siertte Tschechoslowakei, in einen 
föderalisierten böhmisch-mährisch- 
slowakischen Raum“. 


Allerdings: Daß es in Mitteleuropa 
so bleibt, wie es ist, darauf legt die 
Welt außerhalb der CDU/CSU und der 
Vertriebenen-Verbände Wert. Und die 
Welt, einschließlich der sowjetischen 
Führung, glaubt zu wissen, daß 
Deutschlands Sozial- und Freidemo- 
kraten, von der Union stets des Illu- 
sionismus bezichtigt, realistischer den- 
ken. 

Zwar hatte auch die SPD in ihrer 
Anpassungs-Phase seit dem Godes- 
berger Programm Zugeständnisse an 
Heimat-Emotionen und Kommuni- 
sten-Furcht der Westdeutschen ge- 
macht. Wehner 1965 vor einer „Volks- 
politischen Tagung“ der SPD: „Volk 
will zu Volk und kommt zu Volk.“ 


Aber nach dem Eintritt in die Bun- 
desregierung zeigten die program- 
matischen Äußerungen der SPD zur 
Deutschland-Politik, daß die Partei 
keinen Drang nach Osten verspürte, 
Brandt befürwortete beim Nürnberger 
SPD-Parteitag 1968 die „Anerkennung 
beziehungsweise Respektierung der 
Oder-Neiße-Linie bis zur friedensver- 
traglichen Regelung“. Später propa- 
gierte Wehner „Verhandlungen ohne 
jegliche Diskriminierung“ mit der DDR. 


Parallel zur SPD entwickelten auch 
die Freien Demokraten auf ihrem Weg 
nach links seit dem hannoverschen 
Parteitag 1967 ostpolitischen Realis- 
mus. Sie entwarfen im vergangenen 
Jahr einen Deuitschland-Vertrag, der 
die völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR nur noch um Nuancen vermied. 


FDP-Führer Walter Scheel liqui- 
dierte im Wahlkampf sogar die letzten 
Reste der Hallstein-Doktrin: „Ich habe 
überhaupt keine Bedenken, daß an- 
dere Länder mit der DDR Beziehungen 
aufnehmen.“ 


Schon während des bundesdeutschen 
Wahlkampfes 1969 gab Moskau zu er- 
kennen, mit wem es in Zukunft pak- 


tieren wolle. Hatte der Kreml in frü- 
heren Wahljahren mit Drohgebärden 
stets der auf Russenfurcht spekulie- 
renden CDU wWahlhilfe geleistet, so 
legten die Sowjets 1969 dem Zustan- 
dekommen der entspannungsfreundli- 
chen Linkskoalition aus SPD und FDP 
jedenfalls kein Hindernis in den Weg. 


Die Sowjet-Union 


> widersetzte sich Ulbrichts Drängen, 
während der Heinemann-Wahl im 
März dieses Jahres eine neue Ber- 
lin-Krise anzuzetteln; 


D offerierte Bonn bilaterale Abkom- 
men über Luftverkehr, Handel, 
Touristik und Kultur; 


> bezog die Bundesrepublik in den 
Kreis privilegierter Nationen ein, 
die von Moskau über den Grenz- 
konflikt mit Rotchina vertraulich 
unterrichtet wurden; 


D akzeptierte das vom damaligen 
Außenminister Brandt unterbreite- 
te Angebot zur Aufnahme zweisei- 
tiger Gewaltverzichts-Verhandlun- 
gen. 


Schließlich zeichneten die Russen die 
künftigen Koalitionspartner vor den 
auf Entspannungsbereitschaft ge- 
stimmten Wählern durch Einladungen 
nach Moskau aus. Fast das halbe spä- 
tere Links-Kabinett — die späteren 
Minister Scheel, Genscher, Schmidt, 
Möller und Franke — fuhren durch 
das Spasski-Tor des Kremls. 


Die CDU/CSU antichambrierte ver- 
gebens in der Rolandsecker Sowjet- 
Botschaft, um ebenfalls nach Moskau 
eingeladen zu werden. 


Als nach den Wahlen SPD und FDP 
die 20jährige CDU-Herrschaft gebro- 
chen hatten, wurden die neuen Herren 
in Bonn als erste Bundesregierung 
vom Ostblock freundlich begrüßt. 


Kanzler Brandt zögerte nicht, die in 
sein Kabinett gesetzten Erwartungen 


= „E 


CSU-Ostpolitiker Strauß 
„Weihe für Besatzungszustand” 
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zu erfüllen. Nachdem er in seiner Re- 
gierungserklärung den grundlegen- 
den Wandel der Ost- und Deutsch- 
landpolitik verkündet hatte, setzte er 
Zeichen: 


Er machte das „Ministerium für ge- 
samtdeutsche Fragen“ zum „Ministe- 
rium für innerdeutsche Beziehungen“, 
drückte gegen den Willen der CDU/ 
CSU auch die gleiche programmati- 
sche Umbenennung des früheren Ge- 
samtdeutschen Ausschusses durch, 
verzichtete auf nutzlose Demonstra- 
tionssitzungen der Bundestagsaus- 
schüsse in Berlin, stellte der DDR in 
Verhandlungen über das Verkehrs- 
und Postwesen ein größeres finan- 
zielles Entgegenkommen der Bundes- 
regierung in Aussicht und will das 
Verbot von DDR-Staatsflagge und 
-Hymne aufheben. 


Gegen den Protest der CDU/CSU 
ließ Brandt den Atomwaffen-Sperr- 
vertrag unterzeichnen. 


7% 
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CDU-Ostpolitiker Kiesinger 
„Den Status quo ändern” 


Selbst den Stellvertreter Gottes auf 
Erden bezogen die neuen Regenten in 
ihre Entspannungs-Bemühungen ein. 
Katholik Georg Leber und Protestant 
Herbert Wehner ermunterten den Hei- 
ligen Vater während einer Privat- 
Audienz Mitte November, die Oder- 
Neiße-Grenze als polnische Westgren- 
ze einzusegnen. Die beiden Rom-Pilger 
erläuterten Papst Paul VI. die Bonner 
Formel: Die Bundesregierung werde 
nichts dagegen haben, wenn die 
Seelsorge für Polens Katholiken künf- 
tig „verwaltungsmäßig vereinfacht“ 
würde. 

Die Bonner Regierungspartner 
konnten sich bei ihrer neuen Ost-Poli- 
tik auf einen Meinungswandel im 
deutschen Volk stützen. So konstatie- 
ren die Demoskopen einen raschen 
Wandel des politischen Bewußtseins 
vom starren Anti-Kommunismus der 
fünfziger Jahre zu einer bewußten 
Toleriercung des kommunistischen 
Staates deutscher Nation. 


CSU-Ostpolitiker Guttenberg 
„Wir bleiben bei unserer Politik” 


Analog zu dem Beispiel der Oder- 
Neiße-Grenze — 1951 wollten sich 80 
Prozent der Westdeutschen niemals 
mit dem Verlust der Ostgebiete abfin- 
den, 1969 nur noch 32 Prozent — glau- 
ben Demoskopen herausgefunden zu 
haben, daß eine zunehmende Zahl von 
Bundesbürgern eine Anerkennung der 
DDR hinnehmen würde. 


Nach einer Allensbach-Umfrage 
hielten 51 Prozent die Anerkennung 
der DDR auf die Dauer für unver- 
meidlich. Ein Drittel, so ermittelte Al- 
lensbach im November dieses Jahres, 
war sogar schon willens, die Existenz 
der DDR auch völkerrechtlich zu ak- 
zeptieren, wenn sich dafür östliche 
Berlin-Garantien einhandeln ließen. 
Die Zahl der Anerkennungsgegner ist 
zum erstenmal unter 50 Prozent, auf 
46, gesunken. 


Dennoch will die neue Bundesregie- 
rung ihr Handeln „nicht nach der ja 
manchmal doch zufällig zustande ge- 
kommenen Mehrheit der öffentlichen 
Meinung ausrichten“, so Vizekanzler 
Scheel. Der demoskopiegeschädigte 
Außenminister und FDP-Chef: „Hier 
gibt es noch gültigere Kategorien.“ 


Auf Scheels Wähler muß die Bonner 
Koalition allerdings besondere Rück- 
sicht nehmen. Ein allzu forscher An- 
erkennungskurs, wie ihn die Partei- 
führung vor den Wahlen eingeschlagen 
hatte, könnte die FDP um den Rest 
ihrer Stammwähler bringen und sie 
— zum Schaden der Bonner Koalition 
— im kommenden Jahr aus ein oder 
zwei Landtagen hinauskatapultieren. 


Außerdem fürchtet die Regierung 
Brandt/Scheel, bei einer DDR-Aner- 
kennung mit dem Bundesverfassungs- 
gericht, den Alliierten und der deut- 
schen Neigung in Konflikt zu kommen, 
realistische Politiker als „Erfüllungs- 
politiker“ und „Novemberverbrecher“ 
zu diffamieren. 


Denn einer DDR-Anerkennung ste- 
hen — nach landläufiger Meinung — 
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die Präambel des Grundgesetzes („Das 
gesamte Deutsche Volk bleibt aufge- 
fordert, in freier Selbstbestimmung 
die Einheit und Freiheit Deutschlands 
zu vollenden“) und die im Deutsch- 
land-Vertrag festgelegte Verantwor- 
tung der drei westlichen Siegermächte 
für Gesamtdeutschland entgegen. 
Freilich: Die befreundeten Westmäch- 
te könnten auf Bonner Wunsch ihre 
Rechte aufgeben, und der Verfas- 
sungs-Text steht abweichenden Inter- 
pretationen offen. 


Daß es unter Umständen nicht ein- 
mal der formalen Anerkennung der 
DDR bedürfe, glaubte die Regierung 
Brandt/Scheel alsbald aus dem 
freundlichen Echo ablesen zu können, 
das ihr Ostwerben in Moskau fand. 
Noch bevor die Führer des Kommu- 
nismus sich in Moskau auf einem Gip- 
feltreffen über die neue Lage einig 
werden konnten, setzten die proto- 
kollbewußten Sowjets ein deutliches 
Zeichen für den Klimawechsel in den 
deutsch-sowjetischen Beziehungen. Sie 
beendeten den zwölf Jahre langen 
Boykott der deutschen Botschaft in 
.Moskaus Großer Grusinischer Straße. 


Seit der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen im Januar 1956 waren sie 
stets peinlich darauf bedacht gewesen, 
hohe Partei- und Regierungsfunktio- 
näre der Residenz des westdeutschen 
Botschafters fernzuhalten. Am 4. 
Dezember brachen die Sowjets das Eis 
und schickten Alexander Schelepin, 
Nummer sechs in ihrem Herrschafts- 
team, an den Tisch von Botschafter 
Helmut Allardt. 


Der Russe, Vorsitzender des sowje- 
tischen Gewerkschaftsbundes und 
eines von elf Mitgliedern des Polit- 
büros der KPdSU, erschien zu Ehren 
des DGB-Chefs Heinz Oskar Vetter 
und brachte so viele Kollegen mit, daß 
Botschafter-Gattin Irene Allardt ihren 
Stuhl an der großen Tafel räumen und 
an einem Nebentisch Platz nehmen 
mußte. 


Die Kollegen redeten sich mit dem 
brüderlichen Genossen-Du an und be- 
schlossen, eine ständige deutsch-so- 
wjetische Gewerkschaftskommission 
einzurichten, vereinbarten gegenseiti- 
ge Besuche und den Austausch von 
Artikeln zwischen den Gewerk- 
schaftszeitungen „Trud“ und „Welt der 
Arbeit“; denn, so fand Schelepin, „was 
gut ist für unsere Arbeiter, ist auch gut 
für eure Arbeiter“. 


Auf unfreundliche „Trud“-Kom- 
mentare über die Bundesrepublik an- 
gesprochen, gelobte Schelepin allmäh- 
liche Besserung: Auch seine Mitarbei- 
ter brauchten Zeit, sich auf die neue 
Situation einzustellen, nachdem sie 20 
Jahre lang Bonn als Hauptfeind be- 
trachtet hätten. 


Der Meinungsumschwung in Mos- 
kau, die Eile, mit der die Sowjets nun 
Kontakt zu Bonn suchten, gab den 
Deutschen Rätsel auf. Was war in 
Moskau geschehen? 


„Schturmowschtschina“ heißt ein — 
dem Deutschen entlehntes — Sowjet- 
Fachwort für die Erledigung hinaus- 
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SPD-Ostpolitiker Wehner 
„Keine Wiedervereinigungsmöglichkeit“ 


geschobener Probleme am Ende einer 
Planperiode. Das Hinausgeschobene im 
sowjetischen Außenministerium am 
Smolensker Platz in Moskau aber war 
meist die Deutschlandpolitik. 


In der „Schturmowschtschina“ 1954, 
ein Jahr nach Stalins Tod, hatte 
Außenminister Molotow erstmals ein 
europäisches Sicherheitssystem vorge- 
schlagen, um Westdeutschlands Nato- 
Beitritt zu verhindern. 


Damals war der Westen nicht bereit 
gewesen, auf die Moskau-Anregung 
einzugehen. Zu der Sicherheitskonfe- 
renz, die Molotow schließlich im No- 
vember 1954 nach Moskau einberief, 
kamen nur die Oststaaten. Sie schlu- 
gen die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands durch freie Wahlen vor — wenn 
das wiedervereinigte Deutschland auf 
Remilitarisierung verzichten und mili- 
tärischen Bündnissen fernbleiben 
würde, 


Der Westen lehnte wiederum ab, 
Westdeutschland trat der Nato bei. 


SPD-Ostpolitiker Bahr 
„Nicht so tun, als ob“ 


Neun Tage später schlossen sich die 
roten Staaten Osteuropas mit Aus- 
nahme Jugoslawiens im „War- 
schauer Pakt“ zusammen — der laut 
Schlußartikel 11 aufzulösen ist, sobald 
ein System kollektiver Sicherheit in 
Europa geschaffen ist. 


In der „Schturmowschtschina“ des 
Jahres 1968 zog Sowjet-Premier Ko- 
ssygin sich aus der Öffentlichkeit zu- 
rück und arbeitete eine neue politische 
Konzeption aus. Er suchte nach einer 
Alternative zur Politik der Interven- 
tion und der Block-Zementierung, die 
Moskaus Falken bei der Besetzung der 
CSSR verfolgt hatten, 


Prag war für Kossygin der Beweis, 
daß die Probleme des Ostblocks sich 
auf die Dauer nicht gewaltsam lösen 
lassen. Die kommunistischen Staaten 
— mit Ausnahme der DDR — haben 
den Wirtschaftswettlauf mit dem We- 
sten verloren. 


Die kommunistischen Staaten konn- 
ten versuchen, durch Arrangements 
mit dem Westen ihren Rüstungsetat 
zu entlasten. Der Prag-Schlag aber be- 
lebte die siechende Nato und bürdete 
der gegen China rüstenden Sowjet- 
Union neue Kosten auf. 


So entschloß sich Kossygin, das Ge- 
genteil der Block-Restauration nach 
Prager Muster zu tun: Er holte den al- 
ten Molotow-Plan wieder hervor. 


Mit dieser Konzeption kehrte der 
Sowjet-Premier im Februar 1969 
in die Öffentlichkeit zurück: Die Mili- 
tärblöcke Nato und Warschauer Pakt 
seien durch ein Sicherheitssystem zu 
ersetzen. Innerhalb des Politbüros 
hatte Kossygin offenbar eine Mehrheit 
gewonnen: Die Politbüro-Mitglieder 
Schelepin, Suslow und schließlich so- 
gar Breschnew traten mit Äußerungen 
hervor, die den von Kossygin schon 
seit Jahren gehaltenen Kurs plötzlich 
unterstützten. 


Denn inzwischen hatten Russen und 
Chinesen Anfang März am Ussuri auf- 
einander geschossen. Rußland brauch- 
te Entlastung im Westen. Auf einer 
Ostblock-Konferenz Mitte März plä- 
dierten Moskaus Verbündete für die 
Einberufung einer europäischen 
Sicherheitskonferenz, 


Die Politik der USA kam Kossygins 
Plänen entgegen. Der neue Präsident 
Nixon bekannte sich in seiner Inaugu- 
rationsrede zu einer nun beginnenden 
„Ara der Verhandlungen“, Nixons Be- 
rater Kissinger empfahl in einem 
SPIEGEL-Gespräch, das in Moskau 
außergewöhnliche Beachtung fand, 
den europäischen US-Verbündeten 
mehr Selbständigkeit. 


Nixons Weltreise im Juli demon- 
strierte der Sowjet-Union, wie Ame- 
rika die bevorstehende Entspannung 
verstanden wissen wollte: ohne Aner- 
kennung starrer Einfluß- und Interes- 
senbereiche der Großmächte. Fast 
herausfordernd besuchte Nixon den 
Blockbrecher Rumänien. 


Schließlich siegten im September die 
Sozialdemokraten in Bonn — jene Par- 
tei, die sich stets dem sowjetischen 


Sicherheitsbedürfnis gegenüber ver- 
ständig gezeigt hatte. 

Anfang Dezember verhandelten die 
Russen gleichzeitig mit Amerikanern 
und Chinesen und hatten Europa- 
Verhandlungen für Anfang 1970 an- 
gekündigt. Nun, in der Schturmow- 
schtschina 1969, traten sie in Verhand- 
lungen mit Westdeutschland ein. 

Im Schlußkommuniqu& des Mos- 
kauer Gipfels Anfang Dezember spra- 
chen die Ostblock-Staaten nicht von 
Klassenkampf, sondern von europä- 
ischer Koexistenz. Demonstrativ ver- 
schwiegen sie das Bündnis, das sie 
verbindet — den Warschauer Vertrag 
—, statt dessen beriefen sie sich auf 
den Zeitgeist: „Wenn die neue west- 
deutsche Regierung die Lehren aus der 
Geschichte zieht, sich des Ballastes der 
Vergangenheit entledigt und entspre- 
chend dem Geist der Zeit an die Pro- 
bleme, die in den Beziehungen zwi- 
schen den europäischen Staaten Span- 
nungen hervorrufen, realistisch heran- 
geht, so würden sowohl die sozialisti- 
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Ungewiß bleibt aber, wie weit Ko- 
ssygin mit der alten Molotow-Idee 
jetzt gehen kann: Zwar sehen auch 
Kreml-Konservative die Brüchigkeit 
des Ostblocks — aber es erscheint 
zweifelhaft, ob sie dagegen die Risiken 
eines „Abbaus der Militärblöcke“ (so 
die „Prawda“ am 7. Dezember, dem 
Tag der Zusage zu Gewaltverzichts- 
verhandlungen mit Bonn) in Kauf 
nehmen wollen. Die DDR will es ge- 
wiß nicht. 


Und im Westen ist die Lage ähnlich: 
Zwar sind die USA zu einer Vermin- 
derung ihrer in Europa stationierten 
Truppen bereit, zwar ist der Nato- 
Vertrag seit 1969 erstmals kündbar, 
zwar sind in Bonn die Sozialdemokra- 
ten an der Macht — aber auch der 
Westen hat mit der Teilung Europas zu 
gut gelebt, um sie ohne weiteres gegen 
ein in seinen Auswirkungen unsiche- 
res Sicherheitssystem einzutauschen. 


Die Bonner Ost-Strategen glauben 
erkannt zu haben, daß sogar Ulbricht 


rung. Maschinen und Techniker aus 
dem kapitalistischen Ausland sollen in 
volkseigenen Industrien weiterhelfen. 


Schon im Sommer dieses Jahres 
hatten Bonns sozialdemokratische 
Wirtschaftslenker erfahren, daß west- 
deutsche Kapitalhilfe im sozialisti- 
schen Lager dringend erwünscht ist. 
Bei einem Besuch der Posener Messe 
im Juni 1969 traf Wirtschafts-Staats- 
sekretär Klaus Dieter Arndt auf ein 
„überraschend starkes Interesse der 
Polen“ (Arndt) an deutschen Investi- 
tionen in die Zukunftsbranchen Che- 
mie, Elektro- und Maschinenindustrie. 


Zwei Monate später wurde Arndt- 
Chef Schiller bei einem Besuch in Bu- 
karest vom rumänischen Staats- und 
Parteichef Nicolae Ceaucescu um fi- 
nanziellen Beistand angegangen. Der 
Rumäne bat den Westdeutschen um 
Handelskredite und die staatliche Be- 
günstigung von Kooperations-Verträ- 
gen zwischen westdeutschen Konzer- 
nen und rumänischen Firmen. 


Moskau-Besucher Schmidt, Scheel, Gastgeber Gromyko, Kossygin: Das halbe Brandt-Kabinett fuhr durchs Kreml-Tor 


schen Staaten als auch alle friedlie- 
benden Völker dies begrüßen.“ 


Die UdSSR begrüßte sofort. Drei 
Tage nach dem Moskauer Gipfel er- 
klärte sich die Sowjet-Regierung be- 
reit, in die von Bonn angebotenen Ver- 
handlungen über einen gegenseitigen 
Gewaltverzicht einzutreten. 


Was das Moskauer Kommunique 
den „Geist der Zeit“ nannte, war in 
Wirklichkeit die Gunst einer Stunde — 
und deshalb handelte Moskau so 
schnell: Ungewiß muß für Kossygin 
erscheinen, ob in einem halben Jahr 
noch dieselbe Konstellation am Rhein 
besteht, in Prag und in Peking; ob die 
USA sich nicht eines Tages ihrer Fes- 
seln in Vietnam: entledigt haben wer- 
den, ob Kremil-Falken nicht im Früh- 
jahr wieder für einen Präventivschlag 
gegen Peking plädieren. 


Mit anderen Worten: Moskaus In- 
teresse an Gesprächen mit Bonn muß 
sich nicht in dem Wunsch nach Aner- 
kennung der DDR erschöpfen, sondern 
könnte durchaus weiter reichen. 
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seinen Vorteil aus der Nichtanerken- 
nung ziehen kann. 


Die DDR müßte, so rechnen die Bon- 
ner Ostplaner, den Botschafteraus- 
tausch mit dem Verlust einträglicher 
wirtschaftlicher Privilegien bezahlen. 
Solange zwischen beiden deutschen 
Staaten ein besonderes Verhältnis be- 
steht, gelten Geschäfte mit der DDR 
nicht als Auslandsumsätze. Mit dem 
innerdeutschen Handelsabkommen be- 
freit Bonn die DDR-Lieferungen von 
EWG-Zöllen und gewährt ihr über- 
dies Steuerpräferenzen., 


Diese Möglichkeit, als einziger Ost- 
blockstaat direkt an den Vorteilen des 
EWG-Marktes teilzuhaben, nutzt 
Walter Ulbricht resolut. 1969 stiegen 
die Umsätze im innerdeutschen Handel 
gegenüber dem Vorjahr um 30 Pro- 
zent. 

Bei dem lukrativen Geschäft mit dem 
Westen wollen Ulbrichts östliche 
Nachbarn nicht länger abseits stehen. 
Ihnen könnten, so das Bonner Kalkül, 
pragmatische Handelskontakte wich- 
tiger sein als die Anerkennungsforde- 


Als Brandt Kanzler geworden war, 
besann sich Schiller auf die östlichen 
Bitten. In einer geheimen Kabinetts- 
vorlage vom 5. Dezember bat er die 
Bundesregierung, sie möge den kom- 
munistischen Staaten bei der Lösung 
ihrer Wirtschaftsprobleme behilflich 
sein. Nach dem inzwischen vom Kabi- 
nett gebilligten Schiller-Plan sollen 
die Volksrepubliken Polen und Ru- 
mänien je eine halbe Milliarde Mark 
Kredite erhalten. 


Die generöse Darlehenszusage be- 
steht je zur Hälfte aus einem an be- 
stimmte Bezüge gebundenen Lieferan- 
tenkredit und einem freien Kredit, 
über den die beiden Ostblock-Länder 
nach Belieben verfügen dürfen. Die 
Kreditofferte wird zwar die Bundes- 
kasse nicht direkt beanspruchen, doch 
will Bonn immerhin für die Ostschul- 
den bei den Banken bürgen. 


Polen und Rumänien, die bereits 
Details der geplanten Kreditabkom- 
men mit westdeutschen Unterhändlern 
besprechen, werden indes nicht die 
einzigen Nutznießer der Bonner Bürg- 
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schaft sein. Schon im Februar 1970 
wird Schiller-Gehilfe Arndt mit Un- 
garn über verbesserte Wirtschaftsbe- 
ziehungen sprechen. Arndt: „Wir ge- 
ben jedem eine Chance.“ 


Ihre Chance nutzen wollen auch 
Westdeutschlands Kapitalisten. Otto 
Wolff von Amerongen, Präsident des 
Deutschen Industrie- und Handelsta- 
ges und Vorsitzender des Ostaus- 
schusses der Deutschen Wirtschaft, 
hält Schillers Kreditangebot „für eine 
glückliche Lösung, die ich befürworte“. 


Dank Brandts neuer Ostpolitik hofft 
Wirtschaftsführer Wolff, den noch im- 
mer relativ unbedeutenden Güteraus- 
tausch mit den sozialistischen Staaten 
(etwa vier Prozent der bundesdeut- 
schen Außenhandelsumsätze) aufzu- 
werten: „Die jetzige Politik entspricht 
einer langjährigen Bitte der Industrie 
an die Bundesregierung. Es ist gut, 
wenn die bisher überlastete Handels- 
brücke durch eine Bonner Entspan- 
nungspolitik ergänzt wird.“ 


Brandt und Scheel wollen mit ihrer 
Entspannungspolitik die Ergebnisse 
des von Hitler angezettelten Zweiten 
Weltkrieges akzeptieren. Der Kanzler 
und seine Minister orientieren- sich an 
der Erkenntnis des amerikanischen 
Präsidenten John F. Kennedy: „Der 
Status quo ist nur zu überwinden, 
wenn man ihn anerkennt.“ 


Chefdenker Egon Bahr münzte 
Kennedys Lehrsatz auf die Lage im 
geteilten Deutschland um: „25 Jahre 
nach Kriegsende kann man nicht so 
tun, als ob die Spaltung Deutschlands 
ein leicht revidierbarer Irrtum der 
Geschichte gewesen ist.“ 


Regierungschef Willy Brandt formu- 
lierte in einem Interview mit der 
amerikanischen Zeitschrift „US-News 
and World Report“ vorsichtig: „Die 
Wiedervereinigung steht nicht an der 
Spitze meiner Prioritätenliste.“ 


Und SPD-Vize Herbert Wehner 
verkündete gar das Ende aller 
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Wiedervereinigungshoffnung: „Die 
Wiedervereinigung ist nicht möglich.“ 


Bei soviel Wiedervereinigungsver- 
zichtt mochte auch CDU-Altkanzler 
Kurt Georg Kiesinger nicht hintan 
stehen. Er unterzog sich der Übung 
nach der Art der Christenpartei — 
doppelzüngig: „Richtig ist, daß für ab- 
sehbare Zeit eine Wiedervereinigung 
der Deutschen in Freiheit nicht vor- 
auszusagen ist. Das bedeutet aber 
nicht, daß man in der Deutschlandpo- 
litik von den bisher eingehaltenen Po- 
sitionen abrücken darf.“ 


Zum Kronzeugen gegen Experimen- 
te berief die CDU ein 47 Jahre altes 
Gespenst, den Geist von Rapallo. So 
wie die westlichen Kriegsgegner 
nach dem Ersten Weltkrieg die Aus- 
söhnungsbemühungen von Außenmi- 
nister Rathenau gegenüber der So- 
wjet-Union beargwöhnt hatten, so 
sorgt sich — nach einem Bericht, den 
der CDU-Bundestagsabgeordnete Erik 
Blumenfeld nach einer USA-Reise gab 
— Nixons Chefberater Henry Kissinger 
über Brandts neuen Ostkurs. Als 
Springers reaktionäre „Welt“ Blu- 
menfelds Entdeckung publik machte, 
dementierte Kissinger gegenüber 
Bonn: Wenn CDU-Politiker ihn noch 
einmal so fehlinterpretierten, werde 
er keine Unions-Abgeordneten mehr 
empfangen. 


Der etatmäßige Oppositionsführer 
Rainer Barzel sieht die Kontroverse 
über Brandts Ostpolitik gern. Barzel 
mit Blick auf den NRW-Wahlkampf im 
Juni nächsten Jahres: „Wer die prin- 
zipiellen . Positionen von Regierung 
und Opposition vergleicht, muß die 
Uhren für den Sommer auf Krach 
stellen.“ 


Kanzler-Gehilfe Egon Bahr warnt 
vor dem Gleichschritt der Saboteure 
aus CDU und SED: „Wenn die Versu- 
che dieser Regierung erfolglos bleiben, 
wird sich die Situation in Europa für 
lange Jahre verhärten, denn dann 
droht in Deutschland ein nationalisti- 
scher Rückschlag.“ 


Aus „Stern“ 


Neue Deutschlandpolitik 


Wer steht an der Spitze des Selective American Realty Fund und 
macht ihn zu einer Gelegenheit fur Kapitalzuwachs? Bergen, 
Ashforth, Balgooyen, Culbertson, Curtin, Davidson, Lovatelli, 
McSweeney, Mitchell, Rattazzi, Scott, Starrett und Thomas. 


3 


Das Direktorium des Selective American Realty Fund 


John J. Bergen, Präsident. Charles D. Culbertson, Direktor. Edward McSweeney, Direktor. Alfred I. Scott, Direktor. 
Ehrenvorsitzender und Direktor der Hotel Gründer-Mitglied der internationalen Management Konsulent. Direktor der Gründer und Direktor der Universal Investors 
Corporation of America and Madison Anleihe- und Effektenhandelsfirma Swan, Amerace Corporation und Curtiss-Wright Services Ltd. und Universal Selective 
Square Garden Corporation; Mitglied des Culbertson & Fritz. Corporation. Mitglied der American Management Company Limited; vormals 
Aufsichtsrats der Banque Continentale. Enos Curtin, Direktor. Management Association und der American verbunden mit Fahnestock & Co., Emanuel, 
H. Adams Ashforth, Direktor. Vormals Teilhaber in A. W. Jones & Co. Arbitration Association. Deetjen & Co., und Bankers Trust Co. 
Direktor der Bank of New York und Mitglied Vormals Director of Operations für den Robert C. Mitchell, Direktor. Andre V. Starrett, Direktor. 
des Aufsichtsrats der Bowery Savings Bank of Marshall Plan (ECA). Gegenwärtig ein Vormals Präsident der Chrysler International Partner in Starrett. Stephens & Co., einem 
New York, sowie Mitglied der Grundbesitz- Direktor der American Economic Foundation. S.A. (Schweiz) und Direktor der Rootes privaten Investment Fund. Vormals 
ausschüsse beider Institute. Vormals Ri ; Motors Ltd. (England). Finanzanalyst bei Eastman Dillon Union 
R lan Douglas Davidson, Direktor. 2: : ie 

arlaender des Real Estate Board of Direktor der Canadian Imperial Bank of Graf Urbano Rattazzi, Direktor. : eunesa E2- aa oeherings t 

" Commerce. Gouverneur der Universitätvon Syndikus in Mailand (Italien). Präsident des Midland Grace Trust Co 2 New York. 
Henry W. Balgooyen, Direktor. Toronto. Vormals Präsident der Canadian Istituto Finanziario Italiano Laniero und IGADESFAGERITO) : - 
Mitglied des Beratenden Komitees der Shell Ltd. und der Compania Shell de Direktor der Cinzano Argentina S.A. und Francis Thomas, Direktor. 
Maiins Midland race Trust ie: of ar Venezuela. Fiat Argentina S.A. Assoziiert mit National Bulk Sarriessı, 
und Direktor der First Federal Savings u vormals Präsident und Vorsitzender des 
Loan Association of New York. Vormals - Siaeamo Lovatelli, Direktor. Aufsichtsrats der Orinoco Mining Company 
Präsident und leitender Direktor der vurekiot der Selective Inveiments N.V.. und Vize-Präsident der United States 
American & Foreign Power Company. Inc. ize-Präsident der Universal Services Lid. Steei Corporation. 
und Vize-Vorsitzender des Council for und Universal Selective Management 
Latin America. Company Limited. 


Abschneiden und heute absenden 


= on 0 oo oo -_—— -— -—-—- —| 


Universal Investors Services 
c/o Universal Selective Management Co., (Overseas) S.A., 
6 Rue C&ard, 1204 Geneva, Switzerland. 


Bitte senden sie einen kostenlosen Prospekt über den Fund. 
{Bitte mit Druckschrift ausfüllen) 


Dies sind die Männer, die daran m’twirken, den 
amerikanischen Grundbesitz zum neuen Gold Standard 
zu erheben. 

Sie sind die Geschäftsleiter des Selective American 
Realty Fund, der durch selektiven Ankauf amerikanischen 
Grundbesitzes nach stets zunehmendem Wachstum, 
grösster Sicherheit und einer Versicherung gegen 
Inflation strebt. 


Jeder dieser Männer ist eine erfolgreiche Name: 
Persönlichkeit. 
Als eine Gruppe jedoch stellen sie eines der stärksten ! Adresse 
Management Teams im Immobiliengeschäft dar. Stadt 
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eine Kapitalanlage im dynamisch wachsenden Selective American Realty Fundhnv | 
amerikanischen Immobilienmarkt erwägen. : 
Falls Sie nicht Amerikaner sind oder auch nicht in Der neue Gold Standard: | 
Amerika wohnen, und gern genaueres über den Selective I 
American Realty Fund, sein Management und seine Ziele | 
erfahren wollen, so verlangen Sie noch heute einen | 
kostenlosen Prospekt. | 
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Amerikanischer Grundbesitz 


DEUTSCHLAND 


„ICH BIN NICHT NERVOS” 


SPIEGEL-Gespräch mit Bundesaußenminister Walter Scheel 


SPIEGEL: Herr Minister, wird diese 
Bundesregierung die DDR anerken- 
nen? . 

SCHEEL: Das Ziel der Bundesregie- 
rung ist es, zu einer Verbesserung des 
innerdeutschen Verhältnisses zu kom- 
men, und zwar durch vertragliche Re- 
gelungen mit der DDR ohne jede Dis- 
kriminierung. Aber es bleibt dabei, 
daß die DDR im Verhältnis zur Bun- 
desrepublik nicht als Ausland be- 
trachtet werden kann und umgekehrt, 
sondern daß wir die Einheit der Na- 
tion fördern wollen. Und die Theorie, 
daß die Einheit der Nation am besten 
gefördert würde, wenn man sie erst 
einmal völlig beendet, ist nicht die 
unsere. 

SPIEGEL: Glauben Sie, 
den Verhandlungen mit 


daß bei 
Ostblock- 


che Anerkennung der DDR zur Vor- 
aussetzung für den Beginn von Ver- 
handlungen gemacht. Warten wir also 
in Geduld ab, wie die Dinge sich ent- 
wickeln. 

SPIEGEL: Außenminister Gromyko 
hat bereits im ersten Gespräch mit 
Botschafter Allardt gefordert, daß 
die DDR von Bonn völkerrechtlich an- 
erkannt werden muß. 

SCHEEL: Die Gespräche zwischen 
dem sowjetischen Außenminister und 
unserem Botschafter werden geheim 
geführt, und es gibt darüber keinerlei 
öffentliche Bekanntmachungen. 

SPIEGEL: Walter Ulbricht hat der 
Bundesregierung den Entwurf eines 
Vertrags überreicht, der praktisch 
die gegenseitige völkerrechtliche An- 
erkennung zum Inhalt hat. Es reicht 


Scheel {l.} beim SPIEGEL-Gespräch in seiner Bonner Wohnung* 


Staaten ein Erfolg herauskommen 
kann, wenn Sie nur diese Art von ein- 
geschränkter, besonderer Anerken- 
nung vollziehen wollen? 

SCHEEL: Die jetzige Bundesregie- 
rung hat konkrete Schritte machen 
können, die bisher keiner Bundesre- 
gierung gelungen sind. Wir haben Ver- 
handlungen mit der Sowjet-Union über 
ein Gewaltverzichtsabkommen. Wir 
haben Gespräche mit Polen begon- 
nen, die eine Vielzahl von Fragen 
zwischen Polen und der Bundesrepu- 
blik berühren werden. Wir haben in 
der ganzen Welt für diese Politik ein 
positives Echo gefunden, auch in 
osteuropäischen Ländern. Und dies 
eben, obgleich wir in der Regierungs- 
erklärung klargemacht haben, daß die 
völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR für uns nicht in Betracht kommt. 
Weder die Sowjet-Union noch ihre 
Verbündeten haben die völkerrechtli- 
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also nicht mehr, die DDR korrekt an- 
zureden? 

SCHEEL: Wenn wir miteinander 
ernsthaft sprechen wollen, ist es nur 
normal, daß einer den anderen mit 
der Bezeichnung oder den Titeln an- 
redet, die jeder für sich in Anspruch 
nimmt. Dies hat mit der Frage der 
völkerrechtlichen Anerkennung nichts 
zu tun. Auch wenn wir Gespräche mit 
der DDR aufnehmen — und ich bin 
sehr dafür, daß wir den innerdeutschen 
Dialog beginnen —, bedeutet dies kei- 
nesfalls, daß wir dadurch unsere Hal- 
tung zur Frage der völkerrechtlichen 
Anerkennung der DDR ändern. 


SPIEGEL: Wie bewerten Sie den Ul- 
bricht-Entwurf von heute gegenüber 
dem Stoph-Vertrag von 1967? 


* Mit SPIEGEL-Redakteuren (v. 1.) Hans- 
Gerhard Stephani, Peter Koch und Alexan- 
der von Hoffmann, 


SCHEEL: Der Entwurf von Ulbricht 
ist eindeutig härter. Noch vor wenigen 
Wochen — das heißt, noch nach Amts- 
antritt der neuen Bundesregierung — 
haben führende DDR-Politiker öffent- 
lich bekundet, der flexiblere Entwurf 
von Ministerpräsident Stoph aus dem 
Jahre 1967 liege nach wie vor auf dem 
Tisch. Inzwischen hat Ulbricht seine 
Forderungen unverkennbar heraufge- 
schraubt. 


SPIEGEL: Die DDR geht also davon 
aus, daß sie der Koalition Brandt/ 
Scheel sehr viel mehr zumuten kann 
als der Regierung Kiesinger/Brandt? 


SCHEEL: Falls sie das tut, wird sie 
feststellen, daß sie sich geirrt hat. 


SPIEGEL: Wären Sie für baldige Ge- 
spräche zwischen Bundeskanzler 
Brandt. und DDR-Ministerpräsident 
Stoph? 

SCHEEL: Das schließe ich nicht aus, 
aber es muß lohnen. 


SPIEGEL: Und wie steht es mit den 
beiden deutschen Außenministern? 
Bietet sich das Thema Gewaltverzicht 
nicht geradezu an für Verhandlungen 
der Herren Scheel und Winzer, die 
nach der bei uns herrschenden Auf- 
fassung über innerdeutsche Fragen gar 
nicht reden dürfen? 


SCHEEL: Ost-Berlin bestimmt, wer 
für die DDR redet, wir, wer für uns 
spricht. 

SPIEGEL: Auch die Reden von Ul- 
bricht, Ministerpräsident Stoph und 
ZK-Sekretär Honecker in der vorletz- 
ten Woche enthalten die Forderung 
nach „einem Vertrag über die Her- 
stellung normaler völkerrechtlicher 
Beziehungen“ — wir zitieren Stoph — 
zwischen der DDR und der Bundes- 
republik. Honecker hat das als „Prüf- 
stein“ für die Absichten Bonns bezeich- 
net. 


SCHEEL: Vertragliche Regelungen 
wollen ja auch wir, und zwar ohne 
Diskriminierung. Verträge, die ganz 
deutlich machen, wie das Verhältnis 
zueinander ist. Das muß im Vertrag 
deutlich sichtbar sein, nämlich, daß wir 
Teil einer Nation sind, daß wir zu- 
einander nicht Ausland sind. Da ha- 
ben wir nun mal eine feste Meinung. 
Kein Mensch in der Bundesrepublik 
und kein Mensch in der DDR würde es 
verstehen, wenn die beiden Teile 
Deutschlands das gleiche Verhältnis 
zueinander haben würden wie, etwa 
die DDR zu Frankreich und meinet- 
wegen zu Bulgarien. Wir haben ein 
besonderes Verhältnis, und das muß 
auch aus den Verträgen hervorgehen. 


SPIEGEL: Ist überhaupt anzuneh- 
men, daß Sie auf dieser Grundlage 
auch nur mit einem Schimmer von 
Hoffnung in Verhandlungen mit Ost- 
Berlin eintreten können? 

SCHEEL: Auch Ost-Berlin ist bisher 
immer davon ausgegangen, daß wir 
Teile einer Nation sind, sowie davon; 
daß man die Einheit der Nation för- 


DEUTSCHLAND 


dern soll. Dies steht sogar in der Ver- 
fassung der DDR. 


SPIEGEL: Stoph bezeichnete den 
Wunsch der Bundesregierung nach 
besonderen Beziehungen ausdrücklich 
als „modifizierte Alleinvertretungsan- 
maßung gegenüber der DDR“. 


SCHEEL: Mit polemischen Begrif- 
fen kommen wir sicher nicht weiter. 
Wir sprechen von gleichberechtigten 
Verhandlungen ohne Vorbedingung. 

SPIEGEL: Sie haben die Möglich- 
keit eines völkerrechtlich gültigen 
Vertrags zwischen diesen beiden 
Staaten anerkannt. 

SCHEEL: Das ist richtig. Ein Ver- 
trag, der bis zur endgültigen Lösung 
der deutschen Frage das Verhältnis der 
beiden deutschen Staaten zueinander 
regelt, muß selbstverständlich unzwei- 
felbar gültig und verbindlich sein. 

SPIEGEL: Und sie sind, was das 
Völkerrecht konkludente Handlungen 
nennt, Handlungen also, die auch 
ohne förmliche Notifizierung die An- 
erkennung praktisch vollziehen kön- 
nen. 

SCHEEL: Die These von den kon- 
kludenten Handlungen ist sinnlos, 
denn dann wäre die DDR schon an- 
erkannt. Ich denke doch nicht daran, 
mich auf eine völlig abstrakte Dis- 
kussion abdrängen zu lassen, die für 
die Deutschen keinen Fortschritt be- 
deutet. 

SPIEGEL: Die DDR hat Sie bereits 
auf diese Diskussion gedrängt. 

SCHEEL: Ich bin nicht so nervös, 
mich jetzt etwa irritieren zu lassen, 
auf dem Wege, einen Ausgleich zu su- 
chen. 

SPIEGEL: Und ‘den halten Sie für 
möglich, ohne daß wir die DDR völ- 
kerrechtlich anerkennen? 

SCHEEL: Tu ich. Ich möchte gerne 
in Verhandlungen kommen über alle 
schwierigen Fragen. Bei Polen ist es 
doch so, daß dieses schwierige Pro- 
blem der Oder-Neiße-Linie von den 
beiden Gesprächspartnern nicht etwa 
übersehen wird. Jeder weiß, das ist 
die schwierigste Frage, mit der wir es 


Kieler Nachrichten 


Verständigung: „... versteht nur ein 
Wort Deutsch: Anerkennung!” 


zu tun haben werden. Aber ich sehe 
nicht ein, warum man etwa vorher in 
dieser Frage nun endgültige Formu- 
lierungen suchen sollte, bevor man 
überhaupt begonnen hat, miteinander 
zu sprechen. 

SPIEGEL: Man weiß aber gerade 
bei diesen Verhandlungen schon vor- 
weg, daß die Polen mit Sicherheit die 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie 
erwarten. Man weiß, daß die DDR von 
Verhandlungen mit uns mit Sicherheit 
die völkerrechtliche Anerkennung er- 
wartet. Insofern sind dies ja keine 
theoretischen Fragen, die sich viel- 
leicht im Verlauf der Verhandlungen 
in nichts auflösen. 


SCHEEL: Um bei Polen zu bleiben: 
Für die Polen und für uns stellt sich das 
gemeinsame Problem, eine Regelung 
zu treffen, die dem berechtigten 
Wunsch des polnischen Volkes, in ge- 
sicherten Grenzen zu leben, Rechnung 


trägt und zugleich die schwierige 
Lage, in der wir uns befinden, auch 
berücksichtigt. 

SPIEGEL: Welche Schwierigkeit 


meinen Sie? 

SCHEEL: Das Selbstbestimmungs- 
recht des deutschen Volkes zu vertei- 
digen, die internationalen Abma- 
chungen, in die wir eingebettet sind, 
zu berücksichtigen. Und ich bin davon 
überzeugt, daß es dennoch möglich 
sein wird, diese beiden Positionen am 
Ende auf einer vernünftigen Linie zum 
Ausgleich zu bringen. Aber das geht 
nur, wenn man am Anfang nun endlich 
einmal ein gewisses Maß an Vertrau- 
en in die Bereitschaft der Beteiligten 
setzt, zu einem Ausgleich gelangen 
zu wollen. 

SPIEGEL: Da liegt doch ein großes 
Risiko für die neue Regierung. Wenn 
sie ihre Verhandlungsbereitschaft ge- 
genüber dem Ostblock einschließlich 
der DDR mit den altbekannten Kaute- 
len einschränkt, dann läuft sie Gefahr, 
daß die Tür sehr schnell wieder dicht 
ist, daß die Ostpolitik tot ist, ehe sie 
recht gelebt hat. 

SCHEEL: Ich glaube, in West und Ost 
hat man die Ernsthaftigkeit der Be- 
mühungen dieser Bundesregierung 
erkannt, zu einer dauerhaften Frie- 
densregelung in Europa beizutragen. 
Der Weg, den wir dazu gehen, ist in 
vielen Kommentaren als ein gangba- 
rer Weg bezeichnet worden. 

SPIEGEL: Rechnen Sie mit einem 
starken Interesse der Sowjets an 
einem Ausgleich mit der Bundesrepu- 
blik, das vielleicht groß genug wäre, 
bei den Partnern DDR und Polen Ab- 
striche an deren Maximalforderungen 
zu verlangen? 

SCHEEL: Ich rechne mit einem be- 
sonderen Interesse der Sowjet-Union, 
in Europa zu einer dauerhaften Ord- 
nung zu kommen, ganz ohne Zweifel. 
Das liegt im nationalen Interesse der 
Russen, das liegt auch im ideologischen 
Interesse der Sowjets, und das liegt in 
den parallelen Interessen der großen 
Nuklearmächte. Die Parallelität der 
Interessen ist heute auch in Europa so 
groß, daß zum erstenmal nach diesem 
Kriege die Chance gegeben ist, einen 
wirklichen Fortschritt in der Sicher- 
heitspolitik zu erzielen. 
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SPIEGEL: Auf der Basis des Status 
quo, den wir aber nicht anerkennen 
wollen. 

SCHEEL: Wir sind ja nicht irrational 
denkende Politiker. In unserer Regie- 
rungserklärung hat ja, sehr kritisiert 
von vielen in der Öffentlichkeit, ge- 
standen, daß wir die Tatsache eines 
zweiten Staates in Deutschland sehen. 


SPIEGEL: Zweiter Staat, das ist 
schon so dicht an einer völkerrechtli- 
chen Anerkennung der DDR, daß an- 
dere Staaten daraus — und viel mehr 
noch aus möglichen Verhandlungen 
und Verträgen mit Ost-Berlin — den 
Schluß ziehen mögen, sie könnten nun 
ihrerseits die DDR anerkennen. Rech- 
nen Sie mit einer Welle von Anerken- 
nungen? 

SCHEEL: Nein. Die übrige Welt hat 
richtig erkannt, was wir mit der For- 
mulierung „zweiter Staat in Deutsch- 
land“ gemeint haben: die Notwen- 
digkeit der Regelung der Fragen in 
Deutschland. 


SPIEGEL: Bevor es 
zu diesen innerdeut- 
schen Regelungen 
gekommen ist, wür- 
den Sie es aber nach 
wie vor als unfreund- 
lichen Akt betrach- 
ten, wenn Drittstaa- 
ten die DDR aner- 
kennen? 


SCHEEL: Ich mag 
das Wort unfreund- 
licher Akt in der 
Außenpolitik  über- 
haupt nicht. 
"SPIEGEL: Also: Die 

Bundesregierung 
würde nichts dagegen 
unternehmen, daß 
dritte Staaten die 
DDR anerkennen? 


SCHEEL: Lassen 
Sie es mich einfach 
so sagen: Solange die 
DDR so stur ist, kann 
sie nicht erwarten, 
daß wir ihr auf den Knien 
oder auf einem silbernen Tablett 
Opfergaben darbringen. Das mag ihr 
nicht gefallen, aber uns gefällt man- 
ches auch nicht. 


SPIEGEL: Der Wahlkämpfer Scheel 
hat gesagt, ihm sei es gleichgültig, 
wie viele Staaten die DDR anerken- 
.nen. Warum sagt es der Außenmini- 
ster Scheel nicht? 


SCHEEL: In einer Koalitionsregie- 
rung einigen sich die Partner auf ein 
gemeinsames Programm, ohne daß die 
Mitglieder der Regierung ihre eigenen 
Vorstellungen damit aufgeben. Mir 
fällt es um so leichter, die Regierungs- 
politik zu vertreten, weil ich sie für 
gut halte und weil ich von ihrem Er- 
folg überzeugt bin. 


SPIEGEL: Solange die deutsche 
Bundesregierung die DDR Zone, Phä- 
nomen oder Gebilde nannte, haben 
dritte Staaten aus außenpolitischen 
Rücksichten diese Lesart akzeptiert 
und die DDR nicht anerkannt. Jetzt ist 
diese Rücksicht überflüssig. 
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DEUTSCHLAND 


SCHEEL: Sie haben insofern recht, 
als die große Mehrheit der Staatenwelti 
sich in der Deutschlandfrage große 
Zurückhaltung auferlegt hat und die 
Entwicklung dieser Frage nicht durch 
eigene Handlungen negativ festgelegt 
hat. Die Staaten haben dies sicher 
nicht wegen irgendwelcher juristischer 
Formeln und Doktrinen getan, sondern 
weil sie die Teilung Deutschlands nicht 
ihrerseits vertiefen wollten und weil 
sie mit der Bundesregierung gute Be- 
ziehungen haben und pflegen wollen. 
Warum sollten sie nicht auch jetzt die 
Bundesrepublik darin unterstützen, zu 
innerdeutschen Regelungen zu kom- 
men? 

SPIEGEL: Welches Interesse hat 
ein Staat in Afrika oder Asien daran, 


daß die innerdeutschen Beziehungen 
besser werden? 


SCHEEL: Das ist ein weltweites In- 
teresse. Bevor wir nicht zum Abbau 
der schlimmsten Antagonismen zwi- 


Aus „Stern“ 


„Sie können die Herren von der polnischen Delegation 
wieder hereinrufen— der Wetterbericht ist gleich zu Ende” 


schen den beiden Teilen Deutschlands 
kommen, kann es doch keine dauer- 
hafte Friedensordnung in Europa ge- 
ben. Man sollte den politischen Weit- 
blick der Staaten in der Dritten Welt 
nicht unterschätzen. Sie sehen auch, 
daß durch die Spannungen in Europa 
viele ‚wertvolle Kräfte gebunden wer- 
den, die sonst zumindest teilweise für 
ihren wirtschaftlichen und sozialen 
Aufbau nutzbar gemacht werden 
könnten. ; 

SPIEGEL: Immerhin ist wahrschein- 
lich, daß trotz des Interesses an in- 
nerdeutschen Verhältnissen — oder ge- 
rade deswegen — immer mehr Staaten 
der Dritten Welt die DDR anerken- 
nen. Müssen diese Staaten weiterhin 
damit rechnen, daß Bonn die Bezie- 
hungen zu ihnen abbricht, die Ent- 
wicklungshilfe kürzt oder einstellt? 

SCHEEL: Die Bundesregierung wird 
ihre Entscheidungen in einem solchen 
Falle ganz nach der individuellen Si- 
tuation ausrichten. 

SPIEGEL: Das schließt also Ab- 
bruch der Beziehungen nicht aus? 


SCHEEL: Ich wehre mich gegen neue 
Doktrinen. Das führt uns nur in neue 
Sackgassen. 


SPIEGEL: Haben Sie konkrete An- 
haltspunkte dafür, daß sich die Bonner 
Ostpolitik gegenwärtig nicht in einer 
Sackgasse befindet? j 

SCHEEL: Ja. Das habe ich zum Bei- 
spiel am eigenen Leibe erfahren, als 
ich in Moskau gewesen bin. Die Einla- 
dung des damaligen Oppositionsvor- 
sitzenden, mein Gespräch mit Mini- 
sterpräsident Kossygin waren deutli- 
che Zeichen für einen Wandel in der 
sowjetischen Einstellung. Das wäre 
vor sechs Jahren völlig undenkbar 
gewesen, daß der sowjetische Mini- 
sterpräsident den Vorsitzenden der 
Oppositionspartei in der Bundesrepu- 
bliik empfangen und zwei Stunden 
lang mit ihm über Fragen gesprochen 


hätte, die die beiden Länder ange- 
hen. 
SPIEGEL: Hätte Kossygin auch 


dann mit Ihnen gesprochen, wenn er 
in Ihnen nicht den potentiellen Partner 
einer Regierung Brandt gesehen hät- 
te? 

SCHEEL: Das unterstelle ich. Aber 
ganz ohne Zweifel hat dann die Tat- 
sache, daß diese Regierung gebildet 
wurde, die Möglichkeit verbessert, zu 
Gesprächen zu kommen. . 

SPIEGEL: In der Regierungserklä- 
rung taucht das Wort Wiedervereini- 
gung nicht auf. Glauben Sie, Herr Mi- 
nister, daß Sie noch eine Wiederver- 
einigung erleben werden? : 


SCHEEL: Es sträubt sich alles in mir, 
das Ziel aufzugeben, daß auch die 
Deutschen in einer Gemeinschaft leben 
können. Aber ich sehe das als Ende 
einer sehr langfristigen Entwicklung, 
wenn die Grenzen in Europa wieder 
durchlässig geworden sind. Ich halte 
die Wiedervereinigung unter einem 
nationalstaatlichen Dach, so wie die 
Dinge sind, nicht für ein erreichbares 
Nahziel der Politik und habe des- 
wegen konsequent für die Annäherung 
der beiden Teile Deutschlands in einer 
internationalen Entwicklung plädiert. 
Darauf richtet sich auch die gegenwär- 
tige Politik gegenüber Osteuropa. 

SPIEGEL: Falls aber der Osten jetzt 
klarstellt, daß er von einer Annähe- 
rung in Ihrem Sinne nichts hält, son- 
dern die Anerkennung der DDR ver- 
langt — würden Sie dann die Ver- 
handlungen abbrechen oder würden 
Sie anerkennen? 

SCHEEL: Die Verhandlungen haben 
gerade den Zweck, diese extreme Si- 
tuation zu vermeiden und Lösungen 
zu finden, die für alle Seiten tragbar 
sind. Ich will es anders ausdrücken: 
Ich glaube, daß es in dieser Zeit seit 
langen Jahren zum erstenmal wieder 
eine Chance gibt, zu einem Ausgleich 
in Europa zu kommen. Solche Chan- 
cen hat es früher schon gegeben, etwa 
die sowjetischen Deutschland-Noten 
von 1952 und 1954, aber man hat da- 
mals die Chancen nicht sehr hoch be- 
wertet und nicht zu nutzen versucht. 
Diese neue Chance darf man nicht vor- 
übergehen lassen. 


SPIEGEL: Herr Minister, wir danken 
Ihnen für dieses Gespräch. 


OPPOSITION 


Was kümmert uns Möller 


ls „Regierungspartei im Urlaub“ 

sieht Dr. Johann Frank, 40, die 
CDU. Der gesellschaftspolitische Ex- 
perte der Bonner Unions-Fraktion er- 
hofft die Heimkehr zur Macht von 
einem Übersoll an sozialem Fort- 
schrittseifer. 


Rainer Barzel und seine Mannschaft 
wollen die Regierung Brandt mit einer 
Fülle von Anträgen verunsichern und 
dem „Kanzler der inneren Reformen“ 
(willy Brandt) wenn möglich immer 
einen Schritt voraus sein. 


Dabei lasten die Partei-Christen den 
Sozial- und Freidemokraten auch Ver- 
säumnisse an, die sie selber zu ver- 
antworten haben. Die CDU/CSU 
trägt Initiativen vor, die sie in 20 Jah- 
ren solider Regierungsmehrheit längst 
hätte erledigen können. Heinrich 
Köppler, einst CDU-Minister Bendas 
Parlamentarischer Staatssekretär und 
jetzt einer der Vorarbeiter der Oppo- 
sition, bekannte: „Der Gedanke, daß 
wir heute progressiver sind als zu Zei- 
ten unserer Regierung, drängt sich 
auf.“ 

Schon drei Wochen nach der Regie- 
rungsbildung verbeugten sich die 
Neo-Progressiven vor der kritischen 
wie vor der unkritischen Jugend. Sie 
kamen der Regierung zuvor und brach- 
ten im Bundestag einen Gesetzent- 
wurf ein, der jungen Deutschen das 
Recht zu wählen schon mit 18 (bisher 
21) Jahren zugesteht, das Recht, sich 
wählen zu lassen, mit 23 (jetzt 25) 
Jahren. 


Als die CDU/CSU noch mit der FDP 
regierte, hatte es der damalige CDU- 
Innenminister Paul Lücke im Februar 
1966 abgelehnt, über einen solchen 
Plan zur Herabsetzung des Wahlalters 
auch nur ein Gutachten einzuholen. 


Knapp drei Jahre später schrieb die 
CDU — nunmehr schon im Populari- 
täts-Wettbewerb mit dem starken Re- 
gierungspartner SPD — die Herabset- 
zung des Wahlalters in ihr Berliner 
Programm. Gesetz wurde es für die 
Wahl 1969 freilich nicht mehr, und 
auch heute noch fürchtet die Union 
eine allzu rasche Verjüngung der 
Wählerschaft. 

CDU-Mentor Heinrich 
scheut das Risiko- nicht: „Wenn die 
CDU sich damit abfinden wollte, daß 
sie von der jungen Generation nicht 
gewählt wird, kann sie einpacken.“ 
Köpplers Hoffnung: „Wir müssen die 
Jugend erst einmal überzeugen, und 
sei es nur davon, daß wir das geringere 
Übel sind.“ 

Die Union begann auch, der Verant- 
wortung für einen geordneten Bun- 
deshaushalt ledig, sich unverzüglich 
als Fürsorgeverein zu profilieren. Ob- 
wohl Oppositionsführer Barzel ver- 
sprochen hatte, weder „Reden zum 
Fenster hinaus“ zu halten noch eine 
„leichtere Hand beim Geldausgeben“ 
zu haben, tat die Union das eine wie 
das andere. 


Mit dem Geldausgeben war sie am 
schnellsten bei der Hand: Für Kriegs- 
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Köppler 


DEUTSCHLAND 


opfer, Beamte, Kinderreiche und nicht. 
zuletzt auch für Studentenehen for- 
derte sie von der Regierung Milliarden 
zusätzlicher Ausgaben. Weil „durch ein 
bedauerliches Zögern der Bundesre- 
gierung“ die versprochene Erhöhung 
der Kriegsopferrenten zum 1. Januar 
1970 gefährdet sei, verlangte die 
Union kurzerhand 22 Prozent mehr. 
SPD-Professor Ernst  Schellenberg 
rechnete vor, daß die „wenig überleg- 
ten“ Unions-Vorschläge sich zu jähr- 
lichen Ausgaben von 1,21 Milliarden 
Mark summierten, das wären 300 Mil- 
lionen mehr, als die Regierung geben 
zu können glaubt. 


Als CSU-Chef Franz Josef Strauß 
noch Finanzminister war, hatte er sei- 
nem CDU-Freund und Arbeitsminister 
Hans Katzer bescheidenere Zulagen 


für die Kriegsopfer abgeschlagen. 
Strauß wollte damals allenfalls 15 
Prozent Rentenerhöhung heraus- 


CDU-Stratege Köppler 
„Wir können jetzt viel leichter” 


rücken und vertröstete die Kriegsopfer 
noch dazu auf das Jahr 1971. 

Katzer wäre jetzt mit 20 Prozent 
Aufgeld zufrieden gewesen. Weil aber 
die Rentner von der neuen Regierung 
kostenlose Krankenversicherung und 
die Soldaten 70 Mark Weihnachtsgeld 
angeboten bekommen hatten, waren 
der CDU die eigenen Maximalforde- 
rungen nun nicht mehr genug. 


Im Kriegsopfer-Poker zwischen Re- 
gierung und Opposition steigerten sich 
die Gegner im Parlament schließlich zu 
einer Reform empor, die sie eigentlich 
erst für spätere Jahre eingeplant hat- 
ten: Sie wollten die Kriegsopferren- 
ten, wie die Sozialrenten, schon 1971 
automatisch den Löhnen und Gehäl- 
tern anpassen. 


Im Bundesrat freilich sorgten die 
von CDU und CSU regierten Länder 
vorletzte Woche dafür, daß die 
Kriegsopfer auf einen Zuschlag noch 
warten müssen. Sie stimmten gegen 
den Regierungsentwurf, der 16 Prozent 
Erhöhung vorsah. CSU-Staatsminister 
Franz Heubl zur Obstruktion der 


christlichen Provinzen im Bundesrat: 
„Wir haben Appetit daran bekommen.“ 

Um ihrer überwiegend katholischen 
und deshalb kinderreichen Stamm- 
wählerschaft zu gefallen, verlangte die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion schon 
zum 1..Januar nächsten Jahres für 
dritte, vierte und alle folgenden Kin- 
der je zehn Mark mehr. Geschätzte 
Kosten: jährlich 400 Millionen Mark. 
Weitere 16 Millionen will die 
CDU/CSU für verheiratete Studenten 
zulegen, die überwiegend von ihren 
Eltern unterhalten werden. 


Die strategische Planung verbargen 
„Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion“ in 
einem neuen Paragraphen 10a des 
Bundeskindergeldgesetzes: Einmal im 
Jahr solle die Regierung — wie zu- 
vor schon bei den Kriegsopfern — über 
die Lage der kinderreichen Familien 
berichten und das Kindergeld jährlich 
aufstocken. 

Christliche Nächstenliebe möchte die 
Union auch Deutschlands Beamten 
angedeihen lassen. Obwohl einsichtige 
Christdemokraten wie der eheinalige 
Finanzstaatssekretär Dr. Albert Leicht 
in erregten Fraktionssitzungen davor 
warnten, die Hoffnungen der Beam- 
ten schon vor Beginn der Tarifver- 
handlungen allzu hoch zu schrauben, 
setzte die Gesamtfraktion ihren Vor- 
schlag zur Beamtenbesoldung auf den 
höchsten überhaupt diskutierten Wert: 
zwölf Prozent. 


Leichts Vorschlag, wenigstens bei 
elf Prozent zu bleiben, fand bei 
seinen Parteifreunden keine Gegen- 
liebe. Ein Fraktions-Funktionär der 
CDU: „Die Stimmung in der Fraktion 
war etwa so: ‚Wir haben doch die 
Aufwertung nicht gewollt. Sollen wir 
wegen der Ausgleichszahlungen an die 
Bauern zurückstecken? Was kümmert 
uns Möllers Bundeshaushalt?‘“ 

Mit Chuzpe will die Union in Zu- 
kunft sogar an Gesetzes-Initiativen 
herangehen, die sie bisher mit Rück- 
sicht auf drohende Richtungskämpfe 
in der Partei kaum anzupacken wagte: 
zum Beispiel das Städtebau-Förde- 
rungsgesetz und das Bodenrecht. 

Glanzstück der nächsten Opposi- 
tionswochen aber soll ein bislang ver- 
trauliches Werk des versierten Ver- 
mögensplaners Professor Fritz Burg- 
bacher werden. So rasch wie möglich 
will die Union Burgbachers „Gesetz 
über die Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktiv-Vermögen der Wirt- 
schaft“ in öffentlichen Hearings vor- 
führen. Der neue Burgbacher-Plan 
sieht vor, daß jeder Arbeitnehmer 
monatlich außer seinem Lohn oder 
Gehalt noch 20 Mark extra für den 
Kauf von ‚Aktien und anderen Wert- 
papieren erhalten soll. 


Da aber in der Fraktion dieser Plan 
noch als unausgereift gilt, soll er gleich 
nach seiner Enthüllung wieder in den 
Arbeitskreisen der Union verschwin- 
den. 

Heinrich Köppler über das Opposi- 
tions-Prinzip der CDU/CSU: „Wir 
wollen die Regierung zwar nicht links 
überholen, aber wir können jetzt viel 
leichter formulieren als in der Regie- 
rung.“ 
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. Durch neue Verfahren haben wir 


Deyar Deld 
und Helber , 


nicht nur Kupfer, Kobalt und andere NE-Metalle sowie 
Purpurerz, hochwertige Spezial-Roheisensorten und 
chemische Produkte gewinnen wir aus metallhaltigen 
Vorstoffen, namentlich aus den Abbränden, die bei 
der Abröstung des Schwefels im Schwefelkies bei 
den Schwefelsäurefabriken des Inlandes und des 
Auslandes anfallen. 


Begonnen haben wir im Jahre 1876 
mit der Gewinnung von Kupfer. 6 
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Die technische und wirtschaftliche Entwicklung geht 
weiter. Wir gehen mit. 


Auf diesem Wege bieten sich auch Ihnen vielfältige 
Möglichkeiten chancenreicher Mitarbeit. Unsere Per- 
sonalabteilung gibt Ihnen darüber spezielle Auskunft. 


DUISBURGER KUPFERHUTTE 
Metallhütte- Eisenhütte-ChemischeFabrik 
Duisburg, Postfach 11, Telefon 60 11 


DEUTSCHLAND 
HAUSHALT 


Vor der Springflut 


er Bundeskanzler bat seinen Fi- 
nanzminister um Hilfe gegen 
einen Genossen: „Mit Helmut Schmidt 
kommen wir so nicht weiter. Was ma- 
chen wir jetzt mit ihm?“ 
Vergebens hatten Brandt und sein 
Kanzleramts-Vorsteher Horst Ehmke 
vier Stunden lang den aggressiven 


. Verteidigungsminister zu überzeugen 


versucht, daß wegen der überborden- 
den Konjunktur auch in den Wehretat 
Ausgabensperren eingebaut werden 
müssen. 

Erst nach einwöchigem Ringen gab 
Schmidt schließlich nach, nachdem 
seine Beamten ihm klargemacht hat- 
ten, daß er wegen der überbeschäftig- 
ten deutschen Industrie ohnehin nicht 
alle Panzer- und Flugzeugorders wür- 
de unterbringen können. Nach 


Finanzminister Möller 
„Unverantwortlich” 


Schmidts Rückzug dürfen von dem 
20-Milliarden-Budget der Bundeswehr 
vorerst nur 19 Milliarden ausgegeben 
werden. 

Ähnlich wie dem Oberbefehlshaber 
Schmidt erging es auch anderen Bon- 
ner Ressortchefs. Bis zum ausdrückli- 
chen Widerruf durch das Bundeskabi- 
nett muß Georg Leber (Verkehr) dar- 
auf verzichten, 620 Millionen Mark 
auszugeben; bei Hans Leussink (Bil- 
dung und Wissenschaft) wurden 305 
Millionen Mark arretiert. 


Dreimal hatte Finanzminister Möl- 
ler sich mit Rücktrittsdrohungen gegen 
die Ausgabenwünsche der verschiede- 
nen Ministerien wehren müssen, deren 
Wunschlisten den Staat 1970 insgesamt 
über 100 Milliarden Mark gekostet 
hätten. Und auch Kanzler Brandt, der 
die Finanzexperten seines Kabinetts 
gelegentlich durch gediegene Akten- 
kenntnis und finanzpolitisches Wissen 
verblüffte, konnte nicht verhindern, 
daß ausgerechnet im inflatorisch auf- 
geladenen Haushaltsjahr 1970 der 
Bund 11,8 Prozent mehr Staatsaus- 
gaben veranschlagt als 1969. 


DEUTSCHLAND 


Handelsblatt 


Stop Willy now! 


Die vorläufige Ausgabensperre von 
insgesamt 2,6 Milliarden, auf die sich 
das Finanzkabinett in seiner letzten 
Sitzung vor Weihnachten schließlich 
verstand, wird kaum ausreichen, den 
Boom bei Investitions- und Konsum- 
gütern abzukühlen. Denn selbst bei 
dieser Kassenreserve wachsen die 
Bundesausgaben fast so stark wie das 
Volkseinkommen: um 8,8 Prozent. 


Mit antizyklischer, das heißt gegen 
den Konjunkturausschlag gerichteter 
Haushaltspolitik haben die Beschlüsse 
nichts zu tun. Zwar können sich 
Brandt und sein Finanz-Möller auf 
gesetzliche Verpflichtungen aus der 
Vergangenheit berufen: Auch ohne die 
neue Regierung hätte der Etat 70 (91,7 
Milliarden Mark) den Abschluß 69 (82 
Milliarden) erheblich übertroffen. 
Mehrausgaben für neue Aufgaben wie 
Bildung (Erhöhung der Ansätze um 40 
Prozent) und Verkehr (16 Prozent) — 
so entschuldigte Möller seinen Re- 
kordetat — würden den Etat nur mit 
knapp sechs Milliarden Mark be- 
lasten. 

Und auch der Bundesrat, die Vertre- 
tung der Länder, will der Linkskoali- 
tion eine vertretbare Haushaltsfüh- 
rung erschweren. Die von Parteichri- 
sten geführten Länder lehnten eine 
Regierungsvorlage ab, die den Kriegs- 
opfern noch vor Weihnachten für das 
nächste Jahr fast eine Milliarde Mark 
Rentenerhöhung beschert hätte. Die 
christdemokratischen Länderfürsten 
wollten mehr. Möller: „Es ist nicht 
vertretbar, wenn die CDU/CSU den 
Bundesrat als verlängerten Arm der 
Opposition mißbraucht.“ 

Selbst wenn Brandts „richtige Män- 
ner“ (SPD-Wahlslogan) diese Ob- 
struktion der Unions-Parteien abweh- 
ren können, stehen ihnen die größten 
Schwierigkeiten noch bevor: Deutsch- 
lands Unternehmer sind entschlossen, 
die überhöhten Profite des heißen 
Jahres 1969 zu. konservieren. 


Mit drastischen Preiserhöhungen 
wehren sie alle Versuche der nach 
den September-Streiks aufgeschreck- 
ten Gewerkschaftsführer ab, den Ar- 
beitern doch noch ihren Anteil an der 
von Schiller versprochenen sozialen 
Symmetrie zu verschaffen. 

Keinesfalls können die Koalitions- 
partner den Anspruch erheben, sie 
würden der 1970 erwarteten Preis- 
Springflut mit einem Sparhaushalt 
entgegentreten. Auf Beifall der Kon- 
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junkturforscher dürfen sie nicht rech- 
nen. 


So warnte der scheidende Bundes- 
bankier Karl Blessing: „Die bisher 
bekanntgewordenen Haushaltspläne 
für 1970 lassen nicht zuletzt wegen der 
bevorstehenden starken Erhöhung der 
Löhne und Gehälter im öffentlichen 
Dienst befürchten, daß sich die öffent- 
lichen Haushalte 1970 eher prozyklisch 
als antizyklisch verhalten werden.“ 


Die Frankfurter Währungshüter be- 
fürchten für das nächste Frühjahr die 
größte Inflationswelle der Nach- 
kriegszeit: „Schon die in den letzten 
Wöchen öffentlich bekanntgeworde- 
nen Preisheraufsetzungen durch Indu- 
strieunternehmen lassen erwarten, 
daß die Erzeugerpreise industrieller 
Produkte im März 1970 um etwa 4,5 
Prozent höher sein werden als ein Jahr 
zuvor.“ Hinzu kämen noch „zahlreiche 
weitere, bisher öffentlich nicht be- 
kanntgewordene Preiserhöhungen“. 


Der Finanzminister kann noch nicht 
einmal sicher sein, daß sein Etat den 
Januar ohne neue kostspielige Kor- 
rekturen überstehen wird. In den Ta- 
rifverhandlungen für Beamte, Arbei- 
ter und Angestellte des öffentlichen 
Dienstes hat Gewerkschaftschef Heinz 
Kluncker eine von Innenminister 
Genscher angebotene Lohn- und Ge- 
haltsaufbesserung von 9,5 Prozent als 
unzureichend abgelehnt. a 

Ermuntert durch eine Offerte der 
oppositionellen CDU/CSU, die Müll- 
kutschern und Amtsboten, Stadtgärt- 
nern und Staatssekretären zwölf Pro- 
zent mehr Einkommen zugestehen 
will, drängen die Arbeitnehmer auf 
höhere Zuwachsraten. Jede Bundes- 
konzession von einem Prozent erleich- 
tert indes die Staatskasse um fast 200 
Millionen Mark. Möller über die Op- 
positionsstrategie: „Ich halte die 
Äußerungen der CDU für absolut un- 
verantwortlich.“ 

Da hohe Lohnforderungen aber die 
Industriebose zu neuen Preisauf- 
schlägen animieren, will Wirtschafts- 
minister Schiller die Unter- und Ar- 
beitnehmer zu einem Stillhalte- 
abkommen bewegen. 

Noch bevor er bei Kanzler Brandt 
um Weihnachtsurlaub einkam, wies er 
seine Beamten an, alarmierende Mel- 
dungen über angeblich geplante Erhö- 
hungen der Investitionsteuer sowie 
der Lohn- und Einkommensteuer in 
die Nachrichtenkanäle zu pumpen. 


Schillers Weihnachtsbotschaft kann 
indes rechten Glauben nicht finden. 
Der von der Grippe kaum genesene 
Minister weiß, daß vor den entschei- 
denden Landtagswahlen in Hamburg 
(März 1970) und Nordrhein-Westfalen 
(Juni 1970) ein soziaildemokratischer 
Kanzler sich zu allgemeinen Steuer- 
erhöhungen nicht wird entschließen 
können. 


AMNESTIE 


Im Kasinoton 


um zweitenmal ließ Willy Brandt 

eine Chance aus, noch in den er- 
sten hundert Tagen seiner Regierung 
die jüngste Vergangenheit zu bewälti- 
gen. E 
In seinem weihnachtlichen Frie- 
dens-Appell an die jungen Deutschen 
fand sich der Kanzler nicht dazu be- 
reit, das politisch notwendige — und 
nach der Ansicht seines liberalen In- 
nenministers Hans-Dietrich Genscher 
auch juristisch vertretbare — Amne- 
stie-Gesetz noch vor der Jahreswende 
im Bundestag einzubringen. 


Statt dessen stellte er auf Druck 
der Law-and-Order-Fraktion seines 
Kabinetts ein Junktim her zwischen 
der Neufassung des Demonstrations- 
rechts und dem Erlaß eines Amnestie- 
Gesetzes. Der Kanzler vertröstete die 
rund 10000 strafbedrohten Demon- 
stranten auf unbestimmte Zeit; denn 
noch ist nicht abzusehen, wann das 
Parlament die Vorschriften „zum 
Schutz des Gemeinschaftsfriedens“ 
reformiert. 

Ursprünglich hatte Willy Brandt, in 
seiner Jugend selbst ein radikaler 
Linker und heute Vater von zwei 
Söhnen mit Apo-Touch, eine schnelle 
und vorbehaltlose Verkündung der 
Straffreiheit für die zumeist jugendli- 
chen Delinquenten befürwortet, die 
mit den hundertjährigen Gesetzen ge- 
gen „Auflauf“, „Aufruhr“ und „Land- 
friedensbruch“ in Konflikt geraten 
sind. 

Doch schon Ende November, als der 
Straferlaaß zum erstenmal auf der 


u 


Amnestie-Gegner Schmidt 
„Kameraden!” 
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Frankfurter Demonstranten-Prozeß*: „Nur noch leeres Stroh” 


Tagesordnung des Bundeskabinetts 
stand, hatten Justizminister Gerhard 
Jahn sowie seine Ministerkollegen 
Georg Leber (Verkehr) und Helmut 
Schmidt (Verteidigung) mit autoritären 
Argumenten und juristischen Forma- 
lismen versucht, die Amnestie bis zur 
Neufassung des Demonstrationsrechts 
im Frühsommer 1970 hinauszuzögern. 


Der an straffe Organisation ge- 
wohnte frühere Gewerkschaftschef 
Leber plädierte für eine strenge Dis- 
ziplinierung der Aufsässigen, Bundes- 
wehr-Oberbefehlshaber und Reserve- 
Hauptmann Schmidt verfiel in Kasino- 
ton: „Kameraden, hier im Kabinett 
sitzt keiner, der wie ich Innensenator 
war und die Polizei geleitet hat.“ 


Um seine liberalen Ministerkollegen 
gegen vermeintliche Schlappheit zu 
impfen, klotzte Scharfmacher Schmidt: 
„Während wir hier reden, hauen diein 
Kiel dem Rektor in die Fresse und 
scheißen im Gerichtssaal auf den 
Tisch.“ Brandt, aktiver Zivilist und 
juristischer Laie, beugte sich schließ- 
lich dem Einspruch seiner Ressort- 
minister. 

Schmidt riet daraufhin seinem 
Kanzler, der deutschen Protestjugend 
in einer Weihnachtsansprache zwar 
eine Amnestie für das kommende Jahr 
in Aussicht zu stellen, zugleich aber 
Schülern und Studenten den Sinn für 
Zucht und Ordnung zu schärfen. 


Kanzler Brandt griff den Gedanken 
des Jugend-Appells auf, mochte frei- 
lich keinen Tagesbefehl a la Schmidt 
erlassen. In netter Form, so entschied 
der Kanzler, werde er Deutschlands 


Jungbürger mit einer Goodwill- 
Adresse ansprechen. 
Grippekrank im Bett, schrieb er 


einen ersten Rede-Entwurf seines 
Presse-Staatssekretärs Conrad Ahlers 
für die Kabinettsitzung am Donners- 
tag vorletzter Woche um. Dort brachte 
Ordnungsfreund Leber neue Bedenken 
vor: „Wir können doch nicht nur den 
Studenten eine Amnestie versprechen; 
wir müssen auch an die Polizisten 
denken, gegen die Strafverfahren an- 
gängig sind.“ Der Regierungschef ak- 
zeptierte auch diesen Vorschlag. 


Schließlich einigte sich die Minister- 
runde darauf, den erneuten Aufschub 
der Amnestie mit wohlklingenden 
Bekenntnissen zur Hochschul- und 
Bildungsreform zu kaschieren. 
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Zwar erhielten die Referenten des 
Justizministeriums inzwischen den 
Auftrag, einen Amnestie-Gesetzent- 
wurf auszuarbeiten, aber noch am 
Dienstag letzter Woche mochten Ger- 
hard Jahns Ministerialbeamte nicht 
voraussagen, wann sie ihr Arbeits- 
ergebnis vorlegen können. 


Die rechtspolitische Problematik der 
Bonner Amnestie-Vertagung enthüllte 
am Montag letzter Woche der Frank- 
furter Landgerichtsrat Heinrich Bek- 
ker. Im „Rädelsführer“-Prozeß gegen 
die SDS-Studenten Karl-Dietrich 
Wolff, Hans-Jürgen Krahl und Gün- 
ther Amendt forderte Becker die 
Staatsanwaltschaft auf, einer Einstel- 
lung des Verfahrens zuzustimmen — 
um der Gefahr zu entgehen, „nur noch 
leeres Stroh zu dreschen“. Die Taten 
der Angeklagten würden später so- 
wieso unter „die mit Sicherheit zu er- 
wartende Amnestie“ fallen. 


MINISTER 


ARENDT 


Schatten in der Bilanz 


er Lehrhauer und neue Bundesar- 

beitsminister Walter Arendt, 44, 
führte sich in Bonn als „Schatten- 
minister“ ein. Arendt: „Ich trete für 
jene ein, die im Schatten stehen.“ 
Schon nach zwei Monaten Amtszeit 
muß der Minister sich sorgen, daß er 
selbst in politisches Dunkel gerät. 


Der Kandidat für die Nachfolge des 
gewiegten CDU-Sozial-Taktikers Hans 
Katzer hatte bei der Kabinettsbildung 
über zwei erfahrene Konkurrenten 
triumphiert: den Vorsitzenden des 
Bundestagsausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung, Professor Ernst Schel- 
lenberg, und den früheren DGB-Lan- 
desbezirksvorsitzenden von Nord- 
rhein-Westfalen, Wilhelm Haferkamp, 
Mitglied der EWG-Kommission in 
Brüssel. 


Die endgültige Entscheidung, ob 
Haferkamp oder Arendt, hatte Brandt 
den Gewerkschaften überlassen, weil 
er ihnen für zweierlei Verzichtpolitik' 
Genüge tun wollte: für die der FDP 


* Auf der Anklagebank die SDS-Führer 
Karl-Dietrich Wolff (l.), Günther Amendt 
(hintere Reihe, Mitte) und Hans-Jürgen 
Krahl (r.). 


DEUTSCHLAND 


geopferte paritätische Mitbestimmung 
aller Arbeitnehmer in Großbetrieben 
und eine von SPD-Wirtschaftsminister 
Karl Schiller aus Rücksicht auf die 
Konjunktur abgelehnte expansive 
Lohnpolitik. 

Die DGB-Oberen empfahlen den ge- 
lernten Bergmann und späteren Chef 
der IG Bergbau und Energie, Walter 
Arendt. 

Doch gerade der ehemalige Kumpel- 
Chef erwies sich als routinierter Ko- 
stensteigerer. Erst winkte er den 
Rentnern mit einem Weihnachtsgeld 
(geschätzte Kosten noch 1969: etwa 
eine Milliarde Mark), das ihm sein 
eigener Parteifreund und Finanzmini- 
ster Alex Möller wieder ausreden 
mußte. Dann schlug er, um die ge- 
prellten Pensionäre zu besänftigen, die 
Streichung ihres erst 1968 eingeführ- 
ten Beitrages zur Krankenversiche- 
rung vor (Kosten bis 1985: 20,6 Mil- 
liarden Mark). Nun predigt er das fle- 
xible, also vom Arbeitnehmer selbst zu 
bestimmende Rentenalter (Kosten bis 
1985: 403 Milliarden Mark). 


„Dem. Genossen aus dem Kohlen- 
pott“, so spöttelte die „Zeit“ nach 
Arendts erster Weihnachtsgeld-Initia- 
tive, „spielte das soziale Gewissen 
einen Streich.“ Der Minister nach dem 
Scheitern seiner Rentner-Bescherung 
Anfang November zum SPIEGEL: „Ich 
bin ja noch so unerfahren.“ 


Wochen später hatte Walter Arendt 
noch nicht viel dazugelernt. Seine Gra- 
tis-Krankenversicherung für BRent- 
ner stimmte er ebensowenig wie das 
fixe Weihnachtsgeld mit dem Sozial- 
beirat des Arbeitsministeriums ab. 
Dessen Vorsitzender Professor Dr. 
Helmut Meinhold begehrte erst auf, 
ließ sich dann aber von Arendts Ab- 
teilungsleiter für Grundsatz und Pla- 
nung Dr. Alfred Christmann mit der 
Versicherung besänftigen, das Mini- 
sterium habe nicht „aus Bosheit ge- 
handelt, sondern den Sozialbeirat nur 
vergessen“. 


Arbeitsminister Arendt 
„Ich bin ja noch so unerfahren” 
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Denn nicht nur der Minister ist neu 
im Amt, auch für mehrere seiner 
wichtigsten Mitarbeiter ist das politi- 
sche Geschäft in Bonn noch unge- 
wohnt. So war Christmann, 42, bis Ok- 
tober dieses Jahres beim Wirtschafts- 
wissenschaftlichen Institut der Ge- 
werkschaften (WWI) in Köln tätig, 
Arendts beamteter Staatssekretär Dr. 
Walter Auerbach, 64, kam aus gleicher 
Position beim niedersächsischen So- 
zialminister. 


Der Hannoveraner VUraltgewerk- 
schaftler ist sogar Bonner Genossen 
suspekt; Alex Möller glaubt, daß 
Auerbachs „soziale Vorstellungen noch 
im 19. Jahrhundert wurzeln“, und 
Wirtschaftsminister Karl Schiller hält 
ihn gar für einen „gefährlichen So- 
zialromantiker“. 


Für die CDU hingegen erwies sich 
Auerbachs an strenger Parteidisziplin 
orientiertes Denken als Gewinn. 
Gleich nach Amtsantritt hatte der neue 
Staatssekretär seinen Ministerialdi- 
rektor Dr. Johann Frank, während der 
Großen Koalition Chefdenker des 
CDU-Arbeitsministers Hans Katzer, 
zu sich gebeten. Den bis dahin partei- 
losen Frank befragte Auerbach unge- 
niert, ob er anläßlich des Bonner 
Machtwechsels der SPD beigetreten 
sei. Auf Franks Nein empfahl Auer- 
bach dem wMinisterialdirektor („Sie 
machen mir meine personalpolitischen 
Überlegungen schwer“), auf den ge- 
wohnten Job zu verzichten. 


Der Arendt-Helfer verschaffte da- 
mit seinem Minister einen potenten 
Kritiker: Frank gab seinen Posten auf, 
trat der CDU bei („Ein Parteibuch muß 
der politische Beamte offenbar doch 
haben“) und koordiniert nun für die 
Unionsfraktionen deren wirtschafts- 
und sozialpolitische Opposition. 


Anfang 1970 will Frank den SPD- 
Sozialminister das erstemal attackie- 
ren: Wenn Arendt seine Gratis-Kran- 
kenversicherung für Rentner im Bun- 
destag einbringt, wird die CDU/CSU 
gemäß Franks Regieanweisung auf 
Vorlage eines soliden Finanzierungs- 
plans drängen. Die „Frankfurter All- 
gemeine“ beschuldigte den neuen Ar- 
beitsminister bereits mit ungewohnter 
Schärfe, er habe die „Bilanz frisiert“. 


‚In der Tat hatte Arendt seinen Be- 
amten Order gegeben, Katzers erst im 
letzten Sommer aufgestellte Finanz- 
projektion für die Rentenversicherung 
bis 1985 zu verändern. Statt mit fünf 
rechnet das Arbeitsministerium nun 
mit 5,8 Prozent jährlichen Lohnsteige- 
rungen (und entsprechend höheren 
Rentenbeiträgen) in den 15 Jahren 
nach 1970. - 


Der Grund: Arendt mußte für die 
zwei Prozent Beitrag zur Krankenver- 
sicherung, die er den Rentnern erlas- 
sen will, eine zusätzliche Einnahme in 
Höhe von 20,6 Milliarden Mark bis 
1985 vorweisen. Von den Frankfurter 
Währungshütern der Bundesbank, die 
eine Lohn-Steigerungsrate von 5,8 Pro- 
zent für gefährlich hielten, ließ sich 
Arendt nicht schrecken. 


Im Gegenteil, noch am Samstag vor- 
letzter Woche behauptete der Minister 
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ebenso fröhlich wie falsch, daß „wir die 
dicksten Brocken schon jetzt vom 
Tisch haben“. Arendt nannte als Bei- 
spiel die Erhöhung der Kriegsopfer- 
renten, die jedoch tags zuvor vom 
Bundesrat blockiert worden war. 


Ihren wichtigsten und kostspielig- 
sten Sozialplan will Walter Arendts 
aus dem DGB abgeworbene Mann- 
schaft, so mutmaßt Katzers geschaßter 
Dr. Frank, indes erst noch vorlegen: 
die Erhöhung aller Sozialrenten von 
heute etwa 50 auf 75 Prozent der bis 
zur Pensionierung gezahlten Löhne 
und Gehälter. 


Die rentenversicherten Arbeiter und 
Angestellten oder alle Steuerzahler 
müßten dafür, laut Frank, bis 1985 
rund 700 Milliarden Mark zahlen. 


PARTEIEN 


CDU 


Schreck im Schloß 


en; Stoltenberg, 41, CDU-MdB 
und Bundesminister a.D., im Par- 
teijargon „Jung Siegfried“ genannt, 
hätte seinen großen Tag haben kön- 
nen. Minutenlanger Jubel stieg am 
Freitag vorletzter Woche im Saal des 
Kieler Schlosses auf, als ein Partei- 
tagsdelegierter „unseren Freund“ als 
den „einen einzigen Mann“ empfahl, 
der an die Spitze gehöre. 


Doch der einzige, seinem Bundes- 
tagsmandat ebenso zugetan wie der 
Firma Krupp, enttäuschte das Partei- 
volk und wies den Spitzenplatz einem 
anderen zu. 


Um „politisch klug und menschlich 
honorig“ vorzugehen, möge der Par- 
teitag, so riet Stoltenberg, den bishe- 
rigen Landesvorsitzenden und Mini- 
sterpräsidenten Dr. Helmut Lemke, 62, 
im Amt bestätigen. 

Daß der Ratschlag klug und not- 
wendig gewesen war, erwies sich, als 
Lemke — vor zwei Jahren noch von 93 
Prozent der Delegierten gewählt — 
nun nur 54 Prozent der Stimmen er- 
hielt. 

Und auch die menschliche Seite kam 
zu kurz. Deprimiert, mit einem Strauß 
roter Nelken und weißer Chrysanthe- 
men versehen, wartete der gerade noch 
einmal wiedergewählte Landesvorsit- 
zende auf die Gratulanten-Schar — 
vergeblich, denn nur wenige Partei- 
freunde drückten ihm die Hand. 


Zwar hatte sich Lemke „gegen die- 
sen oder jenen wohlgemeinten Rat“ 
zur Wahl gestellt, war aber doch 
zuversichtlich gewesen, „die auch in 
meinem Falle zeitliche Begrenztheit 
des demokratischen Führungsauftra- 
ges“ dank breiter Stimmenbasis aus- 
dehnen zu können. 

Schon im April dieses Jahres hatte 
er zu verstehen gegeben, „die großen 
Bauwerke“ würden sein Zutun erfor- 
dern, weshalb er denn auch bereit sei, 
nach der Landtagswahl von 1971 noch 
einmal vier Jahre als Ministerpräsi- 
dent zu dienen. 

Diese Aussicht freilich verschreckte 
einen Teil der schleswig-holsteinischen 
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Christdemokraten so sehr, daß Lemkes 
Selbstverpflichtung für die siebziger 
Jahre zum Signal wurde, sich seiner 
zu entledigen. 

Mandatsträger fanden, der mit Ma- 
rotten behaftete Nationalkonservative 
sei „nicht mehr zu verkaufen“. Die 
„Junge Union“ sagte ihm ihre Partei- 
tags-Stimmen nur unter der Bedin- 
gung zu, daß er als Landesvorsitzender 
und als Ministerpräsident 1971 die 
Plätze räume. 

Lemke murrte, er lasse sich „keine 
Uhr in die Hand drücken“, werde aber 
„in den Gremien“ seine „Nachfolge 
vorbereiten“. Im übrigen verwies er 
auf „radikale Zerstörer“ sowie auf 
„Gegner“, die ihn „durch Ausstrahlung 
falscher Informationen“ bekämpften, 
weil sie über seine Reformfreudigkeit 
bestürzt seien. 


Und auch ein Glaubensbekenntnis 
offerierte der Alt-Politiker Lemke — 
der einst in Eckernförde und Schleswig 
NSDAP-Bürgermeister, nach dem 
Krieg in Lübeck Schulsenator und 
später in Kiel erst Kultus- und dann 
CDU-Innenminister gewesen war — 
den Zweiflern in seiner CDU. Es be- 


a. 


CDU-Landeschef Lemke 
„Unzeitgemäße Voterfigur“ 


dürfe, so philosophierte er an den eher 
aktuell interessierten Delegierten 
vorbei, einer Formel „jenseits aller 
politischen Alltagsfragen“, die im „C 
in dem Namen unserer Partei gege- 
ben“ sei. 


Doch mit abendländischen Formeln 
waren die Delegierten nicht mehr um- 
zustimmen: Die Oldenburger grollten, 
weil ihr Landkreis der Gebietsreform 
geopfert wird, obwohl Lemke sein 
Wort für das Gegenteil verpfändete. 

Lübecks Christdemokraten lasteten 
dem Politiker die plötzliche Entlas- 
sung des aus der Hansestadt stam- 
menden Wirtschaftsministers Gerhard 
Gaul an, und die Pinneberger CDU- 
Leute sahen in ihm „eine unzeitge- 
mäße Vaterfigur“. 

Vater Lemkes Fehlleistungen sind in 
der Tat bemerkenswert. In Kieler 


Kinder-Krawallen um Straßenbahn- - 


tarife vermutete er einen „Staats- 
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streich“, diszipliniert gegen das Ord- 
nungsrecht demonstrierende Studen- 
ten beschimpfte er in Großanzeigen. 
Einem barocken Titelerlaß (Staats- 
und Landesräte) folgte die Forderung 
nach einer Sonder-Schnapssteuer, die 
besonders dem armen nördlichsten 
Bundesland zufließen sollte. 

In der Partei umstritten ist auch die 
Personalpolitik des Partei- und Kabi- 
netts-Chefs, der in seiner siebenjähri- 
gen Regierungszeit neun Minister 
wechselte. 

Kühl resümierte nun die „Junge 
Union“, sie müsse „außerordentlich 
bedauern“, für Lemke nicht votieren 
zu können, weil er keinen festen Ter- 
min für seinen Rücktritt angebe. Zu- 
dem wäre Lemke beinahe per Perso- 
naldebatte kritisiert worden, obwohl — 
so Parteitagspräsident und Agrar- 
Lobbyist Detlef Struve — „es so etwas 


"in unserer zwanzigjährigen Tradition 


noch nicht gegeben hat“. 
Doch auch ohne Personaldebatte 


wurde — so die Rendsburger „Lan- 
deszeitung“ des CDU-Verlegers Heinz 
Möller — „die Szene... zum Tri- 


bunal“. Bundestagspräsident Kai-Uwe 
von Hassel, im nördlichsten Bundes- 
land stellvertretender CDU-Landes- 
vorsitzender, rügte „die schwierige fi- 
nanzielle Lage der Landespartei“ und 
empfahl, „die notwendige Parteiar- 
beit“ nicht „nur mit der linken Hand“ 
zu bestreiten. 

Der als Fraktionsvorsitzender ab- 
tretende Staatsrat Walter Mentzel, 
dem Lemke im März dieses Jahres 
„Flecken auf der Vergangenheit“ vor- 
geworfen hatte, mahnte: „Es sollte 
niemand, wenn er in den Machtbereich 
kommt, in seinem Machtstreben an- 
fangen, charakterlos, bedenkenloser zu 
werden.“ 


Und Mentzels Nachfolger Gerd Lau- 
sen ließ wissen, daß die künftig von 
ihm geführte Fraktion weder „der 
willenlose Erfüllungsgehilfe der Par- 
tei“ noch „der Schleppenträger der 
Regierung“ sein werde. 


Kleinlaut stimmte Lemke bei, „daß 
gewisse strukturelle Schwächen und 
personelle Probleme in der CDU deut- 
lich geworden sind“. Doch für ihn 
selbst sollte gelten, daß die Partei „den 
durch langjährige Erfahrung abgesi- 
cherten politischen Sachverstand ihrer 
zur älteren Generation zählenden 
Kräfte“ brauche, 

So mochte er sich dann auch nicht 
versagen, als 170 von 316 Delegierten 
ihm antrugen, die Bürde wieder auf- 
zunehmen. Ein CDU-Vorstandsmit- 
glied fand das zwar „bei 54 Prozent 
einfach unmöglich“, doch reduzierten 
die regierungsfreundlichen „Kieler 
Nachrichten“ die Misere inzwischen 
auf eine „optisch ungünstige Situa- 
tion“, während das bürgerliche 
„Flensburger Tageblatt“ die Entrü- 
stungsstürme im Kieler Schloß immer- 
hin als „heftige Diskussion“ erwähnte. 

Unterdessen hat sich „Gummi-Lem- 
ke“ — so sein Spitzname bei der Lü- 
becker CDU — vom Schreck im Schloß 
schon erholt: „Ich habe wieder die 
Fröhlichkeit und Freude an der Ar- 
beit.“ 


PRESSE 


RECHT 


In engen Grenzen 


Die erste Freiheit der Presse besteht 
darin, kein Gewerbe zu sein. 
Karl Marx 


WW „Jemand Geld verdienen will, 
so mag er Cotton fabriciren“, 


interpretierte der Sozialistenführer 
Ferdinand Lassalle im vorigen Jahr- 
hundert Marxens Freiheitspostulat 


und verlangte ein „staatliches Insera- 
tenmonopol“. 


Der Nationalökonom Professor Karl 
Bücher forderte 1919 eine „Kommuna- 
lisierung“ der Presse und die Wahl der 
Redakteure durch das Volk. 

Und was die Redakteure dann 
schrieben, das sollte — so der Vor- 
schlag des leitenden Wirtschaftskom- 
missars der Münchner Räterepublik, 
Wolfgang Schumann — durch eigene 
redaktionelle „Berichtigungskommis- 
sionen“ in der nächsten Ausgabe wie- 
der zurechtgerückt werden. 

Kommunalisierung wie Kommissare 
sind bis heute ausgeblieben, und die 
Presse in der Bundesrepublik schwebt 
nach hundertjähriger Diskussion im- 
mer noch „zwischen Geist und Ge- 
schäft“ (so der „Zeit“-Verleger Gerd 
Bucerius). Freilich droht „durch den 
Zwang zum Wettbewerb der Geist auf 
die Verlustseite* (Bucerius) zu geraten. 


Um das drohende Defizit aufzuhalten 
oder doch wenigstens einzudämmen, 
hatten sich im Frühjahr 1968 auf An- 
regung des Mainzer Rechtsordinarius 
Professor Peter Noll, 43, zwanzig 
deutsche Professoren „ohne Auftrag 
und ohne Honorar“ (Noll) zu einem 
„Arbeitskreis Pressefreiheit“ zusam- 
mengefunden (SPIEGEL 30/1969). Und 
was die Gelehrten — unter ihnen der 
Tübinger Rechtslehrer Otto Bachof, 
der Kartellrechtler Wolfgang Fikent- 
scher, der Saarbrücker Prorektor Wer- 
ner Maihofer, die Demoskopie-Profes- 
sorin Elisabeth Noelle-Neurmann und 
der Tübinger Rechtsprofessor Jürgen 
Baumann — nach fast zweijährigem 
Studium über Deutschlands Presse und 
ihre Mängel zusammengetragen ha- 
ben, ist nun ihrem „Entwurf eines Ge- 
setzes zum Schutze freier Meinungs- 
bildung“ zu entnehmen, der Anfang 
des neuen Jahres nebst ausführlichen 
Tagungsberichten und Kommentaren 
im rheinischen Luchterhand-Verlag 
erscheinen wird. 


Der Professoren-Entwurf erweist 
auf seine Art, welches Übergewicht das 
Gewerbliche im deutschen Pressewe- 
sen einnimmt: Fast sämtliche Ände- 
rungsvorschläge in dem Entwurf be- 
ziehen sich auf handels- und wirt- 
schaftsrechtliche Gesetze — das „Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen“, das „Handelsgesetzbuch“, das 
„Gesetz gegen den unlauteren Wett- 
bewerb“ und das „Warenzeichenge- 
setz“, 


Die Professoren in einer Vorbemer- 
kung zum Gesetzentwurf: „Grundsätz- 
lich ist unter den gegenwärtigen Um- 
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ständen zur Wahrung des freien pu- 
blizistischen Wettbewerbs das kartell- 
rechtliche Instrumentarium am geeig- 
netsten.“ 

Besonders ausgiebig nutzen die Ver- 
fasser des Entwurfs das Instrument 
der Wettbewerbsgesetzgebung. So sol- 
len Kartellverträge und Beschlüsse im 
Zeitungs- und Zeitschriftengewerbe 
nur wirksam sein, „wenn sie keine 
Gefährdung oder Beeinträchtigung des 
freien publizistischen Wettbewerbs 
zum Inhalt haben oder herbeizuführen 
geeignet sind“, und in jedem Fall „der 
Erlaubnis durch die Kartellbehörde“ 
bedürfen. 

Als Indizien für Gefährdung oder 
Beeinträchtigung nennen die Profes- 
soren die Leserdichte (jährliche Zei- 
tungsexemplare pro Einwohner eines 
Gebietes) und den Marktanteil des je- 
weiligen Verlags. Die einzelne Ent- 
scheidung soll die Kartellbehörde 
treffen, die durch eine von Bund und 
Ländern finanzierte „Pressekommis- 
sion“ beraten wird. 

Die Kommissare — nach einem hal- 
ben Jahrhundert nun also doch — sol- 


len nach den Vorstellungen der Refor- 
merriege nicht nur die Kartellbehör- 
den oder die Gerichte beraten, sondern 
„auch Hinweise auf mögliche Quali- 
tätsverbesserungen der Publizistik ge- 
ben und Anregungen für die Grün- 
dung neuer Zeitungen und Zeitschrif- 
ten machen“. Finanziert werden soll 
die „Pressekommission e. V.“, deren 
sieben Mitglieder vom Ältestenrat des 
Bundestags bestimmt werden, von 
einer durch Staatsvertrag errichteten 
„Pressefonds-AG“. Die staatliche Ak- 
tiengesellschaft soll die Nachrichten- 
beschaffung kleiner Zeitungen finan- 
ziell unterstützen, für Mini-Zeitungen 
Rationalisierungskredite beschaffen 
und somit das „Zeitungssterben“ be- 
kämpfen. 

Eine Entflechtung durch „Unwirk- 
samkeitserklärung von Verträgen“, 
„Teilung des Unternehmens“ oder 
„Neugründungsverbot“ soll nach dem 


Entwurf nicht nur neue Zusammen- 
schlüsse von _Verlagsunternehmen 
treffen, sondern ebenso bestehende 
Verlage. Dazu der Kommentar der 
Autoren: 

„Die Vorschrift ist... die einschnei- 
dendste des Gesetzes. Sie ermöglicht 


Ent£flechtungen von gewachsenen 
Großunternehmen der Zeitungs- und 
Zeitschriftenbranche.“ 


Alten oder neuen illegalen Zusam- 
menschlüssen droht nach dem Ent- 
wurf, der seinen Entflechtungsplan 
„entfernt dem Verteilungsplan in der 
Zwangsversteigerung“ gleichstellt, un- 
ter Umständen sogar eine zeitweise 
Umwandlung in eine Aktiengesell- 
schaft, deren Gesellschaftsanteile von 
der öffentlichen Hand gehalten wer- 
den: „Bei Normalisierung der Markt- 
verhältnisse ist das Unternehmen 
durch Beschluß der Kartellbehörde 
wieder in private Hand zu überfüh- 
ren.“ 

Grundsätzlich verbieten wollen die 
Professoren sogenannte „heterogene 
Zusammenschlüsse“ zwischen Verla- 
gen, Druckereien und Vertriebsfirmen 


Aus „Stern“ 
„Und hier, meine verehrten Herren Verleger, habe ich noch 
einige Restposten abzugeben ...” 


mit „Unternehmen, die Rundfunk- 
oder Fernsehprogramme _ herstellen 


oder ausstrahlen“. Begründung: „Weil 
die Bekämpfung der Konzentration 
auf dem Zeitungs- und Zeitschriften- 
markt schwer durchführbar ist, müs- 
sen heterogene Zusammenschlüsse von 
vornherein verhindert werden.“ 


Damit die Besitz- und Beteiligungs- 
verhältnisse in der Presse jederzeit 
transparent bleiben, haben die Zei- 
tungs- und Zeitschriftenverleger nach 
dem Professoren-Entwurf die „unmit- 
telbaren und mittelbaren Beteili- 
gungsverhältnisse an ihrem Verlag 
einschließlich der Treuhandverhält- 
nisse im Impressum offenzulegen“ und 
dies nebst Auflagenhöhe und Daten 
über Druck und Vertrieb außerdem 
jährlich .einmal dem Landesinnenmi- 
nisterium mitzuteilen. 


Einen eigenen Abschnitt widmet der 
Entwurf der „inneren Pressefreiheit“; 
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nach den zehn Paragraphen dieses 
Artikels bestimmt der Verleger die 
„grundsätzliche publizistische Haltung 
der Zeitung oder Zeitschrift“ wie den 
„allgemeinen publizistischen Charak- 
ter“, darf aber nicht in „Einzelwei- 
sungen über Art, Inhalt und Umfang 
von Veröffentlichungen“ verfügen. Er 
muß für jede seiner Publikationen 
einen Herausgeber bestellen und kann 
diese Funktion oder die eines Chefre- 
dakteurs nur in einem seiner Blätter 
selber wahrnehmen. 

Die publizistischen Grundsätze sind 
in einem Statut festzulegen, das Be- 
standteil eines jeden Anstellungsver- 
trages sein soll. Ein „Redaktionsbei- 
rat“ — so der Entwurf — „schlichtet 
Streitigkeiten zwischen Verleger, 
Herausgeber und Redaktion sowie 
zwischen Chefredakteur und anderen 
Redaktionsmitgliedern“. 


Die Entwurfs-Autoren räumen im- 
merhin ein, „daß die Meinungsfreiheit 
des Redakteurs durch Gesetze... nur 
in engen Grenzen gesichert werden 
kann, solange Presseunternehmen 
wirtschaftlich geführte Unternehmen 
sind und solange profilierte und enga- 
gierte Presseorgane aufrechterhalten 
werden sollen“. 


Der letzte Wunsch (Artikel VIII) der 
zwanzig Pressereformer ist „ein im 
Verhältnis zum bisherigen verbesser- 
ter journalistischer Gehalt“: Der 
Journalistenstand soll nach dem Ent- 


wurf „dem Richterstand oder dem 
Professorenstand vergleichbar wer- 
den“ — durch Errichtung einer „Jour- 


nalistenakademie“, Auf- und Ausbau 
von „Lehrstühlen für Publizistik“ und 
durch Einführung von Titeln wie „Di- 
plom-Journalist“ oder „Diplom-Pres- 
seredakteur“. Daneben soll es, so die 
Reformer, „selbstverständlich weiter 
die normalen Journalisten geben“. 

Die Professoren sehen in den acht 
Artikeln ihres Entwurfs „lediglich die 
Zusammenfassung heterogener ge- 
setzgeberischer Maßnahmen“ und 
prangern die „sichtbare Unlust von 
Parlament und Regierung“ an, „zum 
Schutz der Pressefreiheit mehr als de- 
klamatorisch tätig zu werden“. 


Der 50 Buchseiten umfassende Pro- 
fessoren-Entwurf ist der gründlichste 
seiner Art, wennschon nicht der erste: 
Die IG Druck und Papier, eine Kom- 
mission des rechtspolitischen Aus- 
schusses beim SPD-Bundesvorstand 
und der Deutsche Journalisten-Ver- 
band haben sich ebenfalls an Presse- 
rechtsentwürfen versucht. 


Angesichts der vielfältigen Initiati- 
ven kündigte Bundesinnenminister 
Genscher, in dessen Ressort ein Bun- 
despresserechtsrahmengesetz gehört, 
Anfang Dezember an, er wolle Kon- 
takte mit den beteiligten Organisatio- 
nen und Verbänden „sobald als mög- 
lich aufnehmen“. 


Im Bonner Bundestag ist freilich 
noch nicht einmal geklärt, in welchem 
Ausschuß Pressefragen erörtert wer- 
den sollen. Bisher kümmerte sich der 
Ausschuß für Bildung und ' Wissen- 
schaft um diesen Bereich. Nun soll gar 
ein besonderer Unterausschuß für die 
Massenmedien geschaffen werden. 
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„Kritiker dieses Vorhabens“, so 
vermerkte das Verleger-Fachorgan 
„ZV + ZV“, „weisen allerdings darauf 
hin, daß durch die Einrichtung eines 
Unterausschusses die Behandlung der 
Pressefragen im Deutschen Bundestag 
nicht beschleunigt, sondern im Gegen- 
teil eher verzögert würde.“ 


AFFÄREN 
KREDIT-SCHWINDEL 


Einfaches Schema 


Mon „schmorte“, so Ober- 
staatsanwalt Werner Kny, 55, bei 
der Bielefelder Staatsanwaltschaft 


„einsam und verlassen der Fall Nie- 
haus“. Als Kny die Akte im Frühjahr 
erneut prüfte, deckte er einen „gigan- 
tischen Betrugs-Skandal“ („Westfalen- 
Blatt“) auf. 


Der Bielefelder Spezialist für Wirt- 
schaftsstraftaten machte eine Speku- 


A 


Wohnungs-Spekulant Niehaus 
Mit Masche ins Wohnungswunder 


lantengruppe aus, die, von einem Ar- 
chitekten-Team im Hintergrund mit 
falschen Wertgutachten für Miethäu- 
ser präpariert, rund 80 Kreditinstitute 
und Bausparkassen um eine „dreistel- 
lige Millionensumme“ (Kny) beschwin- 
delt haben soll. 


Den „wohl größten Kreditbetrugs- 
und Grundstücks-Spekulationsskan- 
dalen der Nachkriegszeit“ („Welt“) lag 
ein einfaches Schema zugrunde: Die 
Kredit-Ritter erwarben billige Alt- 
bauten, ließen sich von Architekten 
überhöhte Wertgutachten ausstellen 
und nahmen unter Vorlage solcher 
Papiere Hypotheken auf, die weit über 
dem wahren Wert der Objekte lagen. 


Zu einigen Bankdirektoren und Fi- 
lialleitern ergaben sich dabei so enge 
Kontakte, daß die leitenden Herren 
selber in das Geschäft einstiegen und, 
gegen Bestechungssummen zwischen 
40 000 und 400 000 Mark, immer neue 
Kredite losgeeist haben sollen. Etwa 
ein Dutzend Kreditmanager steht un- 


ter Bestechungsverdacht, sechs wurden 
bereits von ihren Firmen entlassen. 
Insgesamt untersuchen Oberstaatsan- 
walt Kny und seine Spezialisten 148 
Schwindel-Objekte. 


Die Schwindelmasche verhalf auch 
dem Bielefelder Industriekaufmann 
Roman Niehaus, 44, schnell zu Reich- 
tum und Ansehen. 1958 stand er noch 
mittellos auf der Straße, als ihn der 
Bundesgerichtshof nach einem Ver- 
fahren wegen Verdachts „der Fortfüh- 
rung der Kommunistischen Partei“ 
wieder auf freien Fuß gesetzt hatte. 
Niehaus fand Unterschlupf bei der 
„Vereinigte Bausparkassen AG“ in 
Bielefeld und lernte, so der „Verband 
Deutscher Makler“ (VDM), bald „die 
Praxis der Beleihung von Häusern und 
Grundstücken“ kennen: Nach und nach 
kaufte er sich rund zwei Dutzend 
Miethäuser zusammen; 1966 übernahm 
er die Hamburger „Wohnungsbauge- 
sellschaft Hermann-Löns-Weg mbH“. 


Der als „Wohnungswunder“ („Neue 
Westfälische“) gefeierte Senkrecht- 
starter („Ich habe 1000 Mieter“) eta- 
blierte sich selber im Erdgeschoß des 
Hauses am Kiefernweg 7 in Biele- 
feld. Dieses später auf 610000 Mark 
taxierte 15-Wohnungen-Haus wurde 
nach bewährter Manier verschuldet: 
Die Schweizerische Lebensversiche- 
rungs- und Rentenanstalt in München 
gab eine Hypothek von 340 000 Mark, 
die Münchner Heimstatt-Bauspar-AG 
eine Hypothek von 180 000 Mark. Hin- 
zu kamen Eigentümer-Grundschulden 
von 310 000 Mark, und außerdem wur- 
den an die Düsseldorfer Bau-Kredit- 
Bank 180 000 und 70000 Mark abgetre- 
ten. 

“ Ein Miethaus an der Herforder 
Straße kaufte Niehaus für eine halbe 
Million, bestellte sich bei einem Archi- 
tekten ein Gutachten über 980 000 
Mark und nahm dann ebenfalls über- 
höhte Kredite darauf. Doch trotz der 
„Steigbügelhalterei von Bausparkas- 
sen, Banken, Kreditinstituten, Ver- 


sicherungsgesellschaften, Juristen, 
Bankdirektoren und ‚vereidigten 
Schätzern‘“ (VDM) war es Anfang 1968 


plötzlich mit dem Bielefelder Woh- 
nungswunder vorbei. Niehaus machte 
Pleite, und die Staatsanwaltschaft be- 
gann mit den Ermittlungen. 


Mehr Gewicht gewann die Sache 
Niehaus unversehens in diesem Jahr, 
als in Düsseldorf der Opladener 
Kaufmann Hans-Eberhard Bomberg, 
44, und mit ihm ein Kaufmann, ein 
Bauingenieur, ein Immobilienmakler, 
zwei Architekten und ein Notar wegen 
Betrugs, Meineids und Urkundenfäl- 
schung angeklagt wurden. Der Scha- 
den zu Lasten von Banken, Bauspar- 
kassen und Handwerkern wird von der 
Staatsanwaltschaft auf mehr als zehn 
Millionen Mark beziffert. Der im Ok- 
tober vor dem Düsseldorfer Landge- 
richt angelaufene Prozeß soll bis Fe- 
bruar dauern. 


Der „tolle Bomberg“ („Leverkusener 
Anzeiger“) und seine Helfershelfer 
sollen wie Niehaus mit falschen Unter- 
lagen gearbeitet und ihre Schwindel- 
geschäfte in Köln, Hamburg, Krefeld, 


Betrugs-Ermittler Kny 
Mit Falsch-Gutachten zum Überwert 


Heiligenhaus bei Düsseldorf und im 
Westerwald abgewickelt haben. 

Bombergs größtes Projekt war die 
Siedlung „Sonnenhof“ in Herten mit 
220 Wohnungen und einem Kosten- 
aufwand von rund elf Millionen Mark. 
Der Opladener („Ich gehe über ganze 
Friedhöfe“) gründete dafür die 
Trägergesellschaft „Steuba“ und be- 
stellte eine ehemalige‘ Miederwaren- 
verkäuferin als Geschäftsführerin; die 
Einlagen der Gesellschafter wurden 
aus Krediten eingebracht. Bei diesem 
Geschäft sollen ein Kreditinstitut um 
2,5 und die Handwerker um vier Mil- 
lionen Mark betrogen worden sein. 

Bei Aachen erwarb Bomberg ein 
Grundstück für 300 000 Mark und ließ 
sich, laut Anklageschrift, zwei Kauf- 
verträge ausfertigen, einen über 
153 000 Mark, einen über 600 000 Mark 
— den ersten, um Grundsteuer zu 
sparen, den zweiten, um höhere Kre- 
dite zu bekommen. 

Als die Düsseldorfer Staatsanwalt- 
schaft die Bomberg-Papiere bearbeite- 
te, erinnerte sie sich des Bielefelder 
Parallelfalls und ließ sich die Akte 
Niehaus kommen. Bei Durchsicht der 
Unterlagen stieß sie auf viele Ge- 
meinsamkeiten und auf neue Spuren; 
so bekam der Bielefelder Oberstaats- 
anwalt Kny die Papiere zurück. 

Knys wichtigste Entdeckung waren 
acht Architekten: Sie sollen außer mit 
Niehaus und Bomberg noch mit einem 
Berliner Spekulanten wie zwei Mak- 
lern in Bad Pyrmont, die mit dem Ber- 
liner in Verbindung standen, und mit 
dem Kölner Diplomkaufmann Günter 
Kaußen zusammengearbeitet und stän- 
dig falsche Wertgutachten geliefert 
haben. Der Kölner Kaußen, der mehr 
als 2000 Grundstücke und Häuser un- 
terhielt und, so die Staatsanwaltschaft, 
rund 200 Millionen Mark Kredite und 
Hypotheken aufnahm, hatte schon 1967 
von sich reden gemacht: Damals kauf- 
te er 3881 Krupp-Werkswohnungen in 
Essen und 1077 Bergmannswohnungen 
in Kamen und Bergkamen und trieb 
die Mieten in die Höhe. - 

Die Architekten, deren Namen 
„überhaupt nichts sagen“ und deren 
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Identität von der Staatsanwaltschaft 
streng geheimgehalten wird, sind, so 
Kny, die „Klammer“, die alle vier Be- 
trugsfälle miteinander verbindet. Kny 
hält es sogar für möglich, daß die an- 
onymen acht, die immer wieder als 
vereidigte Schätzer auftraten, über- 
haupt die Initiatoren der Kreditma- 
növer sind. Es erschien zumindest 
„bemerkenswert“, so Kny, daß Nie- 
haus, Bomberg, Kaußen, der Berliner 
und seine Pyrmonter Freunde unter- 
einander keine Verbindung, wohl aber 
alle die Hilfe der acht Schätzer in An- 
spruch genommen hatten. 


Das muß, meint Kny, „alles noch 
untersucht werden“. Nach seinen An- 
gaben wird es noch „etwa ein Jahr 
dauern, bis die Basis des Eisbergs“ 
sichtbar wird. 


Bis dahin, so meint der Bielefelder 
Oberstaatsanwalt, werden vielleicht 
noch weitere Fälle aufgedeckt. Kny 
würde es jedenfalls „nicht wundern, 
wenn in Süddeutschland nach der 
gleichen Art gearbeitet wird“. 


GEWERKSCHAFTEN 


JUGEND 


Dumpfe Masse 


E® „für unsere Demokratie le- 
bensgefährliche Illusion des Jahres 
1969“ sei die Ansicht, „die heutige Ju- 
gend wäre kritisch, antiautoritär oder 
sogar links“, verkündete Eugen Stotz, 
Vorstands-Mitglied der IG Druck und 
Papier. 


Die Proteste der mehr oder weniger 
qualifizierten Minderheiten, so schrieb 
der Gewerkschaftler in der Zeitschrift 
seines Verbandes, würden überdeckt 
von der „großen dumpfen Masse der 
Autoritätshörigen“. Anders sei nicht 
zu erklären, daß beispielsweise auch 
bei der letzten Bundestagswahl sich 


Rn 
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überdurchschnittlich viele Jungwähler 
der Stimme enthielten. 


Diese „unpolitische und denkunfä- 
hige Mehrheit“ (Stotz) aufzurütteln, 
scheint den Arbeitnehmer-Funktionä- 
ren dringend geboten; dies um so 
mehr, als nach einer gemeinsamen 
Untersuchung der Hamburger DGB- 
Jugend und der Gewerkschaftlichen 
Studenten-Gruppe an der Akademie 
für Wissenschaft und Politik junge 
Arbeiter immer weniger bereit sind, 
ihrem Interessenverband beizutreten. 
Die von ihnen geübte Kritik reiche „bis 
zur Gewerkschaftsfeindlichkeit“. 


Als Gegenmaßnahme wurde von 
der hansestädtischen Gewerkschaftsju- 
gend ein Experiment gestartet, das 
wöchentlich einmal einen Aussprache- 
Tag vorsieht, den „Jour fix“. Jeder 
junge Arbeitnehmer kann im Ge- 
werkschaftshaus vor den führenden 
Funktionären Kritik an der Organisa- 
tion, Beschwerden über seine Ausbil- 
dung oder etwaige schikanöse Be- 
handlung im Betrieb vortragen. 


Auf den ersten Test-Versammlun- 
gen im Hamburger Gewerkschaftshaus - 
am Besenbinderhof wurden denn auch 
bereits erste Gegenmaßnahmen ge- 
troffen. So führte ein Beschluß dazu, 
daß die Hamburger Rheinstahl-Firma 
Eggers-Kehrhahn, wie verlangt, einen 
Lehrlingsausbilder engagierte und den 
gesetzlich vorgeschriebenen Ausbil- 
dungsplan aufstellte. Auch den rund 
300 gewerblichen Lehrlingen bei Sie- 
mens wurde die offizielle Unterstüt- 
zung in ihrem Kampf gegen Privat- 
arbeiten für die Ausbilder zuteil. 


Mehr als 400 Jugendliche trugen 
bisher ihre Beschwerden vor, und oft 
genügte schon der Hinweis, der Fall 
werde beim Jour fix besprochen und so 
an die Öffentlichkeit gelangen, um be- 
triebliche Mißstände abzustellen. 


Als Erfolgs-Böller zum Jahreswech- 
sel beschlossen die jungen Hamburger 


= 2 x 5 r Be a a & D 
Lehrlings-Happening in Hamburg: Mit Besen gegen Unternehmer 
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Flugscheine für alle 
Fluggesellschaften 


Seepassagen und 
Kreuzfahrten für alle 
Reedereien ._$ 


Eisenbahnfahrkarten 
für In- und Ausland 


Alle Leistungen zu 
Originalpreisen 


HAPAG 
LLOYD 


62 Filialen 
in 
28 Städten 
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Gewerkschaftler das erste deutsche 
Lehrlings-Happening: 


Mit Besen als Symbolen „scheinheili- 
ger Unternehmerausbeutung“ (Flug- 
blatt) in den Fäusten fegten sie am 
vorletzten Sonnabend das hansestäd- 
tische Einkaufszentrum, die Möncke- 
bergstraße, fast blank. Der Nachwuchs 
diskutierte mit Passanten und forderte 
in einem Sketch die Arbeitgeber auf, 
„mit ihrem Gelabere, die Berufsaus- 
bildung sei in Ordnung“, Schluß zu 
machen. 


Die Bedenken von Funktionären, 
derartige Aktionen brächten lediglich 
Unruhe in die Betriebe und außerdem 
sei der Jour fix kein in der gewerk- 
schaftlichen Satzung vorgesehenes 
Organ, wurden von höchster Stelle 
zerstreut. Franz Woschech, 50, Mitglied 
des Geschäftsführenden DGB-Bundes- 
vorstandes, erklärte: „Ich werde derar- 
tige Experimente fördern und rufe für 
1970 alle jungen Arbeiter und Ange- 
stellten in der Bundesrepublik zu ähn- 
lich kritischer Mitarbeit auf.“ 


WERBUNG 


SPORTHILFE 


Drei Steaks täglich 


er russische Olympiasieger im Ge- 
wichtheben (Schwergewicht) Leo- 
nid Schabotinski wirbt für Deutsch- 


“land. Anfang kommenden Jahres soll 


sein Konterfei das sportliche Gewissen 
der Nation aufrütteln. Bildbegleittext: 
„Russe müßte man sein.“ 


Das Russeninserat ist Teil einer 
Werbekampagne, mit der die Stiftung 
Deutsche Sporthilfe die Bundesbürger 
um ein Olympia-Notopfer bittet. Mit 
dem Geld wollen die Sport-Funktio- 
näre erreichen, daß westdeutsche 
Spitzensportler nicht noch weiter hin- 
ter ihre „erfolgreichen Sportkamera- 


Russe 
müßte man 
sein 


Keine Chance gegen ‚Staatssportler’ 
und ‚Universitäts-Amateure’ ? 


Der deutsche Sport braucht Ihre Hilfe. 
Sehong bsinche Suomt.te Pauchedi-Kante Frankfurt 623 


den aus der UdSSR und den USA“ 
(Anzeigentext) zurückfallen. 

Schuld an der Misere sind nach 
Meinung der Funktionäre allein die 
leeren Sportkassen: „Während sich 
Staatssportler oder Universitäts-Ama- 
teüre ganz auf ihre Erfolge konzen- 
trieren können, müssen unsere Sport- 
ler mit finanziellen und beruflichen 
Problemen kämpfen.“ 

Initiator der Sammelaktion ist der 
Dressurreiter und Versandhändler Jo- 
sef Neckermann. Das schlechte Ab- 
schneiden deutscher Sportler bei in- 
ternationalen Wettbewerben brachte 
ihn auf die Idee, deutsche Sportfreun- 
de um Spenden anzugehen. Mit die- 
sem Geld sollten „herausragende Ta- 
lente und Spitzensportler“ olympiafit 
gemacht werden. 

Im Frühjahr 1967 hatte Neckermann 
für den Plan so viele Freunde in Poli- 
tik und Wirtschaft gewonnen, daß in 
Frankfurt die Stiftung Deutsche Sport- 
hilfe gegründet werden konnte. Ins 
Stiftungskuratorium bat er nur zug- 
kräftige Prominente. Auf der Mitglie- 
derliste stehen unter anderen Bundes- 
pressechef Conrad Ahlers, der Verle- 
ger Dr. Franz Burda, Verteidigungs- 
minister Helmut Schmidt, Kaufhaus- 
König Helmut Horten, VW-Boß Dr. 
Kurt Lotz und Magenbitter-Produzent 
Generalkonsul a.D. Dr. Carl Underberg. 

Das Gremium mit den bekannten 
Namen veranlaßte zwar Westdeutsch- 
lands Großfirmen, ansehnliche Sum- 
men zu zeichnen — so gaben Coca- 
Cola 100 000, Mercedes 90 000 und der 
Gerling-Konzern 50 000 Mark —, aber 
die erwünschten Millionen für 2000 zu 
fördernde Sportler kamen nicht zu- 
sammen. 

Die Kuratoriumsmitglieder verfie- 
len schließlich auf den Gedanken, den 
Mann auf der Straße um ein paar 
Mark anzugehen. Die im Ausschuß für 
Öffentlichkeitsarbeit sitzenden Indu- 
strie-Manager wie BMW-Verkaufschef 
Hahnemann und Coca-Cola-Manager 
Claus Halle wußten aus der Praxis, 
daß dieses Problem nur mit Hilfe von 


Sporthilfe-Inserat: Bitte um Notopfer 
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Profis gelöst werden konnte. So wur- 
den BMWs Werbeagentur Gramm in 
Düsseldorf (HB, Blendax) und die 
Coca-Cola-Agentur „Die Werbe“ in 
Essen um ehrenamtliche Werbehilfe 
gebeten. 


Als Orientierungshilfe bekamen die 
Gratiswerber mit auf den Weg, „in die 
deutsche Öffentlichkeit den Gedanken 
zu tragen, daß der Sportler, der für die 
deutschen Farben bei internationalen 
Leistungsvergleichen läuft, springt 
und stößt, jeden sportlich Interessier- 
ten des Volkes vertritt und deshalb 
einen moralischen Anspruch auf eine 
angemessene direkte Unterstützung 
hat“. 


Von den vorgelegten Arbeiten gefie- 
len den Sportfunktionären besonders 
die aggressiven Gramm-Inserate. Die 
Düsseldorfer hatten eine „recht dra- 
matische Form gewählt“, da es für eine 
„solche Aktion reichlich spät war“ 
(Agenturchef und Mitinhaber Theodor 
Breidenbach). Außer der Russen-Paro- 
le waren den Ideenbrütern auch noch 
andere griffige Sprüche eingefallen: 
„Er stößt nicht weiter, weil er Marxist 
ist. Sondern weil er besser trainieren 
kann.“ 

Um den kleinen Spendern klarzu- 
machen, daß das Geld nicht sachfremd 
verpulvert wird, ließ sich die Gramm- 
Mannschaft plausible Geschichten ein- 
fallen: „Mit Ihrer Spende helfen Sie, 
daß der Schwimmer, der 50 Kilometer 
zur Schwimmhalle fahren muß, sein 
Benzingeld erstattet bekommt. Sie 
helfen, daß der Gewichtheber, der täg- 
lich drei Steaks braucht, seine drei 
Steaks bekommt.“ 


Nach dem Anzeigen-Start mit Gra- 
tis-Inseraten von sportbegeisterten 
Verlegern wollten die Düsseldorfer 
auch Fernseh-Shows veranstalten: 
eine Mischung aus „Aktuellem Sport- 
Studio“, Hazy-Osterwald- und Cateri- 
na-Valente-Show. In dieser Television- 
Sendung sollten jeweils zwei Promi- 
nente aus Sport, Politik oder Wirt- 
schaft zu einem sportlichen Wettkampf 
antreten. Unter anderem wurde vor- 
geschlagen, daß Max Schmeling mit 
Ernst Benda die Kugel um die Wette 
stößt und Kabarettist Sammy Drechsel 
mit Helmut Schmidt eine Partie Tisch- 
tennis spielt. Die Fernseh-Show wird 
das deutsche Publikum vorerst nicht 
zu sehen bekommen, da es an Geld 
mangelt. 


Auch die Anzeigen wären auf dem 
Instanzenweg beinahe gescheitert. So 
bemängelte ein Kuratoriumsmitglied 
das Düsseldorfer Inseratenwerk: „Ich 
sehe schon in der ‚Prawda‘ stehen: 
Brandt-Regierung gibt zu, ‚Russe 
müßte man sein‘.“ 

Erst als die Ostsachverständigen des 
Auswärtigen Amtes gegen die bean- 
standeten Sätze keine Einwände hat- 
ten, genehmigten die Funktionäre die 
Anzeige. 

Den großen und kleinen Spendern 
winkt freilich nur bescheidener Dank. 
In ihren Anzeigen formuliert die 
Deutsche Sporthilfe das so: „Wenn 
unsere Sportler in München bei der 
Verteilung der Medaillen wieder dabei 
sein können, werden sie sich auch ein 
bißchen bei Ihnen bedanken.“ 
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Großflächenbauweise 
im Zeitrafferstil- 
tageschnell statt monatelang. 


ISOWÄNDE sind konstruktiv perfekte Sandwich-Bauelemente aus Stahl und 
Kunststoffhartschaum (Hartmoltopren®)* für perfekte Industriegebäude- und 
Hallenkonstruktionen - montagefertig aber nicht uniform. 

Bauherr und Architekt entscheiden 


über Wandlängen 

-max.10 m 

über Wandstärken 

- 35 mm und 60 mm je nach erforderlicher Wärmedämmung über 
Oberflächenbeschaffenheit 

- feuerverzinkt mit Einbrennlackierung (PLADUR®) 

oder Kunststoffbeschichtung (PLATAL®) in _— Farbtönen. 


*) e,Wz. Bayer, Leverkusen 


ISOWÄNDE könnten selbst denunru- _ 
higsten Nomaden glücklich machen: 
Sie sindschnellohnebesondereHilfs- 
mittel zu montieren und bleiben de- 
montierbar für Remontagen. 
ISOWANDE machen endlich Schluß 
mit dem Winterschlaf auf dem Bau! 
Selbst bei klirrendem Frost kann die & 
Montage erfolgen. 


HWS 118 


pe 
ISOWAND m) 

| u Siegerlandwerke AG - 59 Siegen - Postlach 46 

„3 Wir wünschen 

Architekten, Bauherren und Bauunter | sehrfliche/mündiche Informationen über ISOWAND 
nehmen erhalten kostenlos Informationen Absstder | 
über ISOWAND Großflächen-Bauelemente |; zum | 
und technische Beratung. | | 
IN Pi 
Hoesch Siegerlandwerke AG - Siegen |" —— — — —— —— 


BUNDESWEHR 


DOPPELVERDIENER 
Bereit bei Frau W. 


eder junge Mann, der, wie es das 

Gelöbnis verlangt, 18 Monate „der 
Bundesrepublik Deutschland treu“ 
dient, kostet die Steuerzahler 10500 
Mark. Für diesen Betrag, so behaup- 
ten zahlreiche Bundeswehr-Werbe- 
schriften, „produziert er Sicherheit“. 

Produktionsziel zumindest des Ex- 
Gefreiten Hans Hubmann, 22, war 
nicht die Abschreckung potentieller 
Feinde des Atlantischen Bündnisses. 

Nur wenig Zeit mochte der Gefreite 
an seinen Wehrdienst verschwenden. 
Nach eigener Bekundung beanspruchte 
vielmehr private Nebenerwerbstätig- 
keit alle seine Kräfte. 

Ergebnis: Von 18 Monaten Dienst- 
zeit war Hubmann — ohne öfter als 


DEUTSCHLAND 


handel mit Blumen, Lebensmitteln 
und Imbißhallen-Bedarf, selbst die 
Liebe kam zu kurz. Das Verhältnis 
mit Ingeborg zerbrach. Ernüchtert und 
freiwillig kehrte der Deserteur Hub- 
mann aus der Welt der Blumen zum 
rauhen Soldatenhandwerk zurück. 


Nach 22 Tagen Untersuchungshaft 
verurteilte ihn am 4. September 1967 
Amtsgerichtsrat Paradeis in Ravens- 
burg zu vier Monaten Gefängnis und 
120 Mark Geldbuße Abzusitzen 
brauchte Hubmann die Gefängnis- 
strafe nicht: Der Richter setzte sie zur 
Bewährung aus. 

Kaum zur Kompanie zurückgekehrt, 
stellte der frisch bestrafte Rekrut 
einen Versetzungsantrag. Sein Kom- 
panie-Chef, froh, ein „Schlitzohr“ auf 
leichte Weise loszuwerden, befürwor- 
tete das Gesuch. Hubmann wurde an 
die Technische Akademie der Luft- 


waffe in Neubiberg bei München be- 
fohlen und dort dem Küchentrupp des 
Brigadegeneral 


Stabszuges zugeteilt. 


use 


Gefreiter a. D. Hubmann: Seiner Firma treu gedient 


einmal straffällig zu werden — nur 
sechzehn Wochen in der Kaserne. 


Schon beim Rekrutendrill in der 
5. Kompanie des Luftwaffenausbil- 
dungsregiments 4 in Mengen/Würt- 
temberg wollte Flieger Hubmann nach 
zwei Monaten keine Waffe mehr an- 
packen. Am „Tag der offenen Tür“ 
nämlich hatte er eine blonde Kaser- 
nenbesucherin namens Ingeborg ken- 
nengelernt, die er des Anfassens eher 
für wert hielt. 


Am gleichen Tag noch entfernte er 
sich unerlaubt von seiner Truppe und 
reiste mit der flachshaarigen Inge 
nach Heidelberg in die Ferien. Bald 
zwang Geldmangel das Paar, sich bei 
einer im hessischen Obertshausen an- 
sässigen Firma zu verdingen. Inge- 
borg arbeitete als Blumenverkäuferin, 
Hans Hubmann als Verkaufsstellen- 
leiter der Frankfurter Filiale des Un- 
ternehmens. 


Für einen Zwei-Jahres-Vertrag und 
1300 Mark brutto im Monat stürzte 
sich der Fahnenflüchtige in den Groß- 
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Dipl.-Ing. Wilhelm Ahlert persönlich 
ernannte ihn zum Koch. 


Der frisch gebackene Flieger-Smutje 
hatte den neuen Druckposten richtig 
angepeilt: In den nächsten elf Mo- 
naten forderte und erhielt Hubmann 
72 Tage Sonder-, Erholungs- und 
Jahresurlaub. Einschließlich der frei- 
en Wochenenden reichte das zum 
Pendelverkehr zwischen München und 
Frankfurt aus, Für Soldat Hubmann 
war es Ehrensache, seiner Firma wei- 
terhin treu zu dienen. 


Hubmann rückblickend: „Eigentlich 
war ich nur noch Gast bei der Bundes- 
wehr. Ich mußte nur meinen Wehr- 
sold in Empfang nehmen.“ 


Der Pausenbetrieb galt auch in 
Krisenzeiten. Als nach dem Einmarsch 
der Sowjets in die ÖSSR die Bundes- 
wehr ihren Soldaten Urlaubsbeschrän- 
kungen zudiktierte, blieb Hubmann 
außerhalb der Kaserne in Reserve, 
Seine Vorgesetzten 'beschied er: „Ich 
habe meine Bereitschaft bei Frau W., 
wenn Sie mich brauchen, rufen Sie an, 


die Telephonnummer ist Ihnen ja be- 
kannt.“ 

Routinemäßig wurde der Ex-Deser- 
teur, Militärkoch und leitende Ange- 
stellte einer zivilen Großhandlung 
zum Gefreiten befördert und schließ- 
lich am 30. September 1968 aus der 
Bundeswehr entlassen — ohne auch 
nur die Zeit seiner Fahnenflucht nach- 
gedient zu haben. 


Trotz gleichzeitiger Besoldung durch 
Vaterland und Privatwirtschaft indes 
stimmte die Kasse des Doppelver- 
dieners nicht. Mittlerweile Reisender 
in „Büchern des Wissens“, die er vor- 
nehmlich in Kasernen absetzt, wirft 
Hubmann seinem ehemaligen zivilen 
Arbeitgeber vor, Steuern und Sozial- 
beiträge von ihm zwar einbehalten, 
jedoch nicht abgeführt zu haben. 


Die Firma reagierte unwirsch: 
Diese Beiträge seien von der Bundes- 
wehr zu zahlen, dort schließlich sei 
der Küchen-Gefreite in erster Linie 
beschäftigt gewesen. Im Einverständ- 
nis mit der monatelang gefoppten 
Bundeswehr klagte Hubmann nun- 
mehr gegen seinen alten Betrieb. 


Ende November schilderte die 
„Hessische Allgemeine“ in Kassel „die 
beinahe unglaubliche Geschichte des 
Gefreiten Hubmann“ und veranlaßte 
mit ihrem „Großen Bericht“ den SPD- 
Abgeordneten Peter Säckl in der 
18. Sitzung des sechsten Deutschen 
Bundestages zur Frage Nr. 86: „Ist 
der Bundesregierung der Fall des Ex- 
Bundeswehr-Gefreiten Hans Hubmann 
bekannt, der ... angeblich während 
seiner 18monatigen Dienstzeit... nicht 
länger als maximal vier Monate die 
Uniform trug ...?“ 


Der Ruhm des Gefreiten Hubmann 
war in der Tat längst bis Bonn ge- 
drungen. Karl Wilhelm Berkhan, Par- 
lamentarischer Staatssekretär auf der 
Hardthöhe, nebelte sich ein: „Es mag 
zutreffend sein, daß er nur ... vier 
Monate die graublaue Luftwaffenuni- 
form getragen hat. Während des 
Küchendienstess wird nämlich 
weiße Arbeitskleidung getragen.“ 


Auch die Nebentätigkeit sei nach 
Paragraph 20 Absatz 5 des Soldaten- 
gesetzes Wehrpflichtigen ohne Ge- 
nehmigung erlaubt, wenn sie nicht 
„dienstlichen Erfordernissen zuwider- 
läuft“. 

Bundestagspräsident Kai-Uwe von 
Hassel bewilligte eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Alfred Ollesch (FDP): 
„Herr Staatssekretär, sind Sie auch 
mit mir der Meinung, daß neben dem 
Sanitätsgefreiten Neumann nunmehr 
auch der Gefreite Hubmann in die 
Geschichte eingegangen ist?“ 

Berkhan: „Ein dreifach kräftiges 
Hub-Hub-Hurra!* 


Nachdem Hubmann solchermaßen in 
die Bonner Parlamentsgeschichte ein- 
gegangen ist, wird der listige Gefreite 
demnächst auch die deutsche Litera- 
turgeschichte bereichern: Der Bertels- 
mann-Verlag — so Hubmanns neuer 
Arbeitgeber Klaus Ackermann — wili 
ihn zum Helden eines Buches, das 
Tegernseer Volkstheater zur Zentral- 
figur eines Lustspiels machen. " 


Geld will Geld verdienen. 
Und wie könnte es das sicherer 
als mit Pfandbriefen und Kom- 
munalobligationen? Es trägt 
Zinsen, hohe Zinsen. Und diese 
Zinsen tragen wieder Zinsen. 
So wächst Ihr Geld. 


Mit Ihrem Geld geben wir 
Hypotheken. Damit wachsen 
Ein- und Mehrfamilienhäuser, 
Eigentumswohnungen und 
Bürogebäude. Das ist Ihre 
Sicherheit. Verbriefte Sicherheit. 


Übrigens: Wer eine Hypo- 
thek von uns möchte, bekommt 
sie rasch. Unsere Fachleute 
wissen, wie man Sicherheiten 
schnell und gründlich zugleich 
prüft. Papierkrieg gibt es bei 
uns nicht. 

Heute weiß jeder, daß er 
bei uns gut behütet ist. Gewiß 
ein Grund, warum wir als 
älteste auch die größte Hypo- 
thekenbank sind. 


Unter diesem Hut 


verdient 
Ihr Geld Geld. 


Was immer Sie planen... 


auf uns (und mit uns) können 
Sie bauen. Ganz sicher. 


Sie sehen: brauchen Sie 


Geld — oder haben Sie welches, 


bei uns in guter Hut - 


Kupon bitte ausfüllen, ausschneiden und senden an: 


Frankfurter Hypothekenbank 8501 
6 Frankfurt/Main, Taunusanlage 9, 
Postfach 3409, Tel.: 239141 


Name 


Ort 


Straße 


Schicken Sie mir bitte unverbindlich nähere 
Informationen über: SUR 


O Hypotheken Verbriefte &: Sicherheit 
OGeldanlage in Pfandbriefen "IN 


und Kommunalobligationen 


Frankfurter Hypothekenbank 


‚ je‘ 


Nach einem verlorenen Referendum zieht sich Charles de Gaulle, ein Jahrzehnt 
lang Regent Frankreichs, ins Privatleben zurück (Bild: in Irland, mit seiner Frau). 


= .4 e 


Im April erlischt die letzte Hoffnung auf einen neuen Prager Frühling: Parteichef 
Dubäek (r.) wird acht Monate nach der sowjetischen Invasion gestürzt und später 
von seinem Nachfolger Husäk (l.) als Botschafter in die Türkei abgeschoben. 
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1969 


Ein Stück 
Machtwechsel 


Gustav Heinemanns Wort nach 
seiner Wahl zum Bundespräsi- 
denten, das denen, die ihn nicht 
gewählt hatten, so empfindlich 
auf den Nerv ging (denen, die 
im Besitz der Macht nie pingelig 
gewesen waren) — dieses Wort 


Die 6. Bundestagswahl beendet das 
20jährige Regime der CDU und zwingt 


BRLTTRL II 
Im September reist die Prominenz des 


Kommunismus an den Sarg des Viet- 
nam-Führers Ho Tschi-minh, der die 


j 
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vom „Stück Machtwechsel“ er- 
weist sich im Rückblick als des 
Jahres Leitmotiv; nicht nur für 
das westdeutsche Wahljahr, 
an dessen Ende die Bundes- 
republik kein CDU-Staat mehr ist. 
Krisen der Autorität, ein Prager 
Frühling, ein Pariser Mai, hatten 
das Vorjahr gezeichnet — Charles 
de Gaulle kam aus der seinen 
noch einmal davon; dem Bresch- 
new-Kommunismus half nur Ge- 
walt. 1969 war Frankreichs Gloire- 
Präsident dann doch am Ende; 
der Wechsel zu Georges Pompi- 


die Partei unter der erschütterten Füh- 
rung Kiesingers in die Opposition. 


N 
INN 


größte Militärmacht der Welt zum Rück- 
zug zwang und zum Idol der revolutio- 
nären Jugend in Ost und West wurde. 


Zum erstenmal seit vierzig Jahren besetzen Sozialdemokraten die höchsten 
Ämter einer deutschen Republik. Am 5. März wird Gustav Heinemann Bundes- 
präsident, am 21. Oktober Willy Brandt Bundeskanzler einer SPD/FDP-Koalition. 
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It N REBEL 


60 Russen und 100 Chinesen fallen bei der blutigsten Kon- Millionen amerikanischer Vietnamkrieg-Gegner kom- 


tati ischen der Sowjet-Union und China im März auf dem men im November zur größten Friedenskundgebung 
en “Ussuri (Bild: Tinverfaier für russische Gefallene). in der Geschichte der USA zusammen. Für die 40 000 


Rechts: Das Auftreten knüppelnder Ordnertrupps der NPD im 
Bundestagswahlkampf ruft Erinnerungen an SA-Methoden wach. 
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in Vietnam Gefallenen legen Demon- 


stranten Namensschilder in Särge, 
die vor dem Kapitol aufgestellt sind. 


1969 


dou ist mehr als die Nachfolge 
eines gaullistischen Erben. In 
Prag lassen die Russen Alexan- 
der Dub&ek endgültig entmach- 
ten; Nachfolger Gustav Husäk 
muß aus der Ohnmacht seines 
Landes machen, was möglich ist. 
1969 tritt Pakistans Ajub Khan 
ab, scheidet Portugals Salazar 
aus, stürzt Libyens Monarchie, 
übergibt Schwedens Erlander 
sein Amt an einen Jüngeren, be- 
reitet Franco seinen Abgang vor. 


Im übrigen wird 1969 keiner der 
großen Konflikte gelöst: nicht in 
Biafra, nicht in Nahost, nicht in 
Vietnam, wo Ho Tschi-minh stirbt, 
bevor sein Land gegen die 
USA gewonnen hat. Aber die 
Gewalt, der neuerdings soviel 
intellektuelle Rechtfertigung zu- 
teil wird, bricht an weiteren Welt- 
stätten aus: Am Ussuri schießen 
Kommunisten, in Nordirland Chri- 
sten aufeinander. Deutsche Wäh- 
ler werden vom Auftritt der NPD- 
Schläger erschreckt (und ausrei- 
chend abgeschreckt?). Alte und 
neue Kriegsverbrechen (Filetto, 
Song My) machen 1969 Skandal. 
An die 200000 Verkehrstoten pro 
Jahr hat sich die Welt längst 


Der spektakulärste Mordfall des Jahres ereignet sich im Milieu Hollywoods im Au- 
ust: Mit 23 Messerstichen wird die schwangere Filmschauspielerin Sharon Tate 
„Rosemaries Baby“), Ehefrau des Horrorfilm-Regisseurs Roman Polanski, in 

ihrem Haus getötet (unteres Bild: Abtransport der Leiche). Sie und vier ihrer 

Freunde sind Opfer einer kriminellen Kommune, die durch ein rituelles Blut- 

bad die Wohlstandsgesellschaft vom „Teufel des Reichtums“ befreien will. 
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Mit der Auslieferung der ursten Boeing 747 („Jumbo-Jet“), die 490 
Personen befördern kann, bricht eine neue Ära des Flugverkehrs an. 


500000 Beat-Fans versammeln sich zum California-Rock-Festival 
bei San Francisco. Vier Zuhörer sterben, vier werden geboren. 
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Sex und Nacktheit auf der Bühne demonstriert 
in New York der Dramaturg Kenneth Tynan mit 


1969 


gewöhnt; ein rätselhafter Autounfall, bei 
dem eine Beifahrerin umkommt, stoppt 
den Aufstieg des letzten der Kennedy- 
Brüder zur Präsidentschaft. Der Multimord 
in der Hollywood-Villa deckt den Unter- 
grund einer kranken Gesellschaft auf. 


1969: Der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt feiert seine so obligaten wie 
zwiespältigen Triumphe. Jener Höhe- 
punkt (400 000 Kilometer über der Erde), 
der „giant leap for mankind“, ist für die 
Menschheit bald fast Routinesache, ein 
Repertoirestück des Fernsehens. Die 
„Jumbos“ eröffnen neue Möglichkeiten 
des Massentransports und -tods. US-For- 
schern gelingt die Isolierung eines Gens 
— ein „giant leap“ in die Schöne Neue 
Welt genetischer Manipulierung des 
Menschen? Die schönen Künste zelebrie- 
ren derweil eher Gesten der Erschöp- 
fung, der Reduktion und der Ratlosigkeit. 
Auf dem Markt der Novitäten, Land Art 
hin, Konzept-Kunst her, notiert vor jedem 
anderen Ismus der Nudismus. Porno 
besetzt die Bühne, und auch zum gro- 
Ben, brüderlichen Pop-Fest legt man ab. 


der Revue „Oh! Calcutta“, in Am 21. Juli um 3.56 Uhr MEZ betreten die US-Astronauten Armstrong und Aldrin (Bild) — 
dem Darsteller Beischlaf üben: von 528 Millionen Fernsehzuschauern beobachtet — als erste Menschen den Mond. 


ech 
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Konzept-Kunst: Der Maler Timm Ulrichs stellt keine 
&emälde aus; er rahmt das Wort „Bild“ zum Bild. 


3 is un nen A ] h . a “ u ? e 
Land Art: Als Alternative zur Kunst, die an Wänden Mit der Isolierung eines Gens (Bild), die US-Wissenschaftlern zum 
hängt, malt Mike Heizer Werke in den Wüstensand. erstenmal gelingt, eröffnet sich die Möglichkeit, Menschen zu züchten. 
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FRANKREICH 


AUSSENPOLITIK 
Letzte Zuflucht 


A Jahre lang hatte Charles de 
Gaulle seine Landsleute mit der 
Vision eines Europa vom Atlantik bis 
zum Ural fasziniert. Heute, sieben Mo- 
nate nach dem Abgang des Generals, 
fürchten die Franzosen, daß das Euro- 
pa der Zukunft nur noch vom Ural 
bis an den Rhein reichen wird. 


„Die Deutschen werden wieder un- 
abhängig“, hatte Frankreichs Kriegs- 
premier Georges Clemengeau 1922 ge- 
warnt, als Deutsche und Russen im 
italienischen Badeort Rapallo einen 
Kooperationspakt unterzeichneten. 


Nun argwöhnen die Franzosen, daß 
die Deutschen wieder einmal mit öst- 
licher Rückendeckung zuviel Unab- 
hängigkeit gewinnen könnten. 


Schon die ersten ostpolitischen Geh- 
versuche der neuen Bonner Equipe 
riefen in Paris Erinnerungen an Ra- 
pallo und den Hitler-Stalin-Pakt wach. 
Allein die vage Aussicht auf eine poli- 
tische „Entkrampfung“ zwischen Bun- 
desdeutschen und Sowjets schreckte 
den Nachbarn im Westen. 


„Wenn die Deutschen und die Rus- 
sen sich verstehen, läuft es den Fran- 
zosen kalt den Rücken runter“, offen- 
barte Kommentator Maurice Delarue 
vorletzte Woche im gaullistischen 
„Journal du dimanche“. 


Leitartikler Philippe Bernert fragte 
in der „Aurore“: „Steuern wir auf 
einen neuen deutsch-sowjetischen 
Pakt zu?“ Und er unterstellte Bonn 
eine „neue und friedliche Variante des 
‚Drang nach Osten‘“. 


Die Millionen-Illustrierte „Paris- 
Match“ bebilderte ihren Bericht über 
das Gespräch zwischen Bonns Bot- 
schafter Allardt und dem sowjetischen 
Außenminister Gromyko mit einem 
Photo, das Hitlers Außenminister Rib- 
bentrop zusammen mit Stalin bei den 
Verhandlungen über den Nichtan- 
griffspakt von 1939 zeigt. „Jedermann 
in Europa, in den USA und in Japan“, 
so die Illustrierte nach dem Moskauer 
Gespräch, „fragt sich..., ob dies nicht 
ein zweites Rapallo oder ein zweiter 
Nichtangriffspakt ist.“ 


Um ein neues deutsch-russisches 
Bündnis und ostpolitische Alleingänge 
der Bundesdeutschen zu verhindern, 
hatte Charles de Gaulle bei seiner 
„Öffnung gegenüber dem Osten“ Bonn 
seine Vermittlerdienste angeboten — 
der General wollte „einer sowjetisch- 
deutschen Annäherung vorstehen“ 
(„Le Monde“). 

Nun aber, so der Pariser „Combat“, 
ziehen die Sowjets ein „geschäftsmä- 
Biges Gespräch mit Bonn“ dem 
„fruchtlosen Flirt mit Paris“ vor. Pa- 
ris ist nicht mehr der privilegierte 
europäische Gesprächspartner der 
Sowjets. 
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AUSLAND 


„Die Erben der gaullistischen Di- 
plomatie“, kommentiert William de 
Bazelaire in „Paris-Match“, „stellen 
fest, daß sie die Initiative verloren 
haben.“ Grund: „Frankreich hat nicht 
dieselbe Trumpfkarte wie die Deut- 
schen — die ökonomische Kavallerie 
der aufgewerteten Mark.“ 


Und der renommierte französische 
Politologie-Professor Alfred Grosser 
erkannte: „Wenn die Sowjets direkt 
mit der Bundesrepublik sprechen ..., 
werden die französisch-sowjetischen 
Beziehungen weniger wichtig für die 
Russen.“ 

Tatsächlich zeigen die Sowjets schon 
jetzt weniger Interesse an einem gu- 


ten Draht nach Paris. Nach der letzten 
Natorats-Tagung kritisierte Moskau 
die Franzosen gar wegen ihrer „zu 
großen Begeisterung für die atlanti- 
sche Zusammenarbeit“, 


Zwar hatte bereits de Gaulle — auf- 
geschreckt durch die Russen-Invasion 
in der Tschechoslowakei und die wach- 
sende Wirtschaftspotenz der West- 
deutschen — sich wieder vorsichtig 
den einst heftig gescholtenen Ameri- 
kanern angenähert. De-Gaulle-Nach- 
folger Pompidou schaltete Frankreichs 
Außenpolitik noch stärker wieder auf 
Westkurs. 


„Die USA sind nicht nur unsere 
Freunde und traditionellen Alliierten. 
Sie sind auch die letzte Zuflucht des 


Westens“, schmeichelte Pompidous 
Außenminister Maurice Schumann An- 
fang November den Amerikanern. 


Die Sowjets aber mußten sich von 
Verteidigungsminister Debr& sagen las- 
sen, daß „der Kampf gegen den kom- 
munistischen Totalitarismus das fun- 
damentale Kennzeichen des Gaullis- 
mus seit 1940 ist“. 


Pompidou selbst wird zu seiner er- 
sten großen Staatsvisite nach Washing- 
ton reisen — erst dann steht Moskau 
auf seinem Programm. Vorletzte Wo- 
che beschwor er in seiner Fernseh- 
ansprache zunächst die „jahrhunderte- 
alten Verbindungen mit unseren ame- 
rikanischen Freun- 
den“ — erst dann er- 
wähnte er zurückhal- 
tend und kühl „unse- 
re Kooperation mit 
Sowjetrußland“. 

Anders als Charles 
de Gaulle, der nicht 
müde wurde, gegen 
den amerikanischen 

Wirtschaftsimperia- 
lismus zu Felde zu 
ziehen, steuert sein 
Nachfolger auf eine 
enge wirtschaftliche 
und technische Zu- 
sammenarbeit mit 
der Weltmacht jen- 
seits des Atlantik zu. 

Hohe Beamte des 
State Department 
und des Quai d’Or- 
say fanden sich Ende 
November in einem 
neu gegründeten 
„Komitee für tech- 
nisch - wissenschaftli- 
che Zusammenarbeit“ 
zusammen. 

Staatschef Pompi- 
dou half selbst mit, 


Frankreichs Image 
bei US-Kapitalisten 
ER aufzupolieren: Kurz 
Chagall hintereinander emp- 
Ay fing er im Elysee- 


Palast Henry Ford II. 
und David Rockefel- 
ler. „Frankreich be- 
trachtet amerikani- 
sche Investitionen 
nicht länger als ‚Bedrohung der fran- 
zösischen Souveränität“, resümierte 
die Pariser Wirtschaftszeitung „Les 
Echos“. 


Um nach zehn Jahren gaullistischem 
Anti-Amerikanismus auch im Volk 
Sympathien für die Amerikaner wie- 
derzubeleben, soll demnächst gar eine 
große pro-amerikanische Werbekam- 
pagne anrollen: 


. . S L'’Express 
Pariser Karikatur zur Bonner Ostpolitik: „Frisch verlobt” 


Die „Association des grandes cau- 
ses Nationales“, eine französische „Ak- 
tion Gemeinsinn“, wird nach einem 
gerade beendeten Feldzug gegen Ver- 
kehrsunfälle jetzt mit 2000 Plakaten 
und zahlreichen Inseraten für die 
französisch-amerikanische Freund- 
schaft werben, 
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Jackie ist der 
sicherste Autofahrer 
derWelt” 


sagt Helen Stewart über 
ihren Mann, den 
Automobilweltmeister 1969. 


„Natürlich habe ich Angst, wenn er Rennen fährt. 
Aber eins beruhigt mich: Ich weiß, daß Jackie 
immer umsichtig und überlegt fährt.“ 


Jackie Stewarts ausgeprägtes Bedürfnis nach 
Sicherheit setztschon ein, bevor er sich ans Steuer 
seines Formel Il setzt. Er ist dafür bekannt, daß er 
nur mit der allerbesten Ausrüstung an den Start geht. 


Die richtige Bereifung spielt eine entscheidende 
Rolle bei den heutigen Formel I Rennen. 
Auf ausreichende Sicherheitsreser- 


ven in extremen Fahrsituationen PER ’ \ } 
kommt es an. Verständlich, daß a ti 2 > \ 
Jackie Stewart ausschließlich ; \ I \ 
DUNLOP fährt (übrigens auch ; DUNLOP \ 


auf seinem Privatwagen). 


2% rn; 
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Jackie Stewarts goldener Fahrtrechner. 


Von Jackie Stewarts Erfahrungen möchte ich profitieren. 
Der Weltmeister hat die wichtigsten Regeln für sicheres Fah- 
ren zusammengestellt, die ich gern kennenlernen möchte. 


Bitte schicken Sie mir „Jackie Stewarts goldenen Fahrt- 


rechner“ (gegen Einsendung der Schutzgebühr von DM --,30 
in Briefmarken). 


Bitte ausschneiden und senden an: c 
DUNLOP AG, Abt. 103, 645 Hanau (Main), Postfach 


Rennerprobte Sicherhei 


sSIDU. 


Name: 


Postisitzahli ——— Or! 


Straße: 


Prof. Heinz Haber: 
ror. HEINZ HaDEer; 
Meine Vision 
- I *s 1956 war noch kein Sputnik gestartet. 
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„IM OZEAN DER SCHMERZEN" 


SPIEGEL-Redakteur Dieter Wild über Vietnam 


n den Gossen von Saigon lagern sich 
wie eh die Kinder mit den zer- 
schossenen Gliedmaßen. Aber sie bet- 
teln nicht mehr — wie noch vor einem 
Jahr — aggressiv um Piaster. 


Auf der Terrasse vor dem „Conti- 
nental Palace“ drängen sich wie eh die 
Rotten von Schuhputzjungen, um die 
Lederschuhe der Gäste zu Lackleder- 
schuhen aufzupolieren, einer den lin- 
ken, einer den rechten Schuh, für je 
eine Coca. Aber sie ziehen — anders 
als noch vor einem Jahr — wider- 
spruchsios ab, wenn der Gast den 
Dienst nicht wünscht. 


Die Rikscha-Fahrer verlangen im- 
mer noch ihre 200 Piaster für einen 
Transport, der 80 Piaster kosten dürf- 
te, aber sie murren kaum noch, wenn 
man ihnen nur die 80 gibt. 


Durch die am Boden hockenden 
Händler und Straßenköche, die ihren 
Sud neben urinierenden Kindern auf- 
bereiten, steuern wie eh kompakte Gls 
— unter den wimmelnden, zierlichen 
Vietnamesen wie Schlachtschiffe in 
einer Flotte von Fischerbooten. Aber 
die Kleinen lassen sich durch die Gro- 
ßen heute weniger stören als früher. 


Die Abgeordneten und Senatoren 
behaupten wie eh, daß der Vietcong 
nun am Ende sei. Eine einzige Rakete, 
die binnen Tagen, von jenseits des 
Saigon-River abgefeuert, in der Stadt 
einschlägt, scheint es zu beweisen. 
Aber die Politiker diskutieren gegen 
vorgebrachte Einwände wider das an- 
geblich nahe Ende des Vietcong nicht 
mehr temperamentvoll an, sondern 
zucken die Achsel, als wollten sie sa- 
gen: Und wenn schon. 


Was ist geschehen? Haben Gewöh- 
nung an das Kriegselend, konfuziani- 
sche Weltentrückung und eine nahezu 
unbegrenzte Leidensbereitschaft die- 
ses Volk nun endlich bis in die Nähe 
der Selbstaufgabe abstumpfen lassen? 
Ist dies die Vorstufe zu langsamem 
Verlöschen angesichts der alles er- 
drückenden Gegenwart? 


In Wahrheit scheint das vermeintli- 
che Verdämmern endlich den Wandel 
anzukünden, der sich freilich erst in 
einem wohl unabwendbaren Purgato- 
rium nach dem Abzug der Amerikaner 
vollziehen wird. Die Vietnamesen ha- 
ben von Ausländern jeder Art offen- 
bar genug. 


80 Jahre Franzosenherrschaft, fast 
30 Jahre Krieg, die seit fünf Jahren 
stampfende amerikanische Militärma- 
schine und selbst das humanitäre 
Werk zahlloser Hilfsorganisationen — 
sogar Nikaragua stiftete Geld — haben 
das Land beispiellos überfremdet und 
jenen Druck entstehen lassen, der nun, 
mit dem Abzug der Amerikaner, fast 
unmerklich zu entweichen scheint. 


Immer auf die Annahme fremder, 
vor allem chinesischer Einflüsse ge- 
drillt, von Konfessionen wie dem Ka- 
tholizismus und dem Caodaismus teil- 
weise erobert, haben die Vietnamesen 
heute ihre geistige Identität weitge- 
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US-Krieger (in Saigon) 
Nach dem Abzug der Befreier... 


hend eingebüßt. Gewiß — fast alle 
Frauen tragen auch in der Großstadt 
noch den flatternden langgeschlitzten 
Ao Dai, selbst wenn sie Moped fahren. 
Und in Saigon rattern zur Zeit 80 000 
Mopeds der Marken Honda und Ya- 
maha. 

Aber die Maler, die ihre Werke den 
ausländischen Kulturinstituten mit der 
Bitte um Ausstellung anbieten, kön- 
nen nur noch so malen, wie sie mei- 
nen, daß die Fremden es schön fän- 
den: meist Sampans auf dem Mekong 
in süßlicker Romantik — denn so 


werden Präsente für Gabentische in: 


Minnesota und Ohio gekauft. 


Die Intelligenz holt sich nach wie vor 
ihre geistige Nahrung dort, wo carte- 


S) 
Kriegsopfer (in Saigon) 
... ein blutiger Kontenausgleich ? 


sianische Vernunft und watteausche 
Gefühlsseligkeit scheinbar eins wur- 
den: in Frankreich. Die Schuluniform 
vieler französischer lyc&ennes — blau- 
er Rock, weiße Bluse — färbt die 
Straße, wenn der „Lycee Gia Long“ 
seine Pforten schließt. Im Kabinett des. 
Rechtsanwalts Tran Ngoc Lieng liegt 
der Kommentar zum Code P£nal von 
Garcon, Paris 1901. 


Die Aristokraten der Intelligenz 
aber haben sich einem anderen Aus- 
länder unterworfen: dem Deutschen 
Martin Heidegger. Der Rektor der 
buddhistischen Universität Van Hanh 
gibt sich nicht zufrieden, den Philoso- 
phen auf vietnamesisch zu lesen, er 
möchte ihn auf deutsch. Deutsch ler- 
nen die Vietnamesen leichter als etwa 
die Japaner oder die Thais — und 
zwar nicht nur, weil sie das lateinische 
Alphabet haben. Die wechselnde 
Fremdherrschaft hat ihr sprachliches 
Lernvermögen über Jahrhunderte hin 
erweitert — aber ihrem Selbstver- 
ständnis gleichfalls nur geschadet. 


Die Franzosen schon hatten die 
überlieferte konfuzianische Wertord- 
nung mit den drei Autoritäten — Va- 
ter, Lehrer, Fürst — weitgehend zer- 
schlagen. Immerhin konnte der Man- 
darin Trinh noch vor einigen Jahren 
den offiziell akzeptierten Freund sei- 
ner Tochter für drei Tage ins Gefäng- 
nis werfen lassen, weil dieser das 
Mädchen in einer Glückwunschadresse 
mit „ma chere“ anzureden gewagt hat- 
te, Und der Präsident des Senats, 
Nguyen Ba Luong, hat noch unlängst 
seinen eigenen Sohn der Polizei über- 
antwortet, weil dieser den Vater be- 
stohlen hatte. 


Aber die Amerikaner zerstörten 
weitere Teile der alten Sozialordnung. 
Die Armee Südvietnams ist amerika- 
nisch gedrillt und gegliedert. Mit 
Schaudern sehen die noch in den alten 
Werten verwurzelten Väter, wie sich 
ihre Söhne für 20 000 Piaster Handgeld 
von den Special Forces anwerben las- 
sen. 


Die Amerikaner, so scheint es, müs- 
sen Vietnam nicht nur verlassen, weil 
sie den Krieg nicht gewinnen können 
oder die amerikanische Öffentlichkeit 
und Amerikas Ordnungsfunktion in 
anderen Teilen der Welt es verlangen. 
Sie müssen abziehen, um den Vietna- 
mesen zu helfen, das Land wieder zu 
sich finden zu lassen — und sei es um 
den Preis eines kommunistischen Ein- 
heitsstaates. 


Maitre Lieng, einer der führenden 
Politiker der Linken, aber keineswegs 
vietconggefärbt, sieht die Anwesen- 
heit der Amerikaner in einer Kausal- 
kette, die überspitzt formuliert sein 
mag, aber zeigt, wie weit der Anti- 
Amerikanismus in diesem von Ameri- 
ka beschützten Land gediehen ist. 
Lieng: „Die Amerikaner sind nach 
Vietnam gekommen, um Ungerechtig- 
keiten zu schaffen und mithin Unzu- 
friedene und mithin Kommunisten 
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ertzuwachs insgesamt 19%. Sie kön- 


und mithin Antikommunisten, was 
ihnen schließlich wieder erlaubt, ihre 
Anwesenheit zu rechtfertigen.“ 


Zwar — die Amerikaner haben das 
Land nicht nur zerbombt und entlaubt; 
sie haben allein von 1964 bis 1968 rund 
25 Milliarden Dollar in Hilfspro- 
gramme aller Art investiert — alle 
übrigen Staaten zusammen nur 93 
Millionen Dollar. Und einige Cent von 
diesem Segen mögen auch in die Hände 
der Ärmsten gelangt sein. 


Aber: Die Amerikaner können in 
Vietnam ruhigen Gewissens nicht ein- 
mal Lebensquell sein. Die seit Jahren 
steigende Flut ihrer Menschlichkeit 
hat jene Mentalität des geduldigen 
Händeaufhaltens noch gefestigt, die in 
der vietnamesischen Leidensbereit- 
schaft ohnehin angelegt ist. Ein deut- 
scher Entwicklungshelfer: „Wenn eine 
vietnamesische Sekte als Hilfeleistung 
einen Flugzeugträger angeboten be- 
käme, würde sie ihn nehmen.“ 

Den Vietnamesen bleibt angesichts 
dieser Zwänge nicht einmal der Rück- 
zug aus der Gesellschaft auf das Ich: 
Ihre Hochsprache kennt nicht das Wort 
Ich. Hieraus erklärt sich vieles, etwa 
das Hinnehmen der Fremdherrschaft 
und auch die geringe Reaktion auf 
Song My. 

Wenn amerikanische Soldaten viet- 
namesische Zivilisten massakrieren, 
mag sich Amerika quälen, sich die 
Welt empören — die Vietnamesen er- 
lebten zu viele Song Mys, als daß sie 
dieser Stimulantien ihrer Selbstver- 
leugnung so ohne weiteres entraten 
könnten. Eine erziehungspsychologi- 
sche Entziehungskur bislang nicht ge- 
kannten Ausmaßes wird nötig sein, um 
ihr seelisches Gleichgewicht wieder- 
herzustellen. 

So hat denn die diplomatische Vor- 
sicht, mit der Staatschef Nguyen Van 
Thieu den Fall Song My herunter- 
spielte, durchaus eine tiefere Berech- 
tigung. Die militanten Buddhisten und 
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Oppositions-Politiker Lieng 


„Die Amerikaner entfernen” 


enragierten Amerika-Feinde von der 
An-Quang-Pagode wissen ihre Em- 
pörung über das Massaker ebenso in 
Grenzen zu halten wie der General 
und Senator Tran Van Don, früher 
Stabschef der Armee, heute Chef des 
Verteidigungsausschusses im Senat. Er 
gilt als einer der wenigen Politiker 
des Landes, die ihre Bataillen nicht 
nur in der Phantasie ausfechten oder 
ihre Politik im Intrigieren erschöpfen, 
sondern politische Vitalität beweisen. 


Don, der es sogar ablehnte, von 
Thieu ein Ministeramt anzunehmen, 
ist der politische Kopf einer sich sche- 
menhaft abzeichnenden Alternativlö- 
sung, deren Symbolfigur der aus dem 
Exil heimgekehrte General Duong Van 
Minh („Big Minh“) stellt. 

Dieser „Große Minh“ mag ein poli- 
tisch unbedarfter Vietnam-Hinden- 
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Oppositions-General Don: „Das System umkehren” 
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burg sein, ist aber so populär, daß 
selbst der linke Tran Ngoc Lieng auf 
ihn setzt. Lieng: „In vielen Hütten 
hängt Minhs Bild neben dem Bud- 
dhas.“ Niemand weiß freilich in Viet- 
nam, ob diese Bilder nicht gegen Be- 
zahlung dort aufgehängt wurden. 


Im Senat strichelt Don auf immer 
neue Blätter Papier, wie das Herr- 
schaftssystem des Landes heute aus- 
sieht: eine auf der Spitze stehende 
Pyramide — nach unten verringert 
sich die Zahl der Besitzenden wie das 
Maß der Zustimmung zum Staat. Don 
schätzt, daß etwa 20 Prozent der 
Vietnamesen für den Vietcong sind, 
aber nur zehn bis 20 Prozent für das 
Regime des Präsidenten Thieu. Die 
restlichen 60 Prozent seien „eine flie- 
ßende Masse“, die den jeweiligen 
Machthabern folgt. Don will die Pyra- 
mide wieder auf die breite Grundflä- 
che stellen, die Spitze nach oben. 


Aber ob es ihm gelingt, mit Minh die 
geplante politisch Sammlung zwi- 
schen Nationalisten und Kommunisten 
zu formieren, und ob ihm dann die Zeit 
bleibt, eine so weitgehende Sozial- und 
Staatsreform mit dem Abzug der 
Amerikaner zu timen, ist mehr als 
ungewiß. 


Denn die Kriegslage kann keines- 
wegs hoffnungsfroh stimmen. Zwar 


haben die Verluste des Vietcong und. 


der schließliche militärische Mißerfolg 
der Tet-Offensive von 1968 dem An- 
sehen der Kommunisten geschadet, 
aber einsichtige Politiker wie Don ge- 
ben zu, wem das Scheitern zu verdan- 
ken ist: „Gräce ä Dieu.“ 


Zwar haben die Amerikaner in einer 
großen Geheimstudie der CIA, die im 
Mai fertiggestellt wurde, erstmals alle 
ihre Vietnamfehler rückhaltlos unter- 
sucht — aber gelernt haben sie offen- 
bar wenig. Immer noch bieten sie 
ihre magischen Erfolgszahlen an: 
Von 75000 Mann kommunistischer In- 
frastruktur-Helfer wurden angeblich 
20000 Mann eliminiert, davon 16 000 
getötet. Der Vietcong sei mit der 
Modernisierung seiner Waffen selbst 
anfälliger gegen Schläge auf seine 
Nachschublinien geworden — so und 
ähnlich begründen amerikanische Of- 
fiziere, daß die Vietnamisierung des 
Krieges durchaus gefahrlos sei. 


Gleichzeitig freilich geben sie zu, daß 
diese Vietnamisierung — das Tempo 
des US-Abzugs also — von zwei in- 
kommensurablen Größen abhängt: 
dem Druck der öffentlichen Meinung 
in Amerika und der Kampftätigkeit 
des Gegners in Vietnam. 


Mit anderen Worten: Bricht die 
südvietnamesische Armee auch nur in 
Teilen zusammen, wenn beispielsweise 
250000 Mann Amerikaner abgezogen 
sind, wird Washington den Abzug 
weiterer Einheiten zumindest vor- 
übergehend stoppen müssen. Die dann 
wieder ansteigenden Verluste aber 
werden in Amerika neuen Druck gegen 
die Regierung erzeugen, dem Nixon 
nur durch weiteren Abzug entgehen 
könnte. Dieser muß dann seinerseits 
wieder die militärische Lage ver- 
schlechtern. 
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So energisch die Amerikaner in den 
letzten Monaten Ausbildung und Be- 
waffnung der südvietnamesischen Ar- 
mee verbessert haben — zwei Bereiche 
blieben ihnen fast ganz verschlossen: 
die Moral der Truppe und die Füh- 
rungsqualitäten des Offizierkorps. 


Eifersüchtig hielten die Südvietna- 
mesen ihre Beschützer von diesen 
Sparten fern. Denn zur Besserung der 
Moral müßten sie die Soldaten zu- 
nächst besser und pünktlicher besol- 
den. Aber immer noch verkaufen Kom- 
mandeure die Verpflegung der Mann- 
schaft, müssen die Angehörigen für 
das Essen der Soldaten arbeiten. Und 
die Offiziere dürfen nicht nach Lei- 
stung befördert oder nicht befördert 
werden, sondern nach dem Grad ihrer 
politischen Zuverlässigkeit — sonst 
liefe die Armee sogleich auseinander. 


Südvietnamesische Kommandeure 


wiederum behaupten, die Amerikaner 


PR ik 


An dieser Stelle scheint das Problem 
Vietnam in die Nähe objektiver Un- 
lösbarkeit zu rücken. Denn selbst die 
Don und Minh bedürften — gelänge es 
ihnen, an die Macht zu kommen — je- 
nes amerikanischen Schutzes, der zur 
psychologischen Befreiung des Landes 
so schnell wie möglich fallen muß. 


Fällt er aber, dann dürfte der wohl 
unausweichliche blutige Kontenaus- 
gleich zwischen Nationalisten und 
Kommunisten, Buddhisten und Katho- 
liken, Flüchtlingen aus dem Norden 
und eingefleischten Südpatrioten und 
zahllosen anderen Rivalen nur mit 
dem Zwangsanschluß Südvietnams an 
Hanoi enden. 


Aber die beklemmende Voraussage, 
daß das Heil Vietnams im Kommunis- 
ınus liegen könnte — nicht einmal sie 
darf uneingeschränkt gewagt werden. 
Denn die Amerikaner sind entgegen 
dem Anschein noch nicht bereit, das 


US-Hilfslieferungen für Vietnam*: Einige Cent in die Hände der Ärmsten? 


seien schlechte Vorbilder. Sie kolpor- 
tieren unnachprüfbare Gerüchte, daß 
amerikanische Offiziere von meutern- 
den Gemeinen erschossen wurden, 
weil die Truppe den Haschisch-Kon- 
sum an der Front einschränken sollte. 


In der Zivilverwaltung der Provin- 
zen haben sich die Personen, nicht aber 
die Regierungsmethoden seit den Ta- 
gen des 1963 gestürzten katholischen 
Diktators Diem kaum geändert. Die 
Beamten werden befördert oder nicht 
befördert nach dem Betrag der abge- 
lieferten Steuern, der Zahl der ausge- 
hobenen Rekruten, der Länge der 
gebauten Straßen. 


Also werden Steuern rigoros und in 
vom Feind befreiten Gebieten oft 
rückwirkend erhoben, Wehrpflichtige 
rücksichtslos rekrutiert, Phantasiezah- 
len neuer Straßenkilometer nach Sai- 
gon gemeldet: Die Korruption ist we- 
niger Begleiterscheinung als Antriebs- 
kraft des Regierungssystems — und 
das macht sie unentbehrlich, es sei 
denn, dieses System wird von der 
Wurzel an neu gebaut, Reparaturen 
können ihm nur schaden. 


* Montagnards empfangen Säcke mit Reis. 


Land gänzlich abzuschreiben. Sie wol- 
len nach der letzten Phase ihres Ab- 
zugs Erdtruppen in Korpsstärke und 
eine starke Luftwaffe in Vietnam sta- 
tionieren. Sie bauen zu diesem Zweck 
ihre bisher schon gigantische Basis 
Cam Ranh zu einem strategischen 
Bollwerk aus, das offenbar nicht nur 
Vietnam decken, sondern auch anstelle 
von Singapur und Okinawa Machtba- 
sis gegen China sein soll. 


Das Ensemble von kleinen Zeichen 
eines Wandels zu neuem Selbstbe- 
wußtsein in Saigon, entstanden durch 
die Aussicht auf ein Nachlassen des 
über den Vietnamesen lastenden 
Druckes, könnte mithin täuschen, das 
Land nach Jahren vermeintlich gün- 
stiger Evolution an den Ausgangs- 
punkt eines neuen Leidensweges zu- 
rückkehren. 


In den vietnamesischen Schulen de- 
klamieren die Kinder aus dem „Klage- 
lied der Odaliske“ des klassischen 
vietnamesischen Dichters On Nhu Hau 
im Vers 65: „Was ist doch der Mensch? 
Schaum im Ozean der Schmerzen, eine 
schwimmende Insel am Ufer der Illu- 
sionen.“ 
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„WIR DÜRFEN NICHT IN IHRE FALLEN GEHEN" 


SPIEGEL-Gespräch mit dem südvietnamesischen Staatspräsidenten Nguyen Van Thieu 


SPIEGEL: Herr Präsident, nach fast 
30 Jahren Krieg in Vietnam belasten 
zwei bestürzende Vorgänge das Ver- 
hältnis zwischen Südvietnam und sei- 
nem engsten Verbündeten: das von 
den Amerikanern an vietnamesischen 
Zivilisten begangene Massaker von 
Song My und der massive Rückzug 
der Amerikaner aus Vietnam. 

THIEU: Nehmen wir zuerst Song 
My. Ich habe erklärt... 

SPIEGEL: ...daß dieses Massaker 
nicht stattgefunden hat. Haben Sie 
diese Meinung inzwischen geändert? 

THIEU: Meine Regierung tritt im- 
mer dafür ein, Verbrecher zu bestra- 
fen, aber in der Affäre Song My han- 
delt es sich um zwei völlig verschiede- 
ne Dinge: Da war einmal die militäri- 
sche Operation gegen ein befestigtes 
kommunistisches Dorf. Das war ein 
echter militärischer Stützpunkt, schon 
seit 1964. Es gab sehr starken Wider- 
stand. Gewiß besteht immer das Risi- 
ko, daß auch Zivilisten getötet werden; 
das geschieht jeden Tag und in jedem 
beliebigen Dorf. Gewöhnlich warnen 
wir daher die Bevölkerung über Laut- 
sprecher. 


SPIEGEL: Dieses Mal hat man offen- 
bar keine Lautsprecher benutzt. 


THIEU: Es wurden 150 Vietcong und 
zwischen 20 und 30 Zivilisten getötet. 
Etwas anderes ist das von ein oder 
zwei Offizieren begangene sogenannte 
Massaker: Zu dem Zeitpunkt stand 
dieses ganze Gebiet unter der Verant- 
wortung einer amerikanischen Divi- 
sion. Wir würden solche Verbrechen 
niemals dulden, und wir vertrauen 
darauf, daß Amerika, dieses große, 
demokratische Land, derartige Vor- 
kommnisse ebensowenig tolerieren 
wird. Wir haben nie von der amerika- 
nischen Regierung verlangt, diese 
Herren nicht zu bestrafen. Auf jeden 
Fall ist nicht die amerikanische Poli- 
tik, sondern sind einige Einzelperso- 
nen dafür verantwortlich. Ein einzel- 
ner kann im Kampf immer mal 


* Mit SPIEGEL-Redakteur Dieter Wild. 
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Thieu {r.) beim SPIEGEL-Gespräch im Saigoner Unabhängigkeitspalast* 


durchdrehen, ob es ein Amerikaner, 
Vietnamese oder Deutscher ist. Soldat 
ist Soldat. 


SPIEGEL: Und Ihre politische Sorge? 
Die Amerikaner ziehen ab, sie über- 
lassen den Krieg den Vietnamesen. 
Fühlen Sie sich nicht sitzengelassen, 
verraten? 


THIEU: Nein, und ich sage Ihnen 
ganz deutlich: Das ist gerade das Ziel 


IN SAIGON 


regiert seit dem Sturz des katho- 
lischen Diktators Diem im Jahre 
1963 das 15. Kabinett. Während 
eine Million südvietnamesischer 
Soldaten an der Seite von schließ- 
lich fast 550000 Mann US-Trup- 
pen einen aussichtsliosen Kampf 
in einem Krieg ohne Fronten führ- 
ten, hat sich in den undurchsichti- 
gen Machtkämpfen der Politiker 
und Generale in Saigon seit 1965 
der ursprünglich buddhistische, 
später zum Katholizismus überge- 
tretene General Nguyen Van 
Thieu, 46, behauptet. Auf dem 
Ticket des weit renommierteren 
Fliegergenerals Nguyen Cao Ky 
rutschte der damals unbekannte 
Thieu (zu deutsch etwa: einer, der 
aufsteigt) an die Spitze des Mili- 
tärregimes. Schon zwei Jahre spä- 
ter hatte er den Rivalen Ky über- 
spielt, vor allem durch geschickte- 
ren Umgang mit den Militärs. In 
den Präsidentschaftswahlen von 
1967 gelang es Thieu leicht, sich 
gegen zehn unbekannte zivile 
Gegenkandidaten durchzusetzen. 
Er wurde mit 34,8 Prozent der 
Stimmen gewählt — vor allem von 
Soldaten, Beamten und Katholi- 
ken. Thieu hofft, auch den Abzug 
der Amerikaner zu überstehen: 
Er ging schon als Truppenkom- 
mandeur nie in eine Schlacht, 
die er nicht gewinnen konnte. 


der vietnamesischen Regierung. In 
dem Maß, wie es uns gelingt, ein mili- 
tärisches Gleichgewicht herzustellen, 
werden wir die amerikanischen Trup- 
pen ganz geordnet, ganz methodisch 
ersetzen können, Das ist kein Rückzug, 
das ist keine Niederlage, sondern eine 
Übertragung der Verantwortung. 


SPIEGEL: Aber auf der militärischen 
Seite haben bislang eine Million viet- 
namesischer Soldaten und fast 550 000 
Amerikaner den Feind nur halten 
können, indem sie auf Offensiven ver- 
zichteten. Der Abzug der Amerikaner 
muß also unweigerlich eine gefährliche 
Situation schaffen. 


THIEU: Die amerikanischen Trup- 
pen werden, wie gesagt, planmäßig 
ersetzt. 


SPIEGEL: Diktiert wird diese Plan- 
mäßigkeit aber, wie es scheint, durch 
den Druck der amerikanischen öffent- 
lichen Meinung auf Präsident Nixon. 


THIEU: Ich weiß nicht, ob sich der 
amerikanische Druck verstärkt. Die 
vietnamesische Armee muß natürlich 
sehen, daß sie schlagkräftiger wird. 
Andererseits haben wir die feindlichen 
Kräfte sehr geschwächt. 


SPIEGEL: Aber das militärische Po- 
tential Nordvietnams ist doch intakt 
geblieben oder wieder aufgefüllt wor- 
den. 


THIEU: Ich glaube nicht, daß das 
militärische Potential oder das 
menschliche Potential Nordvietnams 
noch immer so wirkungsvoll ist wie 
früher. Nordvietnam ist durch die 
Bombenangriffe zerstört. Die Stim- 
mung ist sehr schlecht, die Zahl der 
Deserteure hat ständig zugenommen. 
Auch die Infiltration kann nicht all die 
schweren Verluste ausgleichen, die wir 
ihnen zugefügt haben. 


SPIEGEL: Aber gerade heute berich- 
ten die Zeitungen, daß die kommuni- 
stische Infiltration in den letzten Wo- 
chen fünf- bis zehnmal stärker war als 
im Sommer. Die Vietcong scheinen die 
Verluste ihrer Tet-Offensive von 1968 
durchaus ersetzt zu haben. 


THIEU: Nein, denn seit einem Jahr 
haben sich ihre Verluste in Südviet- 
nam verdoppelt, verdreifacht und so- 
gar vervierfacht. Aber ich sage Ihnen 
ganz ehrlich, daß der Gegner noch im- 
mer in der Lage ist, von Zeit zu Zeit 
neue Offensiven zu starten. Doch diese 
Offensiven werden uns nie in die Knie 
zwingen können. 


SPIEGEL: Sie glauben nicht, daß eine 
Offensive wie diejenige während des 
Tet-Festes 1968 wieder möglich ist? 


THIEU: Nein, und im übrigen glaube 
ich, daß auch die Tet-Offensive nur 
durch die völlige Überraschung wäh- 
rend der Waffenruhe möglich war, die 
wir gewissenhaft eingehalten hatten. 

SPIEGEL: Das amerikanische Ober- 
kommando schätzt immerhin, daß der 
Vietecong mit einem Schlag ungefähr 
190 000 gut gedrillte Guerillas einset- 


zen könnte. Glauben Sie nicht, daß 
diese Zahl ernst zu nehmen ist? 

THIEU: Ich glaube, diese Zahl ist 
nicht richtig. Die Guerillas sind liqui- 
diert und die einheimischen Verbände 
mit nordvietnamesischen .Soldaten 
aufgefüllt worden. Die Rekrutierung 
von Partisanen ist im Süden, außer in 
einigen Provinzen, fast unmöglich ge- 
worden. 

SPIEGEL: Jetzt wollen wir eine Zahl 
anzweifeln, die von Ihnen stammt: Sie 
haben gesagt, daß sich derzeit 90 Pro- 
zent des Landes in den Händen der 
Regierung befinden. Wenn diese Zahl 


stimmte, wäre der Krieg ja wohl 
beendet. 
THIEU: Ich glaube ja. Aber die 


Kommunisten werden eine Niederlage 
niemals offiziell hinnehmen, sie wür- 
den niemals akzeptieren, irgendeinen 
Vertrag zu unterzeichnen. Darum ist es 
für sie sehr wichtig, daß der Krieg 
stillschweigend und allmählich zu 
Ende geht. Ich sage nicht, daß der 
Krieg unmittelbar zu Ende geht, aber 
in zwei oder drei Jahren wird er vor- 
bei sein. 

SPIEGEL: Jedenfalls können auch Sie 
nicht den Krieg mit einem Sieg über 
den Feind gewinnen. Das wäre nur 
möglich mit einer militärischen Inva- 
sion in Nordvietnam, Laos und Kam- 
bodscha. 

THIEU: Wir haben niemals vor, 
Nordvietnam oder ein anderes Land 
mit militärischen Kräften zu überfal- 
len. Ich weiß nicht, wie und wann wir 
Vietnam wiedervereinigen können, 
aber wir wollen auf jeden Fall eine 
Wiedervereinigung auf friedliche und 
demokratische Weise. 

SPIEGEL: Als Präsident Nixon vor 
kurzem den Rückzug von weiteren 
50000 Mann ankündigte, behauptete 
er, im Einverständnis mit Ihnen zu 
handeln. Aber bei der Einstellung der 
Bombenangriffe auf Nordvietnam und 
auch zu Beginn der Verhandlungen in 
Paris hat ein amerikanischer Präsident 
das gleiche behauptet. Sie haben dann 
jeweils dementiert, daß Sie konsultiert 
worden seien. Wie war es dieses Mal? 

THIEU: Ich war nicht gegen die 
Einstellung der Bombenangriffe, ich 
wollte von den Kommunisten nur eine 
Garantie, daß die Einstellung der 
Bombardements im Norden zu ernst- 
haften Verhandlungen führt. Vor al- 
lem wollte ich eine Garantie dafür, daß 
die Städte Südvietnams nicht mehr mit 
Raketen und WMörsern angegriffen 
werden. Und jetzt glaube ich, daß ich 
durchaus recht hatte. Die Garantie 
wurde nicht gegeben, die Kommuni- 
sten bombardieren weiterhin die 
Städte und die Zivilbevölkerung. Nur 
die Kommunisten profitieren von den 
Verhandlungen. 


SPIEGEL: Die Amerikaner behaup- 
ten, daß Nordvietnam seine militäri- 
sche Aktivität freiwillig eingeschränkt 
habe. 

THIEU: All jene, die glauben, eine 
Verminderung der amerikanischen 
Truppen hier würde die Kommunisten 
zu ernsthaften Verhandlungen brin- 
gen, sind naiv. Sie verstehen den 
Kommunismus nicht. Ich habe keine 
Hoffnung, daß die Kommunisten ver- 
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nünftiger werden, wenn die amerika- 
nischen Truppen erst einmal abgezo- 
gen sind. Nein, im Gegenteil, sie nut- 
zen es aus. Aber wir dürfen nicht in 
ihre Fallen gehen. Was haben wir nach 
einem Jahr Pariser Verhandlungen 
erreicht? Einigung über die Form des 
Tisches. Und warum haben die Kom- 
munisten akzeptiert, in Paris zu ver- 
handeln? 

SPIEGEL: Warum, was meinen Sie? 

THIEU: Um den Norden zu retten 
und um nicht bombardiert zu werden. 


SPIEGEL: Herr Präsident, zur Zeit 
der Einstellung der Bombenangriffe 
auf den Norden war noch Präsident 
Johnson an der Macht. Sein Nachfolger 
wurde in Südvietnam mit einer gewis- 
sen Freude begrüßt, aber er hat sich 
entschlossener gezeigt als sein Vor- 
gänger, die amerikanische Präsenz in 
Vietnam zu verringern. Zuerst hat er 
die Bedingungen eines gegenseitigen 
Rückzugs aushandeln wollen. Dann 


’w 


THIEU: Wir arbeiten an diesem 
Plan, weil die Verminderung der ame- 
rikanischen Truppen mit einer Ver- 
stärkung der vietnamesischen Trup- 
pen einhergeht. Diese Verstärkung 
hängt sehr stark von der materiellen, 
technischen und auch finanziellen Hil- 
fe der amerikanischen Regierung ab. 

SPIEGEL: Ist es richtig, daß Sie ver- 
boten haben, den Ausdruck „Vietna- 
misierung des Krieges“ zu benutzen? 


THIEU: Ja — innerhalb Südviet- 
nams. Ich habe gesagt: Dieses Wort 
paßt überhaupt nicht für die Vietna- 
mesen. Die Amerikaner könnten es 
benutzen, um sich verständlich zu ma- 
chen. Aber dieser Krieg ist immer 
vietnamesisch gewesen. Wenn wir 
jetzt davon sprechen, den Krieg zu 
„vietnamisieren“, würde das bedeu- 


ten, daß der Krieg bisher amerikanisch 
war. 

SPIEGEL: Sie haben gesagt: „Ich ver- 
lange von den Amerikanern nicht, daß 


Gegenregierung des Vietcong: Kriegsende in zwei oder drei Jahren? 


hat er mit einer einseitigen Vermin- 
derung begonnen, die aber noch mit 
drei Bedingungen verknüpft war: 
Fortschritte in Paris, eingeschränkte 
militärische Aktivität des Feindes und 
Verstärkung der südvietnamesischen 
Streitkräfte. Inzwischen hat man auch 
diese drei Bedingungen fallengelassen. 
Der amerikanische Außenminister, Mr. 
Rogers, hat kürzlich gesagt: „Bei der 
Verwirklichung unseres Planes hängen 
wir weder von Hanoi noch von Saigon 
ab.“ Ist das für Sie nicht eine Provo- 
kation, eine unannehmbare Einstel- 
lung? 

THIEU: Ich glaube nicht, daß er das 
gesagt hat. Auf jeden Fall sind Präsi- 
dent Nixon und ich einig über die drei 
Kriterien einer Truppenverminderung. 
Jedesmal, wenn Amerikaner durch 
Vietnamesen ersetzt werden sollen, 
müssen wir einander konsultieren. 

SPIEGEL: Die amerikanische Öffent- 
lichkeit ist sehr mißtrauisch gegenüber 
dem angeblichen Friedensplan Präsi- 
dent Nixons. Kennen Sie diesen Plan? 


sie 100 Jahre bleiben. Ich verlange nur, 
daß sie so lange bleiben, bis die Na- 
tionalisten auf politischem, wirtschaft- 
lichem und militärischem Gebiet stark 
genug sind.“ Das Nachrichtenmagazin 
„Time“ hat nun berichtet, daß die 
Amerikaner schon bis Ende 1971 ihre 
Truppen auf weniger als 50 000 Mann 
verringern wollen. Glauben Sie, daß 
eine solche Eile akzeptabel ist? 
THIEU: Die amerikanische Regie- 
rung hat offiziell nie ein genaues Da- 
tum genannt, bis zu dem die amerika- 
nischen Truppen auf eine bestimmte 
Zahl reduziert sein sollen. Auf jeden 
Fall können wir nicht alles auf einmal 
machen und nicht zu einer Zeit, wo der 
Krieg in Vietnam noch heiß ist, 
SPIEGEL: Die amerikanische öffent- 
liche Meinung glaubt mehr und mehr, 
daß nicht die kommunistische Aktivi- 
tät oder die Schlagkraft der südviet- 
namesischen Truppen das Haupthin- 
dernis für echte Friedensverhandlun- 
gen sind, sondern die Person des Prä- 
sidenten Thiey, Man hat Sie aufgefor- 


59 


Postfach 


Nairobi 


Aus demTagebuch 


.. zuerst fing alles so 
harmlos an. Rückblickend kann 
man noch nicht einmal sagen, daß 
alles so geplant war. 


Bis eines Tages unser 
erster Caravan vor der Tür stand. 
Eine herrliche Zeit begann. Selbst 
die Menschen (... und der 

etwas trübe Himmel) schienen 
auf einmal völlig anders zu sein. 
Damit nahm unser >r größter 
Wunsch 
auf einmal 
Formen an 
Die ganz, 
ganz große _ 
Reise. 
AFRIKA. 

Zuerst mußte noch ein 
»Neuer« her. Größer. Stärker. 
Wieder einer von VFW*. 


#* (In drei Modellreihen mit mehr als 

14 Wohnwagen finden Sie für jeden PKW 
und jeden Geschmack immer den 
richtigen VFW Caravan!) 


Vew CArean solid 
Vrw ( zrurzsı. Sport 


rw Fran Luxus 


. die fortschrittliche Linie 
der Vernunft 


60 


"eines Caravaners. 


Dann war es soweit. Mit viel Mut 
(... und vergleichsweise viel 
weniger Geld) ging es los..." 

. heute morgen folgten 
wir einer Einladung des Wildhüters 
MePhersson, den wir auf der 
Willkommensfeier in Nairobi 
kennenlernten. Auf dem ee nach 
Kisumu sahen wir 
sechs oder sieben 
Thomsengazellen. 

Und unseren 

ersten Löwen! Es 

ist einfach herrlich. 

Auch »Winny«, 

unser zahmes Schimpansen- 

mädchen, scheint dieser Meinung 

zu sein. Ein VFW Caravan ist eben 

eine faszinierende Sache..." 
Informieren Sie sich. 

Fordern Sie unseren großen 

Spezialprospekt. 


UFrw 


Vereinigte 

Flugtechnische Werke GmbH. 

früher »Weser« Flugzeugbau/ 

Focke-Wulf/Heinkel-Flugzeugbau 

Werk Hoyenkamp (Oldb ) 

287 Delmenhorst, Postfach 140 
Tel. 042 21/131 

Telex 2 44 488 


u AUSLAND 


dert, die Basis Ihrer Regierung zu 
verbreitern. Aber Sie haben nur den 
Premierminister Huong durch den 
General Khiem ersetzt. Ihre Regierung 
ist also homogener geworden, weil 
jetzt drei Militärs an der Staatsspitze 
stehen, aber es ist fraglich, ob diese 
zweifelhafte Erweiterung Ihre Regie- 
rung populärer gemacht hat. 


THIEU: Ich glaube, man muß das 
Problem rationaler betrachten. Das 
vietnamesische Volk hat beschlossen, 
die kommunistische Aggression zu be- 
kämpfen. Ich glaube, die inneren An- 
gelegenheiten Vietnams sind Sache der 
Vietnamesen. Wir haben eine Verfas- 
sung, wir haben sehr frei und sehr 
demokratisch eine konstituierende 
Versammlung gewählt. Wir haben im- 
mer darauf geachtet, daß von der 
kleinsten politischen Einheit an, das 
heißt, in jedem Weiler, gewählt wird. 
Man kann also nicht sagen, daß wir 
hier eine Diktatur oder ein Militär- 
regime hätten. Das ist falsch. Wenn 
jemand behauptet, daß der Präsident 
und der Vizepräsident Ky ein Hinder- 
nis für den Frieden bilden, was will 
er damit sagen? 


SPIEGEL: Er will damit sagen, daß 
eine Koalition eingesetzt werden soll- 
te, auch mit der im Juni ausgerufenen 
Revolutionsregierung des Vietcong. 


THIEU: Diese Leute wissen, daß der 
Präsident Thieu und der Vizepräsident 
Ky keine Koalitionsregierung mit den 
Kommunisten akzeptieren. Das Volk 
Südvietnams wird niemals eine Koali- 
tionsregierung mit den Kommunisten 
hinnehmen. 


SPIEGEL: Sie kennen sicher die 
Äußerungen, die Mr. Cabot Lodge 
kürzlich getan hat. Er hat im wesent- 
lichen gesagt: Wenn die Regierung in 
Saigon keine Koalition akzeptiert, 
werden die Amerikaner eine solche 
Regierung mit Nordvietnam aushan- 
deln, unter Ausschluß von Saigon. 


THIEU: Das haben AFP und UPI 
falsch verstanden, und Mr. Lodge hat 
sofort dementiert. Er hat gesagt: Wel- 
ches Problem die Gegenseite auch im- 
mer vorbringt, wir werden alles anhö- 
ren, aber wir werden niemals eine 
Koalitionsregierung ohne die Zustim- 
mung der südvietnamesischen Regie- 
rung aushandeln können. 


SPIEGEL: Herr Präsident, wenn die 
Amerikaner Sie aufgefordert haben, 
Ihre Regierung zu erweitern, geschah 
das ja wohl nicht, um den Kommuni- 
sten den Weg zu bahnen, sondern aus 
Furcht vor einer gefährlichen Konse- 
quenz ihres Abzugs: dem Zerfall des 
südvietnamesischen Staates. Die mili- 
tanten Buddhisten und die Caodaisten 
sind schon am Werk. Man hat den 
Eindruck, daß sich hier schon jeder- 
mann auf die große Abrechnung vor- 
bereitet für den Tag nach dem gänzli- 
chen Abzug der Amerikaner. Glauben 
Sie denn nicht, daß es klug wäre, bei- 
spielsweise einen den militanten 
Buddhisten nahestehenden Politiker 
zum Minister zu machen, um so we- 
nigstens eine Seite des Widerstands 
auszuschalten? 

THIEU: Das liegt nicht am guien 


Willen des Präsidenten. Sie wissen 


wohl und sogar besser als ich, daß jede 
politische Partei ihr Programm hat 
und daß jeder Politiker „Präsident“ 
werden will. Wir haben mehr als 100 
politische Parteien, die nicht sehr stark 
sind und die keine Anhänger im Volk 
haben. Und wir haben noch mehr Po- 
litiker als politische Parteien. Ich kann 
keine Koalitionsregierung mit 100 Mi- 
nistern machen, von denen 50 Pre- 
mierminister, Vizepremier oder Ver- 
teidigungsminister sein wollen. Ich 
habe viele Leute zur Mitarbeit aufge- 
fordert, aber sie haben abgelehnt, weil 
sie unmögliche Bedingungen stellen. 


SPIEGEL: Selbst einige Ihrer frühe- 
ren Kameraden bei der Revolte gegen 
den Präsidenten Diem im Jahr 1963 
verlangen von Ihnen diese Erweite- 
rung. General Duong Van Minh und 
Senator Tran Van Don wollen eine 
dritte Kraft zwischen den Kommuni- 
sten und den Nationalisten bilden. 
Don soll sogar gedroht haben: „Ein 
Staatsstreich, den man einmal geführt 
hat, ließe sich auch ein weiteres Mal 
machen.“ 

THIEU: Ich stehe immer noch gut 
mit General Minh. Ich habe ihn aus 
Thailand zurückkehren lassen, weil ich 
ihn einladen wollte, mein Berater zu 
werden. Aber er hat mich gebeten: 
„Lassen Sie mich nachdenken, ich war 
sehr lange aus dem Land fort.“ Also 
lasse ich ihn nachdenken, ich kann ihn 
nicht zwingen, mein Berater zu wer- 
den. 


SPIEGEL: Und Senator Don? 


THIEU: Als ich das Kabinett um- 
bildete, habe ich ihm angeboten, mit 
dem Titel eines Staatsministers das 
Ministerium für die Veteranen zu 
übernehmen. Er hat abgelehnt. Wenn 
Sie von einem Staatsstreich sprechen, 
so will ich ihm solche üblen Absichten 
nicht unterstellen. Ich glaube nicht, 
daß ein Staatsstreich dem Land helfen 
würde, den Kommunismus zu be- 


kämpfen. Wer klug ist, trägt zur poli- 
tischen Stabilität des Landes bei. 


Thieu-Rivale Minh 
Dritte Kraft? 
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SPIEGEL: Als General Minh sein 
Schweigen gebrochen hatte, hörte man 
das Gerücht: Jetzt werden die Ame- 
rikaner mit Präsident Thieu das ma- 
chen, was sie 1963 mit Präsident Diem 
gemacht haben — ihn durch Vietna- 
mesen stürzen. Ein amerikanischer 
Beamter soll gesagt haben: „Eine 
Mannschaft in Reserve zu haben, ist 
immer angenehm.“ Wissen Sie etwas 
von solchen Kombinationen und Ver- 
schwörungen? 


THIEU: Man darf den von Journali- 
sten wiedergegebenen Äußerungen 
nicht immer glauben. Ich glaube nicht 
an eine Verschwörung. Ehrgeizige 
Pläne gibt es vielleicht in manchen 
Köpfen. 


SPIEGEL: Sie haben diejenigen, die 
eine dritte Kraft fordern, beschimpft: 
Sie seien „nicht etwa dumme Leute, 
sondern von den Kommunisten ge- 
kaufte Feiglinge“. 


THIEU: Ja, das habe ich mehrfach 
gesagt. 

SPIEGEL: Aber Sie brauchen diese 
Leute, zum Beispiel, um Ihre Agrar- 
reform durchzusetzen. Sie wollen 1,3 
Millionen Hektar Land an 800000 
Bauern verteilen. Das Parlament hat 
sich widersetzt, das Reformziel wurde 
auf 700000 Hektar für nur 400 000 
Bauern reduziert. Ist das nicht sym- 
bolisch für das Schicksal von Reformen 
in Vietnam? 


THIEU: Ich habe große Hoffnung, 
daß dieses Gesetz noch vor Ende des 
Monats in seiner ursprünglichen Form 
angenommen wird. Ich glaube, das ist 
eine sehr gute Sache. Manche Senato- 
ren und Abgeordnete sagen sogar, es 
sei eine sehr wirksame Waffe, um die 
Kommunisten auf der untersten Ebene 
zu bekämpfen. Und ich werde außer- 
dem eine Sozialreform durchführen. 80 
bis 85 Prozent der Bevölkerung leben 
von der Landwirtschaft. Um den Kom- 
munismus zu bekämpfen, müssen vor 
allem sämtliche Bauern Landbesitzer 
werden. 


SPIEGEL: Fürchten Sie nicht, dal die 
in diesem Land so fest verwurzelte 
Korruption ein solches Projekt zu Fall 
bringt? Herr Huong hat als Premier- 
minister energische Kampagnen gegen 
die Korruption gestartet, aber was ist 
daraus geworden? Zur Zeit läuft eine 
neue Kampagne gegen Schmuggel und 
Devisen-Schwarzhandel. 


THIEU: Korruption ist normal in 
einem Land, das Krieg führt. Jetzt 
bekämpfen wir die Korruption auf ra- 
tionalere Weise, Ich habe begonnen, 
die Verwaltung zu säubern. Wir haben 
angefangen bei der Wahl der Provinz- 
Beamten... 


SPIEGEL: ... die sich noch immer ihre 
Stimmen kaufen. 


THIEU: Es sind fähige Leute, aber 
wenn sie Stimmen kaufen, werden sie 
sofort entlassen und ersetzt. 


SPIEGEL: Jene Intellektuellen frei- 
lich, die wegen politischer Delikte Ge- 
fängnisstrafen absitzen, lassen sich 
nicht ersetzen. Können Sie uns die 
genaue Zahl der wegen politischer De- 
likte Inhaftierten nennen? 


THIEU: Ich kann die genaue Zahl 
nicht nennen. Sie wurden von einer 
unabhängigen Justiz für Delikte ab- 
geurteilt, die auch in den demokra- 
tischsten Ländern der Welt geahndet 
werden, Nehmen wir den Fall des 
Advokaten Dzu. Er hatte sich öffent- 
lich dafür ausgesprochen, daß die 
Kommunisten an der Macht beteiligt 
werden sollten. Er wurde verhaftet, 
aber dank meiner Großzügigkeit wie- 
der freigelassen. Was hat er gemacht? 
Er hat seine Propaganda fortgesetzt. 
Wenn er nicht erneut verhaftet wor- 
den wäre, hätte man gesagt: Präsident 
Thieu ist für die Koalition mit den 
Kommunisten. Und einen solchen 
Selbstmord, Sie wissen es, werde ich 
niemals akzeptieren, 


SPIEGEL: Herr Präsident, wir danken 
Ihnen für dieses Gespräch. 
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Camilo und Che 


m Gotteshaus von Florencia, einem 
Arbeitervorort der kolumbianischen 
Hauptstadt Bogotä, fiel die Heilige 
Messe aus. Statt dessen wurde der 
Gemeinde Weltliches geboten: Laien- 
Akteure spielten Szenen aus dem Ar- 
meleute-Alltag. 


Regisseur des Kirchspiels gegen 
Prostitution, Hunger und Krankheit, 
gegen Schulmangel, Wohnungsnot und 
Arbeitslosigkeit, war der Gemeinde- 
pfarrer Rene Garcia, 30. 

Sinn der „Protest-Messe“ sei es, so 
Garcia, aus Gläubigen Revolutionäre 
gegen „das Ausbeuter-Ausgebeutete- 
Verhältnis in der kolumbianischen 


Gesellschaft“ zu machen. 


Revolutionsprediger Garcia gehört 
zu einer Gruppe von 50 Priestern, die 


VI. 1968 beim Eucharistischen Welt- 
kongreß in Bogotä — sei unumgäng- 
lich und unbedingt erforderlich. 

Die Rebellen-Priester bezogen diese 
Forderung auch auf ihre Heimat. Ko- 
lumbien, so formulierten die Geistli- 
chen der Golconda-Gruppe, befinde 
sich „in einer tragischen Situation der 
Unterentwicklung“: 

Trotz einer vor acht Jahren eingelei- 
teten Landreform sind immer noch 70 
Prozent des Bodens in der Hand eines 
winzigen Clans von Grundbesitzern. 
750000 Bauern dagegen haben über- 
haupt kein Land; 325000 quälen sich 
auf Minifundien, die weniger als einen 
Hektar umfassen. 


In Scharen strömen die Armen aus 
dem Landesinneren in die Städte; al- 
lein die Hauptstadt Bogotä hat ihre 
Bevölkerung in den vergangenen drei 
Jahrzehnten auf etwa zwei Millionen 
vervierfacht. 

In den Städten, wo die Arbeiter im 


Monat durchschnittlich nur um hun- 
dert Mark verdienen, geht es den Zu- 


Elendsviertel in Bogotä, Protest-Priester Torres: Patres im Gefängnis 


seit gut einem Jahr das innige Ein- 
vernehmen zwischen kolumbianischem 
Staat und kolumbianischer Kirche — 
der wohl konservativsten in Latein- 
amerika — empfindlich stören. 


Nach einem ersten Protest-Teach-in 
im Juli 1968 auf dem Landgut Gol- 
conda hatten die unbotmäßigen Kleri- 
ker fünf Monate später ein achtseiti- 
ges Dokument veröffentlicht. Darin 
prangerten sie „die Macht, den Reich- 
tum und den Überfluß“ der Kirche an 
und forderten eine sozialistisch orien- 
tierte Regierung, die „der Ausbeutung 
des Menschen durch den Menschen ein 
Ende setzen“ sollte. 


Zu ihrem Protest waren die Rebellen 
— unter ihnen sogar ein Vertreter der 
hohen Geistlichkeit, der Bischof von 
Buenaventura, Gerardo Valencia Cano 
— vor allem durch ein Papst-Wort er- 
muntert worden. 


Eine „tiefgreifende und weitschau- 
ende Umwandlung“ bestehender unge- 
rechter Gesellschaftsformen — so Paul 
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wanderern freilich auch nur selten bes- 
ser als auf dem Land. Denn die mei- 
sten finden keine Arbeit. Heute bereits 
sind etwa 700 000 Kolumbianer arbeits- 
los, alljährlich wächst ihre Zahl um 
ungefähr 200 000. 


Folge des Elends: Von 1000 neuge- 
borenen Kindern sterben mehr als 120 
schon im ersten Lebensjahr. Dennoch 
nimmt die Zahl der Kolumbianer — 
heute über 20 Millionen — jedes Jahr 
um drei Prozent zu. Auch durch das 
von Staatspräsident Carlos Lleras Re- 
strepo eingeleitete vorsichtige Fami- 
lienplanungs-Programm ist die Bevöl- 
kerungsexplosion nicht zu bremsen: 
Jede Frau zwischen 15 und 54 bringt 
durchschnittlich fünf Kinder zur Welt, 
und mehr als ein Drittel der Kinder 
geht niemals in die Schule. Ungefähr 
die Hälfte der erwachsenen Kolumbia- 
ner kann weder schreiben noch le- 
sen. 


Die rebellischen Golconda-Priester 
begannen deshalb als erstes, in den 
Slums der Städte provisorische Volks- 
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schulen einzurichten. Für die erwach- 
senen Gemeindemitglieder schufen sie 
Werkstätten, in denen Arbeitslose ih- 
ren Unterhalt verdienen oder einen 
Beruf erlernen können. 


Nebenher unterwiesen die Kleriker 
die Gläubigen in den Lehren des toten 
Guerrilleros Che Guevara und erzähl- 
ten vom Leben des kolumbianischen 
Priester-Revolutionärs Camilo Torres, 
der 1966 von Regierungstruppen wäh- 
rend eines Guerrilla-Gefechtes er- 
schossen worden war. 


Plakate mit den Porträts der beiden 
toten Revolutions-Heroen tauchten 
vereinzelt als Wandschmuck in Kir- 
chen und Gemeindesälen auf. 


Den staatlichen und kirchlichen Be- 
hörden wurden die Protest-Priester 
immer suspekter, sie rüsteten sich zur 
Abwehr. 


So wurde im vergangenen Februar 
in der Industrie-Metropole Medellin 
der Pater Vicente Mejia mehrere Tage 
lang eingesperrt. Er war einem Trupp 
von Bauarbeitern entgegengetreten, 
die eine Barackensiedlung abreißen 
sollten. 


In Cali mußte der Golconda-Priester 
Manuel Alzate seine Gemeinde wegen 
„progressiver Ideen“ verlassen. Hun- 
derte seiner Anhänger wurden von 
Erzbischof Alberto Uribe Urdaneta ex- 
kommuniziert: Um den Auszug ihres 
Priesters aus dem Armenviertel zu 
verhindern, hatten sie ein Wehrlager 
aus Zelten rund um die Kirche gebaut 
und waren tagelang nicht gewichen. 


„Die Demagogie (der Priester)“, so 
klagte die Tageszeitung „El Tiempo“, 
„erregt Haß und Rachegefühle bei den 
weniger glücklichen Schichten der Ge- 
sellschaft.“ 


Staatspräsident Lleras Restrepo rief 
schließlich die aufsässigen Soutane- 
träger im niederen Klerus des Landes 
über Funk und Fernsehen auf, ihren 
„guten Willen in den Dienst Gottes zu 
stellen... und nicht mit anarchistischer 
Gewalt gegen gesetzliche Ordnung zu 
handeln“. 


Der Chefredakteur des konservativ- 
katholischen Monatsblattes „Credo“ 
unterstützte den Kampf gegen die Re- 
bellen: „Diese Priester bedrohen die 
Lebensgrundlagen der christlichen 
Kultur.“ 


Bislang siegten Polizei und hoher 
Klerus. Im Herbst deckten die Polizei- 
behörden ein angebliches Komplott auf 
und sorgten dafür, daß vier Golconda- 
Patres für vier Wochen ins Gefängnis 
kamen: Sie hatten, so die Polizei, die 
Universität von Medellin besetzen 
wollen. 


Und der hohe Klerus suspendierte 
die beiden rührigsten Rebellen-Prie- 
ster — Rene Garcia und Luis Currea 
aus Bogotä — vom Dienst in den Ar- 
beitervororten Florencia und Florida 
Blanca: Der Erzbischof von Bogotä 
schickte sie in zwei gutbürgerliche Ge- 
meinden — damit sie „vor Gott und 
ihrem Gewissen über die wahren Auf- 
gaben des Priesters nachdenken kön- 
nen“. 
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„BEVOR DAS EN SALAT GIT" 


SPIEGEL-Reporter Gerhard Mauz im EI-Al-Prozeß in Winterthur 


D: Israeli Mordechai Rachamim, 23, 
erschoß einen arabischen Attentä- 
ter — und traf,die Schweiz. Es ist be- 
hauptet worden, Rachamim sei nur 
deshalb in den Mittelpunkt des Pro- 
zesses vor dem Geschworenengericht 
des Kantons Zürich in Winterthur ge- 
raten, weil er Rede und Antwort 
stand, während die drei angeklagten 
Araber schwiegen. Doch das trifft den 
Kern dieses Prozesses nicht. Ra- 
chamims Schüsse stellten die Fähig- 
keit der Eidgenossen zur Vorsorge 
gegen und zur Reaktion auf einen 
Überfall bloß. 


Wäre Rachamim nicht gewesen, so 
hätte sich der Überfall vom 18. Febru- 
ar 1969 durchaus befriedigend in die 
Geschichtsbücher einbringen lassen. In 
denen hätte man später lesen können: 


Vier Araber greifen auf dem Flug- 
hafen Zürich-Kloten eine Boeing 720 B 
der israelischen Luftverkehrsgesell- 
schaft El Al mit Schnellfeuerwaffen 
an. Sie verletzen einen Piloten schwer, 
der später stirbt. Doch ihren Auftrag, 
die Boeing innert 90 Sekunden zu zer- 
stören, können die Araber nicht aus- 
führen, weil Personal des Flughafens 
die Attentäter vorher überwältigt und 
entwaffnet. 

Diese Darstellung hätte sich dereinst 
trefflich ausgenommen, doch Racha- 
mim hat sie als Sicherheitsbeamter 
unmöglich gemacht. Er erwiderte das 
Feuer der Araber aus der Boeing her- 
aus, verließ diese über eine halbauf- 
geblasene Notrutsche, spurtete ohne 
Deckung über die Rollbahn auf die 
Attentäter zu und erschoß einen von 
ihnen, sobald er sie erreicht hatte. Die 
Frage, ob Rachamim einen noch be- 
oder einen bereits entwaffneten Ara- 
ber erschossen hat, wurde nicht nur 
des grundsätzlichen Schweigens der 
Araber wegen zum Hauptthema des 
Prozesses. 

Im September 1969 verteilte der 
Vorsteher des eidgenössischen Ju- 
stiz- 


und Polizeidepartments eine 
Fibel „Zivilverteidigung“ an alle 
Haushalte. Das Zivilverteidigungs- 


buch soll „eine rein vorsorgliche Maß- 
nahme zur Orientierung und zum 
Schutz der Bevölkerung“ sein, „damit 
wir, wenn doch einmal ein Notfall ein- 
treten sollte, bereit und gerüstet sind 
und wissen, wie wir uns verhalten 
sollen“. 

Seit 1815 bereiten sich die Schwei- 
zer, sieht man von einem kurzen Bür- 
gerkrieg in den vierziger Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts ab, auf 
den Ernstfall vor. Indessen steht 
niemand ohne Folgen derart lange 
Gewehr bei Fuß. Stete Bereitschaft 
nagt an dem Gefühl, man werde hin- 
reichend bereit und gerüstet sein, 
wenn die Stunde denn doch einmal 
käme. 

Die Fibel „Zivilverteidigung“ defi- 
niert den gegenwärtigen Standort 
der Schweiz hinsichtlich möglicher 
Gefahren der Zeitläufte perfekt. Da 
schreibt eine Schweizerin in ihr Tage- 
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buch im Vorfeld einer angenommenen 
kritischen Entwicklung, auf welche die 
Fibelleser präpariert werden sollen: 
„Als Frau Brüderlein aufkreuzte (im 
Laden von Frau Bühler) und unter 
anderem 30 Liter Öl verlangte, sagte 
Frau Bühler, es gebe für Frau Brüder- 
lein genau auch eine Flasche Öl wie für 
Frau Leimbacher mit ihren vier Kin- 
dern. Ordnung müsse eben sein in der 
Schweiz, auch im Laden der Frau 
Bühler.“ 

Der Deutsche, bislang noch in jeder 
Generation mit kriegerischer Erfah- 
rung hinreichend versorgt, hat keinen 
Grund, über die geheime Sorge der 
Schweiz zu spotten. Im Zusammen- 
hang mit dem Winterthurer EI-Al- 
Prozeß allerdings ist eine Strophe 
nicht zu übersehen, die auf Seite 314 
der Fibel „Zivilverteidigung“ unter 


ließen es in der Mehrzahl nicht an Be- 
reitschaft fehlen, sich tapfer zu enga- 
gieren. 

Der Oberleutnant Hans Hämig, 57, 
seit zwölf Jahren Pikettchef der 
Flughafenfeuerwehr, sah sich bei der 
Entwaffnung eines Arabers „ge- 
zwungen, dem Araber einen Kinn- 
haken zu geben“. Dieser Kinnhaken 
ließ die Prozeßbeteiligten, soweit sie 
Schweizer waren, in befreite Heiter- 
keit ausbrechen, und in der Presse 
fand er befriedigten Nachhall. So und 
nicht anders hatte man sich ja den 
Bürger der Schweiz in seiner stets be- 
reiten Wehrhaftigkeit vorgestellt: 
schnell, Ordnung stiftend und not- 
falls zuschlagend. 


Der Oberleutnant Hämig ist leider 
der einzige Sonnenstrahl geblieben, 
sieht man von der bereits erwähnten 


Freigesprochener Rachamim: Ein Toter an der Rollbahn 


dem Rubrum „Vaterlandslieder“ zu 
finden ist. Sie lautet: „Da, wo der Al- 
penkreis dich nicht zu schützen 
weiß — Wall dir von Gott — stehn wir, 
den Felsen gleich, nie vor Gefahren 
bleich, froh noch im Todesstreich, 
Schmerz uns ein Spott.“ 


Sieht man von der imponierenden 
Idee ab, dem Bürger der Schweiz auch 
für kriegerische Vorfälle der Neuzeit 
„Vaterlandslieder“ zu empfehlen, so 
ist festzustellen, daß der Flughafen 
Zürich-Kloten fraglos einer von jenen 
Plätzen ist, „wo der Alpenkreis dich 
nicht zu schützen weiß“. Standen die 
Schweizer in Zürich-Kloten „den Fel- 
sen gleich“? 

An Mut hat es den Männern nicht 
gefehlt, die am 18. Februar 1969 um 
17.37 Uhr eine Meldung vom Kontroll- 
turm alarmierte, in der Nähe der zum 
Abflug rollenden EI-Al-Maschine 
seien Stichflammen und Rauch beob- 
achtet worden. Auch jene, die nicht 
vom Kontrollturm gerufen, sondern 
zufällig des Vorgangs gewahr wurden, 


Bereitschaft zu jenem Engagement ab, 
das im Wörterbuch des Unmenschen 
„Einsatz“ heißt. Die Araber wurden 
nicht unverzüglich nach Waffen unter- 
sucht. Während des Abtransports griff 
einer in den „Hosensack“ und über- 
reichte seinem Bewacher eine Hand- 
granate. Das Ungeschick der Schwei- 
zer im Umgang mit den sichergestell- 
ten Schießwerkzeugen veranlaßte Ra- 
chamim zur Warnung, es werde noch 
etwas passieren. Und in der Tat löste 
sich aus einer Waffe noch ein Schuß, 
bevor sie endlich gesichert werden 
konnte. In der menschlichsten, sym- 
pathischsten Weise, nur eben nicht 
so, wie es der Hoffnung der Schwei- 
zer auf unmittelbare Abwehrbereit- 
schaft entspricht, wirkte es auf die 
wackeren Männer, daß da jemand ge- 
tötet wurde. 

„Ich sah nur noch das Blut aus dem 
Mund kommen“, sagte der Zeuge Hans 
Dürr, Jahrgang 1924; es gibt noch 
Männer dieses Jahrgangs, die so etwas 
trifft. „Das war für mich wie ein 
Schock“, erinnerte sich Hans Dürr: 
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„Ich habe das noch nie gesehen, daß 
jemand neben mir erschossen war.“ 
Der Schock erledigte den Hans Dürr 
völlig — und. so war es um seine 
Erinnerung geschehen. 

Irgendwann hielt Hans Dürr damals 
eines der Schnellfeuergewehre in 
Händen: Hat er es dem Araber, den 
Rachamim erschossen hat, abgenom- 
men, bevor Rachamim schoß — hat 
der Araber es fallen lassen, bevor er 
erschossen wurde — hielt der Araber 
es ncch in Händen, als Rachamim an- 
kam, und wurde er deswegen er- 
schossen? Es hat sich nicht aufklären 
lassen, was zwischen den Arabern, 
den Schweizern und Rachamim ge- 
schah. 

Dürr und seine Kameraden standen 
nicht wie die Felsen, und das ist ih- 
nen nicht vorzuwerfen. Bedenklich ist 
eher, daß der Parkplatz am Rollweg 
eins, von dem die Araber die Boeing 
der El Al beschossen, von der Polizei 
vergessen worden war, als sie Vor- 
sorge gegen ein eventuelles Attentat 
traf. Und recht peinlich wirkte im 
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Der Zürcher Verteidiger Hans Meis- 
ser ist im Kampf für seinen Man- 
danten Rachamim gefallen. Herr 
Meisser geriet in eine von Tag zu Tag 
größere Erregung. Schließlich kam es 
zu eher traurigen als peinlichen Auf- 
tritten und dazu, daß Rachamim Herrn 
Meisser unter Tränen das Mandat 
entzog. Herr Meisser ist der Tränen 
wert gewesen. Denn wenn auch eine 
manisch-depressive Verstörung, wie 
sie über Herrn Meisser kam, von 
weither anrückt: ausgelöst hat sie 
eine Prozeßentwicklung, die nicht nur 
Herrn Meisser einen neuen Fall Drey- 
fuß fürchten ließ. 


Die Überraschung, mit der vielerorts 
der Freispruch Rachamims aufgenom- 
men wurde, es war sogar von „Sen- 
sation“ die Rede, stellt der Bericht- 
erstattung über den Prozeß in Winter- 
thur ein schlechtes Zeugnis aus und 
schmückt das Geschworenengericht mit 
Lorbeer. Denn es war nur eine — frei- 
lich fatale — Sensation zu fürchten: 
die einer Verurteilung Rachamims 


Prozeß vor allem, daß während der 
Ermittlungen Tendenzen am Werk ge- 
wesen sind, Rachamims Schüsse als 
unnötige Einmischung in einen von 
der Schweizer Sicherung bereits be- 
wältigten Ablauf hinzustellen. 

Man hat den Versuch gemacht, mehr 
unbewußt als bewußt, das Verhalten 
der Verhörspersonen möglichst günstig 
aufzuzeichnen. Der Prozeß indessen 
offenbarte ein komplettes Desaster. 
Was über die Reaktion auf den Ein- 
bruch der Presse in den Stunden nach 
dem Attentat zu hören war, belegte 
die Fortsetzung des Desasters auf 


anderer Ebene. Per Funk flehten be- 


drängte Auskunftspersonen um „en 
Regierigsrat und en Tiräkter... be- 
vor das en Salat git“. Nun, es gab 
den Salat natürlich, und wie es ihn 
gab. Da tauchten Männer, die im Er- 
mittlungsverfahren und im Prozeß 
eine wichtige Rolle spielen mußten, 
im Fernsehen und in der Presse auf. 
Und da verglich man seine Erinne- 
rungen untereinander und korrigierte 
diese Erinnerungen miteinander. 
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Verurteilte Araber: Die Angeklagten schwiegen 


durch ein Gericht, das nicht aufmerk- 
samer war als die Presse. 

Der Oberleutnant Hämig fuhr am 
18. Februar 1969 auf die EI-Al-Ma- 
schine zu, entdeckte, daß diese be- 
schossen wurde, und legte, bevor er in 
Richtung der Schützen startete, noch 
die Uniformjacke an und setzte den 
Helm auf. Dabei sah er Rachamim die 
noch nicht völlig aufgeblasene Not- 
rutsche herabkommen. Hämig und 
Rachamim starteten also gleichzeitig, 
und so spricht viel dafür, daß beide 
auch zur gleichen Zeit bei den Ara- 
bern ankamen. Es kann nicht sein, 
daß die Araber, wie ein Zeuge be- 
hauptet hat, bereits entwaffnet und 
seit fünf Minuten (!) unter Kontrolle 
waren, als Rachamim „vom Himmel 
herabfiel“ und einen Araber erschoß. 

In der Verhandlung wurde kein Ver- 
such untennommen, den zeitlichen Ab- 
lauf zu klären, der sich, was Racha- 
mims Schüsse angeht, durchaus hätte 
eingrenzen und zumindest so weit be- 
stimmen lassen, daß deutlich wurde, 
was möglich und was keinesfalls mög- 


lich gewesen ist. Zeugen, die den be- 
deutsamen Zeugen Hans Dürr mit 
ihrer Erinnerung (an Dürrs seiner Aus- 
sage widersprechende Äußerungen) 
beschwerten, fanden kein derart er- 
kennbares Interesse wie jene Zeugen, 
die sich an :nichts genau, doch daran 
exakt erinnerten, daß Rachamim auf 
einen unbewaffneten Araber geschos- 
sen habe. 


Das Gericht ist durch seinen Frei- 
spruch für Rachamim hinreichend als 
aufmerksam und kritisch ausgewiesen 
worden. Allein: für einen Strafvertei- 
diger ist Mißtrauen Pflicht. Der Ver- 
such, die heikle Situation der Schweiz 
zwischen den Arabern und den Israe- 
lis durch eine Verurteilung Rachamims 
zu entlasten, lag auch nach unserem 
Eindruck in der Luft. Dergleichen muß 
einen Strafverteidiger alarmieren, und 
der Herr Meisser war alarmiert. Er 
war derart alarmiert, daß ein seit län- 
gerem anschleichender, krankhafter 
Prozeß zum Ausbruch kam: Herr 
Meisser hat sich buchstäblich aufge- 
opfert. Seine Erkrankung ist mit Re- 
spekt und nicht mit Hohn hinzuneh- 
men. Herr Meisser mußte sich erregen, 
und wer weiß, ob dem Gericht tat- 
sächlich Zweifel gekommen wären, 
hätte sich Herr Meisser nicht bis in 
den Ausbruch seiner Erkrankung hin- 
ein gesteigert. 


Je zwölf Jahre Zuchthaus für zwei 
Araber und eine Araberin: das steht 
beklemmend neben dem Freispruch 
für Rachamim — doch die Araber 
haben angegriffen. Sie schwiegen vor 
Gericht. Der Oberrichter Hans Gut hat 
als Vorsitzender in seinem letzten Pro- 
zeß alles rechtlich Vertretbare unter- 
nommen, um dieses Schweigen zu lö- 
sen. Doch Herr Gut, ein großer Vor- 
sitzender und Richter, mühte sich ver- 
gebens. Die Araber wollen Partei- 
nahme. Man kann nicht mit ihnen 
reden, es sei denn, man ergreift ohne 
Rücksicht auf die Tatsachen ihre Par- 
teil. Für die Schweiz eine besonders 
bedrückende Erfahrung: für ein Land, 
das Gespräche und einen Ausgleich 
und Vernunft am Ende hartnäckig für 
möglich hält. 

Das Urteil über die drei Araber 
kann die Schweiz teuer kommen, doch 
die Geschworenen hielten sich an ihr 
Gelübde. Das verpflichtet sie, sich bei 
ihren „Verrichtungen weder durch 
Furcht noch durch Hoffnung, weder 
durch Zuneigung noch durch Haß“ 
leiten zu lassen und „weder die öffent- 
lichen Interessen noch diejenigen des 
Angeklagten preiszugeben“. Das Ge- 
richt entschied mit der „Festigkeit und 
Unbefangenheit“, die „einem freien 
und rechtschaffenen Menschen gezie- 
men“. Wenn dergleichen nicht mehr 
durchzusetzen und zu behaupten ist, 
so muß man damit untergehen. 


Die Schweiz hat sich bislang nicht 
beirren lassen. Hinweise an Gäste und 
Durchreisende in den Bibeln in Zürcher 
Hotels („Dies ist die Bibel — KEIN 
Reiseandenken!“) belegen einen Wi- 
derstand, der auch komisch, doch wich- 
tiger sein mag als die militärische Prä- 
senz in einer Stunde, in der es wahr- 
scheinlich für alles zu spät wäre. 
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ch werde hier durchhalten“, so hatte 

Bonns Außenminister Walter Scheel 
noch am Sonnabendmittag vorletzter 
Woche im Brüsseler Palais des Con- 
gres verkündet, „bis jemand ohn- 
mächtig unter den Tisch fällt.“ Aber 
erst nach zweimaliger Unterbrechung 
der bisher längsten Brüsseler Mara- 
thon-Sitzung — am Montag früh ver- 
gangener Woche — konnte Scheel den 
Konferenztisch verlassen und ins Ho- 
tel „Amigo“ zurückkehren. 


Annähernd 50 Stunden hatten die 
Außen-, Finanz- und Agrarminister 
der sechs EWG-Staaten im Versamm- 
lungssaal der „Europa“-Etage ge- 
feilscht, um jene Beschlüsse zu ver- 
wirklichen, auf die sich ihre Regie- 
rungschefs Anfang Dezember im Haag 
geeinigt hatten: Bis „Ende 1969 die 
endgültigen Finanzregelungen der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik festzulegen“. 


Es ging um Milliardenbeträge und 
darum, wer in Zukunft welchen Teil 
der Finanzlast in der Gemeinschaft zu 
tragen hat. Schon heute kostet der 
Gemeinsame Agrarmarkt die europä- 
ischen Steuerzahler jährlich 12,9 Mil- 
liarden Mark. Nach Berechnungen der 
Brüsseler Kommission wird diese Last 
bereits bis 1975 auf 14 bis 16 Milliarden 
Mark jährlich gewachsen sein. 

Bisher zahlte Bonn den größten Be- 
trag: 1969 insgesamt vier Milliarden 
Mark — mehr als doppelt soviel, wie 
es aus der Gemeinschaftskasse zu- 
rückerhielt. Frankreich hingegen kas- 
sierte doppelt soviel, wie es hinein- 
zahlte: 1969 mehr als 5,5 Milliarden 
Mark. 


Hartnäckig suchten Frankreichs Mi- 
nister Maurice Schumann und Jacques 
Duhamel in Brüssel ihre Agrar-Rente 
auch für die Zukunft zu sichern. Und 
als sich am Montagmorgen gegen 
4.30 Uhr die Delegationschefs über- 
ihre Ministerautos fallen 


müdet in 
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ließen, stand auch für die nächsten 
Jahre fest: Bonn zahlt, Paris kassiert. 


Statt wie bisher 31,7 Prozent hat 
Bonn künftig sogar 35,5 Prozent (1977) 
der EWG-Kosten zu tragen. Paris in- 
des vermindert seinen Beitrag zur 
Gemeinschaftskasse von gegenwärtig 
28 Prozent bis 1977 auf 25,5 Prozent. 


Trotz des erhöhten Bonner Anteils 
an der Finanzierung des Gemeinsamen 
Agrarmarktes äußerte sich Scheel be- 
friedigt über das Konferenzergebnis. 
Denn mit seiner Zustimmung zu der 
von Frankreich forcierten endgültigen 
Finanzregelung erfüllte er die Pariser 
Vorbedingung zur Aufnahme von Bei- 
trittsverhandlungen mit dem EWG- 
Kandidaten Großbritannien. Und auch 
Frankreichs Außenminister Schumann 
war mehr als zufrieden: „Dies ist ein 
entscheidender Schritt für die Zukunft 
der Gemeinschaft.“ 

Um die Zukunft der Gemeinschaft zu 
sichern, einigten sich die Minister auf 
das bisher komplizierteste und in sei- 
nen Auswirkungen noch gar nicht voll 
übersehbare Finanzierungssystem für 
die EWG. 

Laut Brüsseler Beschluß wird die 
Gemeinschaft erstmals vom 1. Januar 
1975 an über einen eigenen, von den 
nationalen Parlamenten unabhängi- 
gen Haushalt verfügen, aus dem sie in 
eigener Regie die gemeinsame Agrar-, 
Sozial- und Forschungspolitik finan- 
zieren wird. Um der europäischen Ge- 
meinschaft die hierfür nötigen Mittel 
zu garantieren, verzichten die Mit- 
gliedstaaten auf ihre sämtlichen Zoll- 
einnahmen sowie zollähnlichen Ab- 
gaben für Agrarimporte aus Drittlän- 
dern, die sogenannten Abschöpfungen. 
Überdies erhebt die EWG von 1975 an 
eine Art Europasteuer. 

Bis dahin freilich stehen der Ge- 
meinschaft noch schwere Zeiten bevor: 


D> Die sogenannte „Anfangsphase“ 
(vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1970): In dieser Zeit werden die 
Ausgaben der EWG — wie bisher —- 
nach einem festen nationalen Bei- 
tragsschlüssel finanziert; 


D> die „Vorphase“ (vom 1. Januar 1971 
bis 31. Dezember 1974): In dieser 


Le Figaro, Paris 


„Bitte, bedienen $ie sich“ 
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EWG-Unterhändler Moro, Schumann* 
Bonn zahlt, Paris kassiert 


Zeit führen die einzelnen Staaten 
ihre gesamten Abschöpfungen und 
— schrittweise — ihre Einnahmen 
aus den Zöllen auf gewerbliche 
Waren an die Gemeinschaft ab. Um 
die Last für die Haupteinfuhr- 
länder Bundesrepublik, Italien und 
Niederlande in Grenzen zu halten, 
sollen die EWG-Abgaben jährlich 
um nicht mehr als ein Prozent 
wachsen; 


D die „Zwischenphase“ (vom 1. Janaur 
1975 bis 31. Dezember 1977): In die- 
ser Zeit kommt zu den Abschöp- 
fungen und Zöllen die EWG-Steuer 
hinzu, die höchstens ein Prozent des 
Mehrwertsteueraufkommens der 
einzelnen Mitgliedstaaten ausma- 
chen soll; 


> erst nach dem 1. Januar 1978 darf 
nach dem Brüsseler Ratsbeschluß 
die EWG zur „Normalphase“ über- 
gehen. 


Spottete ein Brüsseler Konferenz- 
beobachter: „Es ging darum, daß die 
EWG die Beendigung der zwölfjähri- 
gen Übergangsphase erklärt, um die 
Endphase mit einer fünfjährigen Vor- 
phase und einer dreijährigen Zwi- 
schenphase zur Normalphase zu füh- 
ren.“ 


Weniger ironisch kommentierte nach 
dem Brüsseler Marathon Jean Rey, 
Präsident der Europa-Kommission, 
das Ergebnis: „Alles, was politisch von 
Bedeutung war, ist zu einem Abschluß 
geführt worden.“ 


Tatsächlich aber blieben die politisch 
brisantesten Fragen noch ungelöst. 
Denn darüber, wie EWG-Europa seine 
skandalöse landwirtschaftliche Über- 
schußproduktion bewältigen und da- 
mit die Kosten des sich explosionsartig 
ausdehnenden Agrarhaushalts in 
Grenzen halten soll, verloren die Mi- 
nister kaum ein Wort. Tabu war 
ihnen auch die überfällige Sanierung 
der europäischen Bauernwirtschaft. 

Die Debatte hierüber vertagten sie, 
Brüsseler Tradition gemäß, aufs neue 
Jahr. „Bis dahin“, so ein hoher EWG- 
Beamter, „bleibt alles nur Flickwerk.“ 


* Italiens und Frankreichs Außenminister 
am vorletzten Wochenende in Brüssel. 
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Welcher Auftrag 
Ihnen lieher war wissen 
unsere Remanit: 
Ingenieure his heute 
noch nicht: 


Paco Rabanne’s Gag, ein Mädchen 
rostfrei einzukleiden, oder die Idee, ein 
Automobil unter Serienbedingungen 
ganz aus Remanit zu bauen. 

Solche Aufgaben sind für unsere 
Remanit-IngenieureundihrePartnerbeim 
Verarbeiter natürlich Leckerbissen. Ob- 
wohl fast immer sehr ernste Probleme 
gemeinsam gelöst werden müssen — von 
der Werkstoffauswahl bis zum Design. 

\ Egal, wie Ihr Problem aussieht, es ist 
gar nicht so unwahrscheinlich, daß auch 
Sie von dem gemeinsamen Prinzipver- 
such mit dem BMW 2800 CS profitieren. 
Denn er brachte wertvolle neueErkennt- 
nisse für die Umformung, Verbindung 
und Oberflächenbehandlung von Re- 
manit. Dieser Werkstoff konnte nach 
einigen Vorversuchen unter den 
üblichen Fließbandbedingun - 
gen genauso präzise, schnell 
und sicher verar- 
beitet werden 


Wir 
wollen 
mit Ihrem 
KRemanit- 
Ingenieur 
folgendes Problem 
besprechen; 


Als Besuchstermin schlagen wir 
Ihnen den 


* (Remanit = Edelstahl Rostfrei von DEW) 


N 


wie normales Karosserieblech. Und es 
wurde ein otientierungsfreier Oberflä- 
chenschliff für diffuse Lichtstreuung an- 
gewandt. Da sage noch einer, Remanit sei 
schwer zu verarbeiten. 

Welches Verarbeitungsproblem ha- 
ben Sie? An Ort und Stelle suchen wir 
gemeinsam mit Ihnen nach neuen Wegen, 
wie Maschine, Werkzeug und Werkstoff 
zusammenwirken müssen, damit ein tech- 
nisch und wirtschaftlich einwandfreies 
Erzeugnis herauskommt. Fragen Sie un- 
seren Mann, wenn Sie lieber über neue 
Ideen reden, denn 


in Remanlt 


'DEW das Ist Edelstahl 


Name: ‘ DEW / 
Firma: THVSSEN 
Anschrift: (bitte vollständig ausfüllen) Deutsche Edelstahlwerke Aktiengesellschaft, 415 Krefeld 
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ISRAEL 


GOLAN-HÖHEN 
Noch ein Feld 


o vor fünf Jahrtausenden das 

kriegerische „Volk der Riesen“ 
gelebt haben soll, setzt sich heute ein 
kämpferisches kleines Volk fest. 


Im Juni-Krieg von 1967 eroberten 
die Streitkräfte Israels innerhalb von 
36 Stunden die schwerbefestigten sy- 
rischen Golan-Höhen. Im Gegensatz zu 
den besetzten Gebieten Westjorda- 
niens richten sich die Israelis im Berg- 
land nordöstlich des Sees Genezareth 
auf eine lange Okkupationszeit ein. 


Allein in diesem Jahr hat Israel für 
die Erforschung und den Beginn der 
wirtschaftlichen Erschließung der Go- 
lan-Höhen, in denen keine Araber 
mehr siedeln, 50 Millionen Mark aus- 
gegeben. Ein Anfang 1968 beschlosse- 
ner Fünf-Jahres-Plan sieht Investi- 
tionen in Gesamthöhe von 275 Millio- 
nen Mark vor. 


Unmittelbar nach den Soldaten wa- 
ren Forscher in das karge Hochland 
gekommen. Sie suchten nach abbau- 
reifen Bodenschätzen, bohrten nach 
Wasser, entnahmen Bodenproben, 
studierten das Klima und katalogi- 
sierten die Flora. 


Drei Wochen nach Kriegsende 
gründeten junge Soldaten an der Quel- 
le des. Banias (einer der drei Ursprün- 
ge des Jordan-Flusses) das Wehrdorf 
Nahal Snir. Vor wenigen Wochen wur- 
de die Siedlung in Ramat Habanaim 
(Hügel der Erbauer) umbenannt und 
in ein ziviles Dorf umgewandelt. Aus 
dem ehemaligen syrischen Offiziers- 
kasino machten die Siedler inzwischen 
ein Restaurant. 


Insgesamt siedeln Israelis bereits in 
elf Dörfern auf den Golan-Höhen; bis 
1973 soll noch ein Dutzend dazu- 
kommen. Etwa 4000 jüdische Familien 
sollen in Kibbuzim und 5000 weitere 
in einem städtischen Verwaltungszen- 
trum angesiedelt werden. 


Golan-Kibbuz Nahal Snir, Straßenbau 
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Bevor Israel die Golan-Höhen be- 
setzte, lebten in dem 1153 Quadrat- 
kilometer großen Gebiet fast 100 000 
Menschen. Die Araber flüchteten vor 
den einrückenden Israelis nach Inner- 
Syrien, nur 6500 Drusen blieben zu- 
rück, Sie sind mit der israelischen Be- 
satzung zufrieden. Wenn es nach ihnen 
gegangen wäre, hätten die Israelis al- 
lerdings noch überzeugender siegen 
sollen. „Dajans Heere hätten weiter 
vordringen und alle Drusen befreien 
müssen“, meinen Drusenführer, die 
von einem „Drusistan“ träumen, ei- 
nem unabhängigen Pufferstaat zwi- 
schen Israel und Syrien, dem auch 
Teile des Libanon angeschlossen wer- 
den sollten. 


Vor dem Krieg war die Golan- 
Grenze Israels weichste Stelle gegen 
seine feindlichen arabischen Nachbarn. 
Syrische Truppen schossen aus siche- 
ren Bunkerstellungen auf den Höhen 
ungestraft auf die tiefer liegenden is- 
raelischen Dörfer am See Genezareth. 
„Die Syrer schauten uns fast in die 
Teller und beobachteten jeden unserer 
Schritte“, erinnert sich ein Siedler aus 
Haon, der bei der Feldarbeit zweimal 
durch syrische Geschosse verwundet 
wurde. 


Die Situation darf, so die Siedler, nie 
wiederkehren. „Wenn die Syrer wie- 
der auf die Berge ziehen, werden wir 
die Dörfer im Tal räumen“, warnte 
eine Kibbuz-Delegation sofort nach 
dem Krieg. Die Jerusalemer Regierung 
ist denn auch fest entschlossen, die 
Golan-Höhen — ebenso wie die Alt- 
stadt von Jerusalem — als Kriegsbeute 
zu behalten. Israels Verteidigungsmi- 
nister Mosche Dajan: „Die Golan-Hö- 
hen werden nicht mehr an Syrien zu- 
rückgegeben.“ 


Die Aggressivität der Syrer machte 
den Israelis diesen Entschluß — und 
seine Begründung — leicht: Die Re- 
gierung in Damaskus weigerte sich, die 
Sicherheitsrats-Resolution zum Nah- 
ostkonflikt zu akzeptieren. Syriens 
Staatschef Atassi: „Wir werden weder 
einen Zoll Boden noch unsere absolute 
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und ewige Ablehnung jedes Paktierens 
und jeder Anerkennung Israels auf- 
geben.“ 


Doch den starken Worten folgten 
kaum Taten. Die Golan-Front ist der 
ruhigste Abschnitt der Waffenstill- 
standsgrenze. Während am Suez und 
an der Jordangrenze fast täglich ge- 
schossen wird, treten in den Golan- 
Bergen nur sporadisch Guerillas auf. 
Die Israelis können das Gebiet fast 
ungestört eingemeinden. Im Oktober 
führten sie für Zivilklagen israelisches 
Recht ein, einmal in der Woche tritt 
das Gericht zu Verhandlungen zusam- 
men. 


Zielstrebig wie in den Gründerzeiten 
in Israel betreiben die Juden jetzt auf 
den Golan-Höhen die Landwirtschaft. 
So besitzen die Siedler von Merom 
Hagolan — größtenteils Einwanderer 
aus angelsächsischen Ländern — über 
700 Stück Schlachtvieh und 250 Hektar 
Getreide- und Gemüseland. Die Vieh- 
zucht auf den Golan-Höhen soll Israel 
später von Importen unabhängig ma- 
chen. 


Wichtigste Einnahmequelle neben 
der Landwirtschaft ist für die Neu- 
Siedler der Fremdenverkehr. Etwa 
250 000 Touristen besuchen jährlich die 
Golan-Höhen. Am Hermon-Berg, wo 
sechs Monate lang Schnee liegt, ent- 
steht Israels erstes Wintersportzen- 
trum. 


Manche Kibbuzim klagen zwar über 
Mangel an Arbeitskräften, es finden 
sich aber immer wieder Idealisten, die 
es auf die Anhöhen zieht. „Sie be- 
haupten, sie seien nur Besucher“, be- 
richtet ein Siedlungssekretär, „aber 
oft bringen sie gleich einen Koffer 
mit — und bleiben.“ 


Daß möglichst viele Israelis auf den 
Golan-Höhen bleiben und arbeiten, 
wünschen sich auch die Militärs. Bri- 
gadegeneral David („Dado“) Elasar, 
Befehlshaber des Nordkommandos: 
„Noch ein Kibbuz, eine Straße, eine 
Viehherde und ein bestelltes Feld sind 
auf lange Sicht der zuverlässigste Ab- 
wehrgürtel auf den Golan-Höhen.“ 


auf den Golan-Höhen: „Absolut und ewig” 
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Diamanten 
sind zwar hart...Doch 
‚wann bringen Sie 


Grund genug also, neben der reinen Sachwertsicherheit auch eine 
gewinnbringende Sachwertanlage mit laufender Verzinsung ins 
Auge zu fassen. Z. B. Grundstücks- und Gebäudefonds (GG-FONDS) 


— besonders günstig, sicher, lukrativ! 


Schon ab DM 1.000.- oder — wenn Sie wollen — dem 10-, 20- oder 
100-fachen, können Sie jetzt Anteile am GG-FONDS M 18 der Heinz 
Mosch Treuhand-Gesellschaft und damit anteiliges Eigentum an 
drei großen Wohn- und Geschäftshäusern in 


München 
Hanau 
Wiesbaden : 


München, Kantstraße 


erwerben. Eine erstklassige Pe Besonders ee 
Das Groß-Bauobjekt München, Kantstraße — in unmittelbarer Nähe 
des Olympiafeldes — mit allein 9.000 qm Wohn- und Ladenfläche. 


Der GG-FONDS M 18 bietet Ihnen durch namentliche Grundbuch- 
eintragung höchste Sicherheit. Dazu alle Vorteile des Hausbesitzes: 
Sachwertsicherheit, besondere Steuervergünstigungen und eine 
steigende, solide Rendite, die je nach Steuersatz bis zu 12,5% pro Jahr 
beträgt. Laufende Wertsteigerung kommt noch hinzu. Denn der Wert 
der Häuser sowie des Grund und Bodens wächst von Jahr zu Jahr. 
Im übrigen: Zuteilungsreife Bausparverträge können für den Erwerb 


von Anteilen des GG-FONDS M 18 verwendet werden. 


Wenn es also darum geht, Ihr Kapital jetzt lukrativ und sicher an- 


zulegen : GG-FONDS M 18. 


Die Grundstücks- und Gebäudefonds der Bauunternehmensgruppe 
Heinz Mosch, mit ihrem Umsatzvolumen über 800 Millionen DM 
allein seit 1960, gewährleisten eine lukrative und sichere Entwicklung 


Ihres Anlage-Vermögens. 


HEINZ MOSCH 


Treuhandgesellschaft mbH 
Treuhandunternehmen für Wohn- und 
Geschäftshausbau, Wiesbaden 


6200 Wiesbaden -Langenbeckstr.9 -Tel.06121/39141 


1000 Berlin 61 . Wilhelmstraße 123/124 - Tel. 0311/18068] 
5300 Bonn - Friedrich-Ebert-Allee 130 - Tel. 02221/225933 
2000 Hamburg %0 - Eppendorfer Landstr. 42 - Tel. 0411/47 1091-4 
6800 Mannheim + Augusta-Anlage 21-23 - Tel. 0621/43087-9 
8000 München 19°. Leonrodstraße 54 - Tel. 0811/5133041 
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AUSLAND 


AFRIKA 


RUNDFUNK 


Das größte Tam-Tam 


rommeln dröhnten einst durch 
Afrikas Nächte. Heute plärren 
Transistorradios. 


In den Dörfern zwischen der Sahara 
und dem Sambesi hocken Analphabe- 
ten zu gemeinschaftlichem Radioemp- 
fang auf den Palaverplätzen. In den 
Großstädten stolzieren Halbwüchsige 
mit ihrem Kofferradio durch die Stra- 
Ben. 

Sie empfangen Beat und Propagan- 
da, ausgestrahlt von afrikanischen 
Sendern, die in den letzten Jahren in 
allen unabhängigen Ländern errichtet 
wurden, oder von überseeischen Sta- 
tionen, die zu Dutzenden den schwar- 
zen Kontinent befunken. 


Nirgendwo sonst auf der Welt 
wächst die Zahl der Radiohörer so 
schnell wie in Schwarz-Afrika. 1955 
gab es dort nur 360 000 Radiogeräte, 
heute sind es über acht Millionen, 
Die Zahl der Empfänger stieg um das 
22fache, während sie im gleichen Zeit- 
raum auf der gesamten Welt nur auf 
gut das Doppelte wuchs. 

Eine Umfrage in Ostafrika ergab 
1967, daß 81 Prozent der Groß- und 
Kleinstädter regelmäßig Radio hören. 
In Westafrika ist das Bild ähnlich. Ein 
Kontinent, dessen Bevölkerung zu vier 
Fünfteln noch nicht lesen und schrei- 
ben kann, lauscht den Ätherwellen. 

„Wir lieben den Rundfunk, weil er 
für uns die getrommelte Botschaft und 
den öffentlichen Ausrufer ablöst“, 
schwärmt der Kameruner Francis Be- 
bey, Autor eines Buches über den 
Rundfunk in Afrika und wahrschein- 
lich der beste Gitarrist des Kontinents. 


Weitere Gründe für die Radiowelle 
in Afrika: 


> Seit Anfang der sechziger Jahre er- 
weiterten die afrikanischen Sender 
ständig ihre Programme in den 
etwa 700 einheimischen Sprachen. 


[> Mit Batteriegeräten ist heute auch 
im letzten Buschdorf Rundfunk- 
empfang möglich — für Äther- 
wellen bildet Afrikas unterent- 


wickelte Infrastruktur kein Hin- 
dernis. 


[> Kleinstgeräte sind in einigen Län- 
dern schon für 30 Mark zu haben. 
Nirgendwo werden Rundfunkge- 
bühren erhoben. 


In die meisten unabhängigen Staa- 
ten können Reisende einzelne Transi- 
storempfänger zollfrei einführen. 
Schon entwickelt sich in Schwarz- 
Afrika eine Rundfunkindustrie: Toch- 
terunternehmen der niederländischen 
Philips arbeiten in Nigeria und Tan- 
sania. Aber auch in Sambia, an der 
Elfenbeinküste, in Kamerun, in Ru- 
anda und sogar im Wüstenstaat 
Tschad montieren Afrikaner Transi- 
storradios. 


Für viele Afrikaner ist ein Rund- 


funkgerät mindestens ebenso Status- 
symbol wie Gebrauchsgegenstand. Die 


Ghanaerin mit Status-Symbol 
„Wir lieben den Rundfunk” 


Herrschenden kennen das Faible ihrer 
Untertanen für „Afrikas großartigstes 
Tam-Tam“ (Bebey). Überall kontrol- 
liert die Regierung den Rundfunk. Sie 
nutzt ihn, um die Bürger zu erziehen. 


Der Rundfunk unterweist die Mas- 
sen in Hygiene und Ernährungsfragen. 
„Die  proteinhaltige Erdnuß-Suppe 
sollte keineswegs als ‚Arme-Leute- 
Kost‘ abgetan werden“, doziert ein 
nigerianischer Radio-Doktor, 


Der Rundfunk bekämpft Aberglau- 
ben und Vorurteile „Laßt eure Hunde 
gegen Tollwut impfen. Es stimmt 
nicht, daß sie davon träge und impo- 
tent werden“, singt vierstimmig ein 
Chor von Radio Malawi. 


Westnigerianische Kakao-Farmer 
schalten ihr Radio nicht ab, wenn sie 
ihre Hütte zur Arbeit verlassen. 
Grund: Diebe nehmen dann an, es sei 
jemand im Haus. Hier hat das Radio 
sogar die Funktion des „Juju“ über- 
nommen — des Talismans, der Uner- 
wünschtes fernhalten soll. 


Zuerst und vor allem aber ist der 
Rundfunk in Afrika die Trommel der 
Regierung. Wie einst die Griots — die 
westafrikanischen Barden — Könige 
und Stammesfürsten besangen, so prei- 
sen heute Afrikas Rundfunkredakteu- 
re — meist Beamte des Informations- 
ministeriums — ihre Präsidenten und 
Minister. Die Partei oder die Militärs 
an der Macht — sie sind der Staat, und 
der Rundfunk ist ihre Stimme. 


Ohne diese Stimme zu regieren, ist 
unmöglich. Deshalb steuern Putschi- 
sten stets zuerst das Funkhaus an. 
Während der Kongo-Krise 1960 ereig- 
neten sich 80 Prozent aller Zwischen- 
fälle am Funkhaus von L£opoldville, 
dem heutigen Kinshasa. 


Für die Regierenden im Kessel von 
Biafra ist der Rundfunk so wichtig wie 
die Luftbrücke, über die Waffen und 
Nahrung eingeflogen werden. Mit Hil- 
fe eines aus Schweizer Spenden ge- 
kauften Senders schreit Ojukwus 
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Chef-Propagandist Dr. Eke 
Durchhalte-Parolen ins Volk. 


Wie die reichen Nationen der Erde 
betreiben viele afrikanischen Staaten 
Auslandsdienste für Hörer in Nach- 
barländern und sogar in Übersee. So 
wirbt die „Stimme Nigerias“ aus La- 
gos täglich mehrere Stunden in Afri- 
ka, im Nahen Osten und in Sende- 
richtung Europa für Nigerias Stand- 
punkt im Bürgerkrieg mit Biafra. Ein 
biafranischer Auslandssender, wahr- 
scheinlich von der Insel Säo Tome 
operierend, ist in weiten Teilen Afri- 
kas so gut zu empfangen, daß Nigeria 
sogar Störsender dagegen einsetzte. 

Besser als die afrikanischen Aus- 
landssender sind die von Übersee auf 
den schwarzen Kontinent gerichteten 
Programme zu vernehmen. Auf den 
afrikanischen Kurzwellen-Meterbän- 
dern drängen sich die Auslandsdienste 
fast aller entwickelten Länder. Im 
Äther-Gefecht um Schwarz-Afrika 
beteiligen sich täglich unter anderen 


> Radio Peking mit zehn Stunden; 
> die Kölner „Deutsche Welle“ mit 
zwölf Stunden 15 Minuten; 


> „Radio (Ost-)Berlin International“ 
mit zwölfeinhalb Stunden; 

> die englische BBC mit knapp 14 
Stunden; 

> Radio Moskau mit über 21 Stunden; 


D die „Stimme Amerikas“ mit über 19 
Stunden. 


seine 


Die ausländischen Stationen senden 
auf englisch, französisch und in meh- 
reren Eingeborenensprachen. Radio 
Moskau spricht in Afrika nicht weni- 
ger als zwölf einheimische Sprachen — 
Kisuaheli, Haussa, Amharisch, Linga- 
la, Bambara, Madagassisch, Ndebele, 
Somali, Zulu, Schona, Fula und Nyanja. 

Während die kommunistischen 
Länder mit extrem starken Sendern 
von ihrem eigenen Territorium in den 
afrikanischen Äther vordringen, ver- 
fügen einige Weststaaten über Relais- 
stationen auf afrikanischem Boden: 


Afrikanischer Hörerklub 
„Laßt eure Hunde impfen” 


Nigerianisches Ehepaar mit Status-Symbol 
„Wir haben uns kennengelernt” 


die Stimme Amerikas im westafri- 
kanischen Liberia, die Deutsche Welle 
im zentralafrikanischen Ruanda. 


Schüler, Studenten und junge Ange- 
stellte schalten die ausländischen Sta- 
tionen ein, um Kontakt zur nichtafri- 
kanischen Welt zu bekommen. Die 
Redakteure in London, Moskau, Köln 
und Peking versuchen, sich durch re- 
gelmäßige Quiz-Sendungen über die 
Wirkung ihrer Sendungen zu infor- 
mieren. Da Bücher und Schallplatten, 
Photoapparate und Transistorradios 
und zuweilen sogar Reisen in das Land 
des Senders zu gewinnen sind, beteili- 
gen sich Tausende Afrikaner. 

Mit gutem Erfolg fordern die Sen- 
der ihre viele tausend Kilometer ent- 
fernten Hörer sogar auf, Klubs zu 
gründen. In Schwarz-Afrika gibt es 
gegenwärtig 174 Hörerklubs der 
Deutschen Welle mit etwa 6600 Mit- 
gliedern. 

Aus Hörerklubs sind Fußballmann- 
schaften und Tanzgruppen und sogar 
Ehen hervorgegangen. So schrieb der 
Vorsitzende eines Deutsche-Welle- 
Klubs aus Ghana nach Köln: „Am 
Samstag werde ich ein Gründungs- 
mitglied, Miß Bernadette Amuneke, 
heiraten. Wir haben uns im Hörerklub 
kennengelernt, der immer eine ver- 
einende Kraft war.“ 

Aber der Rundfunk, dem die Men- 
schen in Schwarz-Afrika so sehr ver- 
trauen, hat auch Tragödien ausgelöst. 


Ende September 1966 brachte Ra- 
dio Dahome eine falsche — vielleicht 
lancierte — Meldung: Im vorwiegend 
von Ibos bewohnten Ost-Nigeria wür- 
den die Mitglieder des Haussa-Stam- 
mes abgeschlachtet. 


Der nordnigerianische Sender Ka- 
duna übernahm die Nachricht. Sie gab 
das Signal zu den Massakern an den 
Ibos in Nord-Nigeria — jenen Massa- 
kern, die schließlich zur Abspaltung 
Biafras und dem blutigsten Krieg in 
der Geschichte Afrikas führten. 
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Bern-Torschütze Rahn {l.) 1969 
„Noch immer sehr gefragt“ 


FUSSBALL 


WELTMEISTER-ELF 
Mit Bauch 


chnaufend spurtete ein fülliger 
Fußballspieler durch die Alsterdor- 
fer Sporthalle in Hamburg. Mit prallen 
Schenkeln wuchtete er den Ball ins 
Tor. 4000 Zuschauer bejubelten den 
feisten Kicker. Aus dein Lautsprecher 
tönte Lob: „So schießt Helmut Rahn, 
der zweifache Torschütze von Bern.“ 
Torschütze Rahn, 40, gehörte zu der 
bisher einzigen deutschen Fußball- 
mannschaft, die den Weltmeister-Ti- 
tel erspielt hat — 1954 in Bern. Nie- 
mals trat die Weltmeister-Elf mehr in 
gleicher Aufstellung zu einem offiziel- 
len Länderspiel an. Aber auch nach- 
dem sie den Leistungssport aufgege- 
ben hatten, luden Veranstalter die in- 
zwischen grauhaarigen oder kahlköp- 
figen Ballhelden zu inoffiziellen 
Schau-Spielen etwa bei Vereins-Jubi- 
läen ein, 


Auf den Ankündigungs-Plakaten 
prangten ihre Namen am größten vor 
den übrigen Fest-Attraktionen. Jeden 
Auftritt genehmigte der Deutsche 
Fußball-Bund (DFB). 


„Diese Spiele sind noch immer sehr 
gefragt“, verrät Altbundestrainer Jo- 
sef Herberger, 72, der meist als 
Schiedsrichter die Schußvorführungen 
(Dauer: 20 Minuten) seiner pensionier- 
ten Athleten überwacht. Die Alther- 
ren-Fußballer lassen sich je nach Hal- 
lengröße mit 200 bis 500 Mark nebst 
Spesen honorieren. Jeden Winter tre- 
ten einige von ihnen auf beengten 
Hallenfeldern bis zu 40mal auf, wie 
Torwart Anton Turek, 50. „Meinen 
Mann sehe ich seltener als früher“, 
klagte Eva Herberger. Jüngst bat so- 
gar der dänische Botschafter in Bonn 
bei Herberger um eine Kicker-Soiree. 


Bereits nach dem siegreichen End- 
spiel in Bern hatte Herberger gespürt, 


70 


SPORI 


wie stark die Ruhmestat nachwirkt. 
Monatelang reiste er mit der Elf des 
Volkes gleichsam wie bei einer 
Wunschkonzert-Tournee durch deut- 
sche Gaue. In Stadien, Stadthallen und 
Bürgerbräukellern huldigten dankba- 
re Deutsche den Ballmeistern. 


Als die Einladungen an der Kampf- 
kraft der Kicker zehrten, verlangte 
Herberger vom DFB — wo sich mehr 
als 2000 Einladungen sammelten —, 
das Schaugeschäft einzuschränken. 
Außerdem wünschte er, daß die Spie- 
ler bei Winterfesten nie mehr in offi- 
zieller, schwarz-weißer DFB-Kleidung 
auftreten sollten. 

Erst im April 1969 lief die Mann- 
schaft vollzählig und in weißen Hem- 
den und schwarzen Hosen noch einmal 
auf ein Fußballfeld: zum . Braun- 
schweiger Wohltätigkeits-Spiel für 
den bei einem Verkehrsunfall tödlich 
verunglückten Bundesligaspieler Jür- 
gen Moll. 21000 Zuschauer (Braun- 
schweiger Bundesliga-Durchschnitt: 
13 000) zahlten mehr als 120 000 Mark 
für die „gute Tat“ (Herberger). Der 
verletzte Hamburger Joseph Posipal 
humpelte wenigstens zur Vorstellung 
auf den Platz. Weitere Auftritte der 
kompletten Elf auf einem normalen 
Fußballplatz untersagte der „Chef“, 
wie die Altkicker ihren Alttrainer Her- 
berger immer noch nennen. 


So sahen sich die Fans weiter an den 
Hallenspielen satt, in denen die Ball- 
Athleten zu viert oder fünft mitwirk- 
ten. Als Torwart Turek unnötig ge- 
wagte Sprünge riskierte und ein Ge- 
gentor verursachte, wetterte Mitspie- 
ler Berni Kilodt: „Chef, der Toni spinnt, 
sagen. Sie dem mal Bescheid.“ Her- 
berger lehnte ab. „Ich bin Schiedsrich- 
ter, sagt’s eurem Mannschaftsführer.“ 

Der Altbundestrainer _(DFB-Leib- 
rente: 3000 Mark) hält die beliebten 
Lieblinge immer noch zu hartem 
Training an. „Die Leute wollen euch 
nur so lange sehen, wie ihr noch 
schnell genug nach dem Ball laufen 
könnt.“ Mannschaftskapitän Fritz 
Walter, 49, machte aus dem Werbe- 
und Schaugeschäft einen einträglichen 
Beruf. Für die Sektkellerei Schloß 
Wachenheim ließ Herbergers Lieb- 
lingsschüler sein Kicker-Konterfei auf 
Etiketten drucken. Die Firma füllte 
sogar „Fritz Walters Ehrentrunk“ ab. 


Walters Werbeerfolge erfüllten die 
Mitspieler gelegentlich mit Neid. Als 
sie ihn bei einem Spiel schnitten, 
drohte er, nie mehr mitzukicken, Der 
Münchner Karl Mai, der beim ESV 
Ingolstadt noch als Trainer arbeitet, 
kritisierte: „Mit den Bäuchen will sie 
keiner mehr sehen.“ Mai wurde vor 
dem Hamburger Sportpressefest im 
November auf Wunsch der Mannschaft 
ausgeladen. 


Der besorgte Herberger riet ihnen, 
sich auf Heim, Familie und ihr Anse- 
hen als Sport-Stars zu konzentrieren. 
„im Sport könnt ihr noch Jahre durch- 
halten.“ 


Wenn es der neuen deutschen Na- 
tionalelf nicht gelingt, 1970 in Mexiko 
oder 1974 in der Bundesrepublik eine 
weitere Weltmeisterschaft zu gewin- 
nen, „werden die noch als Greise 
Fußball spielen“, vermutete der Ham- 
burger Nationalspieler Willy Schulz. 


HOCKEY 


Sinn nicht erfaßt 


nbehindert knüppelte der frühere 
Hockey-Nationalspieler Dr. Hel- 
mut Nonn den kautschukhaltigen Ball 
in Richtung Tor. Er traf den Bielefel- 
der Senioren-Torwart Dr. Alfred Kra- 
mer. „Ohne Schutzmaske“, bekunde- 
ten Mitspieler, „wäre er tot gewesen.“ 


Trotz Maske stellten die Ärzte eine 
Gehimerschütterung und eine schwere 
Schädelprellung fest. Den Kopfschuß 
hatte eine Regeländerung ermöglicht, 
die gefährliche Torschüsse ohne wirk- 
same Gegenwehr erlaubte. 


Schon seit Jahren waren von den 
internationalen Hockey-Oberen Pläne 
erwogen worden, das Hockeyspiel 
spannender zu gestalten und dem Zu- 
schauerschwund beizukommen. Der 
Internationale Hockey-Verband (FIH) 
empfahl schließlich, einige Regelände- 
rungen zu testen. So sollten etwa bis zu 
zwei verletzte Spieler ausgewechselt 
werden. 

Die umstrittenste Änderung betraf 
die Strafecken: Bei Verstößen der ver- 
teidigenden Mannschaft darf ein An- 
greifer den Ball vom hinteren Feld- 
rand (der verlängerten Torlinie) un- 
gehindert einem Mitspieler am 
Schußkreis (Entfernung vom Tor: 
14,63 Meter) zuspielen. Alle Abwehr- 
spieler müssen den Schlag hinter der 
Markierungslinie abwarten, die das 


Änderung der Strafecken-Regel im Feldhockey 


BISHER: Die Strofecke wird von der verlängerten Torlinie (Grund- 
linie), mindestens 9,14 Meter vom nüchsten Torpfosten entfernt, 
ausgeführt. Dabei müssen die Spieler der verteidigenden Mann- 
schaft hinter der Grundlinie zu beiden Seiten des Tors, die Spieler 
der angreifenden Mannschaft außerhalb des Schußkreises stehen. 


GEPROBTE ÄNDERUNG: Die Spieler der verteidigenden Mannschaft 

dürfen hinter der Torlinie nur auf einer Seite des Tors stehen: 

Die Seite, auf der die Strafecke ausgeführt wird, muß freibleiben. 
0 


Guss 


' Spielfeld begrenzt. Erst dann erlaub- 
ten ihnen die Regeln, ins Feld zu lau- 
fen und den Gegner am Torschuß zu 
hindern. 


Laut Änderungsvorschlag sollen die 
Verteidiger nach der ausgeführten 
Strafecke nur noch von einer Seite des 
Tores ins Feld laufen, um den geziel- 
ten Schlag zu blockieren. Die Seite, von 
der die Strafecke ausgeführt wird, 
bleibt frei. Der DHB beschloß, die 
neuen Regeln vom 1. August an auf ein 
Jahr einzuführen. „Diese fortschrittli- 
che Haltung“, lobte die Fachzeitschrift 
„Hockey“, „fand ungeteilten und star- 
ken Beifall.“ 

Doch nun setzten sich die Abwehr- 
spieler einem hohen Risiko aus. Sie 
mußten bei Strafecken zwei bis drei 
Meter weiter spurten als bisher und 
büßten deshalb die Chance ein, den 
gegnerischen Stürmer wirksam am 
wuchtigen Schuß zu hindern. Dagegen 
vergrößerte sich die Gefahr, von der 
mit 80 bis 100 km/h auf das Tor zu- 
fliegenden Kugel aus kurzer Entfer- 
nung getroffen zu werden. Außerdem 
gerieten die heranstürmenden Vertei- 
diger in gefährliche Nähe des aus- 
schwingenden Schlägers. 

Häufig glichen die Bälle gefährli- 
chen Geschossen. Der Kölner Dirk 
Michel zerschoß bei einer Strafecke das 
Drahtnetz des Tores. Ein Volltreffer 
zertrümmerte den Kiefer des Kölner 
Oberliga-Spielers Walter Nick. Das 
Leben des von Nonn getroffenen Tor- 
warts Kramer rettete nur die Schutz- 
maske, die ihm ein Mitspieler wenige 
Minuten zuvor übergestülpt hatte. 

Hockeyspieler Horst Wein, ein frühe- 
rer Nationalspieler, hielt es für 
„durchaus möglich“, daß es doch noch 
„zu einem Todesfall kommen könnte“. 
Auch Feldspieler wie der Kölner Edu- 
ard Thelen schützten sich vor den 
Strafschüssen durch Masken. 


Von den 114 Treffern des ersten, 
kürzlich beendeten Bundesliga- 
Durchgangs fielen 48 nach Strafecken. 
„Ein Spieler, der versucht, ohne Rück- 
sicht auf seine Gesundheit ein Tor zu 
verhindern“, schrieb Regel-Experte 
und Nationalspieler Heinz Wöltje, „hat 
den Sinn des Hockeyspiels nicht er- 
faßt.“ 

Der Internationale Verband hatte 
allenfalls einzelne Probespiele zur 
Prüfung der neuen Regeln vorgesehen. 
Die Deutschen führten die Neuerungen 
jedoch in allen Spielklassen ein und 
versäumten überdies, die FIH davon 
zu unterrichten. Außerdem glichen sie 
die Abseits-Regel entgegen dem FIH- 
Plan dem Fußball an. 

Kürzlich erhielt der DHB ein Pro- 
testschreiben des Internationalen Ver- 
bandes: Die Hockey-Herren drohten 
den unbotmäßigen Deutschen sogar 
den Entzug des Olympischen Turniers 
1972 in München und den Ausschluß 
an. 

Nun zuckte der DHB zurück. Seit 
Dezember schlagen die deutschen 
Hockeyspieler Strafecken wieder nach 
den alten FIH-Regeln. 
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Kunststoffe für das Bauwesen 


Eine Trocal Dachrinne 
kommt gut durch denWinter. 
Jahr für Jahr. Ohne Anstrich. 


Das PVC-Material braucht keinen 
Anstrich.EshältEis und Schnee, 
Wind undWetterstand. Aberauch 
Sonnekannihmnichts anhaben. 
Und Ölheizungs-‚Industrieabgase 
und Stöße auch nicht. Wartungs- 
und Erneuerungsarbeiten im 
Frühjahr können Sie vergessen. 
Trocal Dachrinnen sind eine gün- 
stige Investition. Siekosten wenig 
und sind einfach anzubringen. 
Auch nach Jahren sehen sie noch 
gut aus. Wie neu. Trocal Dach- 
rinnen gibt es in zwei Formen. 
Die Halbrund-Dachrinne ent- 
spricht in ihren Maßen herkömm- 
lichen Rinnen. Bei Renovierungs- 
arbeiten kann man schadhafte 
Zinkrinnen damit ersetzen. 

Die Kastendachrinne wurde 
speziell nach den Wünschen 


moderner Architekten entwickelt. 
AuchunsereFenster-undDecken- 
profile, Dach und Abdichtungs- 
folien überzeugen durch Wetter- 
und Alterungsbeständigkeit, 
durch einfache Verarbeitung, viel- 
fältige Verwendungsmöglich- 
keiten und hohe Rentabilität. 
Durch Qualität. WeilTrocalvon 
einem Kunststoff-Hersteller mit 
mehr als 30 Jahren Erfahrung 
kommt. 

Prospekte und ausführliche 
Unterlagen erhalten Sie von 
Dynamit Nobel 
Aktiengesellschaft 

521 Troisdorf Bez. Köln 
Abteilung Trocal 


Dunamit Nobel 
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Napolöon 1. bestellte 
350 Flaschen 
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und Sie haben ih 


Moß&t & Chandon, gegründet 1743, bedeutendster Champagner-Produzent der Welt, exportiert seine berühmten Champagner-Marken heute 
in 133 Länder der Erde. Napoleon |. und Fürst Metternich, Chopin und Richard Wagner, das Zarenhaus und Kaiser Franz Joseph zählten 
zu seiner ausgesuchten Clientele. 


KULTUR 


STÄDTEBAU 


NEW YORK 


Auch schön 


m Tiefflug knatterte der grün-weiße 
Polizei-Hubschrauber über die 
steinernen Schluchten von Manhattan, 
doch der Mann neben dem Piloten im 
Cockpit vermochte kaum mehr als die 
Zinnen der Wolkenkratzer auszu- 
machen — so dick war die Luft. 


New York City verbarg sich unter 
Dunstschwaden; und John Lindsay, 
der 104. Bürgermeister, mochte sich 
fragen, ob nicht doch jene Zyniker 
recht hätten mit ihrem Vorschlag, die 
ganze Stadt zu schleifen. 

Längst ist aus der Traumstadt ein 
Alptraum geworden. Das „Bagdad am 
Hudson“, wie New York oft schwär- 
merisch genannt wurde, beginnt sich 
selbst zu zerstören, zugrunde zu gehen 
an seiner eigenen Größe. 


Die Metropolis zu retten, zumindest 
zu sichern, haben sich vor drei Jahren 
dreihundert Experten zusammenge- 
tan: Mitglieder der „City Planning 
Commission“. Sie fertigten einen „Ma- 
ster Plan for New York City“. Um- 
fang: 450 000 Wörter, dazu 200 Karten, 
800 Photographien, 750 Graphiken. 
Gesamtgewicht: 20 Pfund. 


Die ersten dreieinhalb Pfund — 
90 000 Wörter — wurden soeben ver- 
öffentlicht (der Rest soll während der 
nächsten Monate folgen). Die Experten 
schlagen ein ganzes Bündel durchgrei- 
fender (und aufwendiger) Sanierungs- 
maßnahmen vor, das schon in den 
nächsten zehn Jahren New York wie- 
der funktionstüchtig machen soll: 


> Die Slums der Neger in Harlem und 
‚der Puertorikaner an der Westside, 
aber auch die Elendsquartiere der 
verarmten weißen Minderheiten in 
Brooklyn und der Bronx sollen 
durch sozialen Wohnungsbau sa- 
niert werden. 


Bürgermeister Lindsay 
Fuchsbau in der City® 


Manhattan im Smog: Rettung der Stadt mit 200 Milliarden Mark? 


> Am East River, beiderseits des 
Uno-Gebäudes, sollen großzügige 
Grünanlagen entstehen. 


> Am Hudson River, zwischen den 
verrotteten Dockanlagen an der 
Küste von Downtown, soll ein 
neues Wohngebiet mit Apartment- 
Hochhäusern, Einkaufs- und Ver- 
gnügungszentren gebaut werden — 
genannt Battery Park City. 


D In Midtown von Manhattan sollen 
Fußgänger-Areale entstehen — mit 
Arkaden, Galerien und Brücken —, 
aus denen der private Pkw-Ver- 
kehr verbannt sein wird. 


> Der gesamte Individualverkehr soll 
— durch Verteuerung — erschwert 
und somit gemindert werden. 


> Lastwagen sollen aus dem City- 
Verkehr nahezu gänzlich ver- 
schwinden. Ihnen werden nur noch 
die mehrspurigen Highways und 
Drives zugewiesen — die Waren für 
den inneren City-Bereich sollen 
nur mehr durch ein eigens dafür 
zu schaffendes Tunnelsystem, ähn- 
lich einem überdimensionalen 
Fuchsbau, unterirdisch angeliefert 
werden. 


D> New Yorks Taxi-Geschwader sollen 


umgestellt werden — von Verbren- 
nungs- auf Elektro-Motoren. 


> Die schnellen, pünktlichen, preis- 
werten, aber lärmenden, schmutzi- 
gen, überfüllten U-Bahnen sollen 
leiser und sauberer und auch die 
Zahl der eingesetzten Wagen noch 
beträchtlich gesteigert werden. 


D Schließlich sollen wieder — nach der 
Flucht der kleinen und mittleren 
Industrie wegen der in New York 
üblichen hohen Besteuerung — 
neue Arbeitsplätze im näheren 
City-Bereich geschaffen werden. 


Vor allem aber sollen die Haß- 
Schranken, Neid, Mißgunst und Miß- 
trauen zwischen der weißen Mittel- 
schicht und den farbigen Minderheiten 
abgebaut werden. 


Die zugleich reichste und ärmste 
Stadt — diese City, diein Überfluß wie 
in Elend, in Abgasen wie in Abfall zu 
ersticken droht — ist derzeit wie keine 
andere Stadt der Welt ein Zentrum der 
Kontraste und Konflikte. Neben den 
Hauptquartieren von „Seagram“, „Le- 
ver“ und „Pepsi Cola“ lungern arbeits- 
lose Halbstarke. Unweit der Madison 
Avenue, dem Umschlagplatz für Mode- 
und Werbe-Milliarden, hocken min- 


derjährige Schuhputzer, denen von der 


amerikanischen Karriere eine 


Sprosse, die unterste, bleibt. 


Diese Stadt hat die glitzerndsten, 
teuersten Straßen — die Wallstreet 
und Fifth Avenue. Und sie hat die 
ärmsten Straßen — wie die 100. Straße 
im Getto von Harlem. Sie hat die 
höchsten Gebäude — wie das Empire 
State Building. Und sie hat die er- 
niedrigendsten Häuser — wie die an 
der Bowery. Sie hat die berühmtesten 
Luxusläden, wie Tiffany, und die mei- 
sten Wohlfahrtsempfänger — mehr 
als eine Million: Jeder achte New 
Yorker lebt von staatlichen Almosen. 

Die zugleich vermögendste und ver- 
kommenste Stadt der Welt — deren 
Reichtum sowenig abzuschätzen ist 
wie ihr Elend —, scheint nunmehr 
funktionsunfähig. 

Bescheiden begann die Stadt, als der 
Holländer Peter Minuit im Jahre 1626 
eines der besten Geschäfte auf dem 
Immobilien-Markt tätigte — als er 
Manhattan Island den Indianern für 
Flitterkram im Gegenwert von 24 Dol- 
lar abhandelte. 

Seitdem sind nicht nur die Boden- 
preise ins Milliardenfache gestiegen; 
seitdem ist die Stadt auch zum größten 


nur 
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Der Alltag ist anstrengend — der täg- 
liche Kräfteverschleiß ist groß — für Mann 
und Frau gleichermaßen. Das hält man 
5 Jahre durch — 10 Jahre — vielleicht auch 
15 Jahre — je nachdem. 

Doch dann läßt man nach. Plötzlich 
fällt alles viel schwerer — jeder Tag wird 
zur Strapaze. Man ist unkonzentriert, stän- 
dig nervös und müde. Wenn es Ihnen so 
geht, dann schaffen Sie diesen Zustand so 
schnell wie möglich ab. Denn Ihre Müdig- 
keit ist sehr oft ein ernstzunehmendes 
Alarmzeichen dafür, daß der Körper sehr 
stark von seinen Kraftreserven zehrt. Das 
wollen Sie doch nicht — oder? Deshalb: 
warten Sie nicht mehr. 

Tun Sie etwas! 


PRÄPARAT 28 

mit Gehirnvitalstoff und 
geballter Vitaminkraft wirkt 
konzentriert gegen Müdigkeit 
und angeschlagene Nerven. 


Ohne aufzuputschen erreicht PRAPARAT28, 
was viele entmutigte Menschen nicht mehr 
für möglich halten: ein neues Gefühl von 
Lebenskraft und jugendlicher Aktivität 
durchströmt den Körper. Frei von lähmen- 
der Müdigkeit und Nervosität werden die 
beruflichen und privaten Probleme wieder 
leichter bewältigt. PRAPARAT 28 macht Sie 
spürbar frischer und gesünder. 


Prof. Dr.med. Much AG 


schenkt neue Lebensfreude 


PRÄPARAT 28 gibt es rezeptfrei in allen Apotheken 
(30 Kapseln DM 11,15). ® 
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Slum in New York 
„Der Plan kommt mir vor... 


Ballungsgebiet der Welt geworden. 
Zwar zählt New York City nur acht 
Millionen Einwohner und rangiert sta- 
tistisch noch hinter Tokio und London. 
Doch die „Metropolitan Area“ erfaßt 
auf den zentralen 10 000 Quadratkilo- 
metern 15 Millionen, auf insgesamt 
20 000 Quadratkilometern 18 Millionen 
Bewohner — und Futurologen rechnen 
für das Jahr 1985 mit mehr als 22 Mil- 
lionen Einwohnern im Großraum New 
York. 


Als Großraum New York verstehen 
die Planer einen Umkreis von 80 Kilo- 
metern um den Times Square — 17 890 
Quadratkilometer Landfläche in drei 
US-Staaten: New York sowie Teile 
von New Jersey und Connecticut. 
Allein die Verwaltungs- und Ver- 
kehrsprobleme sind nicht mehr zu be- 
wältigen. Insgesamt 1467 Behörden 
sind befugt, Steuern zu erheben und 
Geldmittel zu verplanen. Und bereits 
heute strangulieren die Menschen- 
ströme die Metropole: 


> Die Polypenarme der U-Bahnen 
nehmen täglich vier Millionen 
Fahrgäste auf. 


> Allein in den Geschäftsbezirk süd- 
lich des Central Park — einem acht 
Kilometer langen, vier Kilometer 
breiten Areal — fahren Tag für 
Tag, zwischen sieben und zehn Uhr 
morgens, mehr als zwei Millionen 
Menschen ein — 1,4 Millionen mit 
U-Bahn und Eisenbahn, mehr als 
600 000 mit eigenem Auto. 


Viele Pendler benötigen für Hin- 
und Rückweg bis zu vier Stunden. Ihre 
Durchschnittsgeschwindigkeit im Pkw: 
sechs bis zehn Stundenkilometer. 


Auf einem Raum, dessen Ausmaße 
etwa denen des Kennedy-Flughafens 
entsprechen — rund 25 Quadratkilo- 
meter —, hockt tagsüber die größte 
Konzentration arbeitender Menschen: 
2,5 Millionen. Und die meisten verlas- 
sen die Stadt nach Arbeitsschluß und 
fliehen in die Vororte. 


Denn die weiße Mittelschicht ist in 
die Suburbs gezogen, arme und häufig 
analphabetische Farbige sind in den 
Kern der Stadt nachgerückt. Von 1950 
bis 1965 räumten etwa 1,5 Millionen 


KULTUR 


Weiße New York City. Im gleichen 
Zeitraum wanderten 1,25 Millionen 
Neger und Puertorikaner zu. 


Diese Armeen von unbemittelten 
Minderheiten sind das größte Problem 
der Stadt: Sie zahlen kaum Steuern, 
empfangen aber überwiegend Unter- 
stützung (jährlicher Wohltfahrts-Etat 
der Stadt: sechs Milliarden Mark). Im 
Jahre 1980, so schätzen die Planer, 
werden in New York City 3,5 Millionen 
Neger und Puertorikaner leben — 
nahezu jeder zweite wird also ein Far- 
biger sein. 


New York zahlt zwar fast ein Fünf- 
tel des Aufkommens aller US-Steuern 
an Washington — nahezu 75 Milliar- 
den Mark fließen jährlich aus New 
York in den Bundessack. Dennoch 
bleibt das größte Problem der reich- 
sten Stadt der Welt die Armut. Das 
Defizit in ihrem Budget geht in die 
Milliarden. 


Dabei wären gerade jetzt mehr Mit- 
tel denn je nötig, zur Bekämpfung 
der Luftverschmutzung und Wasser- 


Verkehrsstau in New York 
. wie der Brief eines Jungen... 


verseuchung, zur Abwendung von 
Streiks, zur Bekämpfung der Verbre- 
chen — und vor allem für den Woh- 
nungsbau. 


Die New Yorker hausen erbärmlich. 
Jede dritte Wohnung gilt als „unge- 
sund“. Die Privatindustrie baut zu 
Preisen, die nur für sieben Prozent der 
Bevölkerung erschwinglich sind. Und 
während in den Geschäftsvierteln 
stählerne und gläserne Kolosse auf- 
wachsen (während der letzten 20 Jahre 
entstanden mehr als 200 neue Wolken- 
kratzer), werden dringend 800 000 
menschenwürdige Wohnungen gesucht. 


Die New Yorker leben in Furcht und 
Schrecken vor der zunehmenden Kri- 
minalität. 1968 wurden folgende Ver- 
brechen aktenkundig: 904 Morde, 
1840 Vergewaltigungen, 54405 Raub- 
überfälle, 146 319 Diebstähle (im Wert 
über 50 Dollar), 173559 Einbrüche und 
74 440 Autodiebstähle; und die „New 
York Times“ schätzt, daß die wahre 


KULTUR 


Zahl der Vergehen noch um 30 Pro- 
zent höher liege. 


Die New Yorker fürchten neue 
Streiks — wie die der Müllkutscher, 
als sieben Millionen Tonnen Abfall 
und 25 000 Autowracks in den Straßen 
lagen und sich mehr Ratten als Ein- 
wohner tummelten; wie die der Leh- 
rer, als mehr als eine Million Schüler 
36 Tage lang ohne Unterricht blieben; 
wie die der Hafenarbeiter, als 
hunderttausend Weihnachtspakete 
wochenlang, bis ins Frühjahr, an den 
Docks lagerten; wie die der Feuer- 
wehrleute, die nur noch bei bedrohli- 
chen Bränden eingriffen; wie die der 
Polizisten, die 2000 Mann stark vor die 
City Hall zogen und brüllten: „Blue 
power.“ 

Die New Yorker atmen die schmut- 
zigste Luft — zentnerweise inhalieren 
sie pro Jahr das Gift, das oft ein Vier- 
tel des einfallenden Sonnenlichts 
absorbiert. Die jährliche Giftrate für 
die Bronchien der New Yorker ent- 
spricht den Superlativen dieser Stadt: 


D> 230 000 Tonnen Ruß und Asche, 

> 597 000 Tonnen Schwefeldioxid, 

D> 298 000 Tonnen Stickstoffoxid, 

> 597 000 Tonnen Kohlenwasserstoff, 
> 1536 000 Tonnen Kohlenmonoxid. 


„Die Stadt ist schmutzig, und sie 
macht einen wahnsinnig“, bekannten 
Bürger in einer Anzeige in der „New 
York Times“, als sie zu Spenden auf- 
riefen, um New York zu verändern. 
Denn, so begründeten sie ihren Ap- 
pell: „Diese Stadt ist auch schön.“ 

Noch schöner — und überhaupt er- 
träglich — soll sie nunmehr nach dem 
Willen der „City Planning Commis- 
sion“ werden. 


Freilich, die veranschlagten Kosten 
für die Sanierungspläne der nächsten 
zehn Jahre belaufen sich auf etwa 200 
Milliarden Mark. Und so nimmt nicht 
Wunder, daß die Planungsbeauftragte 
Beverly Spatt mittlerweile ein depri- 
mierendes Urteil sprach: Der „Master 
Plan“ komme ihr vor wie „der Brief 
eines kleinen Jungen an den Weih- 
nachtsmann“. 


* Beim Müllfahrer-Streik im Februar 1968, 


Müll-Berge in New York* 
...an den Weihnachtsmann” 


In der Musikwiedergabe stehen 
unsere HiFi Musikanlagen an der 
absoluten Grenze der technischen 
Perfektion. 


Besser als die Wirklichkeit wollen 
wir auch nicht sein. 


studio 500 bauten wir für Musikliebhaber, die besonders 
hohe Anforderungen an die Wiedergabe stellen. Dabei 


gelang es in einem ungewöhnlichen Maße, hochgezüchtete 
Spitzenleistung mit unerschütterlicher Betriebssicherheit zu 
verbinden. So entwickelten wir für den Plattenspieler eine 
neuartige ölhydraulische Dämpfung, die das Gerät auch bei 
minimalen Auflagekräften unempfindlich gegen Stoß und 
Schwingungen macht. Für die Freunde des Plattenwechslers 


gibt es den HiFi Plattenspieler PS 600 mit Wechselauto- 
matik. Beim Tuner gingen wir mit der Empfangsempfindlich- 
keit bis nahe an die Grenze des physikalisch Möglichen. 
Den Verstärker versahen wir mit einem umfangreichen 
Kontrollfeld, um dem Benutzer jede Möglichkeit zur 
individuellen Feinabstimmung des Klangbildes zu geben. 


HiFi Studio HiFi Studio HiFi Stereo Tuner HiFi Stereo 
Plattenspieler Plattenspieler CE 501 Verstärker 
PS 500 PS 600 CSV 500 
Antiskatingeinrich- mit Wechselauto- Empfang von UKW 2x65 Watt 
tung, Stroboskop, matik, Antiskating- (Stereo), MW, LW, Leistung, 
Chassis ölhydrau- einrichtung, wahlweise auch Frequenzbereich 
lisch gedämpft, Stroboskop und KW statt LW 10...35000 Hz 
Shure «Hi-Track» Elektronik-Motor. DM 998.- DM 1398.- 
Tonabnehmer- Chassis ölhydrau- 
system M 75-6 II lisch gedämpft, 
D “ Shure «Hi-Track» 

Tonabnehmer- 

system M7EGIl, 

DM 860.- 


studio 500 wird durch die HiFi Lautsprecher wie 
L610,1710,L810 oder L 910 zur kompletten Musikanlage. 


L610 L710 L810 L910 
Übertragungs- Übertragungs- Übertragungs- Übertragungs- 
bereich bereich bereich bereich 
30...25000 Hz 25...25000 Hz 2%...25000 Hz 2%... 25000 Hz 
Nennbelastbarkeit Nennbelastbarkeit Nennbelastbarkeit Nennbelastbarkeit 
35 Watt 40 Watt 50 Watt 60 Watt 

DM 460.- DM 595.- DM 895.- DM 1500.- 
Ausführliche Braun AG, Name 

Unterlagen über Frankfurt/Main, 

studio500 undHiFi Rüsselsheimer Str., 

Musikanlagen er- Abt. Z-SP 53 Ort 

halten Sie beim 

Fachhandel oder 

direkt von der Straße 
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Wegner 


Dr. Matthias Wegner, 32, Leiter des Christian 
Wegner Verlags und seit kurzem auch Ge- 
schäftstührer des Rowohlt Verlags, veröffent- 
lichte 1967 eine Untersuchung über „Exil und 
Literatur. Deutsche Schriftsteller im Ausland 
1933-1945°., — Walter Hasenclever, 1890 in 
Aachen geboren, wurde mit seinen expres- 
sionistischen Dramen „Der Sohn“ (1914) und 
„Die Menschen” (1918) berühmt und war später 
mit  zeitkritischen Konversationskomödien 
(„Ein besserer Herr“) erfolgreich. 1940 nahm 
sich der Emigrant in einem französischen Inter- 
nierungslager das Leben. 


ie letzten Jahre seines Lebens 

hatte Walter Hasenclever, der sich 
selbst als „ein unsoziales Wesen, ein 
völlig nutzioses Mitglied der mensch- 
lichen Gemeinschaft“ bezeichnete, an 
dieser confessio vitae geschrieben, 
einer, wie er sie nannte, „Flaschen- 
post“, abgeschickt im Exil von einem, 
der wenig später unter der Last der 
nationalsozialistischen Apokalypse 
zerbrechen sollte, 


Nach einer Verspätung von dreißig 
Jahren ist das nachgelassene Manu- 
skript nun endlich publiziert worden. 
Andeutungsweise hatte sich früher 
schon dieses und jenes über den recht 
intimen Inhalt herumgesprochen. Kurt 
Pinthus, naher Freund und, wie er sich 
selber gern nennt, „Beichtvater“ Ha- 
senclevers, hat sich unermüdlich für 
die Veröffentlichung eingesetzt und sie 
schließlich auch erreicht. 


Dieser autobiographische „Roman“, 
als eine Art geistiges und erotisches 
Testament konzipiert, gehört gewiß zu 
den schwächeren Werken des Autors. 
„Von der Wut des Erzählens gepackt“ 
möchte der einsame Emigrant sein 
„unruhiges, gequältes, von Begierden 
und Enttäuschungen zerstörtes Bild 
betrachten“ und „die Zeiträume sich- 
ten“. Und das heißt für Hasencle- 
ver vor allem: „ein Buch von Frauen 
schreiben“. Um die Frauen und ihre 
offenbar uneingeschränkte Ver- 
zückung gegenüber dem Erzähler 
dreht sich denn auch fast alles. Nimmt 
man die Bezeichnung „Roman“ so 
skeptisch, wie die Lektüre des Buches 
und vor allem die Kenntnis von Ha- 
senclevers Leben, es nahelegen, so 
fällt auf, wie freizügig der Autor mit 
der Wahrheit umgeht. Und das, wo 
doch immerhin einige seiner Gefährten 
(zwar unter fingierten, aber einiger- 
maßen leicht zu entschlüsselnden Na- 
men) einer unbarmherzigen Kritik 
ausgeliefert werden. 

Und doch, dieses Werk zeigt ab- 
schnittsweise immer noch den Zugriff 
des sarkastischen und gesellschafts- 
kritischen Stilisten. Hasenclever, nach 
den Schilderungen seiner Zeitgenossen 
ein ebenso unsteter wie aggressiver 
Neurotiker, der gelegentlich seine Um- 
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Matthias Wegner über Walter Hasenclever: 
„Irrtum und Leidenschaft” 


ZERSTORUNG IM EXIL 


welt mit einer geladenen Pistole in 
Schrecken versetzte, zeichnet hier Kon- 
turen seiner (nur seiner?) Schriftstel- 
ler-Generation mit einigen boshaft 
scharfen Strichen nach: „Was mir an 
den meisten Schriftstellern meiner 
Epoche aufgefallen ist, war ihr sonder- 
bares Doppelleben. Auf der einen Seite 
waren sie skrupellose Geschäfte- 
macher, die jeden Börsenmakler be- 
schämen konnten; auf der andern hiel- 
ten sie, geschickt und ehrgeizig, das 
Publikum durch immer neue Einfälle 
in Atem.“ 


Nicht ohne aktuelle Pikanterie liest 
sich auch die Schilderung der „anti- 
autoritären“ Bestrebungen des jungen 


ag Walter 

dei und Hasenclever: 
‚ Leiden- Irrtum und 
F-.4Sch ar 


Leidenschaft” 
Universitas Verlag 
Berlin 

340 Seiten 

19,80 Mark 


Studenten Hasenclever, der sich gegen 
den vom Katheder gepredigten, kano- 
nisierten Wissenschaftsbegriff auf- 
lehnt und sich durch eine leidenschaft- 
liche Liaison mit der Gattin des Pro- 
fessors an diesem Dogmatismus rächt. 
So auch mancher beißende Kommentar 
zu jüngeren Kollegen und ihrem em- 
phatischen Schlachtruf, daß Literatur 
„die Welt um jeden Preis verändern 
müsse“, oder die Schilderung von Ha- 
senclevers eigenem Eintreten - für 
einen literarischen Aktionismus. 


Allerdings stellt sich bei ihm schnell 
Resignation ein: „Wir haben alle die 
Jugendkrankheit der Weltverbesse- 
rung durchgemacht. Trösten wir uns 
mit der Erkenntnis, daß wir selber 
unverbesserlich sind.“ Flüchtig hinge- 
worfene Apercus („Was damals in 
Deutschland an Filmen produziert 
wurde, stand auf dem Niveau eines 
kleinstädtischen Bordells“) überra- 
schen durch ihren kaum verbrauchten 
Gegenwartsbezug. Holprig dagegen 
klingen jene Verbalinjurien, die sich 
hier einige prominente Zeitgenossen 
gefallen lassen müssen, etwa die lang- 
jährigen Freunde Ernst Rowohlt, 
Ernst Deutsch, Ernst Toller, der fran- 
zösische Maler Lurcat, der Regisseur 
Karl Heinz Martin. 


Für den heutigen Leser belangvoll 
wird dieses späte „Bekenntnisbuch“ 
jedoch durch den Stellenwert, der ihm 
im Kontext der deutschen Exilliteratur 
eingeräumt werden muß. 


Die Literatur der Emigranten, sieht 
man einmal von den „Großen“, den 
1933 längst „etablierten“ Autoren ab 
(wie etwa Thomas und Heinrich Mann, 
Joseph Roth, Brecht, Anna Seghers, 
Döblin), ist oft gekennzeichnet durch 
einen eklatanten Widerspruch von 
ideologischem Engagement und völli- 
ger Ohnmacht. Vom Ausland wegen 
ihrer einschränkungslosen Verachtung 
Nazi-Deutschlands zumeist als lästige 
Querulanten eingestuft, sahen sich die 
Emigranten in der Lage von einfluß- 
losen Parasiten einer abweisenden 
Umwelt: „Davon zu wissen und wenig 
dagegen tun zu können, weil man kei- 
nen Glauben bei anderen findet... 
das ist das Qualvollste in all dem Un- 
gewissen“, so schrieb (der Lyriker Paul 
Zech, der ebenfalls am Leiden des 
Exilierten zerbrach, in einem bis 
heute unveröffentlichten Roman. 


„Das Herzasthma des Exils“ (Tho- 
mas Mann) bewirkte somit bei vielen 
Emigranten (weniger betraf dies übri- 
gens die Marxisten unter ihnen) 
künstlerische Stagnation oder allmäh- 
liches Verstummen. Hieraus resultier- 
te bei vielen Exil-Autoren wohl auch 
jener erstaunliche literarische Provin- 
zialismus — erstaunlich angesichts der 
Möglichkeiten zur Kommunikation mit 
literarischen Tendenzen der Gast- 
Länder —, den man vielleicht einen 
Provinzialismus nach außen nennen 
könnte, im Gegensatz zu jenem Pro- 
vinzialismus nach innen, der die Lite- 
ratur der „Inneren Emigration“ cha- 
rakterisiert. Nichts anderes meinte der 
Emigrant Ernst Weiß mit seiner rhe- 
torischen Frage von 1938: „Was bleibt 
unsereins im Exil jetzt noch übrig, als 
von Erinnerung zu leben und Memoi- 
ren zu schreiben?“ 


Hasenclevers „Irrtum und Leiden- 
schaft“ enthält gewiß zuviel selbst- 
vergessene Egozentrik für eine Auto- 
biographie und allzuviel Privates für 
einen Roman. Aber eben diese Schwä- 
che des Buches verweist auf die zer- 
störerische Kraft des Exils. Der Kri- 
tiker muß sie in Rechnung stellen. 


Es könnte mit diesem Hinweis sein 
Bewenden haben, wenn zumindest die 
Germanisten in diesem Land die Aus- 
einandersetzung mit der Exilliteratur 
nicht stets gescheut hätten. Das Ge- 
genteil aber ist der Fall, und deshalb 
sei dem Verlag für seine (gewiß unren- 
table) Veröffentlichung gedankt. 


Was hart 
mit Kunststoffen 
zutun? 


Kunststoffe sind sowohl in der Erdöl und Erdgas enthalten Durch Tieftemperaturprozesse 

Technik als auch im täglichen verschiedene Kohlenwasserstoff- werden diese Gasgemische zer- 

Leben unentbehrlich geworden. verbindungen. Bei der Verarbei- legtundreine Kohlenwasserstoffe 

Die Ausgangsprodukte zur tung von Erdölfraktionen werden gewonnen, die Basis für eine 

Herstellung von Kunststoffen durch thermische Spaltung Vielzahl von Kunststoffen sind. — 

liefert die Petrochemie. kohlenwasserstoffreiche Gas- Tieftemperatur- und Verfahrens- 
gemische erzeugt. technik sind ein Arbeitsgebiet 

der Linde AG. 


[7 EZ 2 

Vielseitig ist die Verwendung von 

Kunststoffen Ausgangsprodukte der Petro- anlage 
chemie 


Die Arbeitsgebiete von Linde 
Tieftemperatur- und Verfahrenstechnik, Kälte- und Klimatechnik, 
Kolbenkompressoren und Turbomaschinen, Hydraulik, Flurförderzeuge, 
Technische Gase und Schweißtechnik, Werkzeugmaschinen und Werkzeuge, 
Kühlhäuser, Haushaltsgeräte 


WM/Z 844/2 


Linde Aktiengesellschaft, Zentralverwaltung, Wiesbaden 


Künstler Manzoni 
Hartgekochte Eier... 


KUNST 


MANZONI | 
Lange Linie 


m Sommer 1962 hob ein kleiner, 

dicker Italiener den Erdball aufs 
Podest. Piero Manzoni, 29jähriger 
Adelssproß aus Mailand, lud in einem 
dänischen Park einen eisernen Kubus 
ab, auf dem zu lesen war: „Sockel der, 
Welt“. Die Inschrift steht seither, sinn- 
gemäß, auf dem Kopf. 


Mit seinem Sockel-Bau war dem 
Künstler, der ein Jahr später an einer 
Lebererkrankung starb, eine der sinn- 
fälligsten Gebärden moderner Kunst 
geglückt — er hatte den ganzen Glo- 
bus feierlich zum Kunstwerk erhöht. 


Gesten von solcher Art waren das 
höchste Ziel des Frühverstorbenen und 
seine folgenreichste Hinterlassen- 
schaft. Manzoni, stets bemüht, den 
Unterschied von Kunst und Wirklich- 
keit zu überwinden, wird heute als 
Prophet der allerjüngsten Avantgarde 
verehrt. Objekt-Kunst, Land-Kunst 
und Konzept-Kunst sind in seinen 
Arbeiten vorweggenommen. 
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Die demnach fällige Ahnen-Ehrung 
wird derzeit im Städtischen Museum 
der Fußball-Stadt Mönchengladbach 
absolviert. Des Hauses progressiver 
Herr Johannes Cladders („Publik“: 
„Gäbe es eine Kunstbundesliga, Clad- 
ders stünde an der Tabellenspitze“) 
hat sich, nach seinem Kollegen im 
niederländischen Eindhoven, die erste 
Manzoni-Retrospektive gesichert. 


In der Ausstellung, versteht sich, 
gibt es mehr nachzudenken als anzu- 
schauen; so sind in den Vitrinen 
Schriftstücke, Hühnereier (Jahrgang 
1960) und wohlverschlossene Büchsen 
aufbewahrt. Ein ästhetisches Vergnü- 
gen bieten nur Manzonis Bilder. 


Auch diese Augenlust indes ist nicht 
vollkommen. Zwar pflegte Manzoni 
seine Leinwände durch körniges oder 
lineares Relief zu gliedern, doch 
schließlich färbte er sie gleichmäßig 
zu weißen „Achromen“ ein — Gegen- 
stücken zu den blauen und goldenen 
„Monochromen“ seines ebenfalls jung 
verstorbenen französischen Rivalen 
Yves Klein (1928 bis 1962), mit dem er 
sich in hitzigen Streitgesprächen duel- 
lierte. i 


Sein Achrom-Prinzip, mit dem er 
„die Fläche befreien“ und „die unbe- 
grenzte Bedeutung eines totalen Rau- 
mes entdecken“ wollte, wandte der 
Künstler auch auf Reliefs aus weichen 
Materialien wie Watte, Glaswolle und 
Kaninchenfell sowie auf Objekt- 
Assemblagen an, die er beispielsweise 
aus Brötchen komponierte. So wurde 
das reale Backwerk — getüncht — in 
einen Zwischen-Raum von Kunst und 
Leben versetzt. 


In diesem Raum operierte Manzoni 
mit mannigfaltigen, teils utopischen 
Ideen. Er verfremdete die geographi- 
sche Wirklichkeit, indem er auf der 
Landkarte von Irland die Stadt Va- 
lencia und auf Island das Kap Hoorn 
einzeichnete. Er setzte sich geduldig an 
Rotationsmaschinen, um durchlaufen- 
de Papierrollen mit Linien bis 7200 
Meter Länge zu markieren, barg die 
derart fixierten Strecken geheimnis- 
voll in versiegelten Papp- und Metall- 
zylindern und gestand am Ende uner- 


sättlich: „Ich möchte sogar eine weiße 
Linie entlang des ganzen Meridians 
von Greenwich ziehen.“ 


Unausführbares plante Manzoni 
auch mit elektronischen Environments 
oder einem „pneumatischen Theater“, 
das, aufgepumpt, seine Besucher wie 


ein Mutterleib umschließen sollte 
(„Placentarium“). 
Das Problem der „pneumatischen 


Skulpturen“ hingegen hatte er schon 
um 1960 gelöst — mit einer frei im 
Luftstrom balancierten Kugel und se- 
rienweise verkauften Luftballons, die 
mit dem „Atem des Künstlers“ gefüllt 
waren. 


Mit seiner eigenen Person nämlich 
trieb Manzoni einen mystischen Kult. 
Er „weihte“ (Manzoni) hartgekochte 
Eier durch seinen Daumenabdruck und 
ließ sie gelegentlich — ein echter Dada- 
Erbe — zu gründlicherem Kunstgenuß 
vom Publikum verspeisen. Er verteilte 
Blechbüchsen, die laut mehrsprachiger 
Aufschrift je 30 Gramm „Merda d’ar- 
tista“, „Artist’s Shit“ oder „Künstler- 
scheiße“ enthielten („Made in Italy“). 
Auch dachte er daran, der Welt in 
Fläschchen sein „Künstlerblut“ zu 
spenden. 


Die religiöse Attitüde ist allerdings 
verständlich, da in Manzonis Auffas- 
sung die Wirklichkeit allein durch 
Künstler-Macht, wie durch Magie, in 
Kunst verwandelt wird. So stellte er 
die Erde auf den Sockel, so konstru- 
ierte er eine „magische Basis“ für 
jedermann, so gab er Freunden Zerti- 
fikate aus (,...gilt fortan als authen- 
tisches Kunstwerk“), so signierte er 
nackte Mädchen und beabsichtigte — 
ein seither viel kopierter Einfall —, 
„lebende Personen auszustellen“. 
Nicht genug damit: Manzoni wollte 
überdies verstorbene Mitmenschen 
„unter Verschluß bringen und in 
durchsichtigen Plastikblöcken konser- 
vieren“. 


Dieser Künstler-Wille wird in Mön- 
chengladbach nun symbolisch voll- 
streckt: Aussteller Cladders verteilt 
die Kataloge mit dem Namenszug 
„Manzoni“ in transparenten Plastik- 
Kassetten. 


.„ durch Daumenabdruck geweiht: Manzoni-Ausstellungsstücke „Magische Basis“, „Künstlerscheiße“, „Wolke“ 
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Gramco 


Generalrepräsentanz für Deutschland der 
Gramco Sales Limited 

8 München 2, Burgstraße 7 

Telefon 0811 / 22 28 91 


Ich möchte Näheres über den USIF Real Estate erfahren. Bitte 
senden Sie mir unverbindlich ausführliche Unterlagen. 


Name 


Ort 


Straße 


Telefon 


G 53 


Mit diesem großen Coupon 


können Sie eine große 


Sie können es Tausenden von Anlegern in über 60 
Ländern der Welt gleichtun, die am USIF Real Estate 
beteiligt sind. 

USIF Real Estate ist ein wirklich einzigartiger Invest- 
ment-Fonds. Sein Portefeuille besteht aus erstklas- 
sigen Rendite-Immobilien in den Großstadtgebieten 
der USA. Dazu gehören Bürohochäuser, Einkaufszen- 
tren, Wohnanlagen und andere ausgesuchte Objekte 
im Wert von über 650 Millionen Dollar, und jeden Mo- 
nat kommen weitere Gebäude für durchschnittlich 
40 Millionen Dollar hinzu. 

Das unbeständige Auf und Ab der Börsenkurse hat 
auf USIF Real Estate keinen Einfluß, und der Wert 
erstklassiger Immobilien wächst in dem Maße, in 
dem die Kosten und Preise steigen. 

Das ist USIF Real Estate: Stabilität; stetiges, kräftiges 
Wachstum; Liquidität. Sie können Ihre Anteile jeder- 
zeit mit 48stündiger Kündigung verkaufen. 


Sache in Gang bringen 


Dieser Coupon kann sehr viel für Sie bedeuten. Des- 
halb haben wir ihn so groß gemacht. Schicken Sie 
ihn uns noch heute. Wir werden Ihnen sofort antwor- 
ten. Oder wenden Sie sich an Ihre nächste Gramco- 
Agentur (Gramco ist die Vertriebsgesellschaft des 
USIF Real Estate). Auch Ihre Bank oder Sparkasse 
informiert Sie gerne über den Fonds. 


One East Schiller St. 
Chikago, Illinois 
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BÜCHER 


NEU IN DEUTSCHLAND 


Rheinwein auf dem Mars 


Kurd Lasswitz: „Auf zwei Planeten”. Scheffler; 
352 Seiten; 12,80 Mark. 


Der Geleitwortler des Jahres, 
Wernher von Braun, wird, wie er im 
Vorwort dieses Buches schreibt, „nie 
vergessen, mit welcher Neugierde und 
Spannung ich in meiner Jugend diesen 
Roman verschlang“. 


Der junge Braun hatte es gut: Er 
konnte den phantastisch-komischen 
Science-fiction-Oldtimer des deut- 
schen Studienrats und Philosophen 
Kurd Lasswitz (richtig: Laßwitz, 1848 
bis 1910) noch in der zweibändigen 
Originalausgabe lesen; der 69er Laß- 
witz ist von zwei rabiaten Herren 
„neu bearbeitet“ worden, das heißt: 
verschnitten, verkürzt, verplattet. 


Die Haupthandlung natürlich teilt 
auch die moderne Stummel-Fassung 
mit: Marsmenschen landen auf dem 
Nordpol, werden von deutschen For- 
schern entdeckt, übernehmen das Pro- 
tektorat über Europa, wollen die zu- 
rückgebliebenen Irdischen höhere Sit- 
ten und Kultur lehren, werden von 
deutschem Geist und amerikanischem 
Geld schließlich überwunden und zie- 
hen sich wieder auf den Mars zurück. 


Das ist eine amüsant fabulierte Ge- 
schichte voller menschlich-martischer 
Verstrickungen, kühner Spekulationen 
und Spinnereien — die besten Laß- 
witze jedoch fehlen in der neuen aske- 
tisch reduzierten Platt-Form, etwa: 

Wie es für die wackeren Deutschen 
aus Berlin-Friedau, die als erste auf 
den Mars gelangen, da oben das aller- 
schönste ist, „in der Waldeinsamkeit“, 


KULTUR 


Autor Laßwitz 
Auf die Moosbank gesunken 


ganz wie „daheim unter Tannen...ein 
richtiges Erdenfrühstück — Friedauer 
Wurst und wirklichen Rheinwein!“ zu 
konsumieren; und wie dann auch 
menschenverliebte Martierinnen 
gleich beim ersten Erdgang den viel- 
gerühmten „deutschen Wald dort in 
der Nähe von Friedau“ aufsuchen; und 
wie es schließlich mit der interplane- 
tarischen Erotik sich verhält: „Er sank 
auf die Moosbank nieder und zog sie 
mit...ihre Lippen glühten.“ 


Selbst unschuldige, herzige Details 
hat das barbarische Streichduett des 
Scheffler-Verlags unvermittelt elimi- 
niert: „Da, da ist's“, ruft der eine Held 
„jJubelnd“ am Fernseher der Marsia- 
ner-Raumstation: „Das ist die alte 
Burg, links daneben liegt das Haus, 
mein Haus — Jesus Maria — ich 
kann’s wahrhaftig sehen ... Da wohnt 
mein Mutterl.“ 


Das Mutterl und Jesus Maria fehlen 
in der Neuausgabe. 


BESTSELLER 


BELLETRISTIK 


. Hagelstange: Altherrensom- 
mer. Hoffmann und Campe; 
19,80 Mark. 

. Updike: Ehepaare. Rowohlt; 
26 Mark. 

. Puzo: Der Pate. Molden; 25 
Mark. 

. Graß: Ortlich betäubt. Luch- 
terhand; 19,50 Mark. 
Heinrich: Schmetterlinge 
weinen nicht. Bertelsmann; 


19,80 Mark. 


. Habe: Das Netz. Walter; 24 
Mark. 

« Golon: Angelique und die 
Versuchung. Blanvalet; 28 
Mark. 


. Susann: Die Liebesmaschine. 
Scherz; 24,80 Mark. 


. Fairbairn: . und wählte 
fünf glatte Steine. Rowohlt; 
26 Mark. 

. Baldwin: Sag mir, wie lange (7) 
ist der Zug schon fort. Ro- 
wohlt; 25 Mark. 


SACHBÜCHER 


. Däniken: Zurück zu den Ster- 
nen. Econ; 18 Mark. 

. Speer: Erinnerungen. Propy- (1) 
läen; 25 Mark. 

. Büdeler: Projekt Apollo. Ber- (3) 
telsmann; 24 Mark. 
Der Flug zum Mond. Burda; (7) 
15 Mark. 

. Lundberg: Die Reichen und (9) 


die Superreichen. Hoffmann 
und Campe; 28 Mark. 


. Heisenberg: Der Teil und das (4) 
Ganze. Piper; 24 Mark. 


. Haber: Unser Mond. DVA; (8) 
16,80 Mark. 

. Mitscherlich: Die Idee des (6) 
Friedens und die menschliche 
Aggressivität. 
6,80 Mark. 
Pichler: Die Mondlandung. (5) 
Molden; 25 Mark. 

. Schukow; Erinnerungen und (10) 


Gedanken. DVA; 28 Mark. 


Suhrkamp; 


Im Auftrag des SPIEGEL wöchentlich ermittelt vom Institui für Demoskopie Allensbach. 
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Witze vom Sender 


Michael Schiff (Herausgeber): „Radio Eriwan 
antwortet”. Kindler; 124 Seiten; 7,80 Mark. 

„Frage an Radio Eriwan: Kann man 
ein kapitalistisches Land auf friedli- 
chem Wege in ein sozialistisches ver- 
wandeln? — Radio Eriwan antwortet: 
Im Prinzip ja, aber wozu?“ 


Darüber lachen die Deutschen, die 
überhaupt so sehr für den Humor 
sind, besonders gern: Mit 50000 ver- 
kauften Exemplaren ist dieses Bänd- 
chen Anti-Sowjet-Witze, zu dem laut 
Anhang auch Professor Grzimek zwei 
beigetragen hat, ein von der Demosko- 
pie nicht erfaßter Bestseller auf dem 
Büchermarkt der Bundesrepublik. 


Etwa ein Viertel dieser dem schon 
legendären armenischen Sender in die 
Wellen gelegten Eulenspiegeleien ist 
auch wirklich komisch. 


Hausfrau gegen Apo 


Draginja Dorpat: „Junge Knaben beim Spiel“. 
Merlin; 44 Seiten; 4,80 Mark. 

Die Hausfrau und Dichterin Dra- 
ginja Dorpat, 37, die vor drei Jahren 
mit ihrem literarisch kaum inspirier- 
ten, jedoch recht anrüchigen Erstlings- 
Roman „Ellenbo- 
genspiele“ immer- 
hin die deutschen 
Sittlichkeitsbeam- 
ten schreckte — 
Draginja hat was 
gegen die Apo. 
Und als ihr über- 
dies der glückliche 
Einfall kam, die 
Linken „Nager“ 
und Mao „Miau“ 
zu nennen, da 
ward dieses ver- 
druckste, ver- 
klemmte Scherz- 
Werk geboren. Unbegreiflich erscheint 
nur, warum der sonst so galante Mer- 
lin Verlag durch die Veröffentlichung 
dieses kläglichen Textchens seine Au- 
torin ruiniert. 


Draginja Dorpat 


Hausmeister an der Adria 


Hans Weigel: „Vorschläge für den Weltunter- 
gang“. Residenz; 128 Seiten; 9,50 Mark. 


Die Neue Linke hat die Macht über- 
nommen, sie hat die bestehenden Ord- 
nungen aufgelöst, alles kaputtgehauen 
und sich vielfach gespalten. 


Unter Anleitung ihrer Berater aus 
Moskau und Peking veranstalten die 
antiautoritären Langmähner nun eine 
Siegesfeier. Als ihr Eröffnungsredner 
fungiert Pius Büttel, Autor des an 
allen subventionierten Bühnen ge- 
spielten Erfolgsstücks „Gespräch über 
die Notlage der Arbeiter und Bauern 
im nordwestlichen Braunkohlendistrikt 
von Bolivien und die verbrecherischen 
Versuche der mit Hilfe nordamerika- 
nischer Konzerne eingesetzten anti- 
demokratischen faschistischen Regie- 
rungsclique, den heldenhaften Be- 
freiungskampf der Guerillas blutig zu 
unterdrücken, dargestellt von einer 
Truppe ürrsinniger Dilettanten...“ 
usw. 


KULTUR 


Schon hier wird es klar: Der Wei- 
gel-Hans, der Wiener Literat und (so 
der Klappentext) „Kulturkritiker“, ist 
ein eminent witziger Kopf. 


Aber es kommt, in der größten, 
schier apo-kalyptischen von fünf so- 
genannten Satiren zum Thema „Welt- 
untergang“, noch viel besser: Auf tritt 
nämlich da ein Schriftsteller aus der 
CSSR, der spaßig böhmakelt wie einst 
der Herr Schwejk und denkt wie der 
Herr Weigel, und der beweist den ver- 
dutzten Linken, daß es im Kapitalis- 
mus doch noch mehr Sozialismus gibt 
als im Sozialismus. Wie das? 


Weil der, der was hat, auch wenn 
man es ihm nicht verstaatlicht, der 
zahlt soviel Steuern, daß das, was da- 
bei herauskommt, allen zugute kommt, 
daß die Hausmeister an die Adria jah- 
ren und die Arbeiter sich ihre Wagen 
kaufen... und daß sie sich streiten, ob 
sie achtundvierzig oder vierundvier- 
zig oder vierzig Stunden arbeiten 
möchten in der Woche, und es geht. 

Ja, der Weigel, das ist doch noch mal 


ein rechter Satiriker. Rechter geht es 
kaum. 


Ehefrau auf Glanzlack 


Babs H. Deal: „Sieben Frauen“. 
Seiten; 20 Mark. 

Sie heißen Edyth, Joan, Mary Alice, 
Barbara Jean, Sandra, Martha und 
Meredith. Sie studierten vor zwanzig 
Jahren an derselben Universität und 
wohnten im selben Studentinnenheim. 


Wegner; 328 


Und ebendort wird jetzt bei Bau- 
arbeiten das Skelett eines Säuglings 
gefunden, das (aus Termingründen) 
nur eine der sieben dorthin praktiziert 
haben kann. Ach, da packen die ehe- 
maligen College-Girls und jetzigen 
Kleinstädterinnen Furcht und Schrek- 
ken, beängstigende Erinnerungen 
dämmern auf an schwüle Tage, denn 
eine jede hat natürlich (bildlich ge- 
sprochen) eine kleine Leiche im Keller. 


Die mit allerlei Pseudophilosophi- 
schem angedickte Schwarte der tra- 
gischen Wirren erscheint im sonst bes- 
ser sortierten Hamburger Wegner- 
Verlag. Vom hochglanzlackierten 
Schutzumschlag, und dies ist noch das 
Schönste am Buch, sphinxt blauäugig 
und mit tiefem Blick des Verlegers 
photogene Ehefrau — gleich sieben- 
mal für alle sieben Titel-Damen. 


E 
DIN 


Deal-Buchumschlag (Ausschnitt) 
Von Furcht und Schrecken gepackt 
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SANGRITA Silvester-Parole 
sorgfältig ausschneiden 
und gut sichtbar tragen! 


Prost 
Neujahr 


guten Magen! 
Trinkt 
zweihändig! 


Links SANGRITA oder SANGRITA PICANTE — 
rechts TEQUILA ESPUELA, MEZCAL YAGUL, 
Wodka oder Korn. 


Der feuchtfröhliche Abschied vom alten Jahr soll Ihnen am Neujahrsmorgen nicht im 
Magen liegen. Deshalb bei der Silvester-Feier zweihändig trinken! Oder auch 
SANGRITA zwischendurch solo.Das macht munter und hältdenKopf hoch.GutenMagen. 
Machen Sie gerade bei der Silvester-Feier die zweihändige Trinkprobe 

und Sie werden am Neujahrsmorgen 

mit Wohlbehagen feststellen: das zweihändige 
Trinken ist das Einmalige an SANGRITA! 
Alleinhersteller Anton Riemerschmid, 8 München, 
Praterinsel von SANGRITA und SANGRITA 
PICANTE und Alleinimporteur von TEQUILA 
ESPUELA 42% und MEZCAL YAGUL 42%. 


x 


Allen SANGRITA-Freunden 
sage ich zum Jahreswechsel meinen Dank 
und wünsche für 1970 
viele heitere und unbeschwerte Stunden. 


SANERITA... = 
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„SPASS FORDERT DAS BEWUSSTSEIN” 


SPIEGEL-Reporter Fritz Rumler über den „antiteater“-Chef Rainer W. Fassbinder 


r hat alle Anlagen, ein Münchner 

Grantler zu werden. Mißtrauische 
Augen verstecken sich hinter pampi- 
gen Backen; überm mürrischen Mund 
keimt ein schütterer Schnauzbart; er 
redet wenig und das noch muffig. 

Vor allem aber hat Rainer Werner 
Fassbinder, 23, alle Anlagen, ein 
Frühvollendeter zu werden. In knapp 
zwei Jahren hat er vier Filme gemacht, 
fünf Stücke geschrieben, zehn Stücke 
bearbeitet und 17mal inszeniert; dazu 
hat er geschauspielert, einer Theater- 
kommune vorgestanden und pro Tag 
an die 60 Zigaretten geraucht. 


Preise und wohlmeinende Prädika- 
te sind dem fruchtbaren Fassbinder 
darob zugefallen, Bremens Bühne 


m 
’E 
: 


widmete ihm ein dreizehnstündiges 
„Showdown“, sein „antiteater“-Kol- 
lektiv gilt als Deutschlands fesselnd- 
ste Privat-Truppe. Rainer Werner 
Fassbinder, wie ein Phönix dem 
Münchner Underground entstiegen, ist 
der Wunderknabe der Saison. 

Freilich, die Wunder seiner Werke 
erschließen sich nicht auf den ersten 
Blick: Man muß sich in sie einsehen, 
um sie einzusehen. Menschen, die 
Althergebrachtem anhängen, fallen 
zu Fassbinder gern Epitheta wie 
hölzern oder langweilig ein. 


„Sich an ästhetische Normen zu 
halten“, sagt Fassbinder, „bedeutet 
Anpassung.“ Folgerung: „‚Schön‘ ist 
für uns alles, was Alternativen zum 
Bestehenden aufzeigt.“ Und „schön“ 
ist vielerlei: 


Schön sind, sagt Fassbinder, die 
langsamen Filme von Jean-Marie 
Straub („Chronik der Anna Mag- 


dalena Bach“), die Filme von Godard, 
Krimis und Western, aber auch Flip- 
pern ist schön, Montag ist ein schöner 
Tag, selbst Anzengruber kann schön 


„antiteater”-Probe, Chef Fassbinder: Gemütliche Untiere 


sein, und schön sind die Fassbinder- 
Produktionen. 

Fassbinder spielt gern den intel- 
lektuellen Tiefstapler. Stets in eine 
schwarzlederne Rockerjacke gewan- 
det, die ihm „mal einer geschenkt 
hat“, könnte er als eine Art Kaspar 
Hauser passieren, der die Welt ohne 
Bildungsbrille betrachtet. 


Solche Unvoreingenommenheit führt 
Fassbinder auf seine Kinderzeit zu- 
rück. Er sei, in einem Arzthause, „ohne 
Erziehung aufgewachsen“; in der Schu- 
le erst habe er gesehen, „wie es im 
Leben ist“. Damals habe er richtige 
„Anfälle“ bekommen. 


Nach unvollendeter höherer 
Schulbildung nahm er Schauspiel- 


unterricht und arbeitete nebenbei im 
Archiv der „Süddeutschen Zeitung“, 
wo er „viele Zeitungen las“. Später 
verband er sich dem „Action-Thea- 
ter“; dessen Leiter war der nachmali- 
ge linke Kaufhaus-Brandstifter Söhn- 
lein. Als sich das Unternehmen auf- 
löste, formierte Fassbinder sein 
„antiteater“; zur Bühne diente eine 
Schwabinger Bierwirtschaft. 

Binnen kurzem stand die neue 
Truppe an der Spitze der Schwadron 
Münchner Kellerbühnen; denn an- 
ders als die andern spielte Fassbin- 
der nicht alte Avantgarde-Stücke nach: 
Er schrieb sich, zuweilen mit Kollek- 
tivhilfe, seine Stücke selbst. 

Zunächst deformierte er Klassiker 
bis zur Erkennbarkeit ihrer krimi- 
nellen oder antihumanen Gehalte, 
etwa Goethes edle „Iphigenie“ oder 
den „Ajax“ des Sophokles. Jüngsthin 
braucht er als Anlaß für seine Werke 
nur noch Zeitungsnotizen oder das all- 
gemeine Elend der Welt. 


Dumpfe Wesen mit schwerfällig 
knarzendem Bayrisch treten zumeist 


auf seine Szene, grausam-gemütliche 
Untiere, die beim Biere sitzen und 
vom Gelde reden, jedweden Außen- 
seiter verprügeln oder ihm „den 
Schwanz abschneiden“ wollen: „Weil 
da denkt er länger dran.“ 


Fassbinder hat gefunden, daß es in 
den Köpfen vieler Leute dumpf zu- 
geht. Aber Aufklärung verliere ihre 
Wirkung, sagt er, „wenn sie rundum 
stimmig und kensumierbar präsen- 
tiert wird“. Hingegen mache es 
„Spaß, etwas zu entdecken, was nicht 
eindeutig“ sei: „Spaß fördert das Be- 
wußtsein.“ 


So erzählt er meist nicht eine 
gradlinige Geschichte, sondern, sagt 
er, „Geschichten zur Geschichte“: 
Splitter, Fragmente, sprunghaft mon- 
tiert, summieren sich zu einem wider- 
spruchsvollen, irritierenden Ganzen. 


Damit die keinesfalls unsozialisti- 
sche Aufklärung auch irritierend 
vors faul gewordene Auge treie, hält 
Fassbinder seine Leute zu hagerer 
Stilisierung an. Mit der so einge- 
spielten Truppe ist quick zu produ- 
zieren: Der Film „Katzelmacher“ 
etwa, für 80000 Mark hergestellt, 
war in neun Tagen abgedreht. 


Im dritten Stock eines zum Ab- 
bruch vorgesehenen Hauses in der 
Münchener Stollbergstraße hat sich 
die „antiteater“-Kommune Wohn- 
und Proberäume eingerichtet. Bier- 
kästen stapeln sich, nackte Glühbirnen 
spenden kaltes Licht, die Wände zie- 
ren Plakate und Erfolgsnachrichten. 


Doch die Kommune macht dem 
Fassbinder Kummer. Es gebe „sexu- 
elle Schwierigkeiten“, sagt er, der 
von sich selbst sagt: „Ich lebe pro- 
miskuitiv.“ Die erstaunliche Persön- 
lichkeit dieses frühgereiften Twens 
hält aber, so scheint es, die kriselnde 
Gesellschaft beisammen. 


Mit unverminderter Schnelle und 
Gelassenheit, jedenfalls, hat das 
„antiteater“ seine jüngste Produk- 
tion vor die Welt gebracht: Am 12. 
November empfing Fassbinder die 
Idee, am 2. Dezember war das Stück 
geschrieben, am 8. begannen die Pro- 
ben, und am 19. war „Welturauffüh- 
rung“ des Dramas „Werwolf“, 


Es spielt, auf nackter Bühne und zu 
gregorianischen Gesängen, im späten 
Mittelalter und handelt von einem 
Mann, der 87 Menschen den Kopf 
zerschlagen und das Hirn ausgetrun- 
ken hat. Gegen Ende des wieder 
bayrisch stilisierten und kaleidosko- 
pisch zerwürfelten Werkes kommt die 
Lehre: Der Mann hat seinen „stump- 
fen“ und „ausgebeuteten“ Mitmen- 
schen, die nicht auf ihn hören woll- 
ten, die Köpfe mit Gewalt öffnen 
müssen. 


Das nächste Stück will Fassbinder 
nun an einem Orte schreiben, über den 


er schon „schöne Filme“ gesehen hat: 
auf Tahiti. 


Pe; 


Truffaut-Film „Falsche Braut” * 
Coup der Saison 


FILM 


NEU IN DEUTSCHLAND 


Gefährliche Spur 


Das Geheimnis der falschen Braut 
(Frarkreich, Farbe). „Dein Gesicht ist 
wie eine Landschaft“, sagt der Ziga- 
rettenfabrikant Louis zu seiner Frau, 
„deine Augen sind zwei dunkelbraune 
Gewässer. Dein Mund ist ein Vulkan.“ 
Und so weiter. 


Trivialer ist im Kino selten über die 
Liebe geredet worden — wer dieses 
„private Weltereignis“ (Alfred Polgar) 
so ernst nimmt wie der Franzose 
Francois Truffaut, für den sind Tat- 
sachen wichtiger als Worte. 


Und Tatsachen schafft Louis (Jean- 
Paul Beimondo) von der Insel Reunion 
in Truffauts naiver Comic-strip-Ge- 
schichte wahrlich genug: Der Jungge- 
selle gibt ein Heiratsinserat auf und 
heiratet die Annoncenbraut unbesehen 
— es ist die falsche. 


Die wahre Julie fiel bei der Über- 
fahrt von Frankreich ermordet über 
Bord, Marion (Catherine Deneuve), 
ein schönes Flittchen aus der Besse- 
rungsanstalt, das nur bei Licht schla- 
fen und nur in Kleidern lieben kann, 
rückt nach. Nach ein paar Wochen 
geht sie mit den Millionen ihres Man- 
nes durch. 


Doch Louis liebt sie nun einmal. Er 
stöbert sie in Antibes auf, verzeiht ihr, 
erschießt den Detektiv, den er auf 
ihre Spur gesetzt hatte, verkauft seine 
Fabrik, verliert das Geld auf der 
Flucht vor der Polizei und läßt sich 
von der egoistischen, bösen Marion, 
die er längst durchschaut hat, sogar 
Rattengift einflößen. 


Doch mit der Liebe ist es danach im- 
mer noch nicht aus: Marion, endlich 
völlig zu Louis bekehrt, pflegt ihn ge- 
sund und streift mit ihm durch die 
Wälder — das Ende Truffauts? 


Keineswegs. Denn der Regisseur er- 
zählt das scheinbar Banale in Bildern 
von raffinierter Schönheit. Er häuft 


* Mit Belmondo, Cath£&rine Deneuve. 
** Diana Rigg, George Lazenby. 
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Anspielungen auf Kommunikations- 
schwierigkeiten zwischen den Lieben- 
den, zitiert Filme, Bücher, Platten und 
Disney-Comics, narrt Betrachter, die 
nach Tiefsinn fahnden, mit einer 
Krimi-Dramaturgie ä la Hitchcock — 
wozu Worte? Zum Jahreswechsel bie- 
tet Truffaut für Leinwand-Gourmets 
den Kino-Coup der Saison. 


Kommt wieder 


James Bond 007 — Im Geheimdienst 
Ihrer Majestät (Großbritannien, Far- 
be). Diese sechste Bondiade der Pro- 
duzenten Saltzman und Broccoli wäre 
kaum konfuser und naiver verlaufen 
als frühere Fleming-Adaptionen, hät- 
te der Regisseur Peter Hunt nicht den 
geheimdienstmüden Sean Connery 
durch den australischen Ex-Dressman 
George Lazenby, 30, abgelöst. 


Denn dieser stattliche Schauspiel- 
Debütant (Größe 1,85, Brustumfang 
1,11 Meter) mit der harthölzernen Mi- 
mik und den Gigolo-Bewegungen hat 
geschafft, was seinem Vorgänger nie 
so recht glücken wollte — James Bond, 
dargestellt von Lazenby, ist wirklich 
eine doppelte Null. 


Ausgerechnet ihm soll man glau- 
ben, daß er seine plissierten Smoking- 
hemden, seine Schottenkilts, Peleri- 
nen, Plastrons und Jabots im Dienste 
Ihrer Britischen Majestät und. nicht 
zum Vergnügen an sich trägt; ausge- 
rechnet seinem Kopf, der allenfalls 
als Halter für Dunhill-Pfeifen und 
Stetson-Hüte taugt, soll man zutrauen, 
daß er den potentiellen Völkermörder 
Blofeld aussticht, die Gangstertochter 
Tracy (Diana Rigg alias Emma Peel) 
verführt und eine Million Pfund Mit- 
gift verweigert — zuviel verlangt. 


Doch Regisseur Hunt besteht darauf, 
die Übermenschlichkeit des schlichten 
Lazenby auch in perfekt gedoubelten 
Ski- und Autorennen, bei Tisch (wo 
ihm intensiver Flirt „eine leichte Ver- 
steifung“ zufügt) und im Bett vorzu- 
führen. Selbst den einzigen Lichtblick 
des Films macht er zunichte: 


James Bond, im Finale verheiratet, 
will seinen Abschied nehmen, doch 
eine Blofeld-Kugel rafft seine Ange- 


Hunt-Film „James Bond 007" ** 
Ablösung durch Dressman 


traute hinweg. Also bleibt 007 im 
Dienst. „James Bond“, droht eine In- 
schrift, „kommt wieder.“ 


Tierischer Wunsch 


Die Konferenz der Tiere (Deutschland, 
Farbe). „Wir verlangen“, so ruft Paul 
der Eisbär seinen Artgenossen aus 
dem Brehm zu, „daß es nie wieder 
Krieg, Not und Revolution geben darf.“ 


Den tierischen Wunsch nach Frieden 
unter den Menschen, wie ihn Erich 
Kästner vor 20 Jahren in einer Para- 
bel „für Kinder und Kenner“ formu- 
lierte, hat der Münchner Regisseur 
Curt Linda nun zum ersten abend- 
füllenden Zeichentrickfilm deutscher 
Produktion verarbeitet. 


Doch wie mit dem ersehnten Welt- 
frieden ist es auch mit dem Film ge- 
gangen: Der guten Absicht war nur 
ein halber Erfolg beschieden. Linda 
vermeidet bei seiner Fabel — Tiere 
bringen durch Mäusefraß, Mottenpla- 
ge und Kindesentführung die Men- 
schen zu Vernunft — die Disney-Kopie. 
„Kindern und Kennern“ bietet das 


Zeichen-Werk mit dem utopischen 
Ausblick (das Militär wird abgeschafft, 
und Lehrer sind die höchstbezahlten 
Beamten) dafür nur wenig Spaß und 
viel penetrante Belehrung. 


Linda-Film „Konferenz der Tiere“: Spaß mit Belehrung 
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„VIELLEICHT BIN ICH EIN BARBAR” 


SPIEGEL-Interview mit dem Direktor des Zürcher Schauspielhauses Peter Löffler 


Sechs turbulente Inszenierungen am traditionsreichen Zür- 
cher Schauspielhaus reichten aus, alle „Toleranzlimite“ 
(„Neue Zürcher Zeitung“) zu sprengen, das Arbeitsklima 
am Theater zu „vergiften” (Schweizerischer Bühnen- 
künstlerverband) und den schlimmsten Skandal seit Grün- 
dung der Zürcher „Neuen Schauspiel AG” (1938) auszulö- 
sen: Dr. Peter Löffler, 42, von 1969 an Intendant (Titel: 
„Direktor”), übertraf mit seinem Spielplan alle Vorgänger 
(Oskar Wälterlin, Kurt Hirschfeld, Leopold Lindtberg) durch 
Lust zu Experiment und gesellschaftspolitischer Provoka- 
tion. Die Herausforderung, von Regisseuren wie Peter 
Stein, Max Ammann und Ulrich Heising 'mit Schock- 
Stücken (Bonds „Early Morning“), DDR-Mythologie (Heiner 
Müllers „Prometheus”) und Trinker-Poesie (O’Caseys „Kike- 
riki”) inszeniert, wurde in der Öffentlichkeit mißverstan- 
den, ıdas Löffler-Theater als „Propagandainstitut der so- 
genannten Neuen Linken” („Neue Zürcher Zeitung”) diffa- 
miert. Resultat: Löffler muß samt seinem Dramaturgen 
Klaus Völker zum Spielzeit-Ende gehen; das Gremium, 


das zuvor Löfflers Spielplan gebilligt hatte, der Ver- 
waltungsrat der „Neuen Schauspiel AG" (Kapital: 
200 000 Franken, teils in städtischem, überwiegend jedoch 
in privatem Besitz), hat, von der Bühnengewerkschaft 
unterstützt, die Kündigung empfohlen. Eine Bestätigung 
des Beschlusses durch die Hauptversammlung wird für 
Januar 1970 erwartet. Mit dem erzwungenen Abgang des 
Direktors - eine Aufforderung, selbst zu kündigen, lehnte 
er ab-geht ein fachkundiger Zürcher seiner Heimatstadt, 
nicht aber dem Theater verloren: Löffler, der von Gustav 
Knuth zum Schauspieler ausgebildet wurde, Assistent 
Barraults und Chefdramaturg Lindtbergs war, ehe er der 
West-Berliner Akademie der Künste vier Jahre lang als 
Präsidialsekretär und dem Senat als Festwochenleiter 
diente, verspürt nach seinem jüngsten Eklat dennoch kei- 
nen Jammer um die Zukunft des Theaters: „Ich glaube“, 
sagt Löffler, „das Theater hat gerade angefangen, so ge- 
sellschaftsrelevant zu werden, wie das vielleicht in den 
letzten 15 Jahren nicht in solchem Maße der Fall war.” 


SPIEGEL: Herr Dr. Löffler, Sie sind 
der erste Direktor des Zürcher Schau- 
spielhauses, der am Orte geboren ist. 
Haben Sie vielleicht als guter Kenner 
der lokalen Verhältnisse Ihr Scheitern 
von vornherein einkalkuliert? 


LÖFFLER: Nein, ich habe nicht da- 
mit gerechnet, weil ich die Liberalität 
in dieser Stadt nicht als Scheinlibera- 
lität durchschaut hatte. 


SPIEGEL: Aber die Gründe, die zur 
vorzeitigen Kündigung Ihres Vertra- 
ges geführt haben... 


LÖFFLER: ... waren zum großen 
Teil auch nur Scheingründe. Die „kon- 
stante und monoton wirkende Über- 
betonung der in den ausgewählten 
Stücken enthaltenen gesellschaftskri- 
tischen Komponenten“, die man mir 
beispielsweise vorwirft, hat sich nicht 
ereignet. Zwar haben wir gewisse Ak- 
zente gesetzt, doch nach unserer Auf- 
fassung von lebendigem Theater noch 
lange nicht genug und keinesfalls zu 
viele. Und die „politische Gleichschal- 
tung des Ensembles“, die uns nachge- 
sagt wird, stellt sich aus der Nähe als 
Strukturproblem dar, das immer zu 
lösen ist, wenn — wie es in Zürich der 
Fall ist — eine größere Gruppe von 
neuen Ensemblemitgliedern mit den 
Alteingesessenen zusammenarbeiten 
muß. 


SPIEGEL: Was hat denn Ihrer Mei- 
nung nach nun wirklich zu Ihrem Hin- 
auswurf geführt? 


LÖFFLER: Da kommt manches zu- 
sammen. Ein besonders triftiger 
Grund für den Verwaltungsrat ist der 
Besucherschwund gewesen. Doch der 
ist typisch für das heutige Theater und 
hat lange vor meiner Amtszeit einge- 
setzt. Das ist nur ein Symptom für 
einen NRegenerationsprozeß: Ältere 
Besucher fühlen sich vom Spielplan 
bisweilen abgestoßen und bleiben weg, 
jüngere Theaterfreunde werden akti- 
viert, wenn auch nur langsam. Im- 
merhin haben wir in den letzten Mo- 
naten rund 70 Prozent mehr Karten an 
Studenten, Schüler und Lehrlinge 
verkauft. 


SPIEGEL: Wenn Besucher. wegblei- 
ben, ist das nicht auch eine Qualitäts- 
frage? Sie hatten, in der Schweiz zu- 
mindest, eine ziemlich schlechte Pres- 
se.. 


LÖFFLER:... die vor allem den 
theaterfeindlichen Teil der Öffent- 
lichkeit in eingefleischten Vorurteilen 
bestärkt hat. Nachdem wir beispiels- 
weise die dritte Premiere, Goethes 
„Mitschuldige“, verschieben mußten, 
hat die „Neue Zürcher Zeitung“ das 
Fanal zur Hexenjagd gegeben. 


SPIEGEL: Schließlich hatten Sie ja in 
Ihrer Pressekonferenz gesagt: „Wir 
spielen nicht für die Presse.“ 

LÖFFLER: Ja. 


SPIEGEL: Ein Freund Ihres Theaters 
und nicht unbedingt Ihr Feind, Max 
Frisch, hat Ihnen wohl auch aus die- 
sem Grunde jüngst vorgeworfen, Sie 


Schauspiel-Direktor Löffler 
Provokation ohne Taktik? 


betrieben auf Ihrem Posten „Provoka- 
tion ohne Taktik“. 


LÖFFLER: Diesen Vorwurf akzep- 
tiere ich teilweise. 

SPIEGEL: Wenn auch Ihr Verwal- 
tungsrat zur Einsicht käme, daß seine 
Anschuldigungen zum Teil unrichtig 
waren — würden Sie auf Ihrem Posten 
bleiben? Und wenn ja: Was würden 
Sie in Zukunft anders machen? 


LÖFFLER: Ich würde bleiben unter 
der Voraussetzung, daß die wichtigen 
Leute, die ich mit nach Zürich gebracht 
habe, auch bleiben können. In der 
Praxis wäre möglicherweise manches 
zu modifizieren. 


SPIEGEL: Soll das heißen, daß Sie 
beim Spielplan nun doch Konzessionen 
machen würden? 

LÖFFLER: Keineswegs. Aber viel- 
leicht würde ich wirklich versuchen, in 
der Öffentlichkeit geschickter zu tak- 
tieren. 


SPIEGEL: Um Ihren schönen Job zu 
behalten? 


LÖFFLER: Um eine Konzeption 
durchzusetzen, von der die Öffentlich- 
keit erst ein Sechstel zur Kenntnis ge- 
nommen hat. Wir haben nämlich für 
drei Spielzeiten geplant: Zunächst 
einmal wollten wir das Ensemble sich 
so weit konsolidieren lassen, daß sich 
eine Synthese der schon früher am 
Schauspielhaus engagierten und der 
neuen Kräfte ergeben hätte — die 
Ansätze dazu waren da. Dann hätten 
wir versucht, mehr Klassiker in den 
Spielplan zu nehmen; dies aber in der 
Absicht, sie im Sinne der von mir 
immer schon verfochtenen Retheatra- 
lisierung des Theaters zu interpretie- 
ren. 


SPIEGEL: So wie Sie haben auch 
einige Ihrer Kollegen geplant und sind 
— wie etwa Egon Monk in Hamburg — 
vorzeitig gescheitert oder haben re- 
signiert wie der Stuttgarter Schau- 
spieldirektor Peter Palitzsch, der so 
bald wie möglich sein Theater verlas- 
sen will. Reiht sich Ihr Fall als 
typisches Krisensymptom des heutigen 
Theaters in diese Kette ein? 


LÖFFLER: Ich glaube ja, wobei das 
bestimmt auch seine spezifisch zürche- 
rische Seite hat. Jemand aus der hie- 
sigen Hochfinanz, das nur als Kurio- 
sum, wollte mich partout davon über- 
zeugen, daß die riesigen finanziellen. 
Transaktionen in dieser angeblich 
zweitreichsten Stadt der Welt in einem 
kulturell absolut ruhigen Klima abge- 
wickelt werden müßten. Doch es geht 
natürlich nicht allein um diese Stadt, 
auch nicht um meine Person. Aber es 
ist nicht zu leugnen, daß sich die Kul- 
turrevolution derzeit über drei Erdtei- 
le verstreut bemerkbar macht. 


SPIEGEL: Und diese Kulturrevolu- 
tion sollte nun auch ein so ehrwürdiges 
Institut wie das Zürcher Schauspiel- 
hasıs erfassen? 


LÖFFLER: Was denn sonst, wenn 
nicht ein Theater? Die Kulturrevolu- 
tion ist ein Phänomen, das einfach mit 
einer geschichtlichen Krise zu tun hat. 
Jede dieser Krisen entsteht — simpli- 
fiziert gesagt — aus einer Überzivili- 
sation und stellt sich dann als ein Akt 
der Barbarisierung der alten und ver- 
brauchten Kultur dar. In Zürich sind 
wir im Augenblick an diesem Punkt 
angekommen. 


SPIEGEL: Und Sie wären hier der 
Barbar? 


LÖFFLER: Vielleicht bin ich es. 


SPIEGEL: Wollten Sie etwa als zwin- 
gende Konsequenz Ihrer Arbeit die 
Zürcher Neue Schauspiel AG auch 
noch mit der Einführung eines Mitbe- 
stimmungsmodells konfrontieren? 


LÖFFLER: Ich halte nichts davon. 
Das Theater ist nur darum funktions- 
fähig, weil es auf einer Arbeitsteilung 
basiert. Die wäre bei einer Mitbestim- 
mung zumindest in gewissem Grade 
aufgehoben. Unter dem Produktions- 
zwang, wie er mit 12 bis 14 Premieren 
pro Jahr derzeit in Zürich besteht, 
wäre das nicht durchzuhalten. Unser 
Einnahmesoll von 8130 Franken pro 
Vorstellung — das bedeutet Tag für 
Tag ein zu 82 Prozent gefülltes Haus — 
würden wir unter diesen Umständen 
wahrscheinlich niemals erfüllen kön- 
nen. 


SPIEGEL: Ist es in der letzten Zeit 
überhaupt jemals erfüllt worden? 


LÖFFLER: Schon — zuletzt aller- 
dings in der Spielzeit 1967/68. Seither 
ist diese Forderung ganz und gar un- 
realistisch. 


SPIEGEL: Und dennoch sind Sie hier 
Direktor geworden ... 


LÖFFLER: . weil ich bei meiner 
Wahl im Januar 1968 über diese Dinge 
zuwenig informiert worden bin. Da- 
mals lag erst die Bilanz der Spielzeit 
1966/67 vor. 


SPIEGEL: Um die Zukunft des Zür- 
cher Schauspielhauses brauchen Sie 
sich vom nächsten Herbst an aller 
Voraussicht nach nicht weiter zu sor- 
gen. Würden Sie trotzdem eine Pro- 
gnose für die Zukunft dieses Instituts 
wagen? 


LÖFFLER: Nein, ich wage keine 
Prognose. 


Seeluftkurort Europa 


Seereisen 1970 : Norddeutscher Lloyd Bremen 


Der Norddeutsche Lloyd erklärt Europa 
zum Seeluftkurort Erster Klasse — und 
macht Ihnen das Vergnügen der freien 
Wahl. Wenn Sie es wünschen, verschreibt 
Ihr Reisebüro Ihnen ein Kreuzfahrt-Rezept 
mit vielen erholsamen Tagen auf See. 
Wollen Sie lieber möglichst viele Städte 
und Stätten Europas kennenlernen -bitte! 
Der Norddeutsche Lloyd hat für Sie neue 
Häfen und Ziele entdeckt. Großartige See- 
und Sehreisen mit den Passagierschiffen 
MS Europa und TS Bremen, auf denen 
der ebenso großartige Lloyd-Service Sie 
überallhin begleitet. 

1. Reise Lloyd Frühlings-Kreuzfahrt in den 
Süden MSEuropa 25.4.-9.5. -— 14 Tage 
ab DM 1.600,—. Bremerhaven, Southamp- 
ton (nur zurEinschiffung von Passagieren), 
Funchal, Santa Cruz de Tenerife, Arrecife/ 
Lanzarote, Casablanca, Tanger, Barcelo- 
na, Monte-Carlo, Genua 


2. Reise Lioyd Schwarzmeer-Kreuzfahrt 
MSEuropa 9.5.-25.5. -— 16 Tage ab DM 
1.950,—. Genua, Piräus/Athen, Varna/Bul- 
garien, Sotschi/UdSSR, Jalta/Krim/UdSSR, 
Istanbul, Izmir, La Valetta, Genua 

3. Reise Lloyd Mittelmeer-Bosporus-Kreuz- 
fahrt_MSEuropa 26.5.-9.6.-14 Tage ab 
DM 1.650,-.. Genua, Tunis, Heraklion/ 
Kreta, Rhodos, Izmir, Istanbul, Delos, My- 
konos, Piräus/Athen, Palermo/Sizilien, Ca- 
pri, Genua 

4. Reise Lloyd Seereise vom Mittelmeer 
zur Nordsee MSEuropa 9.6.-22.6. - 13 
Tage ab DM 1.500,-—. Genua, Palma de 
Mallorca, Algier, Funchal, Lissabon, Lon- 
don, Bremerhaven 


9. Reise Lloyd Spitzbergen-Norwegen- 
Kreuzfahrt MSEuropa 24.6.-9.7. - 15 
Tage ab DM 1.900,-. Bremerhaven, Eid- 
fjiord/Hardangerfjord, Hammerfest, Spitz- 
bergen: Magdalenenfjord, Möllerhafen, 
Königsbucht; Nordkap, Hellesylt/Sunnyl- 
venfjord, Geiranger, Bergen, Bremerhaven 
6. Reise Große Lloyd Nordland-Kreuzfahrt 
MS Europa 9.7.-29.7. - 20 Tage ab DM 
2.650,-. Bremerhaven, Edinburgh, Surt- 
sey, Reykjavik, Spitzbergen: Königsbucht, 
Möllerhafen, Magdalenenfjord; Eisgrenze, 
Smeerenburgfjord, Tempelfjord, Nordkap, 
Hammerfest, Trondheim, Hellesylt/Sunnyl- 
venfjord, Geiranger, Bergen, Bremerhaven 
7. Reise Lloyd Ostsee-Kreuzfahrt (1) 
MS Europa 30.7.-11.8. - 12 Tage ab DM 
1.550,-. Bremerhaven, Nord-Ostsee-Kanal, 
Rönne, Gdingen/Gdansk (Danzig), Lenin- 
grad, Helsinki, Stockholm, Kopenhagen, 
Bremerhaven 

8. Reise Lloyd Ostsee-Kreuzfahrt (2) 
MSEuropa 11.8.-24.8. - 13 Tage ab DM 
1.650,-. Bremerhaven, Nord-Ostsee-Kanal, 
Rönne, Gdingen/Gdansk (Danzig), Lenin- 
grad, Helsinki, Stockholm, Kopenhagen, 
Bremerhaven 

9. Reise _ TSBremen Silvester-Kreuzfahrt 
nach Dakar  TSBremen 27.12.-12.1. — 
16 Tage ab DM 1.850,-. Bremerhaven, 
Southampton (nur Einschiffung), Funchal, 
Dakar/Senegal, Porto Grande/Säo Vicente/ 
Kapverdische Inseln, Las Palmas, Lissa- 
bon, Southampton (nur Ausschiffung), Bre- 
merhaven N 


Fragen Sie Ihr Reisebüro nach der Farb- 
broschüre „Seeluftkurort Europa“. Und 
buchen Sie bitte möglichst bald! 
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LITERATUR 


FONTANE 


Viel weniger harmlos 


u ber die Jahrhundertwende hinaus, 

so meinte der Dichter selber, wer- 
de sein Werk kaum fortleben. Und tat- 
sächlich hat es zunächst so ausgesehen, 
als sollte Theodor Fontane (1819 bis 
1898) recht behalten: Im Februar 1900 
wurde in Fontanes Geburtsort Neu- 
ruppin ein Rezitationsabend veranstal- 
tet, dessen Erlös zu einem Fontane- 
Denkmal beitragen sollte; die Soiree, 
so überliefert ein Zeitungsbericht, fand 
„vor leerem Saale“ statt. 


Die deutsche Hochschulgermanistik, 
die deutsche Literatur und Literatur- 
kritik haben den Autor von „Effi 
Briest“, „Irrungen Wirrungen“, „Frau 
Jenny Treibel“ und des „Stechlin“ 
jahrzehntelang als einen „ephemeren 
Jahrzehntemann“ (so Friedrich Gun- 
dolf) unterschätzt. Gottfried Benn 
fand, das „Pläsierliche“ seines Prosa- 
stils verhindere den Aufschwung zu 
wahrer dichterischer Größe. Alfred 
Döblin tadelte, der „Causeur“ Fontane 
habe in seinen Berliner Gesellschafts- 
romanen „die Großstadt verplaudert“. 


Vom Lyriker Fontane tradierten die 
Schulbücher nur immer dieselben drei, 
vier Balladen. Der eminente Brief- 
schreiber Fontane wurde in einigen 
Auswahlbänden höchst unzulänglich 
präsentiert; der Titel eines 1937 er- 
schienenen Bandes, „Heiteres Darüber- 
stehen“, kennzeichnet das verharm- 
losende Fontane-Bild einer ganzen 
Epoche. 1919 schrieb Kurt Tucholsky: 
„Der Romanschreiber Fontane schwin- 
det mit seiner Zeit.“ 


Doch Tucholsky irrte, wie sich Fon- 
tane selber geirrt hat. In den letzten 
Jahren und vornehmlich in diesem 
Jahr der 150. Wiederkehr seines Ge- 
burtstages (30. Dezember) ist offen- 
kundig geworden — so der Münchner 
Verlagslektor und Herausgeber eines 
Bandes mit Fontane- Aufsätzen Jürgen 
Kolbe —, „was man gemeinhin Fon- 
tane-Renaissance nennt“. Kolbe: „Die 
oft aufs Lokale nivellierte Populari- 
tät des Romanciers hat sich... zum 
Bild einer säkularen Künstlerfigur 
erweitert.“ 

Das geteilte Deutschland, so be- 
schreibt der Fontane-Forscher Hel- 
muth Nürnberger diese Wiedergeburt, 
„ist 1969 einig in der eifersüchtigen 
Liebe, mit der es das Werk Fontanes 
neu entdeckt hat und pflegt. In bei- 
den deutschen Staaten erscheinen 
großangelegte Ausgaben, immer neue 
Monographien und Studien“. Im west- 
lichen Deutschland allein erscheinen 
derzeit zwei neue Fontane-Gesamt- 
ausgaben nebeneinander: 


> Die Nymphenburger Verlagshand- 
lung, München, hat bislang 23 
Bände ihrer „Sämtlichen Werke“ 
(Herausgeber: Kurt Schreinert und 
andere) herausgebracht; noch fünf 
Bände folgen. Außerdem brachte 
der Verlag in diesem Jahr eine 15- 
bändige Fontane-Taschenbuch-Edi- 
tion auf den Markt. 
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f Schriftsteller Fontane 
Im Vormärz eine Aufforderung zur Tat 


D Der Münchner Hanser Verlag hat 
von den geplanten 13 Bänden 
(plus mehreren Briefbänden) sei- 
ner „Sämtlichen Werke“ Fontanes 
(Hauptherausgeber: Walter Keitel) 
in dieser Saison den elften Band 
vorgelegt. 


Rund 800 Briefe Fontanes, davon die 
Hälfte unveröffentlicht — die Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz erwarb sie 
mit finanzieller Beihilfe des 
VW-Werkes 1963 auf einer Hamburger 
Autographen-Auktion —, werden vom 
Berliner Propyläen Verlag in drei 
Bänden dargeboten. 


Zur Neubewertung des Dichters hat 
in den letzten Jahren kräftig der 
Hamburger Literarhistoriker Nürn- 
berger beigetragen: 1967 mit seiner 
Untersuchung „Der frühe Fontane“ 
(Wegner Verlag, Hamburg); 1968 mit 
seiner Rowohlt - Taschenbuch - Mo- 
nographie über Fontane; in diesem 


Jahr mit einer Anthologie, die den 
politischen Lyriker Fontane betont 


„Effi”-Vorbild Else von Ardenne 
Nach dem Duell noch lange gelebt 
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und auch 13 unbekannte Fontane-Ge- 
dichte enthält: „Mir ist die Freiheit 
Nachtigall“ (Walter Braun Verlag, 
Duisburg). 

Bedeutendster neuer Beitrag zur 
Fontane-Literatur ist jedoch die zwei- 
bändige Fontane-Biographie des Je- 
naer Literaturhistorikers Hans-Hein- 
rich Reuter. Das 1108-Seiten-Werk 
wurde 1968 von der Nymphenburger 
Verlagshandlung für die Bundesrepu- 
blik, vom Ost-Berliner Verlag der 
Nation für die DDR publiziert — ein 
Werk, das trotz seiner Tendenz, „den 
Dichter für die Zwecke der ‚Revolu- 
tion, der ‚Arbeiterklasse‘ und für 
späte antipreußische Affekte zu ret- 
ten, insgesamt erstaunlich objektiv ge- 
raten ist“ (Kritiker Joachim Fest). 


All diese Publikationen wirken dar- 
an mit, den Schriftsteller, der selber 
so wenig Nachruhm erwartete, für die 
Gegenwart interessant zu machen oder 
zu erklären, warum Fontane — so Kurt 
Ihlenfeld in der „Neuen Rundschau“ 
— sich neuerdings „zunehmende Auf- 
merksamkeit erzwingt“. Ein ganz 
„neues Fontanebild“ ist dabei gewiß 
nicht entstanden, aber doch (so Ihlen- 
feld) „mindestens ein weit genaueres 
als wir bisher besaßen“. Genauer 
zeichnen sich die Bruchstellen in Fon- 
tanes äußerer wie innerer Vita ab 

— der revolutionäre Republikanis- 
mus des jungen Dichters im Vormärz, 
dessen frühe Verse eine „Aufforderung 
zur Tat ... zum politischen Kampf“ 
enthielten und der sich an der Revo- 
lution von 1848 „zweifellos viel weni- 
ger harmlos als die Mehrzahl der Bar- 
rikadenkämpfer“ (Nürnberger) betei- 
liste; 

— die wesentlich von wirtschaftli- 
cher Not bestimmte Resignation des 
älteren Fontane, der sich („Man kann 
nun mal als anständiger Mensch nicht 
durchkommen“) nach 1848 einem 
Pressebüro der preußischen Regierung 
und später der erzreaktionären 
„Kreuz-Zeitung“ verdingte; 


— der stille, innere Widerspruch des 
aiten Schriftstellers zu den erstarrten 
Konventionen und dem hohlen Pomp 
der wilhelminischen Gründerjahre, 
jener Widerspruch hinter aller urba- 
nen Balance, der ihn 1895 an einen 
Freund schreiben ließ: „Die Möglich- 
keit, ja die Wahrscheinlichkeit, daß 
dem Sieg des Neuen eine furchtbare 
Schlacht voraufgehen muß, kann mich 
nicht abhalten, diesen Sieg des Neuen 
zu wünschen.“ 


Jürgen Kolbe leitet die eigentümli- 
chen Qualitäten des Romaneiers Fon- 
tane, das scheinbar so gelassene „So- 
wohl als auch“ seiner Betrachtungs- 
weise, aus dessen Lebenserfahrungen 
ab: „Die politische Erfahrung der ge- 
scheiterten Revolution, zusammen mit 
der Erkenntnis der persönlichen Ab- 
hängigkeit von den herrschenden 
Verhältnissen, hat die Unschuld des 
Schreibens gebrochen und jenes Be- 
wußtsein entstehen lassen, dem zwi- 
schen Schwarz und Weiß keine unum- 
stößlichen Entscheidungen mehr ge- 
lingen Diese Skepsis erfaßt die 
Sprache selbst. Der Causerieton ist die 
sprachliche Konsequenz dieser Un- 


entschiedenneri” — und also jeden- 
falls mehr und Ernsteres als die 
harmlos-pläsierliche Plauderkunst des 
„Heiteren Darüberstehens“, die frü- 
here Fontane-Leser darin gesehen 
haben. 


Es sei „der tragische Fontane, des- 
sen Persönlichkeit und Werk fortwir- 
kend zu uns sprechen“, so resümiert 
Helmuth Nürnberger die „Fontane- 
Renaissance“. 


Zu ihr haben in diesem Jahr eine 
internationale Konferenz von Fonta- 
ne-Forschern in Potsdam und schließ- 
lich auch mehrere Ausstellungen bei- 
getragen. Die größte, im Marbacher 
Schiller-Nationalmuseum, konnte eine 
besondere Preziose darbieten: ein Pho- 
to von Else Freifrau von Ardenne, dem 
Urbild von Fontanes berühmtester 
Romanheldin Effi Briest, zur Verfü- 
gung gestellt von deren Enkel, dem 
DDR-Physiker Manfred von Ardenne. 
Anders als ihr Nachbild Effi war die 
Freifrau von Ardenne nach dem Duell, 
in dem ihr Gatte ihren Geliebten er- 
schossen hatte, und nach der Trennung 
von Mann und Kind nicht an der 
Schwindsucht und am Gram geendet. 
Sie starb, 99 Jahre alt, erst 1952. 


Eine weitere Fontane-Ausstellung 
wurde am vorletzten Wochenende in 
West-Berlins Akademie der Künste 
eröffnet. Die Einladung verhieß: „Eine 
Urenkelin Theodor Fontanes sowie 
deren Sohn werden zugegen sein.“ 


AUTOMOBILE 


DIESEL-PKW 
Lahmer Geliebter 


urch die Tannen, hinter denen 

beim hessischen Dorf Dudenhofen 
das Versuchsgelände der Opel-Werke 
verborgen liegt, drangen in letzter Zeit 
immer häufiger ungewohnte Motor- 
töne — keine guten: Nageln, Klickern 
und Brummen. 


Die schlimmen Töne waren unver- 
kennbare, harte Arbeitsgeräusche 
schnellaufender Dieselmotoren. Sie 
kamen aus Motorhauben und Aus- 
pufftöpfen herkömmlicher Opel-Mit- 
telklassewagen vom Typ Rekord: Zum 
ersten Male hat das Rüsselsheimer 
Werk, das bislang ausschließlich Per- 
sonenwagen mit Vergasermotoren lie- 
ferte, auch ein Dieseltriebwerk für 
Personenwagen entwickelt. 


Ausgerüstett mit diesem Motor, 
einem Vierzylinder-Triebwerk (Hub- 
raum: zwei Liter, Leistung: 60 PS), soll 
vom nächsten Sommer an als zusätzli- 
che Modell-Variante ein Opel Rekord 
Diesel produziert werden. Der nach 
Stückzahlen zweitgrößte deutsche 
Autohersteller wittert offenbar ein 
Geschäft auf dem wohl eigentümlich- 
sten Spezialmarkt der Autobranche. 

Uneingeschränkte Herrscherin die- 
ses Marktes ist Deutschlands Nobel- 
Firma Daimler-Benz. Sie hatte den 
Dieselantrieb vor 33 Jahren in den 
Personenwagenbau eingeführt und 
brachte rund 850 000 Diesel-Pkw auf 
die Straße. In den letzten Jahren er- 
höhte sich der Diesel-Anteil an der 
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Mercedes-Pkw-Fertigung auf ein Drit- 
tel: 1968 produzierte die Firma 74500, 
in diesem Jahre 87000 Diesel-Perso- 
nenwagen. Drei von je 100 Personen- 
wagen, die heute auf dem deutschen 
Markt neu zugelassen werden, sind 
Mercedes-Diesel. 


Freiwillig nehmen Diesel-Fahrer ein 
merkwürdiges Handikap auf sich: Für 
den Preis von mehr als zwei Volks- 
wagen handeln sie eine so geringe 
Motorleistung ein, daß sie nur wenig 
mehr Temperament als ein schwach- 
brüstiger Kleinwagen zu entfachen 
vermögen. Halb so teure Jedermann- 
Autos spurten ihnen davon, so träge 
reagiert der Diesel. Und obwohl bei 
der heutigen Verkehrsdichte die 
Spurtkraft als hohe Tugend gilt, lieben 
Diesel-Fahrer ihren Lahmen, weil sie 
ihn für unschlagbar sparsam und 
langlebig halten. 


Nun vermag zwar der Dieselmotor 
die im Kraftstoff enthaltene Energie 
besser in Arbeit umzusetzen als ein 


Mercedes-Diesel auf der Autobahn: Konkurrenz von Opel 


Benzinmotor. Voraussetzung dafür 
sind jedoch wesentlich höhere Ver- 
dichtungsverhältnisse (21:1 beim Mer- 
cedes 220 D gegenüber 7,3:1 beim Ver- 
gasermotor des VW 1300). Dieselmoto- 
ren müssen daher stabiler und somit 
schwerer gebaut werden. Da aber dem 
Motorgewicht beim Personenwagen 
engere Grenzen als beim Nutzfahrzeug 
gesetzt sind, müssen sich Diesel-Pkw 
mit geringer Leistung begnügen. 

So kam es zum Bau grotesk unter- 
motorisierter Fahrzeuge. Der Merce- 
des 220 D, mit 12 600 Mark noch um 500 
Mark teurer als sein 105 PS starker 
Benzinmotor-Brudertyp, hat nur 60 
PS. Und gerade im wichtigen Be- 
schleunigungsbereich um 80 km/h stei- 
gert der Diesel sein Tempo nur zaghaft. 

Immerhin verbraucht der Wagen 
kaum mehr als zehn Liter Diesel- 
Kraftstoff auf 100 Kilometer. Zudem 
hat der Motor eine höhere Lebens- 
dauer als ein Benzinmotor. 


Weil sie den Diesel als langlebi- 
gen, wirtschaftlichen Futterverwerter 
schätzen, dulden seine Anhänger außer 
seinem Mangel an Temperament noch 


andere technisch bedingte Übel, mit 
denen der Dieselmotor seine Umwelt 
belästigt. Schwarze Schwaden aus sei- 
nem Auspuff, seine Gerüche und Ge- 
räusche werden kaum minder gefürch- 
tet als einst Knattern und Duftfahnen 
der im Bundesgebiet mittlerweile 
ausgestorbenen Zweitaktautos. 


„Der von Dieselmotoren erzeugte 
Qualm ist verkehrstechnisch sehr un- 
angenehm und behindernd“, befand 
die Händlerzeitschrift „Autohaus“. 
Häufig sind die Einspritzanlagen der 
Diesel ungenau reguliert oder wurden 
absichtlich fetter eingestellt, um etwas 
mehr Leistung zu gewinnen. Dann 
duften die (im Vergleich zum Ver- 
sasermotor allerdings erheblich weni- 
ger giftigen) Abgase besonders scharf. 
Wolken von Ruß schlagen sich auf 
fremden Frontscheiben nieder und 
bilden dort einen sichttrübenden Fett- 
schleier. 


Ebensowenig vermeidlich scheint 
das laute Betriebsgeräusch zu sein. 
„Ein kalt startender 
Diesel“, schrieb Auto- 
'tester Fritz Busch, 
„Klingt... wie ein 
Zentner Eierbriketts, 
den jemand auf ein 
Blechdach schüttet.“ 
Lästig wirkt auch 
das charakteristische, 
durchdringende Na- 
geln des Motors im 
Leerlauf und beim 
Anfahren. 

Viele Diesel-Fahrer 
schwören freilich auf 
den lahmen Lärmer 
nur, weil er ihnen zu- 


sätzlich kostenspa- 
rende, schwer kon- 
trollierbare Manipu- 
lationen ermöglicht. 
Denn nicht ohne 
Grund sind Diesel- 
Halter auffallend 


häufig in ländlichen 
Gemeinden ansässig: 
Dort können sie 
heimlich steuerbegünstigten Diesel- 
kraftstoff für Ackerschlepper tanken. 
Und noch billiger als landwirtschaft- 
licher Kraftstoff ist leichtes Heizöl, das 
der Dieselmotor ebenfalls verfeuert, 
ohne zu husten. 


Opels Chancen, mit einem preisgün- 
stigen Diesel-Modell in den Mercedes- 
Markt einzubrechen, scheinen dem- 
nach keineswegs gering zu sein, wenn- 
gleich ein Mercedes-Sprecher unge- 
rührt verkündete: „Wir haben davor 
keine Angst.“ Ein Opel-Diesel würde 
die Rüsselsheimer allerdings auch der 
Gefahr aussetzen, ihr mühsam errich- 
tetes sportlich-jugendliches Marken- 
Image wieder zu schwächen. 


Daimler-Benz hat derart schädliche 
Nebenwirkungen des Handels mit 
Diesel-Personenwagen längst am 
Image des „Guten Stern“ zu spüren 
bekommen. Diesel-Fahrer, so ermit- 
telten Motivforscher und Marktpsy- 
chologen, werden ohne Zögern assozi- 
iert mit Taxifahrern und mit behäbi- 
gen, knickrigen Gewerbetreibenden, 
die im Auto ihre Hosenträger zeigen 
und Stumpen rauchen. 
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FERNSEHEN 


DIESE WOCHE 


Theodor Fontane. Fern- 
sehporträt von Joachim 
Burkhardt. SFB. Montag, 
29. Dezember, 21.45 Uhr 


(Farbe). 


„Wer einem Leben nachspürt, ist auf 
Vermutungen aus“, sagt Autor Burk- 
hardt und hält sich dann doch an die 
Fakten, die aus Fontanes Leben über- 
liefert sind. Er zitiert viel aus den 
Aufzeichnungen über die „Kinderjah- 
re“, aus Briefen und autobiographi- 
schen Notizen, die der märkische Ro- 
mancier und Autor der „Wanderungen 
durch die Mark Brandenburg“ hinter- 
lassen hat — um Authentizität ist der 
Autor wirklich bemüht: 


In Berliner Museen rekonstruierte 
er die Biedermeier-Interieurs, in de- 
nen Fontane (1819 bis 1898) erst in 
Neuruppin, später in Swinemünde auf- 
wuchs; eine nachgestellte Schlacht- 
hofszene soll die erste Begegnung des 
Jungen mit der Wirklichkeit außer- 
halb der väterlichen Apotheke ver- 
deutlichen, kolorierte Stiche beschrei- 
ben die Atmosphäre im Berlin von 
1835. 


Überladene Gründerzeitfassaden 
werden ins Bild gerückt — Fassaden, 
über die sich Fontane einst geärgert 
hat: „Es gibt in Berlin nur Nachah- 
mung, Durchschnitt, Mittelmäßigkeit“. 
Und das Roon-Denkmal im Tiergarten 
soll illustrieren, was des Dichters „äu- 
ßerste Mißstimmung und Verdrieß- 
lichkeit“ erregte: das preußische Jun- 
kertum. 


Die Betulichkeit minuziöser Be- 
richterstattung, die der große Realist 
in seinen Romanen („Effi Briest“, „Der 
Stechlin“) so meisterlich anwandte, 
hat der Autor dieser Filmbiographie 
zu kopieren versucht. Gewissenhaft 
erzählt Burkhardt die Lebensgeschich- 
te des Dichters nach, häuft Bekanntes 
und Unbekanntes zu einer wenig in- 
spirierten Fleißarbeit: Fontanes Ver- 


WEITERE SENDUNGEN 


Warum Christen die Gewalt hbeja- Hübner, 


Peter Scholl-Latour und 
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bindung mit Emilie Rouanet — „keine 
bequeme, aber eine überaus intensive 
Ehe“ (Kommentar) —, seine Beteili- 
gung an den Barrikadenkämpfen von 
1848, seine Londoner Aufenthalte und 
seine Streifzüge durch die Mark Bran- 
denburg, den Ärger mit der Vossischen 
Zeitung, die seine Artikel durch Druck- 
fehler verstümmelte, schließlich den 
Rückzug ins „Mauseloch“, in die Woh- 
nung Potsdamer Straße 134c, wo er 
1876 mit seinem großen Romanwerk 
begann. 


Vorher, als er Balladen, Theaterkri- 
tiken und Landschaftsbeschreibungen 
verfaßte und der Akademie der Künste 
als Sekretär diente, war Fontane nur 
„ein beanlagter Mensch, der 
schrieb“. 


was 


1970 und Ihr Geld. Be- 
richt von Wolfgang Schrö- 
der und Dieter Balkhau- 
sen. ZDF. Mittwoch, 31. 
Dezember, 16.45 Uhr. 


„Die Gratwanderung zwischen In- 
flation und Stagnation“, das wünscht 
der scheidende Bundesbankchef Karl 
Blessing den Deutschen fürs nächste 
Jahr, möge „ohne Knochenbrüche von- 
statten gehen“. Schon den bisherigen 
Preisanstieg hält er für „bedenklich“. 
Die Sparer, sagt er, werden voraus- 
sichtlich auch im nächsten Jahr dafür 
zahlen müssen, daß Kiesinger und 
Strauß eine rechtzeitige Aufwertung 
der Mark verhindert haben. 


ZDF-Wirtschaftsredakteur Schröder 
(CDU), dem die CDU noch immer 
wegen seiner korrekten Berichterstat- 
tung während der Aufwertungsdiskus- 
sionen grollt, erfragte von Unterneh- 
mern, Gewerkschaftlern und Wirt- 
schaftspolitikern, was sie von 1970 er- 
warten und wie sie taktieren wollen. 


Die Unternehmen, so erfuhr Schrö- 
der (Photo), spekulieren darauf, daß 
einige Gewerkschaften mit Rücksicht 
auf die SPD-Genossen in Bonn nur 
maßvolle Lohnforderungen stellen 
werden. Albrecht Düren vom Deut- 
schen Industrie- und Handelstag ver- 


Der blaue Engel. ZDF. Samstag, 3. 
Januar, 20.15 Uhr. Mit dem Spiel- 
film von Josef von Sternberg 


hen. ZDF. Montag, 29. Dezember, 
15.30 Uhr. Walter Schmandt in- 
terviewte in Rio de Janeiro einen 
Bischof und einen Arbeiterführer, 
die bei Verhören gefoltert wurden, 
sowie brasilianische Priester über 
die Revolution. 


Panorama. Moderator: Peter Mer- 
seburger. NDR. Montag, 29. De- 
zember, 20.15 Uhr. Unter anderem 
nimmt Sebastian Haffner „Abschied 
von den sechziger Jahren“; Polito- 
logen und Futurologen stellen Pro- 
gnosen für das nächste Jahrzehnt, 


Chronik 69. ZDF. Montag, 29. De- 
zember, 20.15 Uhr. Rudolf Radke 
und Karl Günther Renz kommentie- 
ren Ereignisse des Jahres. 


1969 — Rückblick auf das Jahr. 
NDR. Dienstag, 30. Dezember, 
21.10 Uhr. Kommentare von Dieter 
Gütt, Joachim Fest, Heinz Werner 
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Günter Siefarth. 

Beat Club. RB. Mittwoch, 31. De- 
zember, 16.00 Uhr. In seiner 50. 
Sendung läßt Regisseur Leckebusch 
die progressiven Popmusik-Bands 
Hardin/York, Chicago Transit Au- 
thority und Steamhammer auftreten 
und informiert über die USA-Tour- 
nee der Rolling Stones. 
Bundespräsident Heinemann spricht. 
ARD/ZDF, Mittwoch, 31. Dezember, 
20.00 Uhr (Farbe). 

Aus dem Nachlaß der sechziger 
Jahre. HR. Donnerstag, 1. Januar, 
21.50 Uhr. Rückblick auf die wich- 
tigsten kulturellen Strömungen und 
Ereignisse des vergangenen Jahr- 
zehnts von Dieter Leisegang und 
Kurt Zimmermann. 

Ferdinand Graf von Zeppelin. ZDF. 
Freitag, 2. Januar, 20.15 Uhr. Do- 
kumentarspiel von Hans Wiese. Re- 
gie: Falk Harnack. 


(1930) nach Heinrich Manns Roman 
„Professor Unrat“ beginnt das ZDF 
die Reihe „Der alte deutsche Film“. 


Gänseblümchen und Revolution. 
ZDF, Sonntag, 4, Januar, 15.00 
Uhr (Farbe). Ingeborg Wurster be- 
richtet aus der amerikanischen 
Mädchenschule Vassar College, die 
Mary McCarthy in ihrem Roman 
„Die Clique“ beschrieben hat. 


Aus eigener Kraft. WDR. Sonntag, 
4. Januar, 16.00 Uhr (Farbe). Re- 
portage von Wolfgang Venohr über 
den Versuch der finnischen Regie- 
rung, eine von Ost und West un- 
abhängige Politik zu treiben. 


György Ligeti. ZDF. Sonntag, 4. 
Januar, 22.10 Uhr. Monika Mey- 
nert interviewt den in Berlin leben- 
den ungarischen Avantgarde-Kom- 
ponisten. 


rät, was die Arbeitgeber für gesund 
und maßvoll halten: Lohnerhöhungen 
von etwa 4,5 bis fünf Prozent. Bei der 
Inflationsrate von „mindestens drei 
Prozent“, die selbst Industriemann 
Düren für 1970 voraussagt, blieben an 
realem Zuwachs dann nur noch 1,5 bis 
zwei Prozent in den Arbeitnehmer- 
kassen. 


IG-Metall-Chef Otto Brenner frei- 
lich will die Vorteile des Booms nicht 
allein den Kapitalisten überlassen. Er 
fordert: Je höher die Preise, desto hö- 
her der Lohn. Brenner: „Ein neuer In- 
flationsstoß könnte sogar die beste- 
henden Tarifverträge gefährden.“ 


In einem Sketch machen die Main- 
zer Wirtschaftler deutlich, was dann 
droht. Ernst H. Hilbich vom „Ko(m)- 
mödchen“ klärt als Anlageberater der 
Firma „Inflaranta“ die Kleinsparer 
auf: „Die Preise steigen, die Löhne 
steigen, nur Ihre Spareinlagen bleiben 
praktisch konstant, und eines Morgens 
blicken Sie in den Spiegel und stellen 
fest: Sie sind ein Kommunist.“ 


Doch die SPD/FDP-Koalition, meint 
Moderator Schröder, habe eine Chance, 
dieses Schicksal von den Sparern ab- 
zuwenden: „Es kommt darauf an, ob 
diese Regierung jetzt über ihren Schat- 
ten springt und entgegen ihren Ver- 
sprechungen die Steuern drastisch her- 
aufsetzt und die Ausgaben rigoros 
kürzt.“ 


Die siebziger Jahre sind 
uns sicher, Collage von 
Hans-Jürgen Usko. ZDF. 
Donnerstag, 1. Januar, 
19.15 Uhr (Farbe). 


Das Jahrzehnt geht zu Ende — im 
deutschen Fernsehen ziehen Redak- 
teure und Kommentatoren in dieser 
Woche ihr Resümee (siehe Kasten). Sie 
nehmen Abschied, blicken zurück, bie- 
ten Chroniken, ordnen den Nachlaß, 
zeigen noch einmal die alten Bilder 
und orakeln, wie es weitergehen wird. 


Der Journalist Usko (Photo) tut es 
auch, aber anders als die anderen: In 
seinem Pop-Horoskop zappeln Kanz- 
ler Brandt und Vize-Kanzler Scheel 
(„Willy und Wally“) als Trickfiguren 
über den Bildschirm. Nach Kiesingers 
Spruch „Auf den Kanzler kommt es 
an“ poltert Strauß: „Ein Wort, das ich 
für saudumm halte.“ 


Dummes und Gescheites von gestern 
in Trick- und Realfilm, Statements 
und gestellten Szenen verbindet Usko 
mit einer überdrehten Hitparade der 
Propheten und Prognosen. Der Magier 
Igor weissagt wilde Professorenstreiks; 
eine Seherin aus Bonn meint zum 
Thema Sex: „Das wird bleiben, und 
das wird schlimmer.“ 

Doch die sechziger Jahre, das ist die 
Quintessenz von Uskos grimmiger 
Show, waren schon schlimm genug. 
„Es gibt“, doziert Kurt Georg Kiesin- 
ger mit öliger Stimme, „eine Gruppe 
in diesem Lande“ — und ein unsicht- 
barer Schlagerchor nimmt seine Worte 
auf —, „die nicht zufrieden sein will.“ 
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Irische Tragödie. Bericht 
von Helmut Umbach. 
ZDF, Freitag, 2. Januar, 
21.45 Uhr (Farbe). 


3000 protestantische Polizisten 
knüppelten im letzten Jahr in Belfast 
und Londonderry katholische Bürger- 
rechtler nieder. Protestantische Ex- 
tremisten zündeten im August mehr 
als 400 Häuser von Katholiken an, und 
immerzu predigte Pfarrer Ian Paisley 
gegen die Papisten Haß und Gewalt. 


Nordirlands Katholiken — die Bil- 
der sind bekannt — revanchierten sich 
mit Steinschleudern und Molotow- 
Cocktails; sie setzten neun Postämter 
in Brand, sprengten drei Trinkwasser- 
leitungen und jagten Hochspannungs- 
masten in die Luft. Englands Regie- 
rung mußte Truppen mobilisieren. 


Dennoch, meint ZDF-Reporter Um- 
bach, der die Tragödie der Nordiren 
noch einmal in Farbe auf den Bild- 
schirm bringt, wäre es verfehlt, von 
einem Religionskrieg zu sprechen: 
„Worum es hier geht, ist die Lösung 
dringender sozialer Probleme.“ Kurz: 
Die 500 000 Katholiken der sechs Ul- 
ster-Grafschaften sind unterprivile- 
giert — sie sind häufiger arbeitslos 
und haben geringere Bürgerrechte als 
die eine Million Protestanten. 


Die Feststellung ist nicht neu, doch 
Umbach belegt sie so gut wie nie zu- 


Umbach-Report „Irische Tragödie” 


vor. Er zeigt die rauchgeschwärzten 
Pubs, in denen Katholiken („Micks“) 
ihre Arbeitslosenunterstützung ver- 
saufen, filmt sie an der Werkbank, auf 
den Barrikaden und in den Slums, wo 
sie ihre vielen Nachfahren zeugen. 
„Sechs Kinder“, stellt Umbach fest, 
„sind für irisch-katholische Verhält- 
nisse nur ein Mittelwert.“ 

Er zeigt auch, daß der Katholiken- 
haß vor allem eine Sache der ärmeren 
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Häuser in Spanien 
bietenviele an. 


Wir bieten 
mehr? 
»Las Fuentes« 


»Las Fuentes« ... der exclusive Wohnpark an der spa- 
nischen Orangenblüten-Küste (nahe Valencia)... .. hier 
entstand ein traumhaft schöner Sonnenplatz mit groß- 
zügigen Anlagen (Reitclub, Yachtclub, Tennis, Wasser- 
sport, Sandstrand, 
Luxushotel) . . . hier 
ist der Wohnpark 
| für alle, die fernab 
> sonst üblicher Wohn- 
siedlungen leben 
möchten, in einer At- 
mosphäre individu- 

eller Exclusivität! 


Vollklimatisierte Appartements und Bungalows ab DM 
22.350,00... Baugrundstücke in unverbaubarer Hang- 
lage ab DM 25.000,00... . elegante Villen mit Swim- 
ming-pool ab DM 40.000,00! 


Nur 25% Eigenkapital erforderlich! Sicherheit: Zahlung 
erst nach notarieller Umschreibung der bezugsfertigen 
Liegenschaft! Für Renditeobjekte werden 11% Erlös 
garantiert. 


»Las Fuentes« ist vom, Spanischen Ministerrat als 
C.D.I.T.N. anerkannt. 


Deutsche Repräsentanz: 
COSTATOUR GMBH 

62 Wiesbaden, Wilhelmstraße 60 
Telefon (06121)300094 


Gegen Einsendung 

dieses Gutscheins erhalten Sie 
kostenlos und unverbindlich 
genaue Unterlagen über 

»Las Fuentes«. 
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Das schönste Weihnactsgeschenk für Bosswell und seine Spielgefährten 
ist der neue Teppichboden. 


So einmalig, didht und fest, so fußwarm und angenehm elastisch. 
Man kann spielen und toben auf ihm, er bleibt immer neu. 


GIRLOON-KONTRAKT, 


der 6 Sterne High -Twist-Teppicdiboden aus »Neva-Perlon« texturiert ist für jeden Zwek 
— stärkste Strapazierung — dauernde Beansprudiung — geeignet. 


Sohs. Girmes & Co. AG 4156 Oedt bei Krefeld 


liefert für jeden Verwendungszweck den richtigen Teppichboden 
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protestantischen Schichten ist. Hinter 
ihrer „religiös verbrämten Unduld- 
samkeit“, so recherchierte der Autor, 
verbirgt sich die Angst vor der Kon- 
kurrenz um Arbeit und Brot. 


Wie eine Träne im Ozean. 
Fernsehtrilogie von Wolf- 
gang Mühlbauer, Helmut 
Pigge und Oliver Storz 
nach dem Roman von Ma- 
nes Sperber. Regie: Fritz 
Umgelter. WDR. Sonntag, 
4. Januar, Sonntag, 11. 
Januar, Sonntag, 18. Ja- 
nuar, jeweils 20.15 Uhr. 


Als Sperbers Romantrilogie nach 
dem Krieg auf französisch, dann auch 
in deutsch herauskam, pries Arthur 
Koestler diese „Träne im Ozean“ als 
„Saga der Komintern“. 


Und über die Kommunistische In- 
ternationale zwischen den Kriegen 
wußte der Schriftsteller, Individual- 
psychologe und Ex-Kommunist Manes 
Sperber, 64 — in Galizien geboren, in 
Wien aufgewachsen, aus Berlin ver- 
trieben und nun in Paris seßhaft —, 
in der Tat einiges zu sagen: Auf 1035 
Seiten beschrieb er, wie aufrechte 
Kommunisten überall in Europa um 
der Moskauer Parteilinie willen ge- 
opfert wurden. 

Die Fernsehbearbeitung des ersten 
Teils der Trilogie — im getreu nach- 
empfundenen Zeitkolorit — kommt, so 
Sperber, „der Haltung des Autors recht 
nahe“: Im Polizeistaat Jugoslawien, im 
Berlin der Weltwirtschaftskrise („Für 
die Zentrale ist Hitler keine Katastro- 
phe“) und während des Wiener Arbei- 
teraufstandes im Jahr 1934 werden 
drei Sonntagabende lang gutgläubige 
Genossen von moskauhörigen Appa- 
ratschiks „abweichlerischer Tenden- 


Sperber-Film „Wie eine Träne“ 


zen“ bezichtist und den jeweiligen 
Machthabern ans Messer geliefert. 


„Kein deutscher Schriftsteller unse- 
res Jahrhunderts“, urteilte Hermann 
Kesten über Sperbers Trilogie, „hat 
politische Schicksale treffender be- 
schrieben.“ Und nie zuvor waren 
Kommunisten im deutschen Fernsehen 
so gut im Bilde. 

Bei der Vorbesichtigung des Fern- 
sehfilms glaubte sich der alte Marxist 
Sperber, der 1937 aus der KP ausge- 
treten ist, gar in einem der Weltre- 
volutionäre (Günter Mack, Photo, r.) 
zu erkennen: „Der sieht ja aus wie ich 
vor dreißig Jahren — nur etwas hüb- 
scher.“ 


Otto Köhler 


ABARTIGE GESCHOPFE 


swalt Kolle ist tot — das große 

Sittengericht hat begonnen. In 
der „Neuen Revue“, wo Oswalt 
Kolle die bundesdeutsche Nation 
zum Aufklärungsunterricht bat, 
werden jetzt die großen und klei- 
nen Sexsünder abgeurteilt. Der 
Prozeß findet Woche für Woche in 
einer Serie — genannt „Das ehrli- 
che Interview“ — statt, 


Vor diesem Volksgerichtshof darf 
keiner — am wenigsten ein Ange- 
klagter — lügen: „Alle sagen die 
Wahrheit. Und ‚Neue Revue‘ bringt 
sie Millionen... die Wahrheit, die 
ungeschminkte und unverfälschte 
Wahrheit aus dem privatesten Be- 
reich des Menschen... “ 


Der Verhandlungston, den das 
Gericht anschlägt, ist hart. Aus- 
flüchte werden nicht anerkannt: 
„Greifen Sie bitte nicht vor! Ich 
möchte alles wissen, von Anfang 
an. Wann hatten Sie 
Ihr erstes sexuelles Er- 
lebnis... Haben Sie 
onaniert?“ 

Das „Neue Revue“- 
Tribunal klagt: „Das 


Gesetz hat keine Hand- 
habe gegen diese ab- 


artig Veranlagten.“ 
Und Prügel sind vor 
diesem Illustrierten- 


Gericht ein anerkann- 
tes Zuchtmittel. Ein 
Mädchen gesteht, daß 
es mit fünfzehn Jahren 
Geschlechtsverkehr mit 
einem Kuhknecht auf- 
nahm und dafür von 
ihrem Vater Prügel bekam. „Neue 
Revue“: „Ihre Welt blieb also in- 
takt?“ 

Nicht mehr intakt war die Welt, 
als es keine Prügel mehr gab: „Sie 
stehen inzwischen in dem Ruf, ein 
Flittchen zu sein, von dem Wert der 
Treue halten Sie offenbar nichts. 
Man sieht Sie hier in Schwabing 
ständig mit einem anderen Partner. 
Stimmt es, daß Sie sogar schon 
einmal mehrere Freunde gleichzei- 
tig hatten?“ 


Es stimmt noch mehr. Im Verlauf 
des „Ehrlichen Interviews“ stellt 
sich heraus, daß die inzwischen 
Achtzehnjährige auch einmal — 
welcher Abgrund! — lesbische Be- 
ziehungen aufgenommen hatte. 

Eine Woche später steht die 
dreißigjährige Martina Jansen vor 
dem „Neue Revue“-Tribunal. Ent- 
setzt nimmt das Hohe Gericht zur 
Kenntnis, daß Martina „in diesen 
Kreisen“, „unter diesen Leuten“ 
verkehrt — nämlich mit Lesbierin- 
nen und Homosexuellen. 

Der Aburteilung durch den „Neue 
Revue“-Volksgerichtshof entgeht 
Martina wegen dieser „lesbischen 
Liaison“ nur durch das fett ge- 


„Neue Revue” 


druckte Bekenntnis: „Eine normal 
veranlagte Frau wie ich kann nie 
völlig auf den Mann verzichten.“ 


Mitte Dezember endlich bot sich 
den „Neue Revue“-Scharfrichtern 
die Gelegenheit, jegliche weibliche 
Gleichgeschlechtlichkeit als abarti- 
ges Laster zu entlarven. Prozeß- 
Ankündigung: „Dies ist das Ge- 
ständnis einer Frau... Die 26jäh- 
rige Ariane Rullmann legte es vor 
‚Neue Revue‘ ab. Jedes ihrer Wor- 
te wurde mitgeschrieben.“ 


Ariane war nach einem unange- 
nehmen Erlebnis mit Männern von 
der lesbischen Ulrike verführt 
worden. Ihr Einzelfall genügt, da- 
mit das „Neue Revue“-Tribunal ein 
allgemeines Urteil zu der Frage 
verhängen konnte: „Wie Frauen 
Frauen lieben“. Nämlich so: „Die 
alte Geschichte: Junge Mädchen, 
die mit einem Mann ein unange- 
nehmes, manchmal tra- 
gisches Erlebnis hat- 
ten, sind besonders ge- 
eignet, Opfer dieser ab- 
artigen Geschöpfe zu 
werden. Und Opfer 
brauchen sie, denn sie 
selbst untereinander 
finden sich nie zu 
einem Paar zusammen. 
Sie brauchen eine sehr 
weibliche Partnerin, 
die die Rolle der ‚Ehe- 
frau‘ übernimmt. Sie 
selbst sind die ‚Gatten‘. 
Um diese traurige Par- 
odie spielen zu kön- 
nen, sind sie ständig 
auf der Suche nach 
einem jungen unerfahrenen Mäd- 
chen...“ 

Als Ariane diese „Welt von 
Halbwahnsinnigen“ verließ, weil sie 
doch „eine normal empfindende 
Frau“ war, beging Ulrike einen 
Selbstmordversuch — natürlich nur 
einen „vorgetäuschten“. Denn — so 
„Neue Revue“: „Warum sollte es 
auch in dieser Welt der unechten 
Männer, der unechten Ehen, der 
unechten Liebschaften und der un- 
echten Eifersüchteleien nicht auch 
unechte Selbstmorde geben?“ 

Wo echte Männer in einem 
Schauprozeß über Lesbierinnen zu 
Gericht sitzen, ist natürlich kein 
Verteidiger zugelassen. Keiner, der 
etwa darauf aufmerksam machen 
dürfte, daß die wenigsten Lesbie- 
rinnen sich in die Mann-Frau-Rol- 
lenverteilung drängen lassen, wie 
sie „Neue Revue“ unterstellt. 

So sitzt das sexuelle Ressenti- 
ment zu Gericht, wo einst Oswalt 
Kolle „zum Abbau von Vorurteilen, 
zum Aufbau der Toleranz“ gegen- 
über Homosexuellen aufgefordert 
hat. Kolle zum SPIEGEL über den 
„Neue Revue“-Schauprozeß gegen 
alle, die lesbisch lieben: „Grauen- 
voll und ungeheuerlich.“ 


Eine Fliege 
erzeugt 
zum Beispiel 
einen 
Windhauch 
von nur 
20 cm/s. 


Sie spüren ihn noch nicht ein- 
mal auf Ihrer Haut. Trotzdem 
können Sie mit unserem neuent- 
wickelten Low-Velocity-Anemo- 
meter derart niedrige Luftge- 
schwindigkeiten erstmals exakt 
messen. In einem Bereich also, 
in dem herkömmliche Systeme 
zur Messung von Strömungs- 
geschwindigkeiten sehr unge- 
nau werden. 

Dieses neuentwickelte Gerät 
stellt eine ideale Ergänzung zu 
den weltbekannten DISA-Kon- 
stant - Temperatur - Anemome- 
tern dar, welche für so verschie- 
denartige Aufgaben wie: 


Turbulenzmessungen in Gasen 
und Flüssigkeiten, Geschwin- 
digkeitsprofil-Messungen in 
Grenzschichten, Laufrad-Unter- 
suchungen an Strömungsma- 
schinen, Wärmeübergangsmes- 
sungen an Reaktor-Elementen, 
Strömungsmessungen im Zylin- 
der von Dieselmotoren, Messun- 
gen an Trocknungsanlagen der 
Chem. Indust#ie, Aerodynami- 
sche Untersuchungen an Flug- 
zeugen und Automobilen, Me- 


:teorologie und Mikroklima in 


Bodennähe 
Anwendung finden. 


Weiteres Informationsmaterial 


DIA 


DISA Elektronik GmbH 
7500 Karlsruhe 41 
Postfach 89 


Ich kenne kein 
Sodbrennen 
Magendruck 
Völlegefühl 


Hasten, jagen, zu schnell essen führt 
zu überschüssiger Magensäure 


Rennie 


schützt Ihren Magen 


ein vielseitiges 
GRAMER: Finanzunterneh- 
men, das sich 

® auf Immobilien- 


Anlagen spezia- 
lisiert. 


USIF REAL ESTATE 


Nettowert pro Anteil 


am 17. Dez. 1969 US $ 6,98 


Wertsteigerung in den letzten 12 
Monaten über 12% 


Stetiger monatlicher Wertzuwachs 
seit Gründung des Fonds 


Unterliegt keinen Börsenschwan- 
kungen 


Nähere Auskünfte erteilt 
Ihre Bank oder die 


Ihnen 


Generalrepräsentanz 
für Deutschland 
für GRAMCO Sales Ltd. 


8000 München 2 
Burgstraße 7 
Tel. 0811 / 22 28 91 
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MUSIK 


I MUSICI 


Ausnahmslos Elite 


ie bringen südländischen Wohl- 

klang ins deutsche Festtagszimmer. 
Auf Langspielplatten, in Leder- und 
Leinenkassetten, zu Laden- und 
Vorzugspreisen spielt das römische 
Kammerorchester „I Musici“, was die 
Deutschen zur Feier am liebsten hö- 
ren — reine Harmonien aus der alten 
Welt: die Flöten-, Fagott-, Oboen-, 
Cembalo-, Trompeten- und Streicher- 
konzerte, die Suiten, Serenaden, Diver- 
timenti und Concerti grossi von Vivaldi, 
Corelli, Albinoni, Manfredini, Gemini- 
ani, Bonporti, Pergolesi und Scarlatti. 
Und darunter sind oft „Stücke, die von 
der Substanz her nicht so recht lohnen“. 
Doch wenn sie von den „Musici“ ge- 
spielt werden, so begründete die Jury 
des „Deutschen Schallplattenpreises“ 
jüngst eine Auszeichnung des Kam- 
merorchesters, „gewinnen sie durch 
die hervorragende Interpretation eine 
gewisse Bedeutung“. 


Bei den „Musici“, das ist wahr, greift 
jeder in die Saiten, als gelte es, einen 
Soloabend zu bestreiten; die „ganze 
Gruppe“, urteilte die „Welt“, „ist aus- 
nahmslos Elite“. 


Das ist sie seit nunmehr 17 Jahren. 
Denn schon bei ihrem Debüt 1952 in 
Rom praktizierten die zwölf Studenten 
der Accademia di Santa Cecilia eine 
neue Technik im Umgang mit den al- 
ten Meistern: 

Zwar veredelten sie den Streicher- 
satz nach Landessitte manchmal bis 
zum Belcanto-Schmelz, aber sie mie- 
den barocken Schwulst und germani- 
sches Pathos. Und anders als ihre 


KULTUR 


deutschen Kollegen stritten sie nicht 
über stilreine Triller, authentische 
Tempi und die Höhe des barocken 
Kammertons a, sondern spielten poin- 
tiert über alle Regeln der Werktreue 
hinweg. 

Das ließ sogar den strengen Maestro 
Arturo Toscanini aufhorchen. „Ihr seid 
das beste Kammerorchester der Welt“, 
schwärmte der Dirigent schon 1953 und 
bewog seine Landsleute zur ersten 
Auslandstournee. 


Heute reisen die „Musici“ als „le- 
gendäres Ensemble“ („Figaro“) durch 
West- und Osteuropa, Nord- und Süd- 
amerika, nach Japan und Johannes- 
burg, zu den Festspielen in Aix en 
Provence, Budapest, Edinburgh, Bel- 
grad und Saloniki. 

Wenigstens hundertmal im Jahr 
streichen die Römer nach Noten ihrer 
Ahnen. Zwar hat das dirigentenlose, 
vom Konzertmeister Felix Ayo gelei- 
tete Orchester jetzt auch Werke von 
Hindemith, Bartök, Samuel Barber 
und Benjamin Britten einstudieri, 
doch wirklich Neue Musik steht nicht 
auf dem Spielplan: Luigi Dallapiccola 
und Goffredo Petrassi, versichert der 
Primgeiger namens des eingetragenen 
Vereins „I Musici“, „haben wegen 
Überlastung Aufträge abgelehnt, auch 
Nono schreibt für uns nicht“. 


Dennoch haben die „Musici“ in jeder 
Saison etwas Neues zu bieten: Es sind 
jene alten Streicherstücke, deren Par- 
tituren sie mit schöner Regelmäßigkeit 
in Bibliotheken und Museen aufstö- 
bern. In 14 Jahren Recherchen haben 
sie so manchen alten Meister ausge- 
graben und auf über 100 Schallplat- 
tenaufnahmen, oft preisgekrönten 
Dauersellern, in aller Welt bekannt 
gemacht. Der jüngste Fund: zwölf 
Violinkonzerte des Venezianers Tom- 
maso Albinoni. 


Kammerorchester „| Musici”: Reine Harmonien aus der alten Welt 


Das Licht 
kommt 
von 


Philips... 


Hier versucht ein jeder schnell und sicher Entfernungen 
zu überwinden und Zeit zu gewinnen. Hier ist eintypisches 
Ballungszentrum des modernen Massenverkehrs. Hier 
vereinigen, überschneiden und kreuzen sich auf verschie- 
denen Ebenen Verkehrswege für Fußgänger, Radfahrer 
und Autofahrer. Einfädeln, verflechten, ausfahren! Eine 
Vielfalt von Lichtsignalen, Verkehrszeichen und Schilder- 
brücken beanspruchen zusätzlich die Nerven. Jede Einzel- 
heit, jedes Hindernis aber soll für alle Verkehrsteilnehmer 
deutlich sichtbar und überschaubar sein, um das größt- 


PHILIPS 


las Licht der Hochmastanlage an der B8 in Leverkusen 


mögliche Maß an Sicherheit zu erreichen. Das wurde 
durch die großflächige Ausleuchtung der Gesamtanlage 
mit wenigen aber starken Lichtquellen gelöst. 36 m hohe, 
schlanke und elegante Lichtmaste mit einzeln einstellbar 
bündelnden als auch breitstranlenden Spezialschein- 
werfern ergeben eine vorbildliche Beleuchtungsqualität. 
Ein weiterer Beweis für den fortschrittlichen Erfolg der 
Philips Lichttechnik. 


... nimm doch PHILIPS 


PHILIPS 


PERSONALIEN 


Helmut Kohl, 39, Ministerpräsident von 
Rheinland-Pfalz und Stadtrat in Lud- 
wigshafen, versuchte sich als Disc- 
Jockey und leistete dadurch Nachbar- 
schaftshilfe für Mannheim, In einer 
Schlagersendung des Bayerischen 
Rundfunks kündigte er live am vor- 
letzten Mittwoch um 17.10 Uhr von sei- 
nem Telephon in der Mainzer Staats- 
kanzlei aus eine Beat-Band an. Zwar 
sollte der Landeschef auf Wunsch des 
Bayerischen Rundfunks eine Beatle- 
Platte ansagen, doch entschied er sich 
kurzfristig für einen Titel der Mann- 
heimer Band „Joy and the hitkids“. 
Kohls Begründung für den Lokal- 
patriotismus: „Zu den Beatles habe ich 
kein Verhältnis.“ 


Willy Brandt, 56, Bundeskanzler, zieht 
Sonne im Dezember werbeträchtigen 
Festauftritten vor. Der Sozialdemo- 
krat will das Weihnachtsfest nicht im 


christlichen Abendland verbringen, 
sondern im mohammedanischen 
Nordafrika. Bedenken seiner Mitar- 


beiter, es sei dem Image des deutschen 
Kanzlers abträglich, wenn er ausge- 
rechnet an Weihnachten Urlaub in 
Tunesien mache, wies der SPD-Chef 
zurück. Gemeinsam mit Frau Rut, 
Sohn Matthias und Parteigeschäfts- 


Armand Fernandez, 41 (l. Bild), unter 
dem Künstlernamen „Arman“ be- 
kannter französischer Bildhauer, 
mußte die Versteigerung seiner 
Kunstwerke unter Wert miterleben. 
Während der Eröffnung einer Aus- 
stellung von Arman-Werken aus Re- 
nault-Fertigteilen (SPIEGEL 43/1969) 
in der Düsseldorfer Kunsthalle be- 
gann ein unbekannter Farbiger (r. 
Bild) die Automobil-Objekte (Markt- 
wert: 4000 bis 30 000 Mark) zu Preisen 
von 70 bis 100 Mark an die Vernis- 
sage-Gäste zu versteigern. Mit dem 
Ausruf „Das hier ist meine Ausstel- 
lung“ versuchte Arman vergeblich, 
den Versteigerer von seinem Vorha- 
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führer Hans-Jürgen Wischnewski 
(„Tunesien ist meine zweite Heimat“) 
fliegt Brandt am 25. Dezember zur In- 
sel Djerba. Die Kanzler-Mitarbeiter 
hatten versucht, ihre Bedenken mit 
einem Hinweis auf Amtsvorgänger 
Kiesinger zu rechtfertigen, der sich zu 
dieser Jahreszeit mit Pelzmütze und 
Dackel als Spaziergänger im deutschen 
Wald der Tagespresse zu präsentieren 
pflegte. Die Berater fürchten nun, daß 
sonnige Urlaubsphotos vom Kanzler 
im Hemd oder gar auf einem Kamel- 
rücken das deutsche Gemüt weit weni- 
ger ansprechen werden. Den Kompro- 
miß-Vorschlag seiner Mitarbeiter, er 
möge in Österreichs Schnee und Sonne 
ausspannen, wischte Brandt vom 
Tisch: „Schnee habe ich Ostern noch in 
Norwegen. Ich will jetzt Sonne.“ 


Willi Weyer, 52, starker Mann der 
FDP, klagte auf dem Jahresschluß- 
empfang für die nordrhein-westfäli- 
sche Landespresse über „Parolen“, die 
seiner Partei „nicht besonders gut be- 
kommen sind“. Der Landes-Innenmi- 
nister: „Sie wissen ja, die alten Zöpfe, 
die abgeschnitten werden sollten. Uns 
ist dabei das rechte Ohr verlorenge- 
gangen.“ 


ben abzubringen. Als das Aufsichts- 
personal einige Besucher nur mit Mü- 
he daran hindern konnte, die von ih- 
nen ersteigerten und bezahlten Ob- 
jekte hinauszutragen, alarmierte der 


Hausmeister Düsseldorfs Polizei. Der 
selbsternannte Auktionator ver- 
schwand daraufhin unerkannt mit dem 
ersteigerten Geld. Am nächsten Tag 
erhielt der Veranstalter, der „Kunst- 
verein für die Rheinlande und Westfa- 
len“, eine telegraphische Postanweisung 
über 160 Mark mit der Absender-Mit- 
teilung: „Sie schulden mir jetzt viel 
mehr Geld.“ Künstler Arman aller- 
dings empfand die Publicity-trächtige 
Happening-Auktion als Affront: „Noch 
nie bin ich so angegriffen worden.“ 


Rudi Dutschke, 29, bekanntester bun- 
desdeutscher Soziologie-Student und 
Rekonvaleszent, seit ihn am Gründon- 
nerstag 1968 auf dem Kurfürstendamm 


drei Kugeln des Attentäters Josef 
Bachmann trafen (zwei in den Kopf. 
eine in die Schulter), wurde am 10. 
November zum zweitenmal Vater; in 
London gebar seine Frau ein Mädchen 
namens Polly Nicola. Dutschke, der 
vor einem Jahr unter der Bedingung 
politischer Abstinenz einreisen durfte 
— Frankreich und die USA hatten 
»uch das abgelehnt —, bewohnt heute 
im Nord-Londoner Villenviertel Gol- 
ders Green, in dem neben manchen 
anderen Emigranten der Hitler-Ära 
auch der Schriftsteller Erich Fried lebt, 
ein Reihenhaus. Abweisend gegenüber 
Journalisten, widmet sich Rudi der So- 
ziologie, der Säuglingspflege und dem 
Sozialismus; Freunden auf der Lin- 
ken riet er nach der Bundestags-Wahl, 
die SPD nicht als Hauptfeind anzuse- 
hen. Er tut das alles in guter Verfas- 
sung; schon im Mai hatte sein Berli- 
ner Arzt „keine Behinderung geistiger 
Art“ mehr feststellen können. Rest- 
störungen wie Konzentrationsschwie- 
rigkeiten und nervöse Reizzustände 
vermag. Dutschke freilich angesichts 
der Kinder (Sohn Hosea Che ist zwei 
Jahre alt) und der Besorgung des 
Haushalts, den die in den USA gebo- 
rene Ehefrau und Theologie-Studentin 
Gretchen nicht allein bewältigen mag, 
nur schwer auszugleichen. Während 
Gretchen den Schock des Attentats 
noch nicht verwunden hat und des- 
halb die Bundesrepublik meidet, 
könnte Rudi Dutschke, der nicht gut 
Englisch spricht und noch immer 
Wortfindungs-Schwierigkeiten hat, 
nach Meinung von Freunden eher eine 
deutschsprachige Umwelt helfen. 


ir 
anken allen großen 
utovermielungen, 
le schon vor uns 
da waren! 


liebenswerteste Autovermietung zu 
.. RAULE 
| Raule hat heute Niederlassun- 


gen von Frankfurt bis Hamburg. 
Und von Düsseldorf bis München. 
Mit über 50 verschiedenen Wagen- 
typen und vielen Extras. 

Zu vernünftigen Bedingungen. 


CAR RENTAL SYSTEM 


Raule verdankt Euch alles. 


Von der Konzeption bis zum Erfolg. Was Buchungen für ganz 

Weil Raule alles von Euch gelernt Westeuropa und Nordamerika 

hat. Alles über Service. Alles über anbetrifft — Raule ist dem E 

Sicherheit. Denn wer versteht schon CARE International Car Rental ur 0Das 
mehr von Autovermietung als Ihr, System angeschlossen. 


die Großen! Nach obenerwähntem Vorbild. liebenswerteste 


Raule ist noch jung. Und * In Deutschland gibt es zur Zeit 2 
sagenhaft schnell gewachsen. weit über 2000 Autovermietungen. Au lover mielung 
In wenigen Jahren. Zu einer der 
10 größten Autovermietungen - 
Deutschlands.* Mit Euch als Vorbild. j 
Für die jüngste Mannschaft, 
die wir kennen. Und sicherlich die 
ehrgeizigste. Wenn es darum geht, 
einen Kunden zufriedenzustellen. 
So daß er gerne wiederkommt. 
Immer wieder. Das gibt Raule 
übrigens den Mut, sich Europas Bei Raule fahren Sie unter anderem die neuesten Modelle der zuverlässigen OPEL-Kollektion. 
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gefüllt mit Hustensaft 
daher besonders wirksam 


WARNER 


Hustensaft-Bonbons 


In allen Apotheken 


RE 


Wer den SPIEGEL abon- 
für sich 
selbst oder für Freunde -, 
muß folgendes wissen: 


Das Eigen-Abonnement Aus- 
land kann in allen Ländern 
bei den Zeitschriften-Impor- 
teuren und gegen Voraus- 
zahlung auch beim SPIEGEL- 
bestellt 
werden. Nur in den nachste- 
hend aufgeführten Ländern 
nehmen auch die Postämter 
Bestellungen von SPIEGEL- 
Abonnements entgegen: Bel- 
gien, Dänemark, Finnland, 
Frankreich, Italien, Luxem- 
National-China, Nie- 
derlande,, Norwegen, Oster- 
Schweden, 
Schweiz, Tunesien, Vatikan- 


nieren will — 


Verlag, Hamburg, 


burg, 
reich, Portugal, 
stadt. 


Abonnement AUSLAND. 


Das Geschenk-Abonnement 
Ausland kann auch in der 
Schweiz bei der Post, für an- 
jedoch nur 
schriftlich bei der Vertriebs- 
abteilung des SPIEGEL-Ver- 
lages bestellt werden. Bei 
Versand per Drucksache er- 
höhtsich durch das Porto von 
jährlich DM 21,95 die Voraus- 
zahlung für ein Halbjahres- 
Abonnement auf DM 50,—, 
für ein Jahres-Abonnement 


dere Länder 


auf DM 99,95. 


DER SPIEGEL 


SPIEGEL-Verlag 
Vertrieb 

2 Hamburg il 
Postfach 


REGISTER 


BERUFLICHES 


ERNST FERBER, 55, Generalmajor, 
übernimmt am 1. Januar 1970 von sei- 
nem Regiments- und Jahrgangskame- 
raden Hellmut Grashey das Amt des 
Stellvertretenden Heeres-Inspekteurs. 
Grashey war wegen wiederholter 
Angriffe auf die Innere Führung und 
die Institution des Wehrbeauftragten 
von Verteidigungsminister Helmut 
Schmidt ausgebootet worden. Nach- 
folger Ferber hat eine steile Bundes- 
wehr-Karriere hinter sich. Schon 1951 
ging der Generalstabsoffizier des 
Zweiten Weltkrieges zur Dienststelle 
Blank. Drei Jahre lang diente er in 
Paris unter General Hans Speidel bei 
der deutschen Delegation zur Vorbe- 
reitung der Europäischen Verteidi- 
gungs-Gemeinschaft (EVG). Nach 
einigen Ministerial- und Truppenkom- 
mandos wurde er als Brigadegeneral 
Nachrichten- und Abwehrchef im Bon- 
ner Führungsstab, anschließend Leiter 
des deutschen Verbindungsbüros bei 
der höchsten militärischen Natobe- 
hörde in Washington. Seit 1967 ist 
Ferber Kommandeur der Zweiten 
Panzergrenadier-Division in Marburg. 


HUBERT BEUVE-MERY, 67, Mitbe- 
gründer und Direktor von „Le Monde“, 
nimmt freiwillig Abschied und geht 
zum Jahresende in Pension. Der pro- 
movierte Jurist wurde in den 30er 
Jahren Journalist und gewann wäh- 
rend der Sudetenkrise 1938 tiefere 
Einsichten in das Verhältnis von Geld 
und Presse. Er demissionierte als Pra- 
ger diplomatischer Korrespondent der 
Pariser „Temps“, weil das von der 
französischen Schwerindustrie finan- 
zierte Blatt seine kritischen Kommen- 
tare zum Münchner Abkommen nicht 
veröffentlichen wollte. Im Dezember 
1944 hob er mit der alten „Temps”- 
Mannschaft im alten Verlagshaus eine 
Pariser Abendzeitung aus der Taufe. 
Ihre Unabhängigkeit gegen fremde 
Geldgeber sicherten sie durch eine 
neue Form des journalistischen Mit- 
eigentums. 49 Prozent der Verlagsge- 
sellschaft gehören heute den Ange- 
stellten, davon wiederum 40 Prozent 
den „Le Monde”-Redakteuren. Mit ih- 
nen setzte Beuve-Märy bei seiner 
morgendlichen Stehkonferenz auch 
neue Qualitätsmaßstäbe im französi- 
schen Journalismus, die dem Blatt 
trotz ärmlicher finanzieller Ausstat- 
tung rasch internationalen Ruf und 
seinen heutigen Spitzenplatz ein- 
brachten. Beuve-Märy griff unter dem 
Pseudonym „Sirius“ nur aus besonde- 
rem Anlaß zur Feder. Meist hatte er 
mit seinen Kassandrarufen recht. Er 
prophezeite schon 1949 die Wiederbe- 
waffnung Deutschlands als eine un- 
vermeidbare Folge des Atlantik- 
paktes. Die Kolonialkriege der Vierten 
Republik in Indochina und Algerien 
erklärte er von Anfang an zu ge- 
scheiterten Unternehmungen, während 
sich Charles de Gaulle vornehmlich 
Kritik an seiner autokratischen Innen- 
politik gefallen lassen mußte. Der 
„Monde“-Chef wurde deshalb von der 
Gästeliste des Elys&ee-Palastes ge- 


strichen. 1956 versuchte eine Fronde 
von Industriellen und Politikern, den 
lästigen Mahner durch die Gründung 
des kurzlebigen Konkurrenzblattes 
„Le Temps de Paris” mundtot zu ma- 
chen. „Le Monde“ behauptete nicht 
nur seine Auflage von damals, rund 
180 000, sondern steigerte sie inzwi- 
schen um mehr als das Doppelte auf 
eine halbe Million. 


GESTORBEN 


JOSEF VON STERNBERG, 75. „Mar- 
lene”, sagte der Hollywood-Regisseur, 
„das bin ich.“ Der gebürtige Wiener 
(eigentlich Josef Stern), der für seine 
einzige deutsche Produktion, „Der 
blaue Engel” (1930), Marlene Dietrich 
entdeckt hatte, behandelte Schau- 
spieler unerbittlich als „Marionetten” 
— mit Erfolg. Sternberg überwand die 
literarische Dialogfilm-Masche durch 
exakte Bewegungs-Spiele und ideen- 
reiche Tonregie. Seinen letzten Film 
drehte er 1953 in Japan, sein womög- 
lich bester, das von Charlie Chaplin 
finanzierte Stück „Die Möwe“ (1925), ist 
noch unbekannt. Chaplin hatte das 
fertige Sternberg-Werk (Branchen- 
gerücht: „aus Eifersucht”) alsbald un- 
ter Verschluß genommen. 


GEORGES ALBERT JULIEN CA- 
TROUX, 92. Er war der erste General, 
der sich nach der Niederlage 1940 den 
freien Franzosen in London anschloß 
und die geschichtliche Mission ihres 
selbsterwählten Führers Charles de 
Gaulle erkannte. Von der Vichy-Regie- 
rung wegen Ungehorsams als General- 
gouverneur von Indochina abgesetzt 
und zum Tode verurteilt, brach Ca- 
troux damals zugleich mit der tradi- 
tionellen militärischen Hierarchie. Un- 
geachtet seines höheren Rangs und 
Dienstalters unterstellte er sich be- 
aingungslos dem damals noch weithin 
unbekannten Brigadegeneral auf Zeit 
Charles de Gaulle, weil dieser 
„Frankreich war und ich dem Befehl 
Frankreichs unterstand”. De Gaulle 
dankte dem Fünf-Sterne-General für 
diese historische Beförderung, indem 
er ihn zu seinem Bevollmächtigten im 
Nahen Osten ernannte und Catroux’ 
„Sinn für Frankreichs Grandeur” spä- 
ter in seinen Kriegsmemoiren ausführ- 
lich würdigte. Catroux befehligte die 
gaullistischen Truppen, die 1941 ge- 
meinsam mit den Engländern die 
Streitkräfte des Vichy-treuen Generals 
Dentz aus Syrien vertrieben. 1945 ent- 
sandte ihn General de Gaulle als sei- 
nen Botschafter nach Moskau. Wenige 
Monate vor seinem Rückzug in den 
Ruhestand zeichnete de Gaulle Ende 
letzten Jahres seinen alten Heerführer 
mit einer symbolischen Geste aus: Er 
ließ den ersten freifranzösischen Ge- 
neral durch Sondergesetz erneut in 
den aktiven Dienst berufen. Als Ca- 
troux vorletzten Sonntag im Pariser 
Militärhospital Val-de-Gräce an 
Grippe starb, eilte de Gaulles Or- 
donnanzoffizier Oberstleutnant Des- 
grees Du Lou im Auftrage des Gene- 
rals als erster an die Totenbahre. 


VIETNAM 
SU 274 
BIAFRA 


Alarmzeichen eines nicht zur Ruhe gekommenen 
Planeten. Dabei liegen 65 Millionen 
Tote zweier Weltkatastrophen unter der Erde. 
Ihr Opfer hat uns einen Auftrag hinterlassen. 
Wir müssen diesen Auftrag noch deutlicher machen. 
Wir müssen uns der Toten erinnern. 
Wer sich erinnert, weiß wie teuer der Friede ist. 


Die Alarmzeichen sehen, 
den Frieden suchen! 


Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge 


HOHLSPIEGEL 


Laut „Gesetzblatt der Deutschen De- 
mokratischen Republik“ vom 21. No- 
vember 1969 müssen „von der Rund- 
funkgebühr gemäß Paragraph 10 
...auf Antrag“ auch befreit werden! 
„Bürger, die gehörlos sind oder eine an 
Gehörlosigkeit grenzende Gehörschä- 
digung aufweisen und selbst unter 
Ausnutzung der modernsten Hörhilfe 
keine Verständigung erreichen.“ 


V 


Kath. Geistlicher, wegen bevorstehender 
Heirat zum Berufswechsel gezwungen, 


sucht seiner Allgemeinbildung ange- 
messene Tätigkeit. Ang. WD 6483 


Aus der „Hannoverschen Allgemei- 
nen Zeitung“. 


Vv 


Die „Werbeschrift des Vereins für 
Handwerk und Gewerbe“ von Zülpich 
(bei Euskirchen) klagt in ihrer Weih- 
nachtsausgabe: „Der katholische Be- 
völkerungsteil ist im Bundeskabinett 
der SPD/FDP-Koalition erheblich un- 
terrepräsentiert. Im Kabinett Kiesin- 
ger gab es acht Katholiken, elf Prote- 
stanten und einen Minister ohne Kon- 
fession (Frau Strobel). Im Kabinett 
Brandt bekennen sich acht Minister, 
nämlich Brandt, Scheel, Genscher, 
Schiller, Schmidt, Lauritzen, Eppler 
und Ehmke zum protestantischen 
Glauben; zwei, nämlich Ertl und Le- 
ber, sind katholisch; und sechs, die 
Minister Jahn, Möller, Arendt, Strobel, 
Franke und Leussink, bezeichnen sich 
als konfessionslos... Die Frage drängt 
sich auf, ob diejenigen führenden ka- 
tholischen Kreise, die vor der Bundes- 
tagswahl ’69 durch sogenannte Wäh- 
lerinitiativen für die SPD Propaganda 
gemacht haben, jetzt überhaupt in der 
Lage sind, diese ungenügende Reprä- 
sentation des katholischen Bevölke- 
rungsteiles in den Führungspositionen 
unseres Staates schleunigst rückgängig 
zu machen.“ 


V 
Oberstudienrut 


frustriert, sucht neue Existenz. 


Zuschriften unter ZK 7146 an 
R,Z 54 Koblenz, Postfach 1540 


A us der Koblenzer „Rhein-Zeitung“. 
V 

Die „Frankfurter Rundschau“ in der 
Notiz über einen Mann, der abends bei 
der Heimkehr seine Frau ermordei 
unter der Wohnzimmercouch gefunden 
hatte: „Ihr Mann hatte sie... das letz- 
te Mal gegen elf Uhr telephonisch ge- 
sprochen. Als er gegen 17.30 Uhr nach 
Hause kam, traf er sie bereits nicht 
mehr lebendig an. Zu diesem Zeit- 


punkt muß sie also schon tot gewesen 
sein.“ 
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Die österreichische „Südost Tagespost“ 

über die katholische Zeitschrift „Publik“: 
Der CDU hat das gelegentlich links- 
gesteuerte Organ nichts genützt, ja es 
hat sogar der katholischen Kirche 
selbst geschadet, als es in der diffizi- 
len Frage der Kirchensteuern mit sei- 
ner Haltung den Finanzkämmerern 
kaum Entlastung brachte. Zur Zeit 
läuft in der Bundesrepublik nämlich 
eine vom SPIEGEL angestoßene, breit 
angelegte publizistische Kampagne 
zur Senkung der Kirchensteuer sowie 
gegen deren Einhebung durch den 
Staat. Beide christlichen Kirchen glau- 
ben, um eine Senkung der Kirchen- 
steuersätze um zehn Prozent kaum 
mehr herum zu kommen. 


* 


Das CSU-Organ „Bayernkurier*: 


Rudolf Augsteins SPIEGEL gilt, vor al- 
lem bei seiner qgläubig-frommen 
Leserschar, als besonders gut infor- 
miert. Ein „Schwacher Punkt“ in die- 
sem Informations-Image des Hambur- 
ger Magazins tat sich... wieder ein- 
mal auf — unter eben dieser Über- 
schrift. „Karl August Schiller ist keiner 
gewachsen. Der Cassius Clay der SPD 
findet nur noch Sparringspartner, aber 
keine Gegner mehr“, lobte Augsteins 
regierungsfrommes Blati, das mehr 
und mehr zum Zentralorgan der libe- 
ral-sozialistischen Mini-Koalition 
avanciert. Keiner gewachsen sei 
Schiller — dem, wie man siehi, sogar 
der SPIEGEL eine Assoziation zur 
Großmäuligkeit einräumt — in den 
Unionsparteien, behauptet das Nach- 
richtenmagazin. 


* 


Kleine Anfrage der Fraktionen von SPD 

und FDP im Bundestag: 
Der SPIEGEL-Bericht vom 30. Septem- 
ber 1969 über vom Bundesrechnungs- 
hof festgestellte Mängel bei der Be- 
schaffung von 96 Flugzeugen F 104 G 
hat allgemeines Aufsehen erregt. Es 
ist deshalb notwendig, daß die Bun- 
desregierung zu den dort aufgestell- 
ten Behauptungen zum Waffensystem 
F 104 G Stellung nimmt und über den 
Einsatzstand der Bundesluftwaffe 
Auskunft gibt. Wir fragen die Bundes- 
regierung: 


> 1. Trifft es zu, daß der Bundesrech- 
nungshof — wie von dem Magazin 
DER SPIEGEL am 30. September 
1969 behauptet — in einem Prü- 
fungsbericht über die Beschaffung 
von 96 Flugzeugen F 104 G schwere 
erBumnisse und Mängel gerügt 
at? 


[> 2. Um welche wesentlichen Bean- 
standungen handelt es sich? 


> 3. Wie ist dazu die Stellungnahme 
des Bundesministers der Verteidi- 
gung? 

[> 4. Haben die Fehler der Vergan- 
genheit Einfluß auf die gegenwär- 
tige und zukünftige Einsatzbereit- 
schaft der Bundesluftwaffe? 
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Jede Flasche dieser Weltmarke ist einzelnumeriert. 


HENKELL- 
EINE ÜBERLEGENE 
WAHL 


Henkell Trocken. 

Schon in seinem Namen 
schwingt die Faszination des 
Besonderen, die Ausstrahlung 
unvergleichlicher Eleganz. 

Perlend frisch, wunderbar 
trocken und voll ausgereift. 
Ein kostbarer Sekt. 


